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EDITORIAL/155: Liebe Leserin, lieber Leser ... (SB)
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Liebe Leserin, lieber Leser,

bereits mit dieser Ausgabe der Schattenblick-Wochendruckpostille
möchten wir uns zum nahenden Jahresabschluß herzlich für Ihre
regelmäßige und zugewandte Aufmerksamkeit bedanken und Ihnen
gleichzeitig die wichtigsten letzten und entsprechend ersten
Informationen und Daten in eigener Sache für das Ende des Jahres 2019
und den Beginn des Jahres 2020 mitteilen.

Die beiden abschließenden Nummern 156 und 157 werden noch in der
jeweils 45. und 46. Woche in diesem Jahr erscheinen. Dann beginnt für
die Redaktion und alle anderen Mitwirkenden wie sonst auch die Zeit
der steten Versorgung der Online-Tageszeitung Schattenblick mit
Reportagen, Berichten, Interviews, Kommentaren und Impressionen aus
eigener Feder und Recherche sowie die umfangreiche Präsentation von
Beiträgen aus anderen Publikationen.

In der vierten Woche des Jahres 2020 dann startet die
Wochendruckausgabe des Schattenblicks mit ihren Veröffentlichungen aus
eigener Hand und solchen befreundeter Medien wieder durch. Sie steht
so ihrer Leserschaft wie gewohnt als Abonnement oder in
Einzelexemplaren zum neugierigen und kritischen Stöbern und Lesen wie
auch zum dialogischen Gebrauch erneut zur streitbaren Verfügung.

Ihre Schattenblick-Redaktion


1. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963
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KOHLEALARM/656: Klimakampf und Kohlefront - folgenreich und weltumspannend ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 4. November 2019

Dorfspaziergang in Keyenberg mit Carola Rackete 

11:30 Start Dorfspaziergang auf der Wiese hinter der Keyenberger Kirche

(An St. Kreuz, 41812 Erkelenz)



Es ist höchste Zeit, zu handeln. Das ist das Credo von Aktivistin Carola
Rackete, die im Sommer berühmt wurde, weil sie 53 Menschen aus Seenot
rettete und auf der Sea-Watch 3 gegen den Willen der italienischen
Regierung in einen sicheren Hafen brachte. Die Klimakrise bedroht die
Menschenrechte. Am Sonntag, den 10. November 2019 wird Kapitän Carola
Rackete deshalb auf Einladung des Bündnisses "Alle Dörfer Bleiben" den vom
Braunkohlebergbau bedrohten Ort Keyenberg besuchen. Der Dorfspaziergang
startet um 11:30 Uhr auf der Wiese hinter der Keyenberger Kirche (St.
Kreuz, 41812 Erkelenz).

Die Dorfspaziergänge sind aus den Waldspaziergängen im Hambacher Forst
entstanden und führen durch die von dem Tagebau bedrohten Dörfer. Für den
Kohleabbau sollen in Nordrhein-Westfalen immer noch Menschen enteignet und
umgesiedelt werden. Seit Jahren wächst nicht nur die bundesweite
Klimabewegung, sondern auch der Widerstand in den betroffenen Dörfern.

Aktivistin Carola Rackete erklärt die Gründe ihres Besuchs in Keyenberg wie
folgt: "Auf dem Mittelmeer habe ich gesehen, wie Menschen sterben, weil sie
vor Krieg, Terror und Hunger, aber auch vor den Folgen der Klimakrise
fliehen. Der Braunkohletagebau im Rheinland ist mitverantwortlich für die
Klimakrise. Solidarisch stehe ich an der Seite der Menschen, die sich hier
lokal gegen die zerstörerischen Tagebaue engagieren und freue mich sie und
ihren Widerstand besuchen zu können. Keine Familie darf mehr für den Abbau
klimaschädlicher Braunkohle ihr Zuhause verlieren. Wir müssen sofort raus
aus den fossilen Energien."

Das Bündnis "Alle Dörfer Bleiben" streitet für den Erhalt aller vom
Braunkohlebergbau bedrohten Dörfer und damit für die Einhaltung der Pariser
Klimaschutzziele.

Die Gemeinschaft "Menschenrecht vor Bergrecht" ist ein Zusammenschluss von
Bewohner*innen aller bedrohten Dörfer und Höfe am Tagebau Garzweiler II.
Die Gemeinschaft besitzt ein Grundstück zwischen dem Tagebau und der
Ortschaft Keyenberg, welches sie gegenüber RWE als unverkäuflich deklariert
hat. Notfalls ist sie bereit, juristische Schritte bis vor das deutsche
Verfassungsgericht zu gehen um dort klären zu lassen, ob Enteignungen für
Braunkohle noch verfassungsgemäß sind.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2019 
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KOHLEALARM/655: Klimakampf und Kohlefront - den Druck verstärken ... (Michael Zobel)


Der Kohleausstieg bleibt Handarbeit - Termine

von Michael Zobel, 4. November 2019



Liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, Mitmenschen...

Guten Tag zusammen,

nein, es wird nicht ruhiger. Die Bagger zerstören den Hambacher Wald
scheinbar unaufhaltsam, die Dörfer werden weiter abgerissen, Menschen
werden weiter vertrieben und verlieren ihre Heimat. Die Folgen des
Klimawandels werden weltweit täglich dramatischer. Und was macht die
Politik? Das Nichtstun und Aussitzen wird Methode, jeder Tag ohne ein
Kohleausstiegsgesetz ist ein verlorener Tag.

Was ist also zu tun? Wir müssen den Druck immer weiter erhöhen, wir müssen
die Verantwortlichen dazu zwingen, endlich zu handeln, endlich zu ihren
vollmundigen Ankündigungen zu stehen.

Es gibt viel zu tun, wir machen weiter, wir nehmen das Handeln weiter
selber in die Hand, hier ein paar Termine für die kommenden Tage und
Wochen:

Sonntag, 10. November, 11:30 Uhr Dorfspaziergang in Keyenberg und Kuckum am
Tagebau Garzweiler, diesmal mit Carola Rackete, Kapitänin der SeaWatch,
Treffpunkt ist die Grünfläche hinter der Keyenberger Kirche:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/

Mittwoch, 13. November, 9:00 Uhr, Weshutdown, 2. Verhandlungstag in
Eschweiler

https://hambacherforst.org/blog/2019/10/16/prozess-wegen-kraftwerksblockade-weshutdown/

Donnerstag, 14. November, 18:00 Uhr, DIE ROTE LINIE, der Film über den
Hambacher Wald, diesmal im Schulzentrum Vogelsang in Solingen... Eva und
ich werden zum anschließenden Gespräch da sein....

https://mindjazz-pictures.de/filme/die-rote-linie-widerstand-im-hambacher-forst/

Freitag, 15. November, 19:30 Uhr, Konzert mit dem Gerd Schinkel Trio im
Pinù Aachen, Buchkremerstraße, im Aachen-Fenster...

https://gerdschinkel.jimdo.com/

Sonntag, 17. November, 11:30 Uhr, DIE ROTE LINIE, der Film über den
Hambacher Wald, diesmal in Kleve, Tichelpark Cinemas, der BUND und Fridays
for Future laden ein...

https://www.kleverkinos.de/detail/78068/Die_Rote_Linie_-_Widerstand_im_Hambacher_Forst

Mittwoch, 20. November, DIE ROTE LINIE, der Film über den Hambacher Wald,
heute im Kuba Jülich, Bahnhofstr. 13, 52428 Jülich

https://kuba-juelich.de/index.php/programm/kino/die-rote-linie/

Donnerstag, 21. November, PREMIERE, In unser aller Namen - Ein neuer Film
über die Konflikte im Hambacher Wald von Daggi Diebels und Tom Meffert aus
Aachen, 20.15 Uhr Apollo Aachen

https://in-unser-aller-namen.de/

Freitag, 29. November, Fridays for Future, weltweiter Klimastreik, vier
Tage vor dem Klimagipfel in Madrid, wir werden die SchülerInnen erneut nach
Kräften unterstützen

https://fridaysforfuture.de/neustartklima/

Sonntag, 8. Dezember, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 68 Monate Wald- und
Dorfspaziergänge, Treffpunkt und mehr in den kommenden Tagen...

und dann noch dies: KEIN BAUM IST EGAL, das gilt auch für die Hainbuchen in
der Lothringerstraße/Aachen, die für einen Premiumradweg und einen
Premiumfußgängerweg weichen sollen. Gehts noch, in Zeiten des
Klimanotstands? Ich freue mich, dass mutige Menschen den ersten
Fäll-Versuch verhindern konnten. Mehr dazu auf

https://www.facebook.com/groups/450922635479155/ oder/und 

https://www.facebook.com/BuergerFuerBaeume/

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglch.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner Webseite
www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel und viele UnterstützerInnen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 4. November 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1469: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 11. - 16. November 2019




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 46. Kalenderwoche 2019

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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        Einladung und Pressemitteilung vom 05.11.2019

        

        Mit der Bitte um Veröffentlichung und Berichterstattung

        

        

        Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

                                                - + * + * + * + -

        

            

            *Mittwoch, 13. November 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:
            Jam-Session

              Lexi's Jam Session - join the moment!

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by Sasa]

Lexi's Jam Session
Foto: by Sasa




        Die Akustik- Jam Session zurück ins Komm du!


        Alles darf, nichts muss: Von Gipsy, Jazz, Blues, Reggae, Soul, Funk
        bis hin zu Freestyle - fühlt euch frei zu experimentieren.

         

        Verbindet euch mit anderen Musiker*innen oder probiert euch an
        gänzlich Unbekanntem aus.

        Eine Grundausstattung von Instrumenten ist vorhanden
        (dr,p,eb,git,perc,trgl)

         

        Leidenschaftliche Zuhörer*innen und Tänzer*innen sind natürlich
        immer gern gesehen!

         

        Besetzung:

        Jeder Zuhörer / Zuschauer darf sich gerne der Jam Session
        anschließen!

        

        Weitere Informationen:

        https://www.facebook.com/events/585521731983609/

        

        

        

            *Donnerstag, 14. November 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:
            Vortrag

              Marc-Enrico Ibscher - Leopold Mozart | Lebensbilder
            klassischer Komponisten

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Marc-Enrico Ibscher
Foto: by links - regio-augsburg / rechts - Marc-Enrico Ibscher




        Leopold Mozart, der „gelehrte Vater des genialen Sohnes“


        Wer den Namen Mozart hört, denkt spontan an Wolfgang Amadeus. Doch
        vor genau 300 Jahren wurde dessen Vater Leopold Mozart in Augsburg
        geboren, der selbst ein sehr produktiver Komponist und Verfasser des
        Standardwerkes der “Gründlichen Violinschule” war. Als er das Genie
        seines Sohnes erkannte und begann, dessen Karriere zu fördern,
        stellte er seine eigene Kompositions-Tätigkeit ein. 

        

        Der Vortrag von Marc-Enrico Ibscher begibt sich auf die
        biographischen Spuren von Leopold Mozart, der zu seiner Zeit auf
        vielen Gebieten in Erscheinung trat: in leitender Funktion der
        Salzburger Hofkapelle mit ausgeprägten Fähigkeiten in
        Öffentlichkeitsarbeit und Logistik, als Verfasser zahlreicher
        Sinfonien und Konzerte, die heute noch gespielt werden, und als
        Gelehrter der mehrere Fremdsprachen beherrschte.   

        Begleitet von zahlreichen Musikbeispielen und Bildern seiner
        Aufenthaltsorte wird das Leben und Wirken von Leopold Mozart
        vorgestellt, das sonst oft hinter der Figur des berühmten Sohnes
        verschwindet.

        

        Besetzung:

        Marc-Enrico Ibscher

        

        Weitere Informationen:

        https://www.youtube.com/watch?v=S4gWDMMWUYE

        

        

        

            *Freitag, 15. November 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

              MS Friedrich – eine Stimme, zwei Gitarren und den
            Rythmus im Herzen"

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Ticket- und Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52 
        oder E-Mail: kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by MS Friedrich]

MS Friedrich
Foto: by MS Friedrich




        MS Friedrich – eine Stimme, zwei Gitarren und der Rhythmus ihrer Herzen


        Ihr Heimathafen liegt im Tor zur Welt, wo Bille und Alster in die
        Elbe fließen, in der Hansestadt Hamburg.

        Im Fokus des Musikprojektes steht das Spielen ausgewählter Songs der
        Popmusikgeschichte. Mit ihren eigenen Interpretationen der Stücke
        möchten die Hamburger ihre Zuhörer vor allem zum Träumen einladen. 

        

        Wenn die drei Kapitäne Müller, Schulz und Friedrich die
        musikalischen Leinen los machen, bedienen sie sich  einer
        nostalgisch bis romantisch anmutenden Auswahl von Songs, um ihre
        eigenen Geschichten von Fernweh, Liebe und Hoffnung zu erzählen.

         wie sie doch so oft auch mit der Seefahrt verbunden werden

        Zum Repertoire gehören beispielsweise Song-Interpretationen von
        Künstlern wie Coldplay, Rio Reiser, Tom Petty, Paolo Nutini oder den
        Red Hot Chilli Peppers.

        

        Besetzung:

        Michi Müller - Gesang

        Basti Schulz - Gitarre 

        Chris Friedrich - Gitarre

        

        Weitere Informationen:

        https://www.facebook.com/MSFriedrichMusik/

        https://soundcloud.com/msfriedrichmusik/msfriedrich-horproben

        

        

        

            *Samstag, 16. November 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

              Stobbe & Jol - Blues and other related stuff

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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Stobbe & Jol
Foto: by Stobbe & Jol




        Blues and other related stuff


        Ein beliebiger Tag im Februar am Hans-Albers-Platz auf der
        Reeperbahn, das Wetter nasskalt, der Laden verraucht, ein illustres
        Publikum, kurz, die idealen Bedingungen für die Entstehung einer
        Blues Band. Doch es waren nicht der Ort oder die Umstände, die das
        Duo Stobbe und Jol zusammen führten. Es war der Blues, der ihren Weg
        kreuzte. Der Moment, der nur eine Gitarre, eine Mundharmonika und
        zwei Stimmen benötigte, um etwas entstehen zu lassen. Seitdem
        spielen sie das, was sie verbindet: den Blues. Überall. Drinnen wie
        draußen. Akustisch und elektrisch.

        

        Thomas "Tom" Stobbe verbrachte mehrere Jahre auf Spurensuche nach
        dem authentischen Blues in den USA. Jol treibt sich seit Jahren in
        Sachen Blues in den einschlägigen Etablissements in und um Hamburg
        herum. Neben dem Duo Stobbe & Jol spielt er auch in anderen
        Bandprojekten. Blues. Aber das ist ja dann auch klar.

        

        Besetzung:

        Thomas "Tom" Stobbe Gesang und Gitarre 

        Jol - Gesang und Bluesharps

        

        Weitere Informationen:

        https://www.youtube.com/watch?v=cA8OpvrJnsE

        

        

            

            *Aktuelle Ausstellung im 'Komm du' (07.9.2019 bis
            08.11.2019)

              Mickael Marso Riviere - ‘EKLEGEIN +’ | Internationale
            Tanzfotografie Ausstellung

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by Marso Riviere IMG Photography]

‘EKLEGEIN +’ 
Foto: by Marso Riviere IMG Photography




        ‘EKLEGEIN +’ 


        In einer Serie von Bildern welche den vielseitigen Austausch
        zwischen Bewegung und Architektur porträtieren, fängt der gebürtige
        französische und preisgekrönter Choreograph, Tänzer und Fotograf
        Mickael Marso Riviere, Hip Hop und zeitgenössische Tänzer ein,
        welche sich tänzerisch von Gebäuden und offenen Plätzen in London
        King’s Cross (2017) inspirieren ließen. Des weiteren hält Riviere in
        seinen weltweit entstandenen Werken, verschiedenste
        Wasser-Reflektionen mit seiner Kamera fest, nebst dramatischen und
        poetischen Doppelbelichtungen, in denen Tänzer ihre Trauer und den
        Verlust von Körperteilen ausdrücken (2019).

        

        Seine fotografische Arbeit unter dem Namen ‘Marso Riviere IMG
        Photography’ begann im Jahr 2004. Kommissionen seither waren u.a.
        Shootings für Company Chameleon und Bedford Creative Arts, welche
        auf Fujifilm’s Official Blog in 2017 präsentiert wurde, sowie ebenso
        die Ausstellung von ‘Eklegein’ in London King’s Cross. Seit Beginn
        seiner Karriere vor nunmehr 17 Jahren, hat Marso sich einen Namen in
        der Breakin’ (Breakdance) und zeitgenössischen Tanzszene geschaffen.

        

        Kürzliche Produktionen beinhalten T-Break, Phantom Limbs, Matches
        mit Guy Nader und Hokiri für Carlos Acosta’s Company “Acosta Danza”,
        das in 2016 in Havan Premiere feierte. Für das Theater Birmingham
        Hippodrome produziert er seit 2016 die jährlichen Tanzfestivals und
        Events B-Side Hip Hop Festival und das ‘experimental Dance Konzept
        Battle’ KRE8! . Des weiteren wurde Marso in der 100-Jahr Edition der
        Vogue für Hussein Chalayan’s ‘Gravity Fatigue’ abgebildet
        (choreographiert von Damien Jalet). Zur Zeit arbeitet er an einer
        neuen Tanzproduktion, welche inspiriert wurde durch das Thema
        ‘Phantom-Schmerzen’, welche unterstützt und produziert wird durch
        das Theater The Place in London, Theatre National de Chaillot in
        Paris, Dancexchange und Birmingham Hippodrome. Neben seiner Arbeit
        mit der Fotografie und Choreografie, unterrichtet er ebenfalls für
        führende Tanz Institutionen weltweit.

        

        Die Ausstellung läuft bis zum 8. November 2019.

        Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00
        bis 22.00 Uhr    

        

        Besetzung:

        Mickael Marso Riviere - Choreograph, Tänzer und Fotograf

        

        Weitere Informationen:

        www.marsoriviere.com

        https://www.instagram.com/marsoriviere/?hl=de 

        https://www.instagram.com/marsoriviere_img/?hl=de 

        https://www.instagram.com/companydecalage/?hl=de 
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 5.11.2019

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BUCH / SACHBUCH





BUCHBESPRECHUNG/142: Der Falke - Taschenkalender für Vogelbeobachter 2020 (SB)


Der Falke - Taschenkalender für Vogelbeobachter 2020






Wie beobachtet respektive zählt man traditionellerweise Insekten? Mit
Hilfe einer speziellen Lichtfalle beispielsweise. Die so
"gewonnenen" Insekten werden getötet, getrocknet und dann als
"Insektenbiomasse" über mehrere Jahre gemessen, registriert und
verglichen. Ergebnis: Insektenschwund. Wie beobachtet respektive zählt
man traditionellerweise Vögel?... Mit etwas mehr Respekt sicherlich,
etwas mehr Empathie gewiß. Sogar die Geier neuerdings, zumindest in
Bayern.

Was macht den Vogelkenner und versierten -beobachter aus? Er kennt
seine Orte, Zeitpunkte und die Objekte seiner Leidenschaft. Der
weniger Versierte ist noch auf die eine oder andere Hilfestellung
angewiesen. Sei es das Internet, eine Veranstaltung oder ein Buch, in
dem es sich ungestört stöbern läßt. Eine solche Orientierungshilfe
bietet der vorliegende, mit Vogelfotos illustrierte Taschenkalender.
Neben dem üblichen Kalendarium findet man hier die für jeden Tag
notierten Sonnen- und Mondauf- und -untergangszeiten, den ewigen
Kalender sowie einen Gesangs- und einen Vogelzugkalender inklusive
Erläuterungen. Bei letzterem hat sich im Vergleich zum Vorjahr nichts
geändert, obgleich im Zuge der klimatischen Veränderungen auch mit
einem veränderten Zugverhalten zu rechnen ist - siehe überwinternde
Störche - Entschuldigung, wieder ein Beispiel aus Bayern...

Und, da war noch etwas... Kennen Sie den Pentadenkalender nach Peter
Berthold? Als Ornithologe sicherlich, als routinierter Vogelbeobachter
vielleicht, aber als an Vögeln und ihrem Wohlergehen interessierter
Neuling? Zumindest der Rezensent hätte sich doch ein wenig Erläuterung
gewünscht. Der Jahreskalender ändert sich, der Pentadenkalender nicht.
Warum wird jetzt das Jahr in - 72 - Fünf-Tage-Perioden unterteilt (die
12. Pentade ist im Schaltjahr 6 Tage lang) und welche Relevanz hat das
für den Vogelbeobachter? Kurz gesagt handelt es sich hier um eine
Frage wissenschaftlicher Methodik. Die Einteilung des Jahres in
Pentaden wurde von dem bekannten Ornithologen vorgeschlagen, um die
Vergleichbarkeit und standardisierte Verarbeitung biologischer
Beobachtungsdaten zu verbessern. In diesem Falle aus der
Vogelbeobachtung - Fische könnten es allerdings auch sein oder das
Wetter oder landwirtschaftliche Daten (in meteorologischen
Ertragsanalysen beispielsweise). Wer dazu mehr wissen möchte, wende
sich an den Experten.

Abgesehen von den kalendarischen Besonderheiten finden sich im
vorliegenden Taschenbuch die Adressen der besten
Vogelbeobachtungsplätze in Deutschland, aufgeschlüsselt nach
Bundesland, sowie weitere nützliche Adressen aus dem Bereich
Vogelkunde und Vogelschutz wie Vogelschutzwarten, Naturschutzbehörden,
Forschungsinstitute etc. ...

6. November 2019






Der Falke

Taschenkalender für Vogelbeobachter 2020

AULA-Verlag GmbH, Wiebelsheim 2019

256 Seiten, 7,90 EUR

ISBN 978-3-89104-826-9








Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





NAHOST/359: Menschenrechtslage in Nordsyrien und der Türkei


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. November 2019

Menschenrechtslage in Nordsyrien und der Türkei

Untersuchungsausschuss im Bundestag gefordert



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert die Einsetzung
eines Untersuchungsausschusses im Bundestag, der die aktuelle Politik
der Bundesregierung in Nordsyrien prüfen soll. Ein entsprechender
Aufruf der GfbV und der Kurdischen Gemeinde Deutschland e.V.
erreichte heute Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble sowie alle
Fraktionen des Bundestages. "Nordsyrien versinkt mehr und mehr in
einem dramatischen Chaos", erklärte Lina Stotz, GfbV-Referentin für
ethnische, religiöse, sprachliche Minderheiten und Nationalitäten am
Dienstag in Göttingen. "Unter der Kontrolle der Türkei hat sich die
Menschenrechtslage für Minderheiten nochmals deutlich
verschlechtert".

Zugleich exportiere Deutschland weiter Waffen an Erdogan und
überweist Milliarden in die Türkei - kaum ein Land der Welt bekommt
mehr finanzielle Unterstützung aus Berlin. Der Außenminister und die
Verteidigungsministerin können sich nicht auf ein gemeinsames
Vorgehen einigen. "Diese Zustände werden der ernsten Lage in
Nordsyrien nicht gerecht. Ein Untersuchungsausschuss muss her, um das
derzeitige Vorgehen des Kanzleramtes und der zuständigen Ministerien
zu prüfen", so Stotz. Dies sei auch im Sinne der deutschen
Bevölkerung, denn die Mehrheit sei empört über das Vorgehen der
Türkei. Auch die Bevölkerung vor Ort in Nordsyrien würde von
Deutschland eine andere Kurden- und Syrienpolitik erwarten.

Die türkische Armee und mit ihr verbündete islamistische Milizen
setzen ihre gezielte Verfolgung von Kurden, Christen und Yeziden
inzwischen fort. Dörfer, die sie kontrollieren, werden
zwangsislamisiert; eine Schleierpflicht gilt für alle Frauen, egal ob
muslimisch, christlich oder yezidisch. Auch in der Türkei nimmt die
Verfolgung von Kurden dramatisch zu. Zahlreiche kurdische
Bürgermeister wurden in den letzten Wochen inhaftiert, zuletzt
Nilüfer Yilmaz, die Bürgermeisterin von Kiziltepe, am vergangenen
Montag.

Auf gfbv.de startet heute eine Online-Petition, mit der sich
Interessierte direkt für die Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses aussprechen können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. November 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FRIEDENSGESELLSCHAFT





ARTIKEL/343: War Resisters' Konferenz - Wichtige Inhalte und Infos aus den Workshops (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 4 / 2019

Magazin der DFG-VK

Wichtige Inhalte und Infos aus den Workshops

Stichworte und Skizzen aus einigen Arbeitsgruppen bei der WRI-Konferenz

Von Gernot Lennert



Bei der Konferenz gab es Workshops, z.B. zu
Kriegsdienstverweigerungskampagnen in Südkorea und Kolumbien und zu
Menschenrechten in Mexiko.

"Selbstbestimmung, Gewissensgefangene und Entkolonialisierung
heute": In diesem Workshop präsentierten gewaltfreie Aktive aus
Ambazonia, Westpapua und Westsahara ihre jeweiligen Kämpfe. Auch
Puerto Rico war Thema.

Ambazonia nennt die dortige separatistische Bewegung den
englischsprachigen Teil Kameruns. 1961 hatte die Bevölkerung
Britisch-Kameruns die Wahl zwischen dem Anschluss an Nigeria oder dem
ans frankophone Kamerun. Der Norden stimmte für Nigeria,
Britisch-Südkamerun entschied sich für einen föderativen
zweisprachigen Staat Kamerun. Doch Kamerun wurde allmählich in einen
Einheitsstaat umgewandelt, die kulturelle und politische Autonomie des
anglophonen Teils beseitigt. Gegenwärtig sind der Erhalt des
englischsprachigen Bildungssystems und des Rechtssystems
Hauptkonfliktpunkte. 2017 eskalierten die Auseinandersetzungen: mehr
als 1000 Tote, Tausende von Flüchtlingen, Menschenrechtsverletzungen
und Kriegsverbrechen von beiden Seiten.

Die WRI hat das Ambazonia Prisoners of Conscience Support Network
sowie den Réseau des Défenseurs des Droits Humains en Afrique
Centrale (Redhac) aufgenommen. Für den Internationalen Tag der
Gefangenen für den Frieden am 1. Dezember wurde beschlossen, das
Schicksal der gewaltfreien ambazonischen Gefangenen zum
Schwerpunktthema zu machen.

In Westpapua, der westlichen Hälfte von Neuguinea, setzt sich
die neue WRI-Mitgliedsorganisation Pasifika für Gewaltfreiheit,
Menschenrechte und die Unabhängigkeit Westpapuas von Indonesien ein.

Schon kurz nach der WRI-Konferenz gab es Massenproteste in Westpapua
anlässlich rassistischer Verfolgung papuanischer Studenten in Java.
Der indonesische Staat schickte Truppen und tötete sechs
Demonstranten. Militär und Polizei Indonesiens beziehen Waffen für die
Repression in Westpapua auch aus Europa. Deutschland beteiligt sich
zusätzlich an der Ausbildung der indonesischen Polizei: ein Hebel, um
gegen die menschenrechtsverletzende Politik Indonesiens vorzugehen.

Gegen Rückkehr der Zwangsdienste. In den letzten Jahren haben
einige Staaten die sogenannte Wehrpflicht reaktiviert oder erstmals
eingeführt: Ukraine, Georgien, Litauen, Schweden, Marokko, Kuwait und
die Vereinigten Arabischen Staaten.

Anderswo, wie in Deutschland oder den Niederlanden, werden eine
Wiederbelebung und Ausweitung der Zwangsdienste gefordert. Die beiden
westsaharischen Aktivist*innen berichteten von der Härte des von den
Jugendlichen gefürchteten Militärdienstes in Marokko, wo die
Zwangsrekrutierten zum Minenräumen eingesetzt werden und generell als
Werkzeuge eingesetzt werden, um deren Wohlergehen sich der Staat, wenn
sie z.B. in Gefangenschaft geraten, nicht kümmert.

Den Workshop hatte ich für den Austausch über die aktuellen
Entwicklungen und von Gegenstrategien in verschiedenen Ländern
vorbereitet. Es nahmen zwar kenntnisreiche Aktive aus der Westsahara,
Großbritannien, Deutschland und Finnland teil, doch es fehlten Leute
aus den von Reaktivierung der Zwangsdienste oder der Diskussion
darüber betroffenen Ländern. Niemand konnte über die sogenannte
Auswahlwehrplicht in Schweden und den neuen Service national
universel in Frankreich und etwaigen Widerstand dagegen
informieren.

Ein Antrag aus dem Workshop bat die WRI, die Recherchen über den
gegenwärtigen Stand der Entwicklung in verschiedenen Ländern, den
Austausch von Information und die Koordination von Widerstand zu
erleichtern, z.B. mittels einer Arbeitsgruppe und eines Seminars.

Im WRI-Programm The Right to Refuse to Kill hatte man schon
zuvor ein solches Seminar erwogen, eventuell in Kroatien oder Serbien.

Kolumbien: Wiederaufflammen des Krieges? Ende August erklärte
ein Teil der Farc, den bewaffneten Kampf wieder aufzunehmen.
Sie hatten 2017 die Waffen niedergelegt, um sich als legale politische
Partei zu konstituieren. Doch 150 Politiker der Farc sind seit
dem Friedensabkommen vor zwei Jahren ermordet worden.

Am 26. Juli, kurz vor Konferenzbeginn, konnte ich in Bogotá eine
Demonstration von mehr als 15.000 Menschen gegen die Morde an
Hunderten von Aktiven sozialer Bewegungen erleben. Im August stieß ich
in kolumbianischen Zeitungen und Fernsehnachrichten ständig auf
Meldungen von Morden an Indigenen in ländlichen Gebieten, die, wenn
sie Bergbau, Landwirtschaft oder Drogenhandel im Weg sind, häufig
ermordet werden.

Hat die Konferenz der WRI in den letzten halbwegs friedlichen Wochen
in Kolumbien stattgefunden? Das muss sich noch zeigen. Die politische
Partei Farc arbeitet weiter. Guerriller@s, die sich nie auf den
Friedensprozess eingelassen hatten, hatte es zuvor auch schon gegeben.


Gernot Lennert ist seit Jahrzehnten regelmäßiger
Vertreter der DFG-VK bei WRI-Konferenzen.

Gernot Lennert spricht im Video über Erlebnisse auf der Konferenz und
Antimilitarismus in Lateinamerika - abrufbar im Youtube-Kanal der
DFG-VK: 

https://www.youtube.com/watch?v=7-XNw2jOK4w



Anfang Texteinschub

Wiederbelebung von Versammlung und Rat der WRI?


Bei der Konferenzauswertung war ein Kritikpunkt die Kluft zwischen der
öffentlichen Konferenz und der WRI-Versammlung. Vermutlich hat man in
der öffentlichen Konferenz die WRI kaum wahrgenommen.


Die WRI-Versammlung, eigentlich das Herzstück der Gesamtkonferenz,
nicht nur für Wahlen, sondern zur Diskussion der Politik der WRI, war
schwach besucht. Früher bildeten öffentlicher und interner Teil der
WRI-Konferenzen ein organisches Ganzes. Inzwischen wird bei der
Versammlung nur noch rein Organisatorisches besprochen oder nur
ratifiziert, sie ist kein Ort mehr für Debatten.


Entscheidung im Konsens und harmonische Atmosphäre sind angenehm. Doch
Vermeidung kontroverser Debatten verringert die Attraktivität. Die
Situation in Venezuela hätte man zum Thema in der Versammlung machen
können. Auch ohne gemeinsame Position hätten wir wenigstens erfahren,
welche Einschätzungen dazu es in der WRI gibt.


Die Hundertjahrfeier der WRI 2021 wird nun nicht wie geplant mit einer
WRI-Versammlung verbunden, da die Konferenz in Bogotá mit Verspätung
stattfand und zwei Jahre bis zur nächsten Versammlung zu kurz
scheinen. Also wird die Hundertjahrfeier nun mit einem Ratstreffen der
WRI verknüpft. Um einer Abwertung des Ereignisses vorzubeugen, wurde
empfohlen, das Ratstreffen möglichst offen zu gestalten,
WRI-Mitglieder zu ermuntern teilzunehmen und das Ratstreffen wieder
zum Ort von Diskussion zu machen.


Bei aller Freude über die Globalisierung der WRI seit den 1990ern: Die
WRI schwächelt in Westeuropa, in Osteuropa gibt es kaum
Mitgliedsgruppen. Die Hundertjahrfeier sollte zur Stärkung der WRI in
Europa genutzt werden.


Gernot Lennert

Ende Texteinschub

 * 
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MELDUNG/076: Bei Kürzungen des Existenzminimums kann bis zu 30% in die Menschenwürde eingegriffen werden (HU)


Pressemitteilung der Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union

vereinigt mit der Gustav Heinemann-Initiative

Berlin, 5. November 2019

Bei Kürzungen des Existenzminimums kann bis zu 30% in die Menschenwürde
eingegriffen werden



Das Bundesverfassungsgericht hat die Sanktionen im SGB II für Hartz IV
Empfänger*innen für teilweise verfassungswidrig erklärt. Das heißt: Zum
Teil sind sie weiterhin möglich.

Laut §§ 31, 31a und 31b SGB II können Hartz IV Empfänger*innen
verpflichtet werden "konkrete Schritte zur Behebung ihrer
Hilfebedürftigkeit zu unternehmen". Bei Nichteinhaltung dieser
Mitwirkungsanforderungen können den Leistungsberechtigten ihre
Sozialleistungen gestaffelt um 30, 60 oder 100% gekürzt werden. Das
Sozialgericht Gotha legte dem Bundesverfassungsgericht die Frage vor, ob
diese Sanktionen verfassungsmäßig sind. Das Sozialgericht hielt die
Leistungskürzungen für einen Verstoß gegen die Menschenwürde, weil die
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums ein Gebot aus Art. 1
Abs. 1 i.V.m. Art 2 Abs. 1 GG ist, das mit den Kürzungen unterschritten
wird.

Das Bundesverfassungsgericht entschied, dass die Regelungen staatlicher
Sozialleistungen mit dem Grundgesetz vereinbar seien, "soweit sie
erwerbsfähige Erwachsene zu einer zumutbaren Mitwirkung verpflichten, um
ihre Hilfebedürftigkeit zu überwinden oder zu verhindern". Danach seien
Kürzungen von 30% oder weniger geeignet, diese Mitwirkung einzufordern. Der
Gesetzgeber könne von einer abschreckenden Wirkung dieser
Leistungsminderung ausgehen, und es ständen zurzeit keine milderen, gleich
wirksamen Mittel zu Verfügung.

Nicht verfassungsgemäß sei aber auch bei dieser Höhe der Kürzungen die
starre Verhängung der Sanktionen ohne Härtefallregelung. Bei allen
Kürzungen müsse die Möglichkeit bestehen, in Härtefällen von Sanktionen
absehen zu können. Es müsse dann von Sanktionen abgesehen werden, wenn ihre
Verhängung dem Zweck des Gesetzes widerspricht, die Hilfebedürftigkeit zu
überwinden. Auch die Starrheit der Regelung, Sanktionen immer für drei
Monate zu verhängen, sei verfassungswidrig. Im Falle, dass die
Mitwirkungspflicht nachträglich erfüllt wird oder Leistungsberechtigte sich
"ernsthaft und nachhaltig bereit erklären, ihren Pflichten nachzukommen",
müsse von der Weiterführung der Sanktionen abgesehen werden können. Nach
Erfüllung der Anforderungen dürften diese höchstens einen Monat
weiterlaufen.

Kürzungen von über 30% erklärte das Bundesverfassungsgericht für
unzulässig. Eine Minderung in Höhe von beispielsweise 60% des Regelbedarfs
sei unzumutbar, da dies weit in das grundrechtlich gewährleistete
Existenzminimum hineinreiche.

Geht man davon aus, dass die Gewährleistung des Existenzminimums von Art. 1
Absatz 1 Grundgesetz geschützt ist, erstaunt die Entscheidung. Art 1 Absatz
1 GG schützt absolut. Die Menschenwürde ist keiner Abwägung zugänglich.
"Kürzungen des Existenzminiums als Sanktionen gegen die Verletzungen von
Mitwirkungspflichten hätten deshalb insgesamt für verfassungswidrig erklärt
werden müssen", erklärte Werner Koep-Kerstin, Bundesvorsitzender der
Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union. "Die Argumentation des
Gerichts, eine 30%-Kürzung zuzulassen, überzeugt nicht. Das Gericht
argumentiert selbst, dass die Menschenwürde allen zusteht und durch
vermeintlich 'unwürdiges' Verhalten nicht verloren gehen kann." Um den
30%-Eingriff dennoch zu rechtfertigen, folgt es aber dem Gesetzgeber beim
sogenannten Nachranggrundsatz. Dieser Grundsatz soll den Bedürftigen
abverlangen können, selbst zumutbar an der Vermeidung oder Überwindung der
eigenen Bedürftigkeit aktiv mitzuwirken. Der Gesetzgeber war der Meinung,
dass der sogenannte Nachranggrundsatz Kürzungen bis zu 100% rechtfertigen
kann. Dass der Nachranggrundsatz Kürzungen bis zu 30% rechtfertigen würde,
besagt nun auch das Bundesverfassungsgericht. Das überzeugt nicht.

Will man die Mitwirkung der Leistungsempfänger*innen erreichen, muss das
Verständnis des Sozialrechts, das Sanktionen ausschließlich in Form von
Leistungskürzungen kennt, überwunden werden. Die Menschenwürde muss auch
bei der Sicherung des Existenzminimums unabwägbar bleiben. Der Gesetzgeber
bleibt deshalb aufgefordert, Sanktionen in Form von Leistungskürzungen
aufzugeben.

 * 

Quelle:

Humanistische Union e.V.

- Bundesgeschäftsstelle -

Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin

Telefon: 030 - 204 502 56, Fax: 030 - 204 502 57

E-Mail: info@humanistische-union.de

Internet: www.humanistische-union.de
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STANDPUNKT/395: Adolph Freiherr Knigge und die Bundestagswahl 2021 (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Adolph Freiherr Knigge und die Bundestagswahl 2021

Von Günter Buhlke, 1. November 2019



Das Wahlereignis ist schon fest im Blick der Parteistrategen,
besonders nach dem Wahlausgang in Thüringen. Die Themenliste
ungelöster Probleme Deutschlands, die das Wahlvolk bedrücken, ist
beachtlich lang. Einiges harrt schon seit mehreren Wahlperioden auf
eine zufriedenstellende Lösung. An Versprechungen der Parteien hatte
es nie gemangelt.

Aktuelle Sorgen, wie der Zustand der Natur, der Kohleaustieg, die
Kriege mit zunehmenden Flüchtlingsströmen. Von den USA und
Großbritannien öffentlich ausgetragene Widersprüche des neoliberalen
Systems nehmen zu.

Von den Strategen wird zu prüfen sein, was auf die Wahlagenda zu
setzen sei, um möglichst viele Stimmen zu erhalten. Das stand und
steht im Vordergrund der Parteiendemokratie. Die Problemlösung für das
Land befindet sich im Werteranking der Politiker der repräsentativen
Demokratie erst in der 2. Reihe. Es gilt bei den Macht ausübenden
Parteien das Wahlprogramm und nicht das Parteiprogramm.

Im Blickfeld steht weiter, welche Wahlkonkurrenten ebenfalls die
neoliberale egoistische Linie des Renditegottes verfolgen und wer für
das Kontra steht. Es gilt die eigenen Ziele zu erreichen und mögliche
Koalitionen auszuloten. Das alles gehört zur Routine von
Wahlvorbereitungen.

Komplizierter sind die personellen Fragen bei der Auswahl der
Kandidaten. Wer hat die besten Chancen als Spitzen- und
Direktkandidat? Wer kann mit Charisma für die Zweitstimme
Wählergruppen, wie Unternehmer, Frauen, Jugendliche, Akademiker,
Künstler für das Kreuz auf dem Wahlzettel gewinnen?

Wie die Kandidaten für den Erfolg auftreten sollten, ist seit etwa
2000 Jahren bekannt, seit Quintus seinen Bruder Marcus Tullius Cicero
als Wahlberater unterstützte. Im Jahr 64 bewarb sich Marcus Tullius
Cicero erfolgreich um den Posten des römischen Konsuls. Der Historiker
Mommsen stufte den begnadeten Redner Cicero als großen Blender ein.
Nachzulesen auch in der Tageszeitung Neues Deutschland vom 9.8.2005,
"Speichelleckerei" [1].

TV- und Printmedien werden helfen, die schmutzigen Flecken auf den
Westen der Kandidaten der Konkurrenz zu sehen.

Weitgehend unbekannt sind den Wählern die fachlichen Kompetenzen der
Kandidatinnen und Kandidaten. Sie sollen für das Wohl eines ganzen
Landes arbeiten.

Für einen Handwerksmeister und Geschäftsführer gibt es Kriterien, die
mitzubringen sind, um ihren Geschäftsbereich erfolgreich zu
entwickeln. Dazu gehören finanzierbare Wirtschaftskreisläufe ohne
ausufernde Schulden, die Zahlung der Steuern, die Motivierung und
Verantwortung für die Belegschaft und die neuen Dinge immer im Blick
zu haben. So ein Anforderungskatalog fehlt für die Arbeit im hohen
Haus des Landes, wenn es gilt Abgeordnete zu bestimmen.

Knigge (1752 - 1796) formulierte bekanntermaßen Kriterien für das
Verhalten im zwischenmenschlichen Umgang. Als Anhänger der großen
französischen bürgerlichen Revolution befasste er sich auch mit
Anforderungen an die höheren Etagen der Gesellschaft (siehe "Über den
Umgang mit Menschen", Reclam Leipzig, Universalbibliothek, 1975). Er
schrieb: "Verliere nie die Zuversicht zu dir selber, das Bewusstsein
deiner Menschenwürde, dein Vertrauen in die Erziehbarkeit, auch der
Großen dieser Erde, Fürsten, Vornehmen und Reichen. Stimme ihnen nicht
bei, was sie sind. Was sie haben, entspringt der Übereinkunft mit dem
Volk und dass man ihnen die Vorrechte wieder nehmen kann, wenn sie
Missbrauch davon machen. Unsere Güter, unsere Existenz sind nicht ihr
Eigentum, sondern dass alles, was sie besitzen, unser Eigentum ist,
weil wir dafür alle ihre und derer ihrer Bedürfnisse befriedigen und
ihnen noch obendrein Rang, Ehre und Sicherheit geben. Sie haben kein
angeerbtes Recht, anderen Menschen das Fell über die Ohren zu ziehen".

Das Gewissen, dem die Abgeordneten folgen sollen, hat in der
allgemeinen egoistischen Umwelt des Neoliberalismus wohl Defekte
erlitten. Wie sonst könnte die Lobby die Geschicke des Landes so
gruppenbezogen steuern? Wie sonst könnten die Räubereien der
Steuerkasse durch Steuerfluchten, Cum-Cum-Geschäfte, Beraterverträge
etc. etc. oder Betrügereien der Autoindustrie und die multiplen
Schäden an der Natur über Jahre gelingen und nicht rechtzeitig
unterbunden werden?

Schwer ist die Arbeit der Abgeordneten, die Gesetze ohne Schäden für
die eine oder andere Gruppe zu formulieren. Nicht schwer fällt es
ihnen anscheinend, mit Milliardensummen zu jonglieren und
Versprechungen für Lösungen abzugeben.

Gewinnbringend für die Zufriedenheit im Land wäre es, wenn sie das
Wirtschaftsstrafgesetz mit seinen müden 28 Paragrafen auf die Höhe der
Zeit bringen könnten; ohne Ratschläge der Lobby. Auch der Zustand der
Erb- und Steuerrechtrechte in Deutschland, vor allem aber die
verschiedenen Arbeits- und Rentenrechte, dürften die Abgeordneten
nicht ruhig schlafen lassen im Interesse der kommenden Bundestagswahl.

Nach den Wahlen in Thüringen, Sachsen, Brandenburg werden von
Politikern und Medien Mehrheiten für die bürgerliche Mitte beschworen,
ein interpretierbarer politischer Begriff. Mehrheiten sollten soziale
Ausgewogenheit zwischen allen Schichten anstreben, vom Schutz der
Natur für die kommenden Generationen getragen werden und den Frieden
ohne Wenn und Aber anstreben. Wahl- und Parteiprogramme geben den
Wählern dazu Auskünfte.

Hohe Wahlbeteiligungen verleihen einer solchen Mitte die notwendige
Stabilität in der Gesellschaft.


Anmerkung:

[1] https://www.neues-deutschland.de/artikel/76205.speichelleckerei.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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AKTION/200: Mönchengladbach - Frauenaktionstage vom 4. bis 28. November 2019


Stadt Mönchengladbach

Frauenaktionstage vom 4. bis 28. November

Mehr als 20 Veranstaltungen sind geplant / Frauenkalender informiert
über das Programm



Auch im November 2019 organisiert die städtische Gleichstellungsstelle
gemeinsam mit Frauenverbänden, Institutionen und Vereinen
Mönchengladbachs die FrauenAktionsTage (FAT). Das vielfältige Programm
umfasst mehr als 20 Veranstaltungen, Workshops und Aktionen in der
Zeit vom 4. bis 28. November Themen sind Frauen und Arbeit, Frauen und
Alter, interkultureller und interreligiöser Austausch, politische
Diskussion, es gibt Frauentreffs, die Suche nach Frauengeschichte(n)
bei der Führung durchs Stadtarchiv, Frauenkabarett, Aktionen gegen
Gewalt gegen Frauen, einen Secondhandverkauf zur Finanzierung der
Arbeit der Frauenberatungsstelle sowie Angebote für Mädchen.
Monika Hensen-Busch, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt: "Die
aktuellen Entwicklungen in Politik und Gesellschaft zeigen, dass
gerade beim Thema Frauenrechte, Wachsamkeit, Solidarität und
Engagement für die Rechte der Frauen, sehr notwendig sind. Es ist
wichtiger denn je, dass Frauen sich treffen, informieren und
austauschen, sich begegnen, miteinander ins Gespräch kommen,
Gemeinsamkeiten und Unterschiede kennenlernen, um am Ende gemeinsam in
Aktion zu kommen. Dazu geben die FrauenAktionsTage die Möglichkeit.
Die unterschiedlichen Akteurinnen bringen auch in diesem Jahr eine
große Themenvielfalt mit."

Sechzehn Veranstalterinnen - von A wie Agentur für Arbeit bis Z wie
Zonta-Club - bringen über 20 Veranstaltungen und Aktionen zu den
FrauenAktionsTagen 2019 zusammen.

Es gibt eine Job- und Infomesse im Theater Mönchengladbach (6.11., 9-
13 Uhr), eine Führung für Frauen durch das Stadtarchiv (12.11., 19
Uhr), Infoveranstaltungen zum Thema Frau und Beruf, Frauencafés,
Frauenfrühstücke, Lesungen, einen Vortrag von Autorin Rebecca Gablé im
Museum Schloss Rheydt (17.11., 11:30 Uhr), Kabarett mit Fammfatal im
BIS-Zentrum (16.11., 20 Uhr), und vieles mehr.

Das komplette Programm der FAT ist auf der Webseite
www.frauenaktionstage-mg.de und im aktuellen Frauenkalender, der an
vielen Stellen ausliegt, zu finden.

Hier eine Kurzübersicht aller Veranstaltungen:

Montag, 04.11.19, 09:30 - 11:30 Uhr: Job-Café - Zurück in den Beruf
Informationsveranstaltung für Frauen zum Wiedereinstieg,
Agentur für Arbeit im BIZ , Lürriper Str. 56

Montag, 04.11.19, 9:30 - 12:00 Uhr: AWO Seniorinnen-Frühstück
Begegnungsstätte Neuwerk, Dünnerstr. 163

Mittwoch, 06.11.19, 09:00 - 13:00 Uhr: Job- und Infomesse: "Vorhang
auf für die Arbeitsbühne" - Der AK Netzwerk W unterstützt Frauen beim
(Wieder-)Einstieg ins Berufsleben, Theater Rheydt, Odenkirchenerstraße
78

Freitag, 08.11.19, 19:00 Uhr: Offener Lesbentreff - Stammtisch, Leslie
e.V. - Restaurant Ionio, Haus Faahsen, Burggrafenstr. 105

Samstag, 09.11.19, 9:00 bis 15:00 Uhr: Neue Lebensphase- neues Ich?
Farb- und Stilberatung für Frauen 55 plus, kfd in Kooperation mit dem
Kath. Forum - Haus der Regionen, Bettrather Str. 22

Dienstag, 12.11.19, 19:00 Uhr, FrauenVita lädt ein zur Stadtarchiv-
Führung mit dem Archiv-Leiter Dr. Helge Kleifeld. - Stadtarchiv
Mönchengladbach, Goebenstraße 4-8 (Vitus-Center)

Mittwoch, 13.11.19, 09:30 - 11:00 Uhr: Elterncafé "Starke Mütter
sorgen vor! - Starke Väter auch!" - Jobcenter in Kooperation
Familienzentrum Sausewind Mumm e.V., Goethestr. 19

Mittwoch, 13.11.19, 16:00 - 19:00 Uhr: Treffen für persisch sprechende
Frauen - Mehrgenerationenhaus, Friedhofstraße 39

Mittwoch 13.11.19, 19:00 Uhr: "Ist dies das ganze Paradies?"
Jüdische Märchenlesung mit Musik, Koop. Gesellschaft für christl.
jüdische Zusammenarbeit e. V. und Gleichstellungsstelle,
Citykirche, Kirchplatz 14, Gebühr: 8,00 erm. 5,00 Euro

Donnerstag, 14.11.19, 09:00 - 12:00 Uhr: Minijob - Da geht noch mehr!
Workshop der Agentur für Arbeit, Berufsinformationszentrum, Lürriper
Str. 80

Freitag, 15.11.19 bis Sonntag,17.11.19: Selbstbehauptungskurs für
Mädchen - Katholische Jugendarbeit KathJA bietet für Mädchen im Alter
von 10 -14 Jahren an. - Wilhelm Kliewer Haus, Ungermannsweg 8

Samstag 16.11.19, 20:00 Uhr: FammFatal - Immer auf Augenhöhe!
Auftritt vom SPD-Frauenkabarett FammFatal, BIS-Zentrum, Bismarckstr.
97-9

Sonntag, 17.11.2019, 11.30 Uhr: Zwischen Fakten und Fiktion - Wie man
historische Romanwelten erschafft - Vortrag von Rebecca Gablé,
Matinee-Veranstaltung der Otto von Bylandt-Gesellschaft, Museum
Schloss Rheydt, Rittersaal, Schlossstr. 508

Dienstag, 19.11.19, 19:00 Uhr: Frauen und Flucht - Vortrag mit
Diskussion - medica mondiale e.V. Das katholische Forum hat Gabriele
Fischer von medica mondiale als Referentin eingeladen, Haus der
Regionen, Bettrather Str. 22

Mittwoch, 20.11.19, 10:00 - 11:30 Uhr: Interkulturelles und
interreligiöses Frauenfrühstück, FBS in Koop. mit kfd Regionalverband
u. Frauenseelsorge MG, Haus Emmaus, Zugang über Odenkirchener Str. 3a

Freitag, 22.11.19,19:00 - 22:00 Uhr u. Samstag, 23.11.19,11:00 - 17:00
Uhr - Second-Hand-Verkauf der Frauenberatungsstelle,
Frauenberatungsstelle, Kaiserstraße 20

Sonntag, 24. 11.19, 11:30 Uhr: Helene Blum-Gliewe - vom Bühnenbild zur
Kunst am Bau - Vortrag von Sabine Leonhardt, Matinee-Veranstaltung der
Otto von Bylandt-Gesellschaft, Museum Schloss Rheydt, Rittersaal,
Schlossstr. 508

Montag, 25.11.19, ganztags: Internationaler Tag "Nein zu Gewalt an
Frauen" - AK GGIB Fahnenaktion "frei leben - ohne Gewalt" und "Orange
your City - Zonta says NO", zwei öffentlichkeitswirksame Aktionen dazu
in Mönchgladbach: Arbeitskreis gegen Gewalt in Beziehungen:
Fahnenaktion "Nein zu Gewalt an Frauen - frei leben - ohne Gewalt".
Die beiden Zontaclubs der Stadt die Soroptimisten organisieren die
Aktion "Zonta says NO" und "Orange your City"

Donnerstag, 26.11.19, 09:30 - 11:00 Uhr: Café für werdende Mütter
Jobcenter in Kooperation, Pro Familia, Friedhofstr. 39

Mittwoch, 27.11.19, 09:30 - 11:00 Uhr: Elterncafé "Starke Mütter
sorgen vor! -Starke Väter auch!" - Jobcenter in Kooperation,
Kath.Tageseinrichtung ProMultis, Alexianerstr. 2

Mittwoch, 27.11.19, 10:00 - 12:00 Uhr: Offener Frauentreff
FBS, Anna Ladener Haus, Odenkirchener Straße 3a

Donnerstag, 28.11.19, 19:00 - 22:00 Uhr: Licht aus - Film ab!
Koop. vom kfd-Regionalverband MG und der Frauenseelsorge
Haus der Regionen, Bettratherstr. 22

 * 
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BERICHT/100: 24. Linke Literaturmesse - nicht einfach nur ein Klassenkampf ... (SB)


Totaler Extraktivismus (...) ist der Imperativ und Treiber der
globalen kapitalistischen Ökonomie. Er beruht auf der Anwendung
gewalttätiger Technologien und zielt darauf ab, die gesamte Erde zu
integrieren und rekonfigurieren und ihre Bewohner zu absorbieren,
während er seine Logik, Apparate und Sichtweise zum Regelfall macht
und verschiedene Naturen gewaltsam kolonisiert und befriedet. (...) In
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft versucht der Kapitalismus,
jegliche Vitalität zu verschlingen: Pflanzen, Tiere, Menschen,
Kohlenwasserstoffe, Mineralien und schlicht alles, was der Staat und
seine Anhängsel erspähen, verwerten oder in Wert setzen.

A. Dunlap, J. Jakobsen: The Violent Technologies of Extraction, S. 6/7 [1]



Die Linke Literaturmesse in Nürnberg [2] wird traditionell mit einer
Podiumsdiskussion am Abend des ersten Veranstaltungstages eröffnet,
die einem aus linker Perspektive besonders bedeutsamen aktuellen Thema
gewidmet ist. Aus naheliegenden Gründen war in diesem Jahr die Wahl
auf die Klimakrise gefallen, die wie kaum eine andere Problematik
nicht nur für eine wachsende Protestbewegung, sondern auch in der
breiten Öffentlichkeit präsent ist. Unter den zahlreichen
unbewältigten Problemen menschheitsgeschichtlicher Entwicklung wie
Armut und Hunger, Krankheit und Elend, Unterdrückung und Krieg, ragt
die klimatische Katastrophe gegenwärtig insofern heraus, als sie alle
anderen Konflikte verschärft wie auch auf eine Veränderung zusteuert,
die das Überleben auf diesem Planeten gravierend beeinträchtigt oder
sogar unmöglich macht.

Wenngleich sich also angesichts der Klimakrise eine Endzeitstimmung
einstellen kann, sind doch apokalyptische Beschwörungen denkbar
ungeeignet, mit den zweifellos drängenden Fragen auf eine
entwicklungsfähige und fruchtbare Weise umzugehen. Viel eher ist damit
zu rechnen, daß Menschen unter wachsendem Druck und allgemeiner
Verunsicherung um so mehr auf jene Grundmuster und Strategien setzen,
die in ihrer gesellschaftlichen Verfestigung das Verhängnis
herbeigeführt haben. Wollte man einen Wesenskern menschheitlicher
Entwicklung benennen, so wäre dies das Überleben zu Lasten der eigenen
Art, das den Aufstieg zur vernichtungsfähigsten Spezies beflügelt hat.
Man könnte auch von einem unablässigen Raubzug sprechen, der
natürliche Ressourcen ausplündert und menschliche Arbeitskraft
ausbeutet, die im Marxschen Sinne die beiden Quellen der Wertschöpfung
darstellen.

Genaugenommen handelt es sich sogar um eine Produktion von Unwert, da der eigene
Vorteil immer nur am Nachteil des anderen bemessen und realisiert werden kann.
Davon zeugt das oftmals angeführte Beispiel der Vernichtung indigener Völker in
den Silberminen der spanischen Eroberer in Südamerika. In dieser als
ursprüngliche Akkumulation bezeichneten Phase des frühen Kapitalismus bemißt
sich der Wert des Silbers, auf dem das spanische Imperium gründete, im Grunde an
der Macht, viele Menschen bei seiner Förderung zugrunde zu richten. Der
Kapitalismus als bislang höchstentwickelte Form dieser Art menschlicher
Vergesellschaftung ist daher nicht nur beiläufig im Sinne eines
Kollateralschadens zerstörerisch für Mensch und Natur, sondern seiner innersten
Dynamik gemäß. Das läßt sich empirisch belegen, indem man die globalen
Lebensverhältnisse einbezieht und dabei realisiert, wie viele Menschen heute
unterernährt sind oder verhungern, in erbärmlichsten Verhältnissen zu existieren
gezwungen werden und Sklavenarbeit verrichten müssen wie auch als für
überflüssig erklärte Bevölkerungsteile ausgegrenzt und der Vernichtung
preisgegeben werden.

Eine ökonomistische Herangehensweise, die an dem der kapitalistischen
Produktionsweise inhärenten Zwang zur Akkumulation lediglich die ungerechte
Verteilung des Reichtums kritisiert und Verteilungsgerechtigkeit einfordert,
greift zu kurz. Sie blendet das zentrale Moment der Herrschaftssicherung aus und
vermeidet so, die Machtfrage zu stellen, weshalb das Gewaltmonopol des Staates
als Sachwalter der Produktionsverhältnisse wie ein großer blinder Fleck im
Diskurs um die Klimakrise weitgehend ausgespart bleibt. Hinzu kommt als ein
weiterer vernachlässigter Schlüssel in der Auseinandersetzung mit der
zerstörerischen Produktions- und Lebensweise die im Kontext der Herrschaft
unabdingbare Beteiligung der Beherrschten an diesen Verhältnissen. Zum
Zwangsarsenal potentieller oder exekutierter Repression gesellt sich das
Versprechen, selbst als niederer Spießgeselle der Räuberbande immer noch besser
zu fahren als die Opfer der Raubzüge in anderen Weltregionen. Wenngleich diese
Aussicht mit keinerlei Garantie verbunden ist, nicht in Hartz IV und Altersarmut
zu enden, drängt das Vorteilsstreben doch zum Konsens, die Erniedrigung,
Ausgrenzung und Vernichtung anderer in den Rang der einzig vorstellbaren Ratio
des eigenen Fortkommens zu erheben.

Wo der weiße deutsche Mann also auf seinen SUV beharrt, ist dies weit
über ein bloßes Symbol hinaus ein vergegenständlichtes Vehikel
patriarchalen, rassistischen und verbrauchsexzessiven
Dominanzstrebens, das konsumistisch eingebunden und auf aggressive
Verteidigungsreflexe geeicht ist. Die Bedeutung der deutschen
Autoindustrie als eine zentrale Komponente der Exportstärke
korrespondiert so mit einem tief verankerten Drang, maskuline Gewalt
zur Schau zu stellen, im Individualverkehr durchzusetzen und dies
mittels einer Umlastung der Produktionsaufwände und Zerstörungsfolgen
zu alimentieren. So unverzichtbar eine Aufklärung sein mag, die sich
sachlich überzeugender Argumente bedient, gilt es hier doch
offenkundig sehr dicke Bretter zu bohren, um der faktischen Übermacht
brachialer Kumpanei etwas entgegenzusetzen.

Diese hier allenfalls angerissenen Erwägungen legen nahe, die in der
linken Debatte um die Klimakrise durchaus reklamierte
antikapitalistische Position auf Herz und Nieren zu prüfen. Denn diese
Begrifflichkeit wird eher mit leichter Hand jongliert, während eine
fundierte Theoriebildung häufig aussteht und nicht selten sogar
ausdrücklich als belehrend und unbrauchbar verworfen wird. Die
Klimagerechtigkeitsbewegung ist nicht nur jung und frisch, so daß sie
ihre Fragen relativ eigenständig und lebendig entwickelt. Sie
entspringt zugleich einer Generation, der ein regelrechter Bruch und
eine massive Umschreibung linker Geschichte voranging, die ihr daher
nur eingeschränkt und oftmals verfälscht zugänglich ist. Das erlaubt
es ihr zwar, die eigenen Anliegen authentisch zu bestimmen und nach
vorn zu bringen, doch steht ihr zugleich die enorme Aufgabe ins Haus,
sich verlorengegangenes Wissen um frühere Diskussionsprozesse und
Kämpfe wieder zu erschließen, um der ungebrochenen Kontinuität
herrschaftssichernder Entwürfe und Strategien nicht wehrlos
ausgeliefert zu sein.
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Kämpfen für Klimagerechtigkeit ... 
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"Klima kaputt - Nachhaltige Zerstörung oder Rettung?"

Beim Abendpodium trugen Klara Beck, Alina Nüßing, Emily Laquer und Wolfgang
Pomrehn zunächst einige Thesen vor, um dann untereinander und schließlich auch
mit dem Publikum zu diskutieren. Klara Beck und Alina Nüßing sind in der Attac
Jugend aktiv, im Bündnis Sand im Getriebe und bei FFF-Demos präsent. Emily
Laquer, eine Aktivistin der Interventionistischen Linken, engagiert sich unter
anderem bei Ende Gelände und im Bündnis Sitzenbleiben. Wolfgang Pomrehn ist
Geophysiker, Journalist und Autor, er schreibt über Klimaforschung, Energie- und
Klimapolitik unter anderem für junge Welt und Telepolis. Wie an dieser Stelle
vorwegzunehmen ist, bleibt die vielfach praktizierte Verfahrensweise des
Sammelns von Fragen des Publikums aus zwei Gründen unbefriedigend. Zum einen
fragmentiert sie den Diskussionsprozeß, der zum anderen im Grunde genommen auch
keiner mehr ist, da das Plenum auf eine fragestellende Runde reduziert wird. In
gewisser Weise dürfte die Neigung zu Monologen seitens des Publikums nicht
zuletzt dem Wunsch entspringen, selber auch zu Wort zu kommen. So anspruchsvoll
die Diskussion geleitet werden mag, wäre doch der Versuch empfehlenswert, einem
geschlosseneren Diskussionsstrang den Zuschlag zu geben, der Verständnisfragen
nicht ausschließt.

Klara Beck und Alina Nüßing charakterisierten die kapitalistische
Produktionsweise als Wurzel des menschengemachten Klimawandels,
Dynamik des Wachstumszwangs und Quelle sozialer Ungleichheit wie auch
der Herausbildung kolonialer Strukturen. So wichtig die Frage
individuellen Konsums auch sei, greife dieser Ansatz daher für sich
genommen zu kurz. Bewegungen, die sich unter Klimagerechtigkeit
definieren, nehmen den Klimawandel nicht als technische
Herausforderung, sondern als ethisches und politisches Problem wahr.
Sie definieren sich antikapitalistisch, feministisch und
antirassistisch, arbeiten die koloniale Vergangenheit und Gegenwart
auf. Damit betonten die beiden Referentinnen die Bedeutung eines
intersektionellen Ansatzes, der als ein neues Element und
Errungenschaft dieser Bewegungen hervorzuheben ist. Unter dem Dach der
Klimagerechtigkeit lassen sich mannigfaltige Formen der Ausbeutung und
Unterdrückung nicht nur zusammenführen, sondern im günstigsten Fall
auch organisch verbinden.

Anzumerken wäre in diesem Zusammenhang, daß beträchtliche Fraktionen
der marxistischen Linken die Bedeutung der ökologischen Frage
unzulässig auf ein grünes Ausweichmanöver reduziert und allzu lange
von sich gewiesen haben. Sie mußten von der jungen Bewegung an dieser
Front zum Jagen getragen werden und laufen Gefahr, von deren
unvertrauten Diskussionsprozessen und Begegnungsformen abgehängt zu
werden. Wie in der Diskussion zum Ausdruck gebracht wurde, ist eine
altlinke Belehrung das letzte, wofür diese AktivistInnen ansprechbar
sind. Selbst eine Beteiligung im Namen einer anderen Organisation
stoße an ihre Grenzen, während eine Mitarbeit auf gleicher Augenhöhe
das Mittel der Wahl sei. Der zu bewältigende Widerspruch dürfte auf
der Hand liegen: Linker Paternalismus ist nicht gefragt, doch kann
andererseits bloße Anpassung an einen wenig entwickelten
Diskussionsstand in vielen Fragen nicht die Antwort sein. Kritische
Solidarität ist folglich eine Herangehensweise, die es in diesem
Zusammenhang mit Leben zu füllen und sicher mancher schweren
Belastungsprobe zu unterziehen gilt.

Denn wie eingangs angerissen, brauchen die neuen Bewegungen
einerseits ihre Zeit, um sich eigenständig zu entwickeln und
möglicherweise zu radikalisieren, während andererseits unverzügliches
Handeln geboten ist. Die politischen Entscheidungen der Regierungen
von heute bestimmen in hohem Maße den Kurs der wenigen verbliebenen
Jahre, in denen Bremsmanöver zumindest nicht ausgeschlossen sind. FFF
hat eine Dynamik befördert, der sich Medienlandschaft und Politik
nicht entziehen können, ohne mit der überwiegend wohlwollenden
Wahrnehmung dieser Bewegung in der Öffentlichkeit zu kollidieren.
Zugleich werden Strategien der Einbindung und Spaltung von radikaleren
Positionen gefahren, ist von einer linken Unterwanderung die Rede.
Noch ist nicht abzusehen, daß sich die Bewegungen definitiv dadurch
zügeln ließen, zumal manche FFF-Ortsgruppen mit Ende Gelände
sympathisieren oder sich mit Rojava solidarisch erklären.
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Bis zum Hals im Wasser

Wolfgang Pomrehn schöpfte aus den umfänglichen Erkenntnissen seiner
langjährigen Forschungen und wies darauf hin, daß der Klimawandel
aufgrund von Treibhausgasemissionen mindestens seit hundert Jahren
bekannt ist. Der seit den 1970er Jahren registrierte Temperaturanstieg
war zunächst noch hinsichtlich seiner Ursache umstritten, ab 1995
folgten erste realistische Simulationen. Setzt sich der Anstieg von
0,5 Grad seit 1990 ungebremst fort, werden bereits um 2030 die 1,5
Grad erreicht, jenseits derer eine Überschreitung von Schwellenpunkten
droht. Die Folge wären nicht mehr aufhaltbare Entwicklungen, denn
selbst wenn die Emissionen eingefroren würden, würde es viele
Jahrhunderte weitertauen. Kein für die Welternährung so wichtiges
Korallenriff würde überleben, der Meeresspiegel lange weiter und
beschleunigt ansteigen. Schon 2050 würde der gesamte Süden Vietnams
mit dem Mekongdelta ebenso überflutet wie große Teile Bangladeschs und
des Nildeltas, Bangkok, Mumbai und Schanghai. Heute leben 250 Mio.
Menschen in Gebieten, die dann akut bedroht würden, langfristig eine
Milliarde.

Die deutschen CO2-Emissionen stammen zu 35 Prozent aus der
Energieerzeugung, 21 Prozent aus der Industrie, 19 Prozent aus dem
Verkehr und 10 Prozent aus den Haushalten, so Pomrehn. Kohle sei das größte
Problem und Kohlekraftwerke der allererste Hebelpunkt, bei dem man
ansetzen müsse. Die Klimakrise sei Teil einer Transformationskrise des
Kapitalismus, der aus verschiedenen Gründen nicht so weitermachen
könne wie bisher. Unternehmen müssen unter gesellschaftlicher
Kontrolle umgebaut und Energiekonzerne zugunsten kleiner lokaler
Unternehmen zerlegt werden, die Klimabewegung sollte eine Brücke gegen
Entlassung und für soziale Absicherung schlagen, schlägt der Journalist und
Aktivist vor.
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Ökosozialismus oder Barbarei

Emily Laquer formulierte vier Thesen, deren erste die Klimakatastrophe als den
physischen Beweis dafür auswies, daß Kapitalismus diesen Planeten zerstört.
Krisen sind ihm immanent, so auch die ökologische Krise. Exxon Mobile weiß seit
den 1980er Jahren vom Klimawandel und macht Gegenpropaganda, Konzerne seien zu
jedem Verbrechen bereit, wenn der Profit nur groß genug ist. Im Dieselskandal
wurde gelogen, manipuliert, betrogen, und das Kraftfahrtbundesamt wußte davon.
Energie wird nicht produziert, weil Menschen sie brauchen, sondern weil sie eine
Ware ist und damit Geld gemacht wird. Konzerne wissen, daß der Kohleausstieg
kommen wird, aber sie kämpfen um jeden Tag, der ihnen weiter Profit bringt. Der
Kapitalismus wird sich nicht ökologisch umwandeln, vielmehr ist er schuld an der
ökologischen Krise, so die Referentin.

Regierungen werden uns nicht retten, weil sie es nicht wollen oder
nicht können. Obwohl der Klimawandel seit langem bekannt ist, wird der
Vorwurf erhoben, das sei wissenschaftlich getarnter Sozialismus. So
gingen 30 Jahre verloren, zumal Klimagipfel ursprünglich Treffen von
AktivistInnen und WissenschaftlerInnen waren, während sie heute von
Vertretern der Wirtschaft dominiert werden, die verbindliche
Beschlüsse verhindern wollen. PolitikerInnen sind mit der Industrie
verflochten, die reale Macht in den Parlamenten, etwas zu verändern,
ist gering. Die großen Autokonzerne dürfen nicht scheitern, sie sind
das Kernstück der Exportwirtschaft.

Die letzte Krise des Kapitalismus könnte die ökologische sein. Immer
mehr Menschen begreifen, daß der Kapitalismus für die Klimakrise
verantwortlich ist. Das zurückliegende Jahr habe alles verändert: Zu
Greta Thunberg haben sich 1,4 Mio. deutsche SchülerInnen gesellt, es
werden Straßen blockiert, viele radikalisieren sich an dieser Frage.
Solche Erfahrungen sind prägend fürs Leben.

Es gibt die historische Möglichkeit der Katastrophe, die Option der
Barbarei. Extinction Rebellion warnt vor dem Aussterben, fliehende
Menschen werden von einem Grenzregime zurückgeworfen, soziale
Verwerfungen massiv verschärft. Angesichts von Ressourcenkriegen und
Verteilungskämpfen droht eine Ökodiktatur. Das alles gilt es zu
verhindern, während die ökologische Krise andererseits auch ein Hebel
für das gute Leben für alle sei. Das heißt, wir haben die Wahl:
Ökosozialismus oder Barbarei, so Laquer.
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Zusammenführung der Kämpfe

Auf die Frage, wie die Kämpfe konkret zusammengeführt werden können,
antwortete Alina Nüßing mit einem Verweis auf die Initiative Reclaim
the Power in England, die sich mit MigrantInnen zusammengeschlossen
und Abschiebeflüge blockiert hat. Wolfgang Pomrehn attestierte FFF ein
organisches Zusammenfließen mit Seebrücke oder der Solidarität mit
Rojava. Die Workers for Future träten für Arbeitszeitverkürzung ein,
es gehe um das gute Leben. Dabei habe man die Wissenschaft auf der
eigenen Seite, da sie soziale Gerechtigkeit mitthematisiere. Emily
Laquer wies darauf hin, daß die Gegner meist dieselben seien, ob es
nun um Leugnung des Klimawandels, ein Verbot der Abtreibung oder die
Abschiebung geflohener Menschen gehe. Die Zerschlagung männlicher
Herrschaft über weibliche Körper sei derselbe Kampf wie jener für das
gute Leben für alle und das Überleben auf dem Planeten. Aber es gebe
auch gute Gründe, manche Kämpfe strategisch nach vorn zu stellen. In
Lateinamerika erreichten die Kämpfe von Frauen die Köpfe der Menschen,
wobei sie andere Fragen durchaus mit einbezögen. Langfristige
Strukturen der Organisierung dürften Klara Beck zufolge nicht
rassistisch und sexistisch sein. Das schaffe Energie und Motivation,
die dauerhaft trage. Emily Laquer warnte davor zu predigen und
plädierte für ein Mitmachen auf Augenhöhe anhand konkreter Themen mit
utopischem Überschuß, die nicht auf leichtem Weg lösbar sind.
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Gebremster Dissens ...
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Die Systemfrage stellen

Was brauchen wir anstelle des neoliberalen Systems? Darauf erwiderte
Wolfgang Pomrehn, er könne kein anderes System ausmalen. Ihn lasse es
unbefriedigt, aus der Klimakrise die Abschaffung des Kapitalismus
abzuleiten, zumal diese Forderung nicht mobilisierungsfähig sei und
"Sozialismus" höchst kontrovers verstanden werde. Man müsse konkret um
die Energiewende streiten, wie Ende Gelände den Finger in die Wunde
legen, Chemie-, Stahl- und Automobilindustrie angreifen, sich in
lokalen Themen engagieren und die Kommunalpolitik beeinflussen. Diese
Andeutung, den parlamentarischen Weg nicht auszuschließen, rief Klara
Becks Einwand auf den Plan, sie sehe ihre Ressourcen in unabhängigen
Bewegungen besser eingesetzt. Emily Laquer verwies auf wichtige
Bündnispartner in der Linkspartei, manchmal auch bei den Grünen,
sofern diese in der Opposition seien. Als sie jedoch wie in Hamburg
bei G20 mitregierten, hätten sie auf der Gegenseite gestanden. Aus den
sozialen Bewegungen könne man freier als in Parlamenten agieren, wie
das abschreckende Beispiel Syriza vor Augen führe. Auch auf Sanders
oder Corbyn zu setzen, halte sie für gefährlich.

Bedauerlicherweise war das auch schon die einzige zumindest
anklingende Kontroverse auf dem Podium, obgleich sich durchaus die
Gelegenheit zu einer schärferen und weiterführenden Klärung geboten
hätte. So argumentierte Pomrehn, daß noch keine Revolution unter der
Forderung nach einem anderen System abgelaufen sei. Die Menschen
hätten stets Brot oder Brot und Frieden, also ganz konkrete Dinge
verlangt. Diese verkürzte Gleichsetzung des Zündfunkens oder der
zentralen Parole der Erhebung mit dem gesamten revolutionären Prozeß
unterschlägt seine komplexen historischen Bedingungen und nicht
zuletzt tiefgreifende Entwürfe, politische Programme und organisierte
Parteien oder Strukturen, die darin eine maßgebliche Rolle spielten.
Ohne damit einer unverzichtbaren parteipolitischen Avantgarde das Wort
zu reden, wäre es doch die Organisationsfrage wert gewesen, an dieser
Stelle nachzufassen.

Noch naheliegender wären indessen entschiedene Einwände gegen Pomrehns
Versicherung gewesen, die Ängste der Linken vor einem grünen
Kapitalismus seien lächerlich. Die deutsche Bourgeoisie und die große
Industrie hätten kein Interesse an irgendeinem grünen Kapitalismus, da
sie einfach so weitermachen wollten wie bisher. Die Gefahr eines
grünen Kapitalismus, da könne er alle beruhigen, drohe nicht. Diese
Aussage mutete denn doch sehr irritierend an, da mit dem
Zertifikatehandel, der CO2-Steuer oder dem Elektroauto konkrete
Schritte zur Fortschreibung der herrschenden Verhältnisse im grünen
Tarnanzug längst Einzug gehalten haben. Wenngleich die fossilistische
Technologie aus den oben genannten wie auch anderen Gründen mit Zähnen
und Klauen verteidigt wird, heißt das doch nicht, daß die Strategie,
die Krise nicht abzuwenden, sondern aus ihr als Sieger hervorzugehen,
in Deutschland nicht abermals ganz oben auf der Agenda stünde.

Diskussionsbeiträge aus dem Publikum brachten denn auch zum Ausdruck,
daß grüner Kapitalismus durchaus existiere und versuche, die Krise der
gesellschaftlichen Naturverhältnisse marktwirtschaftlich zu ummanteln
und mit einer Kapitalisierung der Natur auf die Bahn einer
fortgesetzten Wachstums- und Akkumulationslogik zu bringen. Die
radikale Linke sollte nicht allzu bescheiden auftreten und im Strom
einer marktwirtschaftlichen Klimalösung mitschwimmen, sondern einen
Entwurf wie Ökosozialismus stark machen und inhaltlich füllen. Es gehe
um eine Wirtschaft, die nicht am Tauschwert, sondern den Bedürfnissen
der Menschen orientiert und internationalistisch ist wie auch die
Vergesellschaftung der Produktionsmittel anstrebt. Werde die
Machtfrage nicht gestellt, sei der Kampf gegen die Klimakrise zum
Scheitern verurteilt.




[image: Transparent 'Make Rojava Green Again' am 15. März in Hamburg - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Freiräume für sozialökologische Entwürfe von Krieg und Unterdrückung bedroht

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnote:


[1] In eigener Übersetzung aus dem Englischen:

https://www.academia.edu/40646837/The_Violent_Technologies_of_Extraction_Political_Ecology_Critical_Agrarian_Studies_and_the_Capitalist_Worldeater

[2] http://schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0098.html
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INTERVIEW/122: 24. Linke Literaturmesse - ein 68er erinnert sich ...    Thorwald Proll im Gespräch (SB)


Interview am 2. November 2019 in Nürnberg



Der Lyriker, Schriftsteller, Buchhändler und Lektor Thorwald Proll war
'68 in der damaligen APO aktiv. Gemeinsam mit Andreas Baader, Gudrun
Ensslin und Horst Söhnlein stand er im Oktober 1968 in Frankfurt im
Kaufhausbrandprozeß vor Gericht. Die in Kaufhäusern gezündeten
Brandsätze - Menschen kamen nicht zu schaden - waren als Fanal gegen
den Vietnamkrieg gedacht. Alle vier wurden zu je drei Jahren Zuchthaus
verurteilt. Thorwald Proll blieb nach seiner Haftentlassung politisch
aktiv und betrieb in Hamburg bis 2013 die Buchhandlung Nautilus.

Auf der Linken Literaturmesse in Nürnberg stellte er sein im
vergangenen Jahr neuaufgelegtes Buch "(M)Ein 68" [1] vor. Im Anschluß
an die Lesung beantwortete er dem Schattenblick einige Fragen.




[image: Foto: © 2019 by Schattenblick]

Thorwald Proll zeigt das Buch "Wir kamen vom andern Stern"

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Was hat dich dazu veranlaßt, 50 Jahre nach 1968
den Erinnerungband "(M)Ein 68" herauszubringen? War dies der erste
Schritt oder gab es zuvor schon andere Bücher, mit denen du mit deiner
Geschichte an die Öffentlichkeit gegangen bist?

Thorwald Proll (TP): Ja. Und zwar 2003 das Buch "Wir kamen vom anderen
Stern - Über 1968, Andreas Baader und ein Kaufhaus". Mit dem
Schriftsteller Daniel Dubbe hatte ich meine Erinnerungen als
Interviewband für den Verlag Edition Nautilus produziert. [2] Die
jetzige Veröffentlichung erschien bereits in den 70er Jahren als
Schreibmaschinentext in einer Zeitschrift, den Schwarzen Protokollen,
wo vieles veröffentlicht wurde, was die undogmatische Linke damals so
gemacht hat.

SB: In einer Zeit also, in der das alles noch frisch war.

TP: Ja, relativ. Das war so 77, 78, vor oder nach Stammheim. Der Text,
aus dem ich heute vorgelesen habe, das Tagebuch und die Briefe, die
hatte ich immer aufgehoben und schon einmal in einem kleinen
Privatdruck veröffentlicht, so als Liebhaberei. Da waren aber die
meisten Briefe schlecht zu lesen. Sie waren schwarz-weiß, das wirkte
sehr blaß. Das war in den Anfängen der Selfpublishing-Zeit, das sah
nach Kopien aus. Der Umschlag war allerdings sehr schön, den hatte
meine Tochter gemacht, sie hat ein Foto von mir mehrfach koloriert.
[3]

Ich war lange Zeit, bis 2013, mit Renate Fink zusammen in Ottensen als
Buchhändler tätig. Danach hatte ich Zeit und Muße und überlegte, was
ich noch so literarisch machen und womit ich mich in der Ruhezeit
beschäftigen könne. Da kam ich dann auf dieses Buch und habe das mit
einem befreundeten Graphiker-Ehepaar noch einmal schöner gemacht, wir
haben das ganz neu gestaltet.

SB: Hast du mit deinen Buchprojekten oder auch bei anderen
Gelegenheiten die Idee gehabt, deine Erfahrungen, die Geschichte von
damals, jüngeren Menschen zu vermitteln, und wenn ja, welche
Erfahrungen hast du dabei gemacht?

TP: Zweimal wurde ich in Schulen eingeladen. Einmal in eine Schule
hier bei uns im Stadtteil, das war ganz schön. Die kannten wir auch
als Buchlieferanten, wir lieferten da Schulbücher hin. Aus einer
Schulklasse, die kurz vor dem Abitur stand, hatten mich einige
angesprochen und gefragt, ob ich über 68 berichten würde. Sie wollten
das in ihrer Klasse als Kursus zum Thema machen. Eine andermal wurde
ich nach Ahrensburg in eine Schule eingeladen, die wollten dort auch
ein Projekt machen. Aber das war nicht so schön. Die Schüler waren
ziemlich reaktionär und haben mich beschimpft. Der Lehrer mußte mich
da retten. Das war das letzte Mal, daß ich so etwas im öffentlichen
Raum Schule gemacht habe. Ich habe mir auch überlegt, daß ich kein
"Zeitzeuge" sein wollte in dem Sinne, wie heute vielfach über
vergangene Zeiten berichtet wird. Nichts gegen diese Art, aber ich
wollte das nicht.

SB: Du erwähntest vorhin, daß du auch schon einmal hier in Nürnberg
auf der Literaturmesse gewesen bist.

TP: Ja, da habe ich das andere, 2003 erschienene Buch "Wir kamen vom
anderen Stern" vorgestellt.

SB: Wie war da die Resonanz?

TP: Die war ziemlich gut. Ich habe das Buch mit einer jungen Frau
präsentiert. Das ist ja so eine Art Interview. Sie hat dann immer die
Fragen gestellt und ich mußte die beantworten. Das wirkte dann recht
frisch. Das war eine sehr schöne Veranstaltung, sie war auch gut
besucht. Mit diesem Buch bin ich 2003 und 2004 auch auf Lesereise
gegangen, manchmal mit dem Schriftsteller, aber für Nürnberg hatte er
keine Zeit.

SB: Was würdest du denn sagen, welche Relevanz deine Geschichte von
'68 für die heutige Linke haben könnte?

TP: Ich wollte historisch dafür geradestehen. Und ich wollte, daß man
sich daran erinnert. Ich bin in dieser Sache so weit gegangen, wie ich
konnte. Natürlich ist diese Zeit nicht immer lebendig, so wie andere
bewegte Zeiten nicht immer lebendig sein können. Aber man kann sich
daran erinnern, und dafür könnte mein Buch ein Zeugnis sein.

SB: Gegenüber der Gründergeneration der RAF gab es sehr schnell ein
mediales und öffentliches Zerrbild. Wie würdest du dazu Stellung
beziehen?

TP: Ich habe Andreas Baader und Gudrun Ensslin persönlich gekannt.
Deshalb fühle ich mich ihnen immer noch sehr nahe, obwohl ich mit der
RAF-Zeit gar nichts zu tun hatte, weil ich da nicht mitgemacht habe.
Ich muß mich auch nicht rechtfertigen. Aber die persönliche
Bekanntschaft verbindet eben.

SB: Es gab ja Initiativen, so beispielsweise von Gottfried Ensslin und
Helge Lehmann, die 2012 einen Antrag auf Neuaufnahme des
Todesermittlungsverfahrens einreichten, die Todesnacht von Stammheim
juristisch aufklären zu lassen. Was hältst du von solchen Bemühungen?

TP: Grundsätzlich sind solche Bemühungen immer interessant, wenn man
glaubt, es ist etwas Verborgenes geschehen, was man nicht wissen soll.
Ich habe nichts dagegen, wenn weiterversucht wird, das zu klären.

SB: Hast du noch ein Schlußwort, vielleicht auch zur Linken
Literaturmesse hier in Nürnberg, die ja nun schon fast seit einem
Vierteljahrhundert die Fahnen hochhält?

TP: Ich hoffe, daß sie noch lange fortbesteht. Und ich möchte auch
gerne noch einmal wiederkommen.

SB: Vielen Dank für das Gespräch.


Fußnoten:

[1] (M)Ein 68. Aufzeichnungen, Tagebuch, Schlusswort im
Kaufhausbrandprozess, Fotos, Dokumente im Sinne des Unerforschten,
von Thorwald Proll, Book on Demand Norderstedt, 2018,
ISBN 978-3-748149-90-3

[2] Wir kamen vom andern Stern. Über 1968, Andreas Baader und ein
Kaufhaus, von Thorwald Proll und Daniel Dubbe, Edition Nautilus
Verlag, Hamburg, 2003, ISBN 3-89401-420-2

[3] Mein 68. Aufzeichnungen, Briefe, Interviews, von Thorwald Proll,
Verlag auf Hoher See, Hamburg, 1999, ISBN 3-930272-03-2


Berichte und Interviews zur 24. Linken Literaturmesse in Nürnberg im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

BERICHT/098: 24. Linke Literaturmesse - kritisch schreiben kritisch lesen ... (SB)
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TREFF/1264: Stuttgart - Das Gedicht jenseits der künstlerischen Komfortzone, Lütfiye Güzel, 29.11.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für November 2019

Freitag, 29.11.19, 19.30 Uhr

Das Gedicht jenseits der künstlerischen Komfortzone

José F. A. Oliver, Lütfiye Güzel

Lesung und Gespräch



Ihr Label ist sie selbst. Ihr lyrisches Programm folgt unbedingter
Klarheit. In Form und Inhalt, Sprache und Poesie. Lütfiye Güzel ist
eine völlig andere, kompromisslos eigene Stimme der neueren
deutschsprachigen Lyrik. Seit 2014 bringt sie ihre Bücher unter ihrem
eigenen Label "Go-Güzel-Publishing" heraus und leitet
Poetry-Workshops an Schulen und in Museen. Im November 2017 wurde
Lütfiye Güzel mit dem Literaturpreis Ruhr ausgezeichnet. Jüngere
Veröffentlichungen sind u.a. "Nix Meer" (2018), "ELLE-REBELLE"
(2017), "Faible? " (2017) und die Novelle "Oh, No! " (2016) und 
"dreh-buch" (2019). Die Dichterin, die 1972 in Duisburg geboren wurde,
pendelt zwischen ihrer Geburtsstadt und Berlin.

Im Gespräch mit dem Lyriker Jose F.A. Oliver wird Lütfiye Güzel eine
Auswahl ihrer Gedichte vorstellen. Darüber hinaus soll der Fokus des
Gesprächs aber auch auf der aktuellen Lyrikszene, deren Verlage und
der Rezeption von Gedichten liegen. Von Jose F.A. Oliver ist zuletzt
2018 im Berliner Verlag Matthes & Seitz der Lyrikband wundgewähr
erschienen.

Gefördert von: Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für November 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2019 
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AUSSICHTEN/8794: Und morgen, den 07. November 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.11.2019 bis zum 08.11.2019 +++






[image: Jean-Luc 8794 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Unter zehn Grad

und Wolken dicht,

Sonnenschein fad,

Jean liebt das nicht.
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MELDUNG/397: Unbekannter Brief Otto von Guerickes präsentiert (Stadt Madeburg)


Landeshauptstadt Magdeburg, Pressemitteilung von 05.11.2019

Unbekannter Brief Otto von Guerickes präsentiert

Stadtarchiv erwirbt bedeutendes Schriftstück aus dem Jahr 1648



Erneut ist es dem Stadtarchiv Magdeburg gelungen, einen unbekannten
Brief Otto von Guerickes zu entdecken. Nach dem Fund des ältesten
Autographs im Rahmen des Projektes "Magdeburger Spuren" im Jahr 2018
konnte nun ein Brief aus den letzten Tagen des Dreißigjährigen Krieges
sogar im Original erworben werden.

Das bislang unbekannte Schreiben vom 27. August 1648 zeigt den
Magdeburger Bürgermeister Otto von Guericke (1602-1686) auf einer
Friedensmission. Im Sommer 1648 geraten die Verhandlungen um den
Westfälischen Frieden ins Stocken. Schwedische Truppen marschierten an
Magdeburg vorbei gen Süden. In der schwer zerstörten Stadt hält man
den Atem an. Am 25. August wird Bürgermeister Otto von Guericke nach
Zerbst geschickt, um mit dem schwedischen Oberbefehlshaber und
späteren König Karl Gustav (1622-1660) zu verhandeln.

Guerickes Auftrag ist einfach. Er soll von den Schweden die Garantie
erwirken, Magdeburg nicht noch einmal zum Kampfschauplatz zu machen.
Aus dem nun erworbenen Brief erfahren wir, was Guericke in Zerbst
erlebt hat. Hier klaffte bisher eine Lücke in der Überlieferung, denn
aus dem Jahre 1648 war kein einziger Brief Guerickes bekannt. Soviel
sei verraten: Guerickes Mission bei den Schweden verlief erfolgreich
und im Herbst ging der Dreißigjährige Krieg endlich zu Ende.

Das Stadtarchiv Magdeburg verwahrt in seinem Bestand A I "Akten der
Altstadt, 1632-1815" eine über viele Jahre geführte Korrespondenz Otto
von Guerickes - die weltweit umfangreichste Überlieferung von
Schriftstücken des großen Physikers und Politikers überhaupt. In
diesen historischen Kontext gehört auch der ursprünglich im
Magdeburger Ratsarchiv verwahrte Guerickebrief von 1648. Nach dem
archivischen Provenienzprinzip, d. h. der Ordnung nach dem
Entstehungszusammenhang, wird er nun dem Bestand A I wieder
hinzugefügt.

Hintergrund zu "Magdeburger Spuren"

Das Sammeln und Bewahren von authentischen Quellen sind Kernaufgaben
eines Stadtarchivs. In Magdeburg ist dies wegen der schweren
Überlieferungsverluste von 1631 und 1945 eine besondere
Herausforderung. Das Stadtarchiv hat - vor allem durch das Projekt
"Magdeburger Spuren" - die Verbesserung der Quellenlage zu einem
Schwerpunkt seiner Arbeit in den kommenden Jahren erklärt. Denn nur
mit Quellen können die Lücken in der städtischen Erinnerung
geschlossen werden, um Magdeburgs reiche Vergangenheit zu entdecken
und für die Gegenwart verfügbar zu machen.

Der Erwerb des im Kunsthandel aufgetauchten Briefs Otto von Guerickes
ist das Ergebnis der vertrauensvollen Zusammenarbeit vieler Partner.
Besonders zu danken ist dabei der Kloster Bergeschen Stiftung und den
Freunden des Stadtarchivs Magdeburg e.V. Ihre großzügige Förderung hat
den Erwerb erst möglich gemacht.

Durch den Neufund erhält die Erforschung der älteren Stadtgeschichte
Magdeburgs einen wichtigen Impuls. Der Guerickebrief ist nicht mehr
nur ein Sammlerobjekt, sondern kann heute erstmals als historisches
Zeugnis für Forschung und Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.11.19

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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AKTION/550: Lippstadt - 11. Mädchenaktionstag 2019 mit vielfältigem Programm, 16.11.19


Stadt Lippstadt

Mädchenaktionstag 2019

11. Aktionstag bietet vielfältiges Programm in der Conrad-Hansen-
Musikschule der Stadt Lippstadt



Lippstadt. Nur für Mädchen: Am Samstag, 16. November 2019, findet zum
elften Mal der Mädchenaktionstag statt. Auch dieses Mal können
interessierte Mädchen ab zehn Jahren in der Zeit von 11 bis 16 Uhr an
verschiedenen Angeboten teilnehmen und sie - ganz unter sich -
ausprobieren. Veranstaltungsort ist die Conrad-Hansen-Musikschule.
Der Veranstaltungsort wirkt sich auf das Programm in diesem Jahr aus:
Neben den Möglichkeiten sich in physikalischen Experimenten
auszuprobieren oder sich beim "Bellicon-Jumping" richtig auszupowern,
können die Teilnehmerinnen des Aktionstages die Gelegenheit nutzen,
musikalische Eindrücke zu sammeln. "Das Angebot reicht vom Mitwirken
in einer Band, über Singen in einer Gruppe, bis hin zu den ersten
Bogenstrichen auf einer Violine. Zudem können die Mädchen sich auf
Hip-Hop und Streedance freuen, sowie das Erstellen einer eigenen
Soundstory", verspricht Daniela Franken, Gleichstellungsbeauftragte
der Stadt Lippstadt. Gestartet wird um 11 Uhr, ab 16 Uhr findet eine
gemeinsame Abschlussveranstaltung im Foyer der Musikschule statt, zu
der die erlernten Tänze aus den Workshops präsentiert werden. Eltern
sind hierzu herzlich eingeladen.

Der Eintritt zum Mädchenaktionstag ist kostenlos. Anmeldungen zu den
einzelnen Workshops sind ab 11 Uhr im Eingangsbereich der Musikschule
möglich. Die Teilnehmerinnenzahlen einzelner Workshops sind teilweise
begrenzt.

Eine Snackbar, die von den Hauswirtschafterinnen der
Allgemeingewerblichen Abteilung des Lippe-Berufskollegs betrieben wird
und eine Softdrink-Bar des Jugendmigrationsdienstes der AWO bieten
Getränke und kleine Snacks gegen einen geringen Betrag zum Verkauf an.
Fragen zum Aktionstag beantwortet die Gleichstellungsstelle, die den
Tag koordiniert, unter der Nummer: 02941/ 980-330. Das Faltblatt zum
Mädchenaktionstag kann unter www.lippstadt.de/gleichstellung
eingesehen werden.

Hintergrund:

Veranstaltet wird der Mädchenaktionstag von der Arbeitsgemeinschaft
Mädchen, ein Zusammenschluss von Pädagoginnen der Jugendarbeit aus dem
AWO-Jugendmigrationsdienst, der Schulsozialarbeit der Diakonie
Ruhr-Hellweg e.V. am Lippe-Berufskolleg, dem INI Firmenverbund, dem
Bewohnerzentrum Juchaczstraße und Familienzentrum am Stadtwald (SkF
e.V.), dem Treff am Park (TAP) vom SKM e.V., dem Jugendtreff Shalom
(Ev. Kirchengemeinde) und dem Jugend- und Familienbüro der Stadt
Lippstadt (u. a. Begegnungszentrum Mikado). Federführend geleitet wird
die AG Mädchen von der Gleichstellungsstelle der Stadt Lippstadt.

Unterstützt wird die AG Mädchen beim Mädchenaktionstag von Partnern
wie dem Deutsch-Japanischen Verein Yawara Lippstadt e.V., der
Hochschule Hamm-Lippstadt und dem Lippe-Berufskolleg in Verbindung mit
STARK! MINT-Förderung in Lippstadt, der Tanzschule Stüwe-Weissenberg,
der Abteilung für Gesundheit des Kreises Soest, der HABA
Digitalwerkstatt, der Conrad-Hansen-Musikschule der Stadt Lippstadt,
sowie dem Viarela Pilates- und Gesundheitsstudio, dem Tanzstudio
Neitzke-Krusenotto und der UNICEF Juniorgruppe Lippstadt. Außerdem
beteiligen sich die "Schwangerenberatungen" der AWO, des
Sozialdienstes katholischer Frauen und von "donum vitae e.V".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.11.19

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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AKTION/549: Hanau - Eine Welt, wie sie uns gefällt?!, Internationaler Mädchentag, 15.11.19


Stadt Hanau

Eine Welt, wie sie uns gefällt?!

Internationaler Mädchentag im JuBikuz



Eine Veranstaltung zum internationalem Mädchentag findet am Freitag,
15. November, von 16 bis 19 Uhr, im Jugendbildungs- und Kulturzentrum
Hans Böckler (JuBiKuz), Sandeldamm 19, 63450 Hanau statt. Auf dem
Programm stehen ein Hip-Hop/ Videoclipdancing Workshop (von 17.15 bis
19 Uhr), hart aber fair: Boxen für Mädchen, sowie verschiedene
Kreativworkshops. Zudem gibt es Infostände von Queer Hanau e.V., MINT
Campus der Sportjugend Hessen, pro familia Hanau e.V. und der
ambulanten Suchthilfe vom diakonischem Werk Hanau Main-Kinzig. Alle
Mädchen, die Lust und Zeit haben sind herzlich eingeladen
vorbeizukommen. Für das leibliche Wohl ist gesorgt. Organisiert wird
die Veranstaltung vom Mädchenarbeitskreis Hanau und Main-Kinzig-Kreis.

Infos gibt Beate Krüger vom JuBiKuz, Tel.: 06181-18006-24, E-Mail:
beate.krueger@hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.11.19

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/767: Bocholt - Über das Leben und Wirken der Künstlerin Lucy Vollbrecht-Büschlepp, 21.11.19


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Gleichstellung: Veranstaltung zur Bocholter Künstlerin Lucy
Vollbrecht-Büschlepp

Donnerstag, 21. November 2019, St. Agnes-Kapelle am Schonenberg



Bocholt (PID). Am Donnerstag, 21. November 2019, öffnet die St.
Agnes-Kapelle am Schonenberg um 17:30 Uhr ihre Türen für eine
besondere Veranstaltung. Im Mittelpunkt steht das Leben und Wirken der
Bocholter Künstlerin Lucy Vollbrecht-Büschlepp. Die Veranstaltung ist
kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Die Bocholter Künstlerin Lucy Vollbrecht-Büschlepp studierte Ende der
30er Jahre an der Folkwangschule in Essen das Fach Gestaltung. Nach
Ihrer Rückkehr wirkte Sie bis zu ihrem Tod 1995 in Bocholt und
Umgebung. Sie war Gründungsmitglied des Bocholter Soroptimist Club.
Der Soroptimist Club ist ein Zusammenschluss berufstätiger Frauen, die
sich durch Projekte und Aktionen für die Verbesserung der rechtlichen,
sozialen und beruflichen Situation der Frauen einsetzt.

Anlässlich des 100. Geburtstags von Vollbrecht-Büschlepp organisierte
Julia Holtkamp-Schlatt, ehemalige Nachbarin der Künstlerin, einen
Erinnerungsabend im Rahmen des Soroptimist Club. Mit dem Abend in der
St. Agnes-Kapelle gibt sie jetzt einem großen Publikum einen Einblick
in die Arbeit der Bocholter Künstlerin.

Musikalische Begleitung

Der Abend finden in Kooperation mit der Gleichstellungsbeauftragten
der Stadt Bocholt, Astrid Schupp, und dem Soroptimist Club Bocholt
statt. Den Abend begleitet die Harfenistin Sonja Jahn. Der Eintritt
ist frei. Die Anfahrt zur St. Agnes-Kapelle ist über den Schonenberg
möglich.

Werke der Künstlerin

In den 50er Jahren wurde Vollbrecht-Büschlepp mit der Innenausstattung
der sich im Wiederaufbau befindlichen Sankt Martini Kirche in Wesel
beauftragt. Neben der Gestaltung von 23 Kirchenfenstern zeigte sich
hier schon die Bandbreite ihrer Arbeiten. Ein großes Mosaik und der
Weihwasserbrunnen gehören ebenso zu ihren Werken wie Messgewänder,
Stolen und ein Wandteppich.

In Bocholt kann man Ihre Werke in der Kirche Maria Trösterin in
Mussum, Sankt Bernhard in Lowick oder auch in der Kirche Sankt Nobert
bestaunen. Ihre Mosaike findet man außerdem beispielsweise im
Euregio-Gymnasium oder im Berufskolleg am Wasserturm. Außerdem schuf
sie Skulpturen, wie die Heilige Elisabeth im Schwesternwohnheim am
Ostwall. Zudem zeichnete sie Landschaften und Portraits.

 * 
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TREFF/766: Braunschweig - Tagung zu Galka Scheyer, Künstlerin und Kunsthändlerin, 26.11.2019


Stadt Braunschweig

Galka Scheyer - Braunschweiger Künstlerin und Kunsthändlerin in
Hollywood

Internationale Tagung im Altstadtrathaus: "A Jewish Woman in
International Art Business"



Braunschweig. Mit der bedeutenden, aber bislang nur wenig beachteten
Braunschweiger Künstlerin und Kunsthändlerin Emilie Esther "Galka"
Scheyer beschäftigt sich eine internationale Tagung am 26. und 27.
November im Altstadtrathaus. Sie trägt den Titel "Galka Scheyer - A
Jewish Woman in International Art Business" und ist öffentlich. Die
Tagungssprache ist Englisch; eine Podiumsdiskussion findet aber in
deutscher Sprache statt. Anmeldungen sind ab sofort möglich.
Die Malerin, Kunsthändlerin und -sammlerin Galka Scheyer, geboren 1889
als Emilie Esther Scheyer, stammte aus einer Braunschweiger
Unternehmerfamilie, der die seinerzeit größte Konservenfabrik der
Stadt gehörte. Für ein jüdisches Mädchen aus gutbürgerlichem Haus ist
ihre Biographie ausgesprochen überraschend. Ihr Weg führte sie bis in
die USA, wo sie seit 1924 lebte und 1945 in Hollywood starb.
Allgemeine Bekanntschaft erlangte sie durch die "Blaue Vier", die sie
gemeinsam mit vier anerkannten Künstlern des Weimarer Bauhauses
gründete: Paul Klee, Wassily Kandinsky, Lyonel Feininger und Alexej
von Jawlensky.

Mit der Gründung der Künstlergruppe wurde sie zur offiziellen
Kunsthändlerin der "vier blauen Könige", wie sie selbst "ihre"
Künstler nannte. Sie organisierte zahlreiche Ausstellungen und
Lichtbildvorträge, unternahm Reisen durch Europa, die USA und Asien.
Scheyer emigrierte in die USA, wo sie zunächst an wechselnden Orten
lebte und sich ein breites Netzwerk an Künstlern, Architekten und vor
allem Kunstsammlern aufbaute. Nur zweimal reiste sie noch nach Europa,
zuletzt 1932/33. Hitlers Machtergreifung erlebte sie bei ihrem Besuch
in Deutschland und kehrte Ende Mai wieder in die USA zurück. Im August
1933 erwarb sie schließlich bei Hollywood ein Grundstück, auf dem sie
ihr Wohnhaus mit einer Galerie errichten ließ. Der bekannte
österreichisch-amerikanische Architekt Richard Neutra lieferte den
Entwurf dafür. Zahlreiche weitere Architekten, Schauspieler, Künstler
usw. zählten zu ihrem Bekanntenkreis. Scheyer starb 1945 in Hollywood.
Im Braunschweiger Stadtteil Stöckheim ist heute die
Emmy-Scheyer-Straße nach ihr benannt.

Die internationale Tagung wird von der Bet Tfila - Forschungsstelle
für jüdische Architektur, Technische Universität Braunschweig,
organisiert und in Kooperation mit dem Herzog Anton Ulrich-Museum
Braunschweig, dem Städtischen Museum Braunschweig und dem Kultur- und
Wissenschaftsdezernat der Stadt Braunschweig durchgeführt. Sie wird
gefördert durch die DFG, das Niedersächsische Ministerium für
Wissenschaft und Kultur sowie die Bürgerstiftung Braunschweig.
Wissenschaftler aus Deutschland, Europa und den USA werden das Leben
und Wirken Galka Scheyers betrachten und neue Impulse für die
Erinnerung an sie in Braunschweig setzen. Im Rahmen einer öffentlichen
Podiumsdiskussion in deutscher Sprache soll am Dienstag, 26. November,
ab 18 Uhr ausgehend vom Beispiel Galka Scheyer über das aktuelle Thema
"Deutsch-jüdische Kultur - Transformationen und Transfers" diskutiert
werden. Hierzu konnten Dr. Felix Klein, Diplomat und Beauftragter der
Bundesregierung für jüdisches Leben in Deutschland und den Kampf gegen
Antisemitismus, sowie Dr. Miriam Bistrovic, Repräsentatin des Leo
Baeck Institute New York | Berlin, gewonnen werden.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1913: Projektanarchismus in der WESPE in Neustadt an der Weinstraße - Teil 2


graswurzelrevolution Nr. 442, Oktober 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Hierarchiefrei leben, ohne Chef und Staat?

Projektanarchismus in Neustadt an der Weinstraße - Teil 2.

Fortsetzung aus graswurzelrevolution Nr. 441

von Elisabeth Voß



Im Juni 2019 wurde in Neustadt an der Weinstraße der 30. Geburtstag
des einstmals größten anarchistischen Projekts in Westdeutschland
gefeiert. Mehr als 80 Leute kamen in den Ökohof, das Zentrum des
Projekt A in Neustadt, von dem nur noch Reste bestehen, aber immerhin.
Eine Dabeigewesene erinnert sich - ein Bericht aus selbstverständlich
subjektiver Perspektive (Fortsetzung aus Graswurzelrevolution
Nr. 441).


Im Zentrum des Projekt A in Neustadt/Weinstraße standen etwa
zwölf Kollektivbetriebe, die teilweise im Projektzentrum Ökohof, einer
ehemaligen Möbelfabrik, ansässig waren. Der Name des Vereins "Werk
selbstverwalteter Projekte und Einrichtungen" (WESPE) deutet auf
Eigenständigkeit hin.

Es ging nie darum, die Ideen aus dem Projekt-A-Buch von Horst
Stowasser (1951-2009) eins zu eins umzusetzen, das hatte auch Horst,
der ab 1990 selbst in Neustadt lebte, nie erwartet. Als Standort für
das Projekt A hatten sich jedoch die Neustädter*innen erfolgreich
"beworben".

Die selbstverwalteten Betriebe organisierten sich im RGW (Rat für
gemeinsames Wirtschaften, siehe Teil 1). Das Gesamtprojekt WESPE, dem
Mitte der 1990er Jahre weitaus mehr als 100 Leute angehörten,
koordinierte sich über ein monatliches Plenum, das Entscheidungen im
Konsens traf. Es war offen für alle, die sich als Beteiligte
verstanden.

Eine formale Mitgliedschaft im Verein war in den ersten Jahren
ausdrücklich nicht erforderlich, solche Bürokratie wurde abgelehnt.
Wer als Vorstand fungierte, das sollte egal sein und war wohl auch den
meisten nicht bekannt.


Das Wir-Gefühl ging verloren

Mit dem schnellen Wachsen des Projektes ging allerdings das Wir-Gefühl
der ursprünglichen Gruppe nach und nach verloren. Es gab nicht mehr
die große WESPE-Familie, sondern die Einheimischen und die
Zugereisten, verschiedene Untergruppen wie Frauen- oder Kommunegruppe,
und manch Einzelne blieben draußen oder rutschten durchs soziale Netz.
Mitunter kamen auch Leute mit erheblichen psychischen Problemen oder
Sucht-Erkrankungen dazu - es gab ja kein Aufnahme-Prozedere, und
manche waren als Jobber auf der Ökohof-Baustelle auch gern gesehen,
fanden aber sozial keinen Anschluss. Wie wohl in den meisten Projekten
dieser Art erforderte auch die Zugehörigkeit zur WESPE ein gewisses
Maß an Selbstvertrauen, Durchsetzungsfähigkeit und sozialer Kompetenz.

Zeitweilig wurde unter dem Motto "Wie geht's uns denn?" versucht, an
dem Wir-Gefühl zu arbeiten, und soziale, gruppendynamische und
politische Fragen auf einem "Dämmerschoppen" zu besprechen. Auf diesen
abendlichen Treffen in lockerer Runde wurde nichts entschieden,
sondern einfach miteinander geredet.

Eine Zeit lang gab es ein sonntägliches WESPE-Frühstück, und ein paar
Mal versuchten wir auch, den Plenums-Sonntag angenehmer zu gestalten,
indem wir im Anschluss noch zusammen saßen und gesungen haben.
Der Kulturverein Wespennest organisierte Konzerte und
Literaturveranstaltungen. Trotz der vielen Arbeit in den Kollektiven,
gab es auch immer wieder politische Aktionen, zum Beispiel gegen den
Golfkrieg oder gegen das Atomkraftwerk Philippsburg, das in Sichtweite
von Neustadt liegt.

Unser baubiologischer Fachhandel machte für einen Tag dicht und hängte
ein Schild in die Tür, dass wegen Castor-Blockade heute geschlossen
sei. Mein Haustechnik-Kollektiv konnte sich einen solchen
Verdienstausfall nicht leisten, so dass ich delegiert wurde, mich
stellvertretend für alle auf die Gleise zu setzen.

Zum Castor-Transport tauchten über Nacht Schreiben der Stadtverwaltung
auf, die dazu aufriefen, sich Jodtabletten zum Schutz vor
Radioaktivität im Rathaus abzuholen. Flüchtlinge wurden unterstützt,
indem ihnen Fahrräder zur Verfügung gestellt wurden. Es gab
Antifa-Aktionen und eine projektinterne Struktur zur finanziellen
Hilfe für Frauen, die von der Verschärfung des Abtreibungsparagrafen
218 betroffen waren.


Sexismus-Konflikt und Krise

Im Sommer 1994 kam es zur Krise, deren Auslöser ein Sexismus-Konflikt
war, der sich an der Kölner Polit-Punk-Kabarett Gruppe "Heiter bis
Wolkig" (HbW) entzündete.

Die Band war vom Kulturverein Wespennest zu einem
Straßentheater-Festival auf dem Hambacher Schloss eingeladen worden.
Von autonomen Frauengruppen wurde die Band wegen sexistischer Szenen
bei ihren Auftritten kritisiert. Hinzu kam, dass es einen aktuellen
Vorwurf gab, ein Mitglied der Gruppe habe eine Frau vergewaltigt,
weswegen in anderen Städten bis zur Klärung alle Auftritte abgesagt
wurden.

In den Auseinandersetzungen um die Frage, ob der Auftritt von HbW in
Neustadt trotzdem stattfinden soll oder nicht, wurde deutlich, dass in
der WESPE unterschiedliche Menschen mit sehr unterschiedlichen
Wertvorstellungen und Weltbildern versuchten, etwas Gemeinsames
aufzubauen. Plötzlich löste sich das unausgesprochene "wir wollen doch
alle das Gleiche" in Luft auf. Bis weit nach Mitternacht diskutierten
wir auf einem außerordentlichen Plenum. Schlussendlich entschieden
einige wenige, die bis zum Schluss durchgehalten hatten, dass HbW
trotz allem auftreten solle. Es gab Proteste, auch während der
Veranstaltung, die von den Beteiligten sehr unterschiedlich erlebt
wurden.

Der Abend wurde für den Kulturverein zum finanziellen Desaster, denn
es regnete, und so kamen viel weniger Gäste als erwartet. Die
finanzielle Solidarität hielt sich nach diesem Streit in Grenzen. Eine
kleine Gruppe bemühte sich nach Kräften, die Zerstrittenen an einen
Tisch zu holen für klärende Gespräche, aber es war wohl zu spät. Zu
tief saßen die Verletzungen, es gab Vorwürfe, manche redeten nicht
mehr miteinander und grüßten sich nicht mehr. Offensichtlich waren die
Grundlagen des gemeinsamen Projekts WESPE von den Beteiligten sehr
unterschiedlich verstanden worden. In diesem harten Konfliktfall
schien das Gegengewicht von etwas Tragfähigem, Verbindendem zu fehlen.
Hätte es nicht diesen Anlass gegeben, wäre es vielleicht etwas anderes
gewesen, an dem sich die fehlenden Gemeinsamkeiten gezeigt hätten.

Der Kulturverein Wespennest kam der Idee der Doppelprojekte aus dem
Projekt-A-Buch vielleicht am nächsten. Neben der ehrenamtlichen
Kulturarbeit plante der Verein auch den Betrieb einer Kneipe auf dem
Ökohof. Allerdings arbeitete nur die Hälfte der Gruppe in der Kneipe,
von denen nur wenige in der Kulturarbeit engagiert waren, und sie
wohnten auch nicht zusammen, so wie Horst sich das in seinem
Projekt-A-Buch vorgestellt hatte. Die Kneipe war das lange ersehnte
Ziel der mühsamen, jahrelangen Umbauarbeiten an unserem
Projektzentrum. Nun war es endlich so weit, und ausgerechnet an dem
Wochenende, das auf das desaströse Konzert folgte, eröffnete die
Kneipe Wespennest. Zur Eröffnungsparty kamen viele gar nicht mehr.
Einige Leute verließen enttäuscht die WESPE, oder zogen sich zurück,
vor allem Frauen. Sie fühlten sich nicht mehr sicher und zweifelten
daran, ob ihnen geglaubt würde, wenn sie einen sexualisierten
Übergriff erleiden würden.


Vergebliche Re-Organisation und Selbstbeschränkung

Wir merkten erst in diesem Moment, was wir mit der Kneipeneröffnung
verloren hatten. Bis dahin hatten wir RGW-Betriebe eine Person dafür
bezahlt, uns täglich wochentags zu bekochen. So trafen sich zwar nicht
alle, aber viele Kollektivist*innen im Ökohof zum Essen, in einem
informellen, geschützten Rahmen. Da ließ sich schnell mal etwas
besprechen oder verabreden. Und ausgerechnet in der großen Krise, wo
wir ihn vielleicht am meisten gebraucht hätten, war dieser geschützte
Raum weg. Unser Koch arbeitete nun in der Kneipe, wir bekamen eine
Zeit lang noch verbilligtes Mittagessen, saßen aber zwischen
Verkäuferinnen und Finanzbeamten in einem öffentlichen Raum. Das
Kneipenkollektiv löste sich nach einem Jahr wieder auf und die Kneipe
wurde von verschiedenen Leuten aus dem WESPE-Zusammenhang
privatwirtschaftlich weitergeführt.

Um wenigstens mit den verbliebenen Aktiven auf eine bessere Weise
weiterzumachen, engagierten wir eine Moderation für unser Plenum und
versuchten, die informelle soziale Realität und die formalen
Notwendigkeiten zusammen zu bringen. Jetzt sollte die Mitgliedschaft
im WESPE-Verein eine Bedeutung bekommen. Ich habe eine Liste gefunden,
auf der akribisch erfasst wurde, wer wann am Plenum teilgenommen oder
entschuldigt gefehlt hatte. Dreimal unentschuldigtes Fehlen sollte zum
Ausschluss führen. Zur Mitgliedschaft gehörte neben der Zahlung eines
Mitgliedsbeitrags auch das Ableisten einer festgelegten Anzahl von
Stunden für das Projekt, auf dem Ökohof gab es genug zu tun. Aber das
Gemeinsame war verloren gegangen, und so stand irgendwann der
Beschluss auf der Tagesordnung, dass der Verein auf eigene Aktivitäten
verzichtet und sich auf die Verwaltung des Ökohofs beschränkt.

Mir ging das zu schnell, dieses schrittweise Absterben aller
Hoffnungen zu erleben und dann formal einen Strich drunter und fertig,
das wollte ich nicht, es war aber eine rein emotionale Reaktion. Der
Vorschlag schien mir an sich ganz vernünftig - was hätte ich dem auch
entgegensetzen können? Ein Veto mochte ich nicht einlegen, denn ich
fürchtete den sozialen Druck - manchmal wären mir
Mehrheitsentscheidungen lieber gewesen, wo ich einfach gegen etwas
hätte stimmen können. Mein Dilemma habe ich in Stichpunkte öffentlich
gemacht, mit dem Hinweis, dass ich mich anschließen würde, wenn noch
wer ein Veto einlegt. Ich glaube, das passierte dann auch, es konnte
aber den Prozess nicht mehr aufhalten, nur verlangsamen. Im Sommer
1996 bin ich dann mit meinen Kindern zurück nach Berlin gegangen.


Vom Scheitern - und was trotzdem bleibt

Einige Jahre später begann eine Gruppe um Horst Stowasser, in Neustadt
ein größeres gemeinschaftliches Wohnprojekt unter dem Dach des
Mietshäuser Syndikat aufzubauen. Sie kauften eine leerstehende Villa
mit Garten, begannen mit der Sanierung, einige zogen bereits auf die
Baustelle. Über diesen Eilhardshof berichtete Horst in zwei Interviews
mit der GWR (Nr. 304, Dez. 2005: "Projekt A / Plan B" und Nr. 329, Mai
2008: "Eilhardshof" - eine Utopie wird aufgebaut"). Er setzte große
Hoffnungen in dieses Projekt, auch für seine persönliche
Wohnsituation, und verbreitete unermüdlich die Vision eines
Lebensprojekts in Wahlverwandtschaft, wo alle etwas beitragen und sich
gegenseitig unterstützen. Nicht lange nach Horsts plötzlichem Tod
- aber davon unabhängig - scheiterte der Eilhardshof. Es ist bislang
das einzige Syndikats-Projekt, das pleite ging, einige Leute verloren
dabei viel Geld. Der Architekt hatte sich bei der Berechnung der
Sanierungskosten der alten Villa vertan, aber die Gruppe hatte auch
nicht die erforderliche Sorgfalt walten lassen. Dieses Scheitern zeigt
daher auch, dass Begeisterung und guter Wille nicht ausreichen, und
wie wichtig es ist, als selbstorganisierte Gruppe Verantwortung zu
übernehmen, gerade auch für komplizierte bauliche und finanzielle
Sachverhalte.

Als Projektverbund und sozialer Zusammenhang war WESPE einer von
vielen Versuchen, den Traum vom besseren Leben schon jetzt umzusetzen,
nicht erst nach der Revolution. Ich denke, dass wir an einer Mischung
aus unreflektierter Gleichheitsideologie, Konfliktunfähigkeit und
wirtschaftlichen Problemen gescheitert sind. Hierarchiefreiheit zu
wollen ist wichtig, aber nicht genug. Die Leute kommen als
Verschiedene ins Projekt, das lässt sich auch beim besten Wollen nicht
vollständig nivellieren. Wenn nicht immer wieder aktiv damit
umgegangen wird, dann sind schnell die gesellschaftlich üblichen
Machtverhältnisse entlang unterschiedlicher finanzieller und
Bildungsvoraussetzungen, verschiedener sozialer und geografischer
Herkunft, Geschlecht, Leistungsfähigkeit etc. auch in so einer
egalitären Gruppe wieder da. Vielleicht sind sie als informelle
Hierarchien sogar wirksamer, als wenn es formale Rollen und gewählte
Funktionen gäbe, die transparent, benennbar und potenziell veränderbar
sind. Aber die WESPE ist nicht tot. Geblieben ist der Ökohof, der zwar
kein Ort kollektiver Projekte mehr ist, aber einige der Bewohner*innen
und Kleinbetriebe sind WESPE noch verbunden. Dort hat der Kulturverein
Wespennest seine Räume und organisiert nach wie vor Veranstaltungen.
Externe betreiben das Restaurant, das heute Konfetti heißt. Das von
Horst Stowasser gegründete AnArchiv hat im Ökohof ein neues Zuhause
gefunden. Nach wie vor gibt es auf dem Gelände auch die in den 1990ern
gegründete Herberge für reisende Gesell*innen, die sich ihr kleines
Haus schön zurecht gemacht haben und sich vollkommen selbst
organisieren. Die meisten Kollektivbetriebe mussten aus finanziellen
Gründen schließen, oder weil die Kollektivist*innen andere Lebenspläne
hatten und gingen. Manche werden als Einzelunternehmen weitergeführt.
In Neustadt gibt es noch den Bioladen Abraxas und den Buchladen
Quodlibet, mit jeweils einem dreiköpfigen Betreiber*innen-Kollektiv
und Angestellten.

Geblieben sind auch die Erfahrungen derjenigen, die damals dabei
waren, deren Träume und Sehnsüchte sich vielleicht zumindest
zeitweilig erfüllt haben, teils aber auch bitter enttäuscht wurden.
Jedoch haben die Feierlichkeiten zum 30. Geburtstag gezeigt, dass auch
viele, die gegangen sind, sich noch gerne an ihre Zeit in WESPE
erinnern, und dass sie sich ein Zugehörigkeitsgefühl erhalten haben.
Viele freuen sich schon auf ein nächstes Treffen, vielleicht zum 35.
Geburtstag, vielleicht auch früher, mal sehen.


Mit solidarischem Wirtschaften die Welt verändern?

Chef*innen-Kollektive wie Abraxas oder Quodlibet entsprechen nicht der
reinen Form einer produktivgenossenschaftlichen Organisation, in der
alle, die im Betrieb arbeiten, auch Mitglied sind, und alle Mitglieder
im Betrieb arbeiten. Aber das ist Theorie, in der Praxis sieht es oft
anders aus. Meist nicht deswegen, weil die einen die anderen
ausbeuten, also sich den Mehrwert aus deren Arbeit aneignen wollen,
sondern weil gar nicht alle unbedingt Kollektivmitglied werden
möchten. Denn das bedeutet Mehrbelastung: Oft ist eine finanzielle
Beteiligung am gemeinsamen Betrieb erforderlich, Kollektivsitzungen
finden mitunter außerhalb der Arbeitszeit statt, und die Arbeitszeiten
richten sich eher nach der Auftragslage als nach gewerkschaftlichen
Vorstellungen. Wenn es finanziell eng wird, dann stecken eher die
Kollektivist*innen zurück, und sie tragen auch das unternehmerische
Risiko. Wenn es schief geht, dann verlieren sie ihr eingebrachtes Geld
und müssen vielleicht auch noch für Schulden des Betriebs persönlich
haften. Nicht unterschätzt werden sollte auch die Bereitschaft oder
Fähigkeit, Verantwortung im Sinne von Mitdenken und Eigeninitiative zu
übernehmen, die ungleich zwischen den Menschen verteilt ist.
Insofern ist die schöne Utopie vom selbstverwalteten Leben in allen
Bereichen, von der Arbeit über das Wohnen bis zum politischen
Engagement und der Freizeitgestaltung, nicht unbedingt etwas, das für
gesellschaftliche Mehrheiten attraktiv ist. Viele schreckt es eher ab,
und auch die sich einmal darauf eingelassen haben, ziehen sich oft
nach einiger Zeit zurück. Sich um alles selbst kümmern zu müssen ist
anstrengend, das kann bis zum Selbstverwaltungs-Burnout gehen. In den
1980ern gab es weitgehende Übereinstimmung in der Bewegung, dass der
Mindeststandard sei, dass alle Mitarbeitenden, die dies möchten, auch
Mitglied, also Mitunternehmer*in werden können. Aber viele freuen sich
stattdessen über einen angenehmen Arbeitsplatz mit freundlichen
Vorgesetzten.

Wenn Selbstverwaltungswirtschaft mehr als ein Nischenphänomen sein
soll, dann wird es neben den 100-Prozent-Kollektiven auch verstärkt
hybride Betriebs-Formen geben müssen, in denen
Betreiber*innenkollektive gute Arbeitsplätze zur Verfügung stellen für
Leute, die nicht an der Selbstverwaltung teilhaben möchten.

Früher nannten wir es Alternativökonomie, heute ist beispielsweise von
solidarischem Wirtschaften oder Sozial-Solidarischer Ökonomie die
Rede. Kollektivbetriebe sind eine unter verschiedenen
Unternehmensformen dieser anderen Wirtschaft, neben Kommunen,
Hausprojekten, SoLaWis (Solidarische Landwirtschaft) und
Einkaufsgemeinschaften, Kinderläden, Soziokulturellen Zentren und
Tagungshäusern, Repair-Cafes, FabLabs, Umsonstläden usw. Neben dieser
unmittelbaren wirtschaftlichen Selbsthilfe in kleineren oder größeren
genossenschaftlichen Unternehmungen wird auch eine zukünftige Ökonomie
jenseits des Kapitalismus Infrastrukturen der Grundversorgung für Alle
benötigen, die als öffentliche Unternehmen mit demokratischer
Beteiligung betrieben werde. Auch dafür gibt es heute schon erste
Ansätze, die oft aus Antiprivatisierungsbewegungen entstehen. Die
herrschende Wirtschaftsweise ist dabei, den Planeten an die Wand zu
fahren, und Wirtschaft selber machen liegt wieder im Trend. Das ist
kein Sonntagsspaziergang, sondern untrennbar mit Konflikten und
Auseinandersetzungen um Macht und Eigentum verbunden.

Eine solche andere, zukunftsweisende Wirtschaft ist nur global
vorstellbar. Um die Vielfalt dieser transformatorischen Ökonomien
sichtbar zu machen, die schon heute als Keimformen über das Bestehende
hinaus weisen, ist für den Juni 2020 in Barcelona ein Weltsozialforum
Transformatorische Ökonomien geplant. Der Austausch von wirtschaftlich
Aktiven aus aller Welt soll der Beginn einer globalen Zusammenarbeit
sein, um dem herrschenden kapitalistischen Diskurs eine alternative
Erzählung entgegenzusetzen (siehe Beitrag in der GWR 441).
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Värnkraft 2021-2025

Neuausrichtung des schwedischen Militärs

von Christina Boger



Im Mai 2019 legte der schwedische Verteidigungsausschuss den
Abschlussbericht Värnkraft, inriktningen av säkerhetspolitiken och
utvecklingen av det militära försvaret 2021-2025[1] (Militärische
Gewalt, Aurichtung der Sicherheitspolitik und Entwicklung der militärischen
Verteidigung 2021-2025) vor. Das Värnkraft-Papier baut auf den
Teilbericht  Motståndskraft, Inriktningen av totalförsvaret och
utformningen av det civila försvaret 2021-2025[2] (Widerstand,
Ausrichtung der totalen Verteidigung und der zivilen Verteidigung
2021-2025) aus dem Jahr 2017 auf (Värnkraft 2019: 17). Im Folgenden werden
die Kernpunkte des Abschlussberichtes zusammengefasst, aus welchem
hervorgeht, dass mit der Agenda 2021-2025 die "größte militärische
Veränderung der schwedischen Sicherheits- und Außenpolitik seit 2004"
bevorsteht (ebd.: 317). Hauptmerkmale des Vorschlages umfassen die
materielle, personelle und finanzielle Aufrüstung der schwedischen
Streitkräfte. Zusätzlich wird die sicherheitspolitische Lage und
außenpolitische Ausrichtung Schwedens, Europas und der Welt diskutiert. Im
Besonderen kristallisiert sich eine bipolare Einteilung Europas heraus:
Russland gegen den Westen. Die vermeintliche Angst vor Russland wird nicht
nur als Rechtfertigung der drastischen Aufrüstung instrumentalisiert. Sie
unterstreicht auch die fortlaufende Annäherung Schwedens an Strukturen
militärbündischen Charakters, und somit den schleichenden Abschied von der
schwedischen Neutralität.

Fokus Russland

Während ein bewaffneter Angriff auf Schweden 2004 noch als unwahrscheinlich
galt, ist dies nicht länger die Sichtweise der Verteidigungskommission
(Värnkraft 2019: 148). Im Gegenteil: In dem aktuellen Bericht wird die
Verteidigung des Landes vor einem bewaffneten Angriff als wichtigste
Zielsetzung beschrieben (ebd.: 149). Als Hauptgrund für den bevorstehenden
massiven Ausbau des Sicherheitssektors wird Russland als Antagonist Europas
herangezogen (ebd.).

Infolge der schweren Konflikte in der Ukraine 2014 kritisierte der
schwedische Verteidigungsausschuss in einem Bericht, dass Russland "mit
wachsender Ambition, versucht sich als Großmacht zu etablieren", indem es
versuchen würde, das ehemalige Gebiet der UdSSR weitmöglichst zu
kontrollieren (ebd.: 69). In dem 355 Seiten langen Värnkraft-Papier von
2019 wird Russland[3] 366 Mal erwähnt - und das meist in Verbindung mit der
Bedrohung Schwedens und Europas, aufgrund von (angenommener) militärischer
Aufrüstung und territorialem Machtbestreben. Es wird über eineinhalb Seiten
explizit beschrieben, inwiefern Russland die europäische Sicherheit
untergrabe - ein roter Faden, der sich durch das gesamte Dokument zieht, um
für eine Aufrüstung und die Bereitschaft des Militärs, wie auch die
Alarmbereitschaft der Bevölkerung zu werben. Der Teilbericht
Motståndskraft (Widerstandsfähigkeit) sieht vor, dass "das Militär-
und Zivilwesen im Rahmen einer gemeinsamen totalen Verteidigung eine [nicht
näher spezifizierte] Sicherheitskrise in Europa und Schwedens naher
Umgebung, die länger als drei Monate anhält und mit ernsthaften
Konsequenzen für die Funktionalität der Gesellschaft einhergeht, bewältigen
können sollten" (ebd.: 191).

Das Värnkraft-Papier betont, dass große Investitionen in die gesamte
Kriegsorganisation geleistet werden müssten, um sicherzustellen, dass
grundlegende Funktionen sowie sämtliches Material auf dem neusten Stand und
betriebsfähig seien. Denn laut Verteidigungsausschuss, sei das schwedische
Militär nicht für die Abwehr eines bewaffneten Angriffs ausgerüstet bzw.
vorbereitet (ebd.: 148).

Bevor es um die aktuellen Pläne zur Aufrüstung geht, wirft der Bericht
einen Blick auf die Bilanz seit Ende des Kalten Krieges. Mit dem Zerfall
der UdSSR sei auch die Angst vor einem bewaffneten Angriff auf Schweden
vergangen. Vorerst habe Schweden seine Kräfte daher auf die Erhaltung der
grundlegenden Verteidigung fokussiert und gliederte sich in internationale
Organisationen ein (UN und EU). Das Militär habe sich im Zuge dessen auf
multinationale Militäreinsätze fernab des eigenen Territoriums konzentriert
(ebd.: 134). Dies habe zur Folge, dass die Position des "neutralen" Staats
vernachlässigt würde. Der Verteidigungsentscheid 2004, beispielsweise,
erörterte, dass ein militärischer Angriff auf Schweden auf absehbare Zeit
(d.h. mindestens 10 Jahre in die Zukunft) höchst unwahrscheinlich sei
(ebd.: 135).

"Vor dem Hintergrund des Georgienkrieges 2008" und erneut wachsender Angst
vor Russland wird im Verteidigungsbeschluss 2009 zwar (noch) nicht explizit
mit einem bewaffneten Angriff auf Schweden gerechnet, man bricht jedoch
entschieden mit dem Narrativ von 2004 (ebd.: 136). Im Hinblick dessen wird
gefordert, dass die internationale Zusammenarbeit - insbesondere im Rahmen
von EU und NATO - intensiviert werden müsse (ebd.: 138). Im folgenden Jahr
(erstmalig nach 109 Jahren) wurde dann die Wehrpflicht ausgesetzt (ebd.
137). Im Verteidigungsbeschluss 2015, nach weiteren russischen
militärischen Bestrebungen im Vorjahr (z.B. "Russlands illegale Annexion
der Krim 2014"; ebd.: 243), rückte der Fokus weiter in Richtung nationaler
Verteidigung und der Militärhaushalt stieg auf 44,6 Milliarden Schwedische
Kronen (SEK; ca. 4,15 Milliarden Euro; ebd.: 139). Aus der Agenda 2016-2020
geht hervor, dass die Erweiterung der "operativen Fähigkeiten des
Truppenverbandes und die Sicherstellung der totalen Verteidigung" das neue
Hauptziel seien (ebd.: 138). 2017 folgte - nach gerade einmal sieben Jahren
- in diesem Sinne der Entscheid für die Wiedereinführung der Wehrpflicht ab
2018 (ebd.).

Kurz gefasst: "Im Verteidigungsentscheid 2004 wurde der bewaffnete Angriff
als Planungsgrundlage für die Streitkräfte komplett abgeschrieben. Im
Verteidigungsbeschluss 2015 wurde [dieser jedoch] als Gestaltungsgrundlage
der [Organisation der Streitmacht] wieder aufgenommen (ebd.: 139)", und ist
seither fortwährend gültig.

Entgegen der Neutralität

Das Interesse an internationaler Zusammenarbeit hat sich nicht geändert,
wohl aber der formulierte Hintergrundgedanke. Während der Beitritt in die
EU 1995 und die Beteiligung an vielzähligen NATO-Aktionen seit den 1990ern
zunächst damit in Verbindung gebracht wurden, dass territoriale
Verteidigung unwesentlich wurde, werden multinationale Kooperationen
inzwischen als Schlüssel für die nationale Sicherheit Schwedens vermarktet.
Schweden habe, als vergleichsweise kleines und vor allem bevölkerungsarmes
Land, ein sehr begrenztes finanzielles und personelles Volumen für die
nationale Verteidigung. In dem aktuellen Bericht wird daher darauf
verwiesen, dass Schweden auf netzverkbasierte Verteidigung (NBV) setze
(ebd.: 124).

Daher bilde die "solidarische Sicherheitspolitik [nun] die Grundlage" der
schwedischen Verteidigungsstrategie (ebd.: 103). Damit wird erneut
deutlich, dass sich Schweden kontinuierlich von seiner ehemals "neutralen",
bzw. bündnisfreien außenpolitischen Stellung distanziert. Dennoch enthält
auch das jüngste Värnkraft-Papier den Verweis: "Schweden ist kein Mitglied
eines Militärbündnisses" - Schweden ist angeblich also fortwährend
allianzfrei (ebd.). Doch Taten und Worte passen nur bedingt zusammen: Zum
einen wurde 2009 eine unilaterale Solidaritätserklärung des
Verteidigungsministeriums veröffentlicht, in welcher Schweden verspricht,
sich im Falle einer Krisensituation oder eines bewaffneten Angriffs auf
einen EU-Mitgliedsstaat, sowie auf Island oder Norwegen, nicht passiv zu
verhalten.[4] Zum anderen sind da die aktive Teilnahme an NATO-Manövern,
die Mitgliedschaft Schwedens in der EU, die sich zunehmend zu einem
Militärbündnis entwickelt, und die Teilnahme Schwedens an gleich zwei
Rahmennationenkonzepten (Framework Nations Concept, FNC)[5] der
NATO, die gegen die Einordnung als neutraler Staat sprechen oder sie
zumindest hinterfragen.

Ein weiterer Kritikpunkt, der an der in dem Bericht suggerierten
"Allianzfreiheit" Schwedens nagt, ist die Tatsache, dass der Zweite
Weltkrieg und der Kalte Krieg als gemeinsame Geschichte mit den
transatlantischen Partnern (die USA und Kanada) angeführt werden. Und das,
obwohl sich Schweden doch eigentlich als streng neutral in Bezug auf den
genannten Zeitraum positionierte (Värnkraft 2019: 80).

Die Aufrüstung der schwedischen Streitkräfte

Die grundlegendsten Änderungen, die der Verteidigungsausschuss für die
kommende Agenda vorsieht, liegen in der Um- und Neuverteilung der
militärischen Einheiten. Zunächst schlägt er vor, dass eine neue
Institution eingerichtet werden soll, welche Einsicht in die Arbeit
sämtlicher Behörden erhält, die mit der nationalen Verteidigung in
Verbindung stehen, um nachverfolgen und auswerten zu können, wie es um die
totale Verteidigung steht (ebd.: 330).

Zudem gäbe es "Unzulänglichkeiten im Verteidigungsvermögen", die
hauptsächlich auf materielle und personelle Mängel zurückzuführen seien:
"[Eine] insgesamt zu geringe Truppenstärke, unzureichende Zusammenarbeit
der Einheiten und begrenztes Durchhaltevermögen (ebd.: 144)." Der
Verteidigungsausschuss schlägt daher vor:

"die Kriegsorganisation der Armee aufzuteilen in drei mechanisierte
Brigaden, eine reduzierte motorisierte Brigade und eine verstärkte
Bataillonsstreittruppe auf Gotland. Hinzu kommen freistehende Feldverbände,
unter anderem in Form von Jäger-, Aufklärungs-, und Sicherheitsverbänden
(u.a. Militärpolizei, Militärgeheimdienst und Palastwache)[6], Pionier-,
Artillerie-, Logistik- und Flugabwehrverbänden" (ebd.: 176).

Umverteilungen, wie die Schaffung eines übergeordneten Verbandes und die
Aufgliederung in kleinere Untereinheiten, zielen auf schnelleres
Reaktionsvermögen ab, da so kleinere Truppen anderen Einheiten bei Bedarf
unterstellt werden könnten, womit gleichzeitig die Personalmängel
ausgebessert würden: "Die Streitkräfte bekräftigen, dass ein Bedarf für
mehr Sicherheitseinheiten besteht. Der Ausschuss schlägt daher vor, für den
Zeitraum 2021-2025 eine Sicherheitsvereinigung [...] aufzustellen" (ebd.:
181).

Die Spezialeinheit (specialförbanden) soll über die bevorstehende
Periode ebenfalls weiter ausgebaut werden. Dabei handelt es sich um eine
breit aufgestellte Truppen in höchster Bereitschaft. Je nach Bedarf kann
jene das Militär bei Auslandseinsätzen, bei der Verteidigung Schwedens,
oder auch die Polizei bei Inlandseinsätzen, wie der Terrorismusbekämpfung
oder der Reaktion auf Katastrophen, etc., unterstützen (ebd.: 216).

Wie erwähnt, soll auch die militärische Präsenz auf Gotland massiv erhöht
werden, und zwar durch die Verlegung des Ausbildungsstützpunktes des
"skyttebataljon" auf die drittgrößte Insel in der Ostsee (ebd.: 180). Damit
ist die Einheit grenznah gelegen und sofort einsatzbereit. Die
Stationierung von Truppen entlang der Landesgrenzen ist ein beliebtes
Mittel der (passiven) militärischen Abschreckung, welches auch bei anderen
Ländern aktuell zum Einsatz kommt (z.B. die Stationierung von russischen
und von NATO-Truppen beidseitig entlang der russischen Grenzgebiete). Doch
auch wenn dies natürlich zum guten Ton gehört: Inwieweit hier überhaupt von
rein passiver Abschreckung gesprochen werden kann, darf bezweifelt werden.
Schließlich ist bekannt, dass zumindest die Bundeswehr sich, aufbauend auf
NATO-Planungen, auf militärische Auseinandersetzungen mit Russland
außerhalb des NATO-Bündnisgebietes vorbereitet. [7] Da hierfür zum Beispiel
Nachschublinien über die Ostsee von zentraler Bedeutung wären ist aufgrund
der engen Anbindung Schwedens an die NATO davon auszugehen, dass die nun
stationierten Truppen auch in solche Planungsszenarien eingebunden sein
dürften. Auch dass sich die Verteidigungskommission zudem wünscht, dass
mehr amphibische Einheiten entlang der Westküste stationiert werden, um
wichtige Verbindungen zum Westen kontrollieren zu können (ebd.: 191),
bestätigt den Verdacht, dass Schweden über die rein `passive Abschreckung`
zweifelsohne hinausgeht.

Was die materielle Aufrüstung betrifft, sollen vor allem die Bodentruppen,
die Marine und die Luftwaffe aufgerüstet werden. Und auch für die
Reserveeinheiten der Heimwehr (hemvärnet) sollen unter anderem neue
Boote, Fahrzeuge, Panzerabwehrwaffen und Granatwerfer angeschafft werden
(ebd.: 167).

Für die Luftwaffe sieht das Komitee vor, die bestehenden sechs
Luftwaffeneinheiten (stridsflygdivisioner) weiterhin zu unterhalten. Jene
sollen unter anderem mit sechs zusätzlichen Luft-Luft-Raketen, sowie mit
Missionsausrüstung und verstärkten Fähigkeiten zur elektronischen
Kriegsführung ausgestattet werden (ebd.: 176, 199). Zudem soll Mitte der
2020er eine neue Langstreckenrakete einsatzbereit sein, welche sowohl für
See- als auch für Bodenziele einsetzbar sein wird (ebd.: 200). Desweiteren
ist eine Erneuerung alter Kampfjets für den Zeitraum 2020-2027 angesetzt
(ebd.: 201). Mit dem besorgniserregenden Aufrüstungsvorhaben ist Schweden -
zumindest was die Modernisierung der Luftwaffe anbelangt - nicht das
einzige Land: Laut dem rüstungsnahen Journal Europäische Sicherheit &
Technik werden "die Mitgliedsländer der Europäischen Union, die
europäischen NATO-Staaten (einschließlich der Türkei) und die Schweiz", um
das Aufbessern ihrer Kampfflugzeugflotten innerhalb der kommenden zwei
Jahrzehnte nicht herum kommen, da die Bestände schlechthin veraltet
seien.[8]

Für die Marine sollen sich die materiellen Erneuerungen hauptsächlich auf
das Modifizieren alter Systeme beziehen, aber auch Neuanschaffungen stehen
bevor. Das Hauptziel der Marine soll fortan die Kontrolle über die Ostsee
und, im Falle eines bewaffneten Angriffs, die Verteidigung der Ostsee sein.
Dazu soll unter anderem eine Rakete mit einer Reichweite von 300km
angeschafft werden (Värnkraft 2019: 166). Die Fähigkeiten der U-Bootjagd
sollen ebenfalls weiter ausgebaut werden, wie auch das Seeminenortungs- und
-räumungsprogramm (ebd.).

Es wird also nicht bloß an einigen Ecken gefeilt, sondern auf ganzer
Bandbreite neue Ausrüstung beschafft. Und dabei handelt es sich
offensichtlich auch nicht nur um Munition und Kleinfeuerwaffen.

Personelle und finanzielle Aufstockung

Unweigerlich erfordert eine derartige Aufrüstung der Streitkräfte und
Verschärfung der Außenpolitik eine finanzielle Aufstockung, die sich
gewaschen hat. Die Umsetzung der Vorschläge für die Periode 2021-2025 hätte
eine drastische Erhöhung der jährlichen Mittel (ab 2025) für die
militärische Verteidigung zur Folge, mit einer Summe von insgesamt 84
Milliarden SEK (ca. 7,75 Milliarden Euro; ebd.: 341). Zum Vergleich: Die
für 2019 festgesetzten Mittel für die militärische Verteidigung belaufen
sich auf ca. 52 Milliarden SEK (ca. 4,8 Milliarden Euro).[9] Vor zehn
Jahren lag der Militärhaushalt bei ca. 49 Milliarden SEK (ca. 4,5
Milliarden Euro).

Auch bei der personellen Aufstockung scheint Schweden keine halben Sachen
zu machen. Die Umsetzung sämtlicher Vorschläge der Kommission hätte einen
drastisch gesteigerten Personalbedarf zur Folge: Berechnungen des
Verteidigungsausschusses nach belaufe er sich auf schätzungsweise 90.000
Personen, einschließlich Heimwehr und Zivilangestellter (aktuell umfasst
das Personal etwa 60.000 Menschen; Värnkraft 2019: 228). Zudem ist
spätestens ab 2024 vorgesehen, dass jährlich 8.000 Menschen die Wehrpflicht
durchlaufen werden (ebd.: 228).

Um Engpässe bei der Finanzierung zu umgehen, soll 2022 eine Bankensteuer
eingeführt werden, wie unter anderem einem Bericht der
Wirtschaftswoche zu entnehmen ist.[10] Das könnte dem Staatshaushalt
"zusätzlich umgerechnet 470 Millionen Euro pro Jahr einbringen."[11]

Resonanz

Insgesamt ist also ersichtlich, dass sich das "neutrale" Schweden von dem
allgemeinen Aufrüstungsfieber hat anstecken lassen. Und das betrifft nicht
nur das Militär - die gesamte Bevölkerung soll in Alarmbereitschaft gesetzt
werden. Im vergangenen Jahr wurde ein Flyer an jeden schwedischen Haushalt
geschickt, der aufzeigt, welche Maßnahmen zu treffen seien, um adäquat auf
eine Krise, wie einen bewaffneten Angriff, vorbereitet zu sein.[12] Die
öffentliche Debatte bezüglich der Stärkung des Militärs innerhalb Schwedens
bleibt bislang dennoch sehr zurückhaltend und es ist abzuwarten, inwieweit
sich die Entwicklungen tatsächlich nach den Vorstellungen des
Verteidigungsausschusses entfalten werden.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Angriff der Elektro-Roller

Hoher Ressourcenverbrauch und arbeitsrechtliche Problematik

von Rolf Euler



Wenn richtige Umweltschutzprojekte so schnell durch die Gesetzgebung
getrieben würden, wie die Genehmigung von E-Rollern oder Streetscootern im
Juni des Jahres, sähe es erfreulicher für das Klima aus.

Auf einmal stehen die Straßen voll mit grünen, roten oder blauen Gefährten.
Städte wie Köln, Berlin oder Herne werden zum Experimentierfeld für ein
Projekt, das vom Verkehrsminister unter der Rubrik «Alternative zum
Autoverkehr in den Städten» oder auch «E-Mobilität» verkauft wurde. Davon
stimmt nur, dass der elektrische Antrieb die Eigenbewegung ersetzt, alles
andere sind Märchen von Unternehmen wie Lime aus den USA, die sich mit dem
Verleih von E-Rollern eine goldene Nase verdienen wollen.

Aus Umweltgründen sind E-Roller von allen einschlägigen Institutionen
abgelehnt worden. Die Produktion ihrer Lithium-Batterien, die Art ihres
Einsatzes auf Radwegen, die kurze Lebenserwartung von maximal drei Monaten
führen zu einem absurd hohen Ressourcenverbrauch und zu Störungen des
sowieso mit Wegen unterversorgten Radverkehrs. Aus Paris wird berichtet,
dass reihenweise Leih-E-Roller aus der Seine gefischt werden. Auch die
Preise für das Aus­leihen - 5 Euro und mehr für eine halbe Stunde - sind
deutlich höher als ein Normalticket des Nahverkehrs, sogar teurer als
Carsharing, hat ein Vergleichsportal* ausgerechnet. Vor allem hat sich
herausgestellt, dass die Roller mehr ein Freizeit«spaß» als ein
ernstzunehmendes Alternativfahrzeug für Arbeitswege sind und erneut die
Entschleunigung des Verkehrs in den Städten durchkreuzen - ganz abgesehen
von den Unfallgefahren.

Äußerst problematisch ist auch das mit der Ausleihe verbundene ­System. So
leicht die Benutzung mit Smartphone und Kreditkarte den Entleihenden
gemacht wird, so aufwendig stellt sich der Rest heraus. Die Roller werden
von Arbeitskräften abends eingesammelt, nachts mit vom Unternehmen
gestellten Ladegeräten, zum Teil mit dem Privatstrom der auch «Juicer»
genannten «Selbständigen» aufgeladen, und morgens wieder an Verteilstellen
gebracht, das alles mit Lieferwagen. Hier endet endgültig die ökologische
Verträglichkeit, zumal der Strommix nach wie vor nicht aus Ökostrom
besteht.

Der WDR hat die Arbeitsbedingungen einiger «Juicer» untersucht. Sie
unterschreiben einen vielseitigen Werkvertrag, der ihre angebliche
Selbständigkeit betont und von Arbeitsrechtlern als problematisch angesehen
wird. Eine Person, die für den WDR einmal die Probe aufs Exempel machte,
kam für zehn abends zu Fuß eingesammelte, geladene und morgens wieder
ausgeteilte Roller auf einen Stundenlohn von unter 3 Euro, weil sie sich
einen Mietlieferwagen zum Austeilen holen musste. Auch ohne diesen wäre sie
nur auf etwas über 4 Euro gekommen. Die Ausnutzung von Niedriglöhnern ist
die soziale Folge dieser E-Scooter-Firmen.

Es ist wohl ungeschriebene Regel im Journalismus, sich keine Sprachspiele
mit den Namen von Politikern zu erlauben. Das fällt einem angesichts der
Politik des CSU-Verkehrsministers S. ziemlich schwer. Seine «Erfolge» bei
einer wie auch immer gearteten Elektro-Verkehrswende bestehen in der
Freigabe von Uber oder Lime auf Kosten der Beschäftigten, der Umwelt und
der Zukunft.




* www.netzwelt.de/sharing-anbieter/

 * 
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VORWÄRTS/1519: Gegen Diskriminierung und Demütigung


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 33/34 vom 18. Oktober 2019

Gegen Diskriminierung und Demütigung

von Damian Bugmann



Avivo, Vereinigung für Seniorinnen und Senioren, Invalide, Witwen
und Waisen, wurde vor siebzig Jahren ins Leben gerufen, 1949, im
gleichen Jahr wie die AHV. Das Ziel einer existenzsichernden AHV,
festgehalten in der Bundesverfassung, ist auch heute noch nicht
erreicht. Die Arbeit von Avivo bleibt deshalb wichtig und nötig.


Die AHV, eine der Forderungen des Landesstreiks von 1918, wurde
erst nach dem Zweiten Weltkrieg eingeführt. Die ersten Renten betrugen
damals lediglich 40 Franken für Alleinstehende beziehungsweise 70
Franken für ein Ehepaar. Junge politische Aktivisten gründeten damals
die Avivo Vereinigung für Seniorinnen und Senioren, Invalide, Witwen
und Waisen, die den Kampf um höhere Renten aufnehmen sollte und
inzwischen 31 Sektionen mit über 20.000 Mitgliedern zählt.
Das Ziel einer existenzsichernden AHV ist auch heute noch nicht
erreicht, obwohl das laut der Bundesverfassung eigentlich der Fall
sein müsste! Mit der Jubiläumsveranstaltung will Avivo bisher
Erreichtes feiern, doch werden sie sich weiterhin für ein Alter frei
von finanziellen Sorgen, für anständige Invalidenrenten und, solange
diese Renten zusammen mit Ergänzungsleistungen nicht existenzsichernd
sind, auch für den Ausbau der EL einsetzen.


Generationen-Solidarität

Avivo Schweiz und Region Basel engagierten sich in den letzten Jahren
gegen jegliche Diskriminierung und Demütigung von Armutsbetroffenen.
Sie forderten einen Service-Public-Auftrag für Post, Öffentlichen
Verkehr und Gesundheitswesen, setzten sich für bezahlbare
Krankenkassenprämien und ausreichende Prämienbeihilfen ein und
unterstützten beispielsweise die Initiativen für eine
Einheitskrankenkasse und für einen griffigen Mieterschutz. Sie fordern
Respekt für Behinderte und Betagte und stehen für eine aktive
Solidarität zwischen den Generationen ein. Die über 400 Mitglieder der
Avivo Region Basel treffen sich zu gemütlichen Ausflügen, Vorträgen,
kulturellen und weiteren geselligen Anlässen.


Programm und Buch

Am Mittwochnachmittag, 30. Oktober, findet in Basel die nationale
Jubiläumsveranstaltung "70 Jahre Avivo Schweiz - 70 Jahre AHV" von
14.00 bis 17.30 Uhr statt. Peter Flubacher, Co-Präsident von Avivo
Region Basel, über die Jubiläumsanlässe: "Avivo Schweiz führt in den
einzelnen Sektionen Veranstaltungen zu diesem Jubiläum durch, welches
eigentlich bereits im Jahr 2018 fällig war. In Basel wird eingangs
Minka Hofer (Co-Präsidentin der Avivo Region Basel) reden.
Anschliessend spricht die Präsidentin von Avivo Schweiz, Christiane
Jaquet, auf Französisch. Ihre Rede wird darauf auf Deutsch verlesen.
Mit Regierungsrat Christoph Brutschin, der die Grüsse der Regierung
von Basel-Stadt überbringen wird, rücken wir das sogenannte soziale
Basel ins Zentrum. Professor Martin Lengwiler, der unter anderem zur
Geschichte des Sozialstaates forscht, ist Ordinarius an der Uni Basel,
sicher ein berufener Experte zum Thema AHV. Zuletzt spricht Martin
Rothenbühler aus der dynamischen Berner Sektion zu einigen Problemen
(wie der 2. Säule) und über die Geschichte unserer Organisation."

Avivo Schweiz gibt zum Jubiläum ein zweisprachiges, je 64 Seiten
umfassendes Büchlein heraus, worin die zahlreichen Aktivitäten der
Organisation zur Stärkung der AHV nachgezeichnet werden.

 * 
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MELDUNG/1030: Schuloffensive zur ARD-Themenwoche "Zukunft Bildung" (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. November
2019

Schuloffensive zur ARD-Themenwoche "Zukunft Bildung"

ARD startet mit "schule digital" einen neuen Service für digitalen
Unterricht



Tablets, Whiteboards, WLAN - an vielen Schulen wird gerade die
digitale Ausstattung verbessert. Was jedoch oft fehlt, sind passende
Inhalte. Diese Lücke schließt jetzt "schule digital". Mit dem neuen
Online-Angebot bereiten ARD/WDR ihre zahlreichen digitalen Highlights
für den Unterricht auf und bieten innovative Lerninhalte, die ganz nah
an der Alltagswelt der Schüler*innen sind. Von der Grundschule bis zur
Oberstufe finden Lehrer*innen ab dem 11. November unter
schuledigital.wdr.de konkrete Unterrichtsvorschläge mit
Arbeitsmaterialien für verschiedene Niveaustufen. "schule digital"
startet im Rahmen der ARD-Themenwoche, die unter dem Titel "Zukunft
Bildung" vom 9. bis 16. November Bildung mit allen ihren Facetten in
den Blick nimmt.

http://schuledigital.wdr.de/

Das Augmented Reality-Projekt "Meine Freundin Anne Frank" holt
Zeitzeug*innen des Zweiten Weltkrieges direkt ins Klassenzimmer,
"Programmieren mit der Maus" vermittelt spielerisch erste Schritte im
Coden und der "Fakefinder" hilft Fakten und Fakes treffsicher zu
unterscheiden. Für "schule digital" bereiten Programm-Macher*innen
aktuelle Digitalangebote der ARD für den Unterricht auf und erstellen
ein Rundum-Sorglos-Paket für Lehrkräfte, die einen modernen Unterricht
gestalten wollen. Jedes Unterrichtspaket enthält Arbeitsblätter und
konkrete didaktische Vorschläge für die Umsetzung in den Klassen.
Zudem werden alle Angebote in kurzen Video-Trailern präsentiert, der
Bezug zum Lehrplan hergestellt und auf die geförderten
Medienkompetenzen hingewiesen. Dazu gibt es Video-Praxisberichte von
Lehrer*innen und Tipps, wie die Themen mit Smartphones, Tablets und
VR-Brillen sinnvoll im Klassenzimmer einzusetzen sind. Das neue
Angebot erweitert das etablierte Online-Portal "Planet Schule" von SWR
und WDR und wendet sich gezielt an Lehrer*innen, die digitale
Unterrichtsinhalte sinnvoll und lehrplangerecht einsetzen wollen.


ARD-Bildungsvielfalt wächst: neuer App-Maker und
Medienkompetenz zum Anfassen

Zur ARD-Themenwoche 2019 wird das breite öffentlich-rechtliche
Bildungsangebot erweitert: Mit dem neuen "App-Maker" gestalten
User*innen eigene kleine Web-Apps zum Wetter und anderen Themen.
Erfahrungen im Programmieren werden nicht vorausgesetzt: ein Tutorial
führt die Nutzer*innen Schritt für Schritt durch die Erstellung der
eigenen App und ermöglicht so einen positiven Erstkontakt zum
Programmieren. Das neue Projekt "Spielecke" zeigt, wie unterhaltsam
digitale Musikvermittlung sein kann. In kurzweiligen Videoclips trifft
Komikerin, Schauspielerin und "Ladies Night"-Host Lisa Feller auf
Musiker*innen des WDR. Gemeinsam wird spontan und mit viel Witz über
Musik "gefachsimpelt" - kuriose Spielarten oder unnützes Wissen nicht
ausgeschlossen.

Außerdem werden Schüler*innen der 8. Klasse beim deutschlandweiten
ARD-Jugendmedientag am 11. und 12. November die Möglichkeit haben,
hinter die Kulissen Ihrer Landesrundfunkanstalten zu schauen. Der
Jugendmedientag ergänzt die bereits bestehenden
Medienkompetenzprojekte der ARD, mit denen sie ganzjährig gemäß ihres
Bildungsauftrags junge Menschen darin unterstützt, Medieninhalte
kritisch zu hinterfragen und einzuordnen.

Von der Aktion Schulstunde (rbb) bis zum Zündfunk Netzkongress (BR) -
die Bildungsangebote der ARD sind vielfältig und richten sich an alle
Altersstufen.

Bildungsangebote der ARD als PDF-Download 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/11/_pdf/PH_Themenwoche_ZukunftBildung_Bildungsangebote.pdf

Übersicht zur ARD-Themenwoche 2019 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/11/20191109_uebersicht_ard_themenwoche_zukunft_bildung.html

 * 
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PREIS/2253: 1LIVE KRONE wird zum 20. Mal verliehen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. November
2019

1LIVE KRONE wird zum 20. Mal verliehen

Die Nominierten für die 1LIVE Krone 2019 im Dezember stehen fest

Voting für Deutschlands wichtigsten Radiopreis beginnt

Mit im Rennen: u.a. Rammstein, Robin Schulz, Die Toten Hosen, Lena,
Alice Merton, Max Giesinger, Mark Forster, Kontra K, LEA



Seit 1995 macht 1LIVE junges Radio, jetzt wird der dazugehörige und
wichtigste deutsche Radiopreis, die 1LIVE Krone, bereits zum 20. Mal
verliehen. Wer in diesem Jahr, genauer gesagt am 05. Dezember 2019,
als Gewinner aus den insgesamt neun Kategorien hervor gehen darf, wird
in den kommenden Wochen durch die beste Jury entschieden: die
Sektor-Hörer*innen und Fans selbst. Der Voting-Startschuss für die
Platzierungen ist gefallen. Und wo ließen sich die Musik-Favoriten und
eine 1LIVE Krone besser feiern, als in der Jahrhunderthalle Bochum?

Keine gute Party ohne einen hervorragenden Gastgeber: Sektorkind Luke
Mockridge bleibt in Sachen Moderation auch der diesjährigen
Preisverleihung treu. Luke ist nicht nur Comedy-Preisträger und 1LIVE
Krone Besitzer, sondern beherrscht neben seinen TV-Abendshows auch die
große Bühne.


Die 40 Nominierten 2019

In der Kategorie »Beste Single« müssen sich in diesem Jahr die 1LIVE
Hörer*innen zwischen den Songs von Capital Bra & Samra & LEA »110«,
Juju feat. Henning May »Vermissen«, Lena & Nico Santos »Better«, Lotte
& Max Giesinger »Auf das, was da noch kommt«, SIDO »Tausend Tattoos«
und Tim Bendzko »Hoch« entscheiden.

Den Preis als »Beste Künstlerin« darf Alice Merton, Juju, LEA, Lena,
Lotte oder Stefanie Heinzmann mit nach Hause tragen.

Auf die Krone »Bester Künstler« hoffen Bosse, Mark Forster, Max
Giesinger, Nico Santos, SIDO und Trettmann.

Als »Beste Band« nominiert sind AnnenMayKantereit, Deichkind, Die
Toten Hosen, Milky Chance sowie SEEED.

Der begehrte Preis für »Bester Live Act« geht an AnnenMayKantereit,
Bilderbuch, Die Toten Hosen, Marteria & Casper oder Rammstein.

Neues Jahr, neues Battle: Auf die Krone zu »Bester Hip-Hop Act« dürfen
sich Apache 207, Capital Bra & Samra, Kontra K, RAF Camora, RIN,
Loredana oder Kummer freuen.

Erstmals neu als Kategorie aufgestellt ist »Bester Dance Act«. Hier
gehen Alle Farben, Felix Jaehn, Robin Schulz, VIZE und YOUNOTUS an den
Voting-Start.

Die Gewinner der 1LIVE Kronen »Comedy« und »Sonderpreis« kürt die
1LIVE Redaktion selbst.

Andreas Löffler, Musik- und Eventchef von 1LIVE sieht die 1LIVE Krone
als impulsgebende, popkulturelle Säule innerhalb der deutschen
Medienlandschaft und freut sich auf die Preisverleihung: "Die 1LIVE
Krone ist ein Preis, der nach vorne blickt. Unzählige Künstler*innen
kamen als Newcomer zur Krone und entwickelten sich zu Superstars.
Topstars treffen auf die spannendsten Newcomer der deutschen
Musikszene und alle wollen den Preis gewinnen. Die 1LIVE Hörer*innen
haben die Wahl. Wir freuen uns auch in diesem Jahr wahnsinnig darauf,
diesen Abend in Bochum zu feiern."


Zum 20. Mal holt die 1LIVE Krone die angesagtesten Stars in
den Sektor 

Immer am Puls der Zeit, schafft es die 1LIVE Redaktion alljährlich,
die Besten aus der Radiolandschaft bei diesem Mega-Event zu
versammeln. Zunächst in Oberhausen (2000 - 2005), seit 2006 in Bochum,
feiern die Sektor Hörer*innen gemeinsam mit ihren Stars die geilste
Party - vor und hinter den Kulissen. Musikgrößen und Urgesteine wie
Udo Lindenberg, Herbert Grönemeyer und Nena erhielten hier ihre
Lebenswerk-Auszeichnung auf der Show-Bühne.

Die 1LIVE Krone ist immer für Überraschungen gut. Besonders und
beliebt: die Bühnen-Premieren diverser Künstler, die erstmalig
miteinander und nur für die 1LIVE Krone performen. Spannend wird es
also auch in 2019 und wie immer gilt: Die Tickets sind unbezahlbar und
gehen nicht in den Verkauf, sondern werden ausschließlich verlost. Die
1LIVE Krone ist ein Hörerpreis: Auf www.1live.de kann ab sofort
abgestimmt werden, wer am 5. Dezember ausgezeichnet wird. Jeder
Voting-Teilnehmer hat dabei die Chance, Tickets für die Verleihung in
der Jahrhunderthalle Bochum zu gewinnen.


1LIVE Krone 2019

Produktion: 1LIVE
Moderation: Luke Mockridge
Ort: Jahrhunderthalle, An der Jahrhunderthalle 1, 44793
Termin: Donnerstag, 5. Dezember 2019
Live in 1LIVE und auf 1live.de, Donnerstag, 05.12., 20.15 Uhr
Live im WDR Fernsehen, Donnerstag, 05.12., 20.15 Uhr
Das Erste, Freitag, 06.12., 01.20 Uhr

Das Voting & weitere Infos zur 1LIVE Krone 2019

https://www1.wdr.de/radio/1live-krone/


Die Nominierten der 1LIVE Krone 2019 

https://presse.wdr.de/plounge/radio/1live/2019/11/_pdf/1LIVE_KRONE_2019_Nominierungen.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. November 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





TALK/365: WDR - Jürgen Domian ist zurück, 8. - 29.11.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. September
2019

Jürgen Domian ist zurück - ab 8. November live im WDR Fernsehen

WDR Fernsehen, Freitag, 08. November 2019, 23.30 - 00.30 Uhr

WDR Fernsehen, Freitag, 15. November 2019, 23.30 - 00.30 Uhr

WDR Fernsehen, Freitag, 22. November 2019, 23.30 - 00.30 Uhr

WDR Fernsehen, Freitag, 29. November 2019, 23.30 - 00.30 Uhr



Jürgen Domian ist zurück - live und ohne Tabus. In der Talkshow DOMIAN
LIVE im WDR Fernsehen wird sich der Kult-Talker ab dem 8. November
gewohnt unbefangen jedem erdenklichen Thema widmen. Es kann über alles
gesprochen werden: Tragisches, Trauriges, Skurriles, Lustiges,
Unterhaltsames, aber auch Streitbares. Das Besondere: Jürgen Domian
kennt weder die Gäste noch die Themen, die sie in seine Sendung
mitbringen. "Ich habe die Menschen und das Talken über die
unterschiedlichsten Themen sehr vermisst", sagt Domian. "Ich bin sehr
gespannt, was mich erwartet." Geplant sind zunächst vier Ausgaben,
immer freitags im November, gleich nach dem "Kölner Treff".

Bewerben können sich alle, die eine interessante, emotionale oder
lustige Geschichte zu erzählen haben.

Wer als Gast in der Sendung dabei sein möchte, kann sich unter der
Nummer 0800 220 8899 oder per Mail unter domian@wdr.de melden.

Die Sendung wird von Unique Media Entertainment (Wolfgang Link) im
Auftrag des WDR produziert, die Redaktion hat Elke Thommessen.

 * 
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THEMENREIHE/441: Die ARD-Themenwoche 2019 widmet sich der "Zukunft Bildung", 9. - 16.11.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 25. September
2019

Wer gebildet ist, lebt länger - Die ARD-Themenwoche 2019 widmet
sich der "Zukunft Bildung"



Wer gebildet ist, lebt länger. Von welchen Faktoren hängt das ab, und
wie kann man unabhängig von Herkunft und Alter mit Bildung sein Leben
verändern? Das sind Fragen, die in der ARD-Themenwoche "Zukunft
Bildung" vom 9. bis 16. November 2019 beantwortet werden.

Das Erste, die Fernseh- und Radioprogramme der ARD und die
Online-Angebote der Senderfamilie stellen in zahlreichen Sendungen und
Beiträgen vor, wie Bildung gelingen kann und welche Chancen sie
bietet. Die ARD selbst leistet dazu einen wichtigen Beitrag. In Köln
wurden am Mittwoch (25.9.) ausgewählte lineare und digitale
Programmhöhepunkte und Projekte der Themenwoche vorgestellt.
Federführer der 14. ARD-Themenwoche ist der Westdeutsche Rundfunk
(WDR).


Neue Lösungen, Quereinstieg und ein Weltrekordversuch

Wer von Beruf, Einkommen, Wohnsituation und Zugang zum
Gesundheitswesen benachteiligt ist, lebt bis zu zehn Jahre kürzer. Dr.
Eckart von Hirschhausen, der zum Auftakt der Themenwoche durch die
Samstagabendshow "Frag doch mal die Maus" (Das Erste, 9.11., 20.15
Uhr) führt, möchte etwas dagegen tun, dass Gesundheit so eng von
Bildung abhängt. Für die Dokumentation "Hirschhausen macht Schule -
warum Bildung gesund macht" (Das Erste, 11.11., 20.15 Uhr) sucht er
nach neuen Lösungen. Die Journalistin Petra Boberg startet in
"Ungenügend - Wie der Lehrermangel unsere Grundschüler abhängt" (Das
Erste, 11.11., 22.45 Uhr) einen Selbstversuch und unterrichtet als
Quereinsteigerin an einer Grundschule. "Das schaffst Du nie! - die
XXXXL Challenge" (ARD-alpha und "Das schaffst du nie!"-Kanal bei
YouTube, 12.-15.11.) will mit einem 72-Stunden-Moderationsexperiment
den Rekord für die längste Live-Fernsehsendung der Welt brechen. Zwei
funk-Moderatoren wollen drei volle Tage durchsenden und dabei jede
Stunde ein Stückchen schlauer werden.


"Bildung gehört zur DNA der ARD"

WDR-Intendant Tom Buhrow: "Bildung gehört zur DNA der ARD. Sie spielt
nicht nur im Rahmen der Themenwoche eine zentrale Rolle in unseren
Programmen und Kanälen. Denn auch wir sind gefragt, mit spannenden
Projekten zur Wissensvermittlung unseren Bildungsauftrag ins Digitale
zu übersetzen."


Programmier-App und Publikumsaktion #dankdir

Pünktlich zur Themenwoche startet die ARD im Netz ein neues,
innovatives Bildungsangebot: Mit dem "App-Maker" machen Erwachsene
mühelos erste Schritte im Programmieren. Für Kinder gibt es bereits
das Angebot "Programmieren mit der Maus". Die neue Plattform "Schule
digital" bündelt erstmals die zahlreichen Bildungsangebote der ARD. In
der Themenwoche ist auch das Publikum gefragt: Bei der Aktion #dankdir
können alle "Einfach mal Danke sagen" und ihren Wegbegleiter*innen und
Förderern Wertschätzung entgegenbringen. Weitere Informationen und
eine digitale Pressemappe finden Sie unter presse.wdr.de


Austausch in Social Media

Alle Informationen zur ARD-Themenwoche "Zukunft Bildung" werden online
unter themenwoche.ARD.de gebündelt. Ab November bieten dort viele
aktuelle Beiträge einen breiten Zugang zu den digitalen Angeboten der
Themenwoche rund um Bildungsalltag, Diversität oder Digitalisierung.
Alle Landesrundfunkanstalten der ARD rufen ihre Nutzer*innen dazu auf,
sich über die sozialen Netzwerke an der Diskussion rund um das Thema
Bildung zu beteiligen. Unter den Hashtags #ZukunftBildung
und #ARDThemenwoche können sie sich austauschen. Zudem bietet der
Twitterkanal @ARDThemenwoche Informationen rund um die ARD-Themenwoche
2019. Das Teletext-Angebot des Ersten unterstützt die Themenwoche mit
einem Informationspaket ab Videotextseite 800.


Die Schwerpunktseite zur ARD Themenwoche 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/11/20191109_uebersicht_ard_themenwoche_zukunft_bildung.html

Die ersten Highlights der ARD-Themenwoche im Überblick 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/11/201901109_ard_themenwoche_highlights.html

themenwoche.ard.de

http://www.ard.de/home/themenwoche/ARD_Themenwoche_2019_Zukunft_Bildung/5505936/index.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 25. September 2019
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HÖRSPIEL/1999: WDR 3/WDR 5 - "Doberschütz und das Ende des Informanten", 8./9.11.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. November
2019

Doberschütz und das Ende des Informanten

Von Tom Peuckert

Komposition: Jean-Boris Szymczak

Technische Realisation: Andreas Meinetsberger

Regie: Thomas Leutzbach

Produktion: WDR 2019

Hörspiel | 8. November 2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

Krimi am Samstag | 9. November 2019, 17.05 - 18.00 Uhr | WDR 5



Jahresende 1989: Ein neuer Fall führt Privatermittler Frank
Doberschütz in eine psychotherapeutische Klinik in Halle und auf die
Spur eines zwielichtigen Patienten. Ist Ibrahim Böhme tatsächlich die
Hoffnung der SPD im Osten?

Der Therapeut doziert über den "Gefühlsstau" der Ostdeutschen:
Gruppensitzung. Doberschütz' Zielperson macht hier offiziell
Weihnachtsurlaub: Ibrahim Böhme, Chef der Ost-SPD, vielleicht der
kommende Staatschef der DDR?

Doch hat Böhme tatsächlich ein therapierbares Anliegen? Und warum
schleicht er sich bei jeder Gelegenheit aus der Klinik?

Doberschütz' Auftrag - eine eventuelle Untreue seiner Zielperson
auszumachen - wird schon bald zu einer politischen Untersuchung, einer
geheimen Chronik der Wende. Er stürzt ihn nicht nur in politische
Grabenkämpfe, um die Zukunft Ostdeutschlands, sondern auch in ein
Ringen mit sich selbst und um die Frage seiner eigenen Schuld.

Besetzung:

Frank Doberschütz: Felix Goeser

Peter Petruschka: László I. Kish

Tanja: Heike Warmuth

Lutz Vieweg: Thomas Arnold

Ibrahim Böhme: Thorsten Merten

Günter: Horst Kotterba

Therapeut: Frieder Venus

Folterer: Hüseyin Michael Cirpici

SPD-Mann: Thomas Anzenhofer

Frau: Bettina Kurth

Herr: Robert Frank

Fremder: Amadeus Gollner

Agentin: Marina Weis

Auftraggeberin: Lisa Adler

Das Hörspiel steht bis 08. November 2020 zum Download zur Verfügung.
https://www1.wdr.de/radio/wdr3/programm/sendungen/wdr3-hoerspiel/doberschuetz-ende-des-informanten-100.html


Noch mehr Doberschütz-Hörspiele:

Doberschütz und das Gleichgewicht des Schreckens

https://www1.wdr.de/radio/wdr3/programm/sendungen/wdr3-hoerspiel/doberschuetz-gleichgewicht-des-schreckens-100.html

Doberschütz und die Politik der Liebe

https://www1.wdr.de/radio/wdr3/programm/sendungen/wdr3-hoerspiel/doberschuetz-politik-der-liebe-100.html

Redaktion: Hannah Georgi

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. November 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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MELDUNG/1979: Deutschlandfunk Kultur - Der Mauerfall multikulturell erzählt, 8.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Im Einheitsjahr vergessen - Der Mauerfall multikulturell
erzählt

Von Thomas Klug

Länderreport

Freitag, 8. November 2019, 13.05 - 14.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Als die Mauer fiel, änderte sich nicht nur für die Ostdeutschen (fast)
alles und für die Westdeutschen manches. Auch auf das Leben der
Migranten in beiden deutschen Staaten hatte die Wende großen Einfluss:
Nach dem 9. November 1989 ging es zum Beispiel für die türkischen
"Gastarbeiter" in Westberlin und die vietnamesischen
"Vertragsarbeiter" im Ostteil der Stadt plötzlich um Herkunft,
Abstammung und Einordnung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3040: Deutschlandfunk - Internationale Musikszene in Mannheim, 8.11.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Weltmusik war gestern

Internationale Musikszene in Mannheim

Von Julia Neumann

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 8. November 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Nicht-westliche Musik, das sind nicht nur Trommeln oder Sitar-Klänge.
Im Mikrokosmos der Weltkulturen finden wir Klänge, die sich nicht
einzelnen Nationen und Kulturen zuordnen lassen. Auf dem Planet
Ears-Festival und in der Popakademie lässt sich diese Vielfalt
wunderbar belauschen. Das Festival, das dieses Jahr zum ersten Mal
stattfindet, hat dem Label Weltmusik daher den Kampf angesagt. In
einem ehemaligen Kiosk und der alten Feuerwache in Mannheim hört sich
dieser Mikrokosmos die Fusion interkultureller Musik an. Was sind die
progressiven Entwicklungen der globalen Musikszene?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1966: Mönchengladbach - Tipps und Tricks zur Suchmaschinenoptimierung, 22.11.2019


Stadt Mönchengladbach

Tipps und Tricks zur Suchmaschinenoptimierung



Für jedes Unternehmen ist es wichtig, weit oben in den Ergebnisseiten
der Suchmaschinen zu landen. Es ist zur Gewohnheit der Nutzer
geworden, über Suchmaschinen die gewünschten Webangebote aufzuspüren.
Nur die Unternehmen, die sich mit dem Thema Suchmaschinen befassen,
werden entsprechende Positionen in den Suchergebnissen erzielen. In
diesem VHS-Workshop, Freitag, 22. November, 9 bis 12.15 Uhr, in der
VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85 gibt es viele Tipps und
Tricks, um dies zu erreichen.

Entgelt: 95 Euro

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.11.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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TREFF/208: Bocholt - Journalismus in der deutsch-niederländischen Grenzregion im Wandel, 12.11.19


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Journalismus in der Grenzregion im Wandel

Diskussionsrunde

Dienstag, 12. November 2019, 19:30 Uhr,

"Taverne" Suderwick/Dinxperlo



Deutsch-Niederländischer Stammtisch lädt ein

Bocholt (VHS). Zum letzten Mal in diesem Jahr kommt der 
Deutsch-Niederländische Stammtisch am Dienstag, 12. November, um 19:30 Uhr in
der Taverne in Suderwick/Dinxperlo zusammen, um sich auszutauschen.
Thema diesmal ist der "Journalismus in der Grenzregion im Wandel".
Dazu haben die Moderatoren Werner Brand und Karl Eller namhafte
Journalisten aus der Grenzregion gewinnen können. Die Teilnahme ist
kostenlos.

Anmeldungen bei der Volkshochschule Bocholt-Rhede-Isselburg unter Tel.
02871 2522-0 oder unter www.vhs-bocholt.de (Kursnummer BI1111).
Als deutsche Medienvertreter nehmen Gabi Frentzen (Bocholter Report)
und Ludwig van der Linde (Bocholter Borkener Volksblatt) teil, von
niederländischer Seite haben Gerwin Nijkamp (Achterhoek Nieuws), Lydia
ter Welle (Achterhoek Nieuws) und Sjoerd van der Werf (Dagblad de
Gelderlander) ihr Kommen zugesagt. Beim Zusammentreffen soll es u.a.
darum gehen, auf die Zusammenarbeit der grenznahen Zeitungen zu
schauen und mögliche Potentiale zu heben.

Impulse für das Thema kamen von den Mitgliedern des Stammtisches, da
auf jeder Seite der Grenze Informationen, Artikel, Reportagen von der
jeweiligen anderen Seite gewünscht werden.

Hintergrund: Deutsch-niederländischer Stammtisch

Der Deutsch-Niederländische Stammtisch trifft sich seit nahezu 30
Jahren, um aktuelle Themen der Grenzregion zu besprechen. Es gibt die
Möglichkeit, als Gast am Stammtisch teilzunehmen oder sich bei
regelmäßiger Teilnahme in eine Adressliste der Volkshochschule
eintragen zu lassen. So werden die Mitglieder schon drei Wochen im
Vorfeld mit einer Einladung per Post über Termine informiert. 

Nähere Informationen in der VHS-Geschäftsstelle (Südwall 4a, Tel. 02871 2522-0).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.11.19

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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ARBEITSMEDIZIN/497: Studie zur Situation in der Reha-Branche - Wachsende Bedeutung, schwierige Arbeitsbedingungen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 30.10.2019

Neue Studie - Reha-Branche: Wachsende Bedeutung, schwierige Arbeitsbedingungen



Medizinische Rehabilitation wird in einer alternden Gesellschaft immer
wichtiger - und schwieriger. Viele Beschäftigte in Reha-Einrichtungen
klagen über hohen Arbeitsdruck bei niedrigen Löhnen. Das zeigt eine neue,
von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie zur Situation der
Reha-Branche. (*)

Fast zwei Millionen Menschen pro Jahr unterziehen sich einer
Reha-Maßnahme. Dafür stehen in Deutschland über 1000 Reha-Einrichtungen bereit.
Der größte Teil wird von privaten Firmen betrieben, ein Teil gehört zum
öffentlichen Dienst, andere werden von Kirchen oder Wohlfahrtsverbänden
getragen. Die Branche hat knapp 123 000 Beschäftigte, von denen viele in
Teilzeit arbeiten. Die größte Teilgruppe sind Angehörige therapeutischer
Berufe. Auf Vollzeitstellen umgerechnet wären es 92 000 Beschäftigte. Wie
es um die Arbeitsbedingungen und -zufriedenheit in diesem Bereich steht,
haben die Ökonomin Sabine Baldauf und die Politologin Dr. Katrin Vitols
von der Unternehmensberatung wmp Consult mit Förderung der
Hans-Böckler-Stiftung untersucht. Ihr Fazit: Steigende Arbeitsverdichtung und knappe
Entlohnung sind weit verbreitet. "Die Beschäftigungs- und
Arbeitsbedingungen in Rehabilitationseinrichtungen müssen attraktiver
werden."

- Personalmangel, unzureichende Entlohnung -

Die Forscherinnen haben für ihre Studie ausführliche Interviews mit
Branchenexpertinnen und -experten der Beschäftigten- und Arbeitgeberseite
geführt sowie mehr als 230 Arbeitnehmervertreterinnen und
Arbeitnehmervertreter befragt. Dabei berichten 88 Prozent von
Arbeitsverdichtung im Pflegedienst. 81 Prozent geben zu Protokoll, dass
ihre Einrichtung unter einem Mangel an Pflege-Fachkräften leidet -
Ähnliches gilt für den ärztlichen Dienst. 68 Prozent sagen, dass
Pflegekräfte abwandern - in Krankenhäuser mit besserer Finanzausstattung,
entsprechend höherer Bezahlung und mehr Aufstiegsmöglichkeiten. Lediglich
13 Prozent der Befragten finden, dass es in ihrem Betrieb ausreichend
Pflegepersonal gibt. Nur sechs bis neun Prozent der Befragten aus
Pflegedienst, Physio- und Ergotherapie sowie dem Servicebereich empfinden
ihre Entlohnung als angemessen. Die Tarifbindung in der Branche ist
bislang niedrig.

Die Zahl der Patienten ist zwar in den vergangenen Jahren nicht merklich
gestiegen, doch ein entscheidender Faktor hat sich deutlich verändert, so
Baldauf und Vitols: Reha-Einrichtungen haben es heute oft mit kränkeren
und häufig auch älteren Patienten zu tun als in früheren Zeiten. "Eine
verkürzte Verweildauer in Akutkrankenhäusern und Multimorbidität" -
Patienten haben mehrere Krankheiten gleichzeitig - führten zu "stark
gestiegenen Schweregraden der Erkrankungen unter den Rehabilitanden", so
die Forscherinnen. So nimmt der Pflege- und Betreuungsbedarf zu. Da
gleichzeitig das Beschäftigungsvolumen in der Branche - umgerechnet auf
Vollzeitstellen - stagniert, hat sich die Arbeitsbelastung der
Beschäftigten erhöht. Die Alterung der Bevölkerung und die wachsende Zahl
von Patienten mit psychischen Krankheiten dürften diese Entwicklung in
Zukunft noch beschleunigen. Hinzu kämen neue Anforderungen durch die
Digitalisierung, die zunächst einmal Mehrarbeit und Schulungsbedarf
bedeuten.

- Finanzinvestoren kaufen Kliniken -

Bezogen auf die Profitabilität der Einrichtungen zeigt sich ein
heterogenes Bild. Während große private Ketten häufig gute Gewinne machen,
stehen manche kleinere Kliniken finanziell unter Druck. Etliche wurden
bereits von Konkurrenten übernommen. Seit einigen Jahren sind zudem
internationale Finanzinvestoren in der Rehabilitationsbranche tätig.
Mehrfach von einem Finanzinvestor zum anderen weiterverkauft wurden
beispielsweise die Immobilien der Berliner Median Kliniken. Den Einstieg
von Firmenhändlern bringen Befragte zum Teil mit erhöhtem Druck auf Löhne
und Qualitätsstandards in Verbindung.

Die Wachstums- und Gewinnorientierung der Reha-Einrichtungen - aber auch
die schwierige Ertragslage einiger Häuser - führen laut der Studie dazu,
dass Kostendruck, Einspar- und Rationalisierungsprogramme in vielen
Rehabilitationskliniken zum Alltag gehören. Finanziert werden
Reha-Leistungen zum größten Teil von der Kranken- und Rentenversicherung. Bei
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist es meist die Rentenversicherung,
die für die Kosten aufkommt. Die Idee dahinter: Für die Rentenversicherung
wird auf diese Weise ein Anreiz geschaffen, Arbeitnehmer bei der
Wiederherstellung ihrer Gesundheit zu unterstützen - denn Reha ist in der
Regel billiger als die dauerhafte Zahlung einer Erwerbsminderungsrente.
Solche Anreizstrukturen sollten nach Baldauf und Vitols ausgebaut werden.
Heute hätten beispielsweise die Krankenkassen, die für Reha-Maßnahmen von
Nicht-Erwerbstätigen aufkommen, keine finanziellen Vorteile davon, wenn
sie Reha-Programme bewilligen, die letztlich Pflegebedürftigkeit
verhindern. Die Ausgaben für medizinische Rehabilitation sind in den
vergangenen zehn Jahren zwar im gleichen Umfang gewachsen, wie die
Gesundheitsausgaben insgesamt. Doch unter dem Strich ist die Vergütung von
Reha-Leistungen nicht immer ausreichend: "Die Höhe der Vergütungssätze
orientiert sich dabei nicht durchgängig an den tatsächlichen Kosten der
Einrichtung oder der Qualität der Leistung", schreiben die Forscherinnen.

Die Forscherinnen weisen auf einen Bereich hin, den es auszubauen gelte:
die Gesundheitsprävention. Viele Studien belegten, dass sich
Vorsorgeprogramme volkswirtschaftlich auszahlen. Auch bei den Arbeitgebern
steige die Bereitschaft, in die Gesundheit ihrer Beschäftigten zu
investieren. Schließlich hätten viele Firmen angesichts der aktuellen
Arbeitsmarktsituation ein großes Interesse daran, keine Fachkräfte zu
verlieren.


Originalpublikation:

(*) Sabine Baldauf, Katrin Vitols: Branchenanalyse medizinische
Rehabilitation: Wirtschaftliche Perspektiven, Arbeitsplätze und
Arbeitsbedingungen in medizinischen Rehabilitationseinrichtungen, Working
Paper Nr. 160 der Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung, Oktober
2019. Download: 

https://www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_WP_160_2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung - 30.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1499: Sollen Säuglings- und Folgenahrung künftig weiterhin auch Arachidonsäure enthalten? (idw)


Stiftung Kindergesundheit - 04.11.2019

Sollen Säuglings- und Folgenahrung künftig weiterhin auch Arachidonsäure enthalten?

Europäische Akademie für Pädiatrie und Stiftung Kindergesundheit
veröffentlichen ein neues Positionspapier



Ab Februar 2020 gelten für alle in der Europäischen Union neue Standards
für Säuglings- und Folgenahrungen (VO2016/127) [1]. Der Zusatz der omega-3
Fettsäure Docosahexaensäure (DHA) ist dann in 2-3fach höherer
Konzentration als bisher üblich obligatorisch. Hingegen besteht keine
Verpflichtung, die Fettsäure Arachidonsäure zuzusetzen.

Dies ist eine ganz neuartige Zusammensetzung von Säuglingsnahrungen, deren
Eignung und Sicherheit bisher nicht in klinischen Studien belegt wurde.
Deshalb hielt die gemeinnützige Stiftung Kindergesundheit
(www.kindergesundheit.de) in Zusammenarbeit mit der Europäischen Akademie
für Kinderheilkunde (www.eapaediatrics.eu) einen Workshop mit
meinungsbildenden internationalen Wissenschaftlern auf diesem Gebiet und
Vertretern von Elternorganisationen außerhalb von München ab, um die hier
bestehenden Fragen eingehend zu diskutieren. Die Ergebnisse und die daraus
abgeleiteten Empfehlungen wurden jetzt in einer hochangesehenen
internationalen Fachzeitschrift veröffentlicht (s. unten).

Die Experten betonen, dass Muttermilch die erste Wahl in der Ernährung am
Lebensanfang ist und auch als Goldstandard für die Wahl der Inhaltsstoffe
von Flaschennahrung gilt. Muttermilch liefert immer sowohl DHA als auch
Arachidonsäure. Weltweit sind in der Muttermilch die
Arachidonsäure-konzentrationen meist deutlich höher als die von DHA. Studien haben
Säuglingsnahrungen mit verschiedenen Gehalten verglichen. Sie zeigen bei
hoher DHA-Konzentration aber niedrigem Arachidonsäure-Gehalt Nachteile der
kindlichen Entwicklung bis zum Alter von 9 Jahren und bei Tieren auch eine
Verminderung des normalen Arachidonsäuregehaltes im Gehirngewebe.

Die neuen Empfehlungen raten dringend dazu, für nicht oder nicht
vollgestillte Säuglinge nur solche Säuglingsnahrungen zu verwenden, die
neben DHA auch mindestens die gleiche Menge Arachidonsäure enthalten.

[1] European-Commission. Commission Delegated Regulation (EU) 2016/127 of
25 September 439 2015 supplementing Regulation (EU) No 609/2013 of the
European Parliament and of the Council as regards the specific
compositional and information requirements for infant formula and
follow-on formula and as regards requirements on information relating to infant
and young child feeding. Official Journal of the European Union 2016:L
25/1.


Zur Stiftung Kindergesundheit:

Die Stiftung Kindergesundheit informiert seit 1996 die Öffentlichkeit über
gesicherte Kenntnisse und Empfehlungen bei wichtigen Gesundheitsfragen,
und sie erarbeitet in Kooperation mit kompetenten Partnern und anerkannten
Spezialisten Präventionsmaßnahmen auf der Grundlage aktueller
wissenschaftlicher Erkenntnisse, so z.B. für Kindertagesstätten,
Kindergärten und Schulen.


Originalpublikation:

Should formula for infants provide arachidonic acid along with
docosahexaenoic acid? A position paper of the European Academy of
Pediatrics and the Child Health Foundation. American Journal of Clinical
Nutrition 2019

doi.org/10.1093/ajcn/nqz252; published 26 October 2019.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Kindergesundheit - 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/4103: Neurowissenschaft - Das Raum-Zeit-Gefüge im Gehirn (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 04.11.2019

Das Raum-Zeit-Gefüge im Gehirn



Neurowissenschaftler des Bernstein Center Freiburg (BCF) der
Albert-Ludwigs-Universität und der Königlichen Technischen Hochschule
Stockholm/Schweden (KTH) haben einen wesentlichen Vorgang im Gehirn
entschlüsselt, der für das Verhalten von Lebewesen mitverantwortlich ist.
"Eine der Grundvoraussetzungen für sinnvolles Verhalten ist, dass
Netzwerke im Gehirn genau definierte Sequenzen neuronaler Aktivität
erzeugen", sagt Prof. Dr. Ad Aertsen von der Universität Freiburg. Die
Ergebnisse der Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Arvind Kumar von der KTH und
Sebastian Spreizer, Doktorand am BCF, haben die Forschenden in der
Fachzeitschrift PLoS Computational Biology veröffentlicht.

In den vergangenen Jahren haben Experimente gezeigt, dass das Verhalten
von Tieren von der sequentiellen Aktivität der Neuronen in verschiedenen
Gehirnregionen begleitet wird. Daran anknüpfend haben Forscherinnen und
Forscher weltweit mehrere Modelle möglicher Mechanismen entwickelt, die
die Entstehung dieser geordneten Abfolge erklären sollen. Sie beruhen in
erster Linie auf Methoden des überwachten Lernens, bei dem anhand einer
Lernregel die gewünschte sequenzielle Aktivität generiert wird. Dabei
stellte sich heraus, dass neuronale Netzwerke bewusst trainiert werden
können, um bestimmte Abfolgen zu erzeugen. "Gleichzeitig wissen wir, dass
nicht jedes Verhalten gelernt ist. Angeborenes Verhalten deutet darauf
hin, dass das Gehirn bestimmte Abfolgen erzeugt, ohne sie zu lernen und zu
trainieren", sagt Arvind Kumar, der die Studie leitete.

Die Wissenschaftler widmeten sich daraufhin der Frage, wie ein
untrainiertes Gehirn gut geordnete Aktivitätssequenzen erzeugen kann. Sie
fanden dafür zwei Bedingungen: Erstens müssen Neuronen bei einem kleinen
Teil ihrer Projektionen, also ihre Verbindungen zu nachgeschalteten
Neuronen eine bestimmte Richtung bevorzugen. Zweitens müssen benachbarte
Neuronen dieselbe bevorzugte Richtung teilen. "Das bedeutet, dass die
Verbindungen von Nervenzellen richtungsabhängig und räumlich miteinander
verbunden sind. Dies ist der Schlüssel zur Erzeugung sequentieller
Aktivität in neuronalen Netzwerken", erläutert Sebastian Spreizer. Wenn
das Netzwerk nach diesen Regeln verdrahtet ist, entsteht eine Art
Aktivitätslandschaft, die dem geographischen Raum mit Hügeln und Tälern
ähnelt. Die Sequenzen der neuronalen Aktivität sind in dieser Metapher wie
die Flüsse in einer Landschaft. Kleine Variationen im räumlichen Gefüge
der Nervenzellen erzeugen bestimmte zeitliche und räumliche Sequenzen
neuronaler Aktivität.

Um das Modell zu verifizieren, müssen jedoch die Formen und Verbindungen
benachbarter Neuronen gemessen werden. "Interessanterweise können
Neuromodulatoren, das sind chemische Substanzen wie beispielsweise
Dopamin, eine wie oben geforderte Konnektivität im Gehirn erzeugen, und
zwar auf dynamische, kontextabhängige Weise", sagt Ad Aertsen. Das
Netzwerk hat damit die Möglichkeit, verschiedene Sequenzen der neuronalen
Aktivität zu erzeugen. Allerdings werden nicht alle davon funktional
relevant sein. Die Wissenschaftler in Freiburg und Stockholm gehen daher
davon aus, dass Lernmechanismen entwickelt werden können, um die lohnenden
Sequenzen auszuwählen und damit sinnvolles Verhalten zu ermöglichen.


Originalpublikation:

Spreizer, S./Aertsen, A./Kumar, A. (2019): From space to time: Spatial
inhomogeneities lead to the emergence of spatiotemporal sequences in
spiking neuronal networks. In: PLoS Computational Biology 15/10.

https://doi.org/10.1371/journal.pcbi.1007432

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/das-raum-zeit-gefuege-im-gehirn

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UMWELT/353: Ärzt*innen fordern bundesweites Geburten- und Fehlbildungsregister (IPPNW)


IPPNW - Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung
des Atomkrieges

Pressemitteilung vom 6. November 2019

Ärzt*innen fordern bundesweites Geburten- und Fehlbildungsregister



06.11.2019 Die deutsche IPPNW (Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges
/ Ärzte in sozialer Verantwortung) schließt sich den Forderungen der
Deutschen Gesellschaft für Epidemiologie und des BUND an, ein
bundesweites Register für Geburten und Fehlbildungen bei einzurichten.
Aus wissenschaftlicher Sicht ist die Erhebung von Fehlbildungen bei
Neugeborenen und induzierten Aborten notwendig, um valide Aussagen zu
der relativen Häufigkeit von Fehlbildungen, Trends und
räumlich-zeitlichen Häufungen (Cluster) machen zu können. Neben der
Identifizierung von Clustern und Trends könnte man in einem zweiten
Schritt zeitnah Risikofaktoranalysen durchführen.

Zwar gab es in Deutschland seit dem Contergan-Skandal der 1960'er
Jahre keine vergleichbare Häufung konnataler Fehlbildungen, aber ohne
ein populationsbezogenes Register bleiben möglicherweise präventable
Ursachen unter Umständen unerkannt. Nicht in allen Fällen werden
Ursachen zu finden sein, aber gerade bei statistischen Häufungen kann
die frühzeitige Erkennung helfen, potentiell schädliche Faktoren
rechtzeitig anzugehen.

Bei der Beurteilung der gesundheitlichen Risiken durch Schadstoffe und
schädliche Expositionen stehen ausschließlich epidemiologische
Verfahren zur Verfügung, da klinische Studien am Menschen nicht
möglich sind. Aktive, populationsbezogene Geburtenregister sind
notwendige und valide Instrumente zur Identifizierung und
Verifizierung unvorhersehbarer teratogener Effekte, z. B. von
Umweltschadstoffen und Medikamenten.

Das Geburtenregister Mainzer Modell (MaMo) an der Universitätsmedizin
Mainz erfasst seit 1990 wichtige Daten zu Fehlbildungen und möglichen
Ursachen und dokumentiert darüber hinaus auch vergleichbare Daten zu
nicht-fehlgebildeten Neugeborenen, die als interne Kontrollgruppe zur
Verfügung stehen. Dieses Register sollte daher unbedingt weitergeführt
und weitere Geburtenregister nach dem Mainzer Modell in Deutschland
etabliert werden.

Kinderarzt und IPPNW-Co-Vorsitzender Dr. med. Alex Rosen dazu: "In
Anlehnung an das Mainzer Register für kindliche Krebserkrankungen
fordern wir die Etablierung eines bundesweiten Geburten- und
Fehlbildungsregisters, denn nur so lassen sich Trends und Cluster
zuverlässig erkennen. Nur durch epidemiologische Untersuchungen auf
der Basis von Registerdaten konnte man beispielsweise die signifikante
Häufung von Kinderleukämien rund um deutsche Atomkraftwerke nachweisen
und dadurch ein weiteres, gewichtiges Argument für den
schnellstmöglichen Atomausstieg etablieren. Wer weiß, welche weiteren
Zusammenhänge sich durch ein Fehlbildungsregister darstellen ließen."

Die Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Epidemiologie finden Sie unter

www.dgepi.de/de/aktuelles/article/stellungnahme-geburten-und-fehlbildungsregister/86

Die Stellungnahme des BUND können Sie hier herunterladen 

www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/bund-fehlbildungen-bei-neugeborenen-erfordern-bundesweite-erfassung-nach-muster-des-mainzer-modells/

 * 

Die IPPNW ist eine berufsbezogene, friedenspolitische Organisation,
die 1981 von einer Gruppe von Ärzten aus den USA und Russland
gegründet wurde. Ihre Überzeugung: 

Als Arzt hat man eine besondere Verpflichtung zu sozialer Verantwortung.
Daraus entstand eine weltweite Bewegung, die 1984 den UNESCO-Friedenspreis und
1985 den Friedensnobelpreis erhielt. Heute setzen sich Mediziner und
Medizinerinnen der IPPNW in über 60 Ländern auf allen fünf Kontinenten
für eine friedliche, atomtechnologiefreie und menschenwürdige Welt ein.

 * 

Quelle:

IPPNW - Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges

Pressemitteilung vom 6. November 2019

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Angelika Wilmen, Pressesprecherin

Telefon: 030-69 80 74-0, Fax: 030-69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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DIABETES/2084: Statistik - Soziales Umfeld beeinflusst Erkrankungsrisiko (AOK Baden-Württemberg)


AOK Baden-Württemberg - 4. November 2019

Gesundheitsatlas Diabetes: Baden-Württemberger seltener "zuckerkrank"

Soziales Umfeld beeinflusst Erkrankungsrisiko



Stuttgart - Wer in Baden-Württemberg lebt, hat bessere Chancen, von
dem meist erst im Alter auftretenden Diabetes mellitus Typ 2 verschont
zu bleiben. Laut dem aktuellen Gesundheitsatlas Diabetes des
Wissenschaftlichen Instituts der AOK (WIdO) schneidet unter den
Flächenländern nur Schleswig-Holstein besser ab. In Baden-Württemberg
leben 7,9 Prozent der Menschen mit der Diagnose Diabetes 2, bundesweit
aber 8,6 Prozent. "Das Ergebnis bestärkt uns in unserem Weg,
präventive Maßnahmen mit starken Partnern vor Ort passgenau auf die
regionalen Bedürfnisse auszurichten", so Dr. Christopher Hermann. "Es
zeigt sich wieder einmal, dass sich Gesundheitsversorgung regional
abspielt und dort besonders gut gelingt, wo sie auch vor Ort selbst
organisiert wird."

Doch auch in Baden-Württemberg gibt es Licht und Schatten. So kommt
die Studie zum Schluss, dass es Zusammenhänge zwischen
Diabetes-2-Erkrankungen und den sozioökonomischen Merkmalen einer
Region oder der lokalen Häufigkeit von Übergewicht gibt. Auch können
die Forscher ein gewisses Stadt-Land-Gefälle nachweisen. "Der
Gesundheitsatlas lässt den Schluss zu, dass das soziale Umfeld
entscheidenden Einfluss auf den Lebensstil und die damit
einhergehenden Ess- und Bewegungsgewohnheiten hat und so auch das
Diabetes-2-Risiko mit bestimmt", so Hermann. "Je besser es uns also
gelingt, beispielsweise durch Präventionsmaßnahmen Vorbilder für
Kinder, Nachbarn oder Arbeitskollegen zu schaffen, desto eher werden
wir als Gesellschaft den Diabetes 2 besiegen können."

Selbst nach einer Diagnose von Typ-2-Diabetes haben die Patientinnen
und Patienten gute Möglichkeiten, den Krankheitsverlauf positiv zu
beeinflussen. "Entscheidend ist - neben der Motivation für einen
gesunden Lebensstil - eine strukturierte Therapie, bei der die
Patientinnen und Patienten und alle beteiligten Ärzte Hand in Hand
arbeiten." Beleg dafür sei das Haus- und Facharztprogramm, das die AOK
Baden-Württemberg seit 2009 mit ihren Partnern MEDI und
Hausärzteverband Baden-Württemberg kontinuierlich entwickelt.
"Unabhängige Wissenschaftler fanden heraus, dass Diabetiker, die an
unserem Haus- und Facharztprogramm teilnehmen, im Zeitraum von sechs
Jahren vor rund 4.000 schweren Komplikationen wie Amputationen oder
Schlaganfällen bewahrt werden konnten."


Für den Gesundheitsatlas wurde erstmals ein neues
Hochrechnungsverfahren verwendet, das vom WIdO in Zusammenarbeit mit
der Universität Trier entwickelt wurde. Es erlaubt, auf Basis der
Abrechnungsdaten der AOK-Versicherten zuverlässige Aussagen zu
Krankheitshäufigkeiten in der Gesamtbevölkerung bis auf die lokale
Ebene zu treffen. Unterschiede zwischen den AOK-Versicherten und der
Gesamtbevölkerung in Bezug auf Alter, Geschlecht und
Krankheitshäufigkeit werden dabei durch ein innovatives statistisches
Verfahren herausgerechnet.

 * 

Quelle:

AOK Baden-Württemberg

Pressemittelung vom 4. November 2019

Pressestelle

Presselstr. 19, 70191 Stuttgart

Telefon 0711 2593 - 229, Telefax 0711 2593 - 100

E-Mail: presse@bw.aok.de

Internet: www.aok-bw-presse.de
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FORSCHUNG/1362: Mit Gift der Kegelschnecken zur Schmerzlinderung (idw)


Universität Wien - 04.11.2019

Mit Gift der Kegelschnecken zur Schmerzlinderung



Unter den Naturstoffen mit großem Potenzial für neue Wirkstoffe nehmen
Conotoxine eine zentrale Rolle ein. Conotoxine sind strukturierte Peptide
aus einem Nervengift, welches Kegelschnecken zum Beutefang und zur Abwehr
von Feinden produzieren. Bis dato sind über 10.000 Conotoxin-Sequenzen
bekannt. Markus Muttenthaler von der Fakultät für Chemie der Universität
Wien und KollegInnen von der University of Queensland in Brisbane zeigten
nun, welche neuen Ansätze Conotoxine für die chronische Schmerztherapie
liefern. In einer weiteren kürzlich publizierten Arbeit nutzten die
ForscherInnen von ihnen modifizierte Conotoxine, um Schmerzrezeptoren zu
visualisieren.




[image: Foto: © Markus Muttenthaler]

Die fleischfressenden Meeresschnecken sind bekannt für ihren Vergiftungsmechanismus, der den Tieren hilft, ihre Beute wie Fische oder Muscheln zu fangen und sich zu verteidigen.

Foto: © Markus Muttenthaler



Die fleischfressenden Meeresschnecken der Gattung Conus sind bekannt für
ihren sehr wirksamen Vergiftungsmechanismus, der den relativ langsamen
Tieren hilft, ihre Beute wie Fische oder Muscheln zu fangen und sich zu
verteidigen. Die konischen Schnecken lähmen und töten ihre Opfer mit Hilfe
eines sehr selektiven und starken Nervengiftes, das durch eine Art Harpune
in das Opfer gelingt.

"Es hat sich bereits gezeigt, dass die Schnecken kontrollieren können,
welche Giftkombination für welchen Zweck zum Einsatz kommt - bei der Jagd
oder bei der Verteidigung", sagt Markus Muttenthaler vom Institut für
Biologische Chemie der Universität Wien. "In der Schmerzforschung
interessiert uns vor allem das Verteidigungsgift der Kegelschnecken, da es
auf das Verursachen von Schmerz ausgerichtet ist und damit zu einem
grundlegenden Verständnis der Wirkungsmechanismen beitragen kann", so der
ERC Starting Grant-Preisträger.

Hohe Arten- und Verbindungsvielfalt

Bis dato sind geschätzt 750 Arten der Kegelschnecken bekannt. Das Gift der
Meerestiere enthält hundert bis tausend bioaktiver und - mit einer
typischen Länge von 10 bis 40 Aminosäuren - relativ kurzer Peptide, die
über Disulfid-Brücken sehr strukturierte sowie molekular vielfältige
Verbindungen bilden können. Die Peptid-Gemische können auch auf das
menschliche Nervensystem wirken und dort z.B. Ionenkanäle blockieren oder
aktivieren. Dies ist für die Forschung von besonderem Interesse, da
gewisse Ionenkanäle therapeutische Targets für die Schmerzreizleitung
sind.

"Mit ihrer außerordentlichen Wirkung und Selektivität haben Conotoxine die
Schmerzforschung revolutioniert und unser Verständnis über die
Schmerzreizleitung grundlegend verbessert. Vorher gab es nur limitierte
Möglichkeiten, die unterschiedlichen Subtypen der Ionenkanäle zu
untersuchen", sagt Markus Muttenthaler. Mit Hilfe der Conotoxine können
ForscherInnen nun die physiologische wie auch pathologische Bedeutung der
unterschiedlichen Rezeptor-Subtypen klären.

Es gibt bereits ein Conotoxin (Prialt®), welches zur chronischen
Schmerzlinderung eingesetzt wird. Es wird in das Rückenmarkt injiziert und
blockiert bereits dort sehr gezielt die Schmerzreizleitung - "1.000-mal
potenter als Morphium und ohne Abhängigkeitserscheinungen", so
Muttenthaler. Die nächste Generation von Conotoxin-Wirkstoffen setzt, so
das Ziel der Forschung, nicht beim Rückenmark an, sondern bereits bei den
dem Rückenmark vorgelagerten Spinalganglien: "Damit könnten wir die
Schmerzen bereits abfangen, bevor sie ins Rückenmark weitergeleitet
werden."

Conotoxine zur Aufklärung nutzen

Neuere analytische Verfahren aus den Bereichen Venomics, Proteomics und
Transkriptomforschung haben gerade in den vergangenen Jahren zu sehr
vielen Entdeckungen neuerer Conotoxin-Sequenzen geführt. Vergleichsweise
zeitintensiver ist die Synthese der Verbindungen und die Beschreibung
ihrer Eigenschaften.

Gleichzeitig haben die Conotoxine auch schon ihren Nutzen im Dienst der
Aufklärung unter Beweis gestellt: In einer weiteren Arbeit, veröffentlicht
im Australian Journal of Chemistry, konnte das Team auch zeigen, wie man
die hoch potenten Conotoxine nutzen kann, um Ionenkanäle in Zellen
sichtbar zu machen. Im Rahmen ihrer neuen Technik modifizierten die
ForscherInnen die Conotoxine mit Fluoreszenz und anderen Signalmolekülen -
und lieferten damit einen weiteren Grundstein, um die komplexe Biologie
hinter der Schmerzreizleitung zu erfassen.


Publikation in Chemical Reviews

Conotoxins: Chemistry and Biology: Ai-Hua Jin, Markus Muttenthaler,
Sebastien Dutertre, Himaya Siddhihalu Wickrama Hewage, Quentin Kaas, David
J. Craik, Richard J. Lewis, and Paul F. Alewood. Chemical Reviews,
Publication Date: 21 Oct. 2019, DOI:10.1021/acs.chemrev.9b00207.

https://pubs.acs.org/doi/abs/10.1021/acs.chemrev.9b00207

On-resin strategy to label α-conotoxins: Cy5-RgIA, a potent α9α10
nicotinic acetylcholine receptor imaging probe: Markus Muttenthaler, Simon
Nevin, Marco Inserra, Richard Lewis, David Adams, and Paul Alewood.
Australian Journal of Chemistry (accepted for publication).

https://www.publish.csiro.au/CH/justaccepted/CH19456

Originalpublikation:

https://pubs.acs.org/doi/abs/10.1021/acs.chemrev.9b00207

https://www.publish.csiro.au/CH/justaccepted/CH19456


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Wien - 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/402: Ulm - Faszinierende Welt der Gesundheitsberufe, Tag der offenen Tür am 10.11.2019


Universitätsklinikum Ulm - 04.11.2019

Faszinierende Welt der Gesundheitsberufe 

Tag der offenen Tür an der Akademie für Gesundheitsberufe



Am Sonntag, 10. November 2019, öffnet die Akademie für Gesundheitsberufe
des Universitätsklinikums Ulm ihre Tore. Von 11:00 bis 16:00 Uhr können
Schüler*innen, Eltern und alle Interessenten die Akademie im wunderschönen
Kloster Wiblingen besichtigen und mit Lehrenden und Schüler*innen ins
Gespräch kommen.

Insgesamt bietet die Akademie ca. 800 Schulplätze in acht
abwechslungsreichen Gesundheitsberufen an: Diätassistenz, Pflegefachkraft,
Hebamme, Logopädie, Medizinisch-technische Assistenz für
Funktionsdiagnostik, Medizinisch-technische Laboratoriumsassistenz,
Medizinisch-technische Radiologieassistenz und Operationstechnische
Assistenz. Ergänzt wird das breit gefächerte Ausbildungsangebot durch drei
Duale Studiengänge, die in Kooperation mit der Dualen Hochschule
Baden-Württemberg (DHBW) ebenfalls im Kloster Wiblingen angeboten werden.
"Wissensvermittlung muss nicht trocken sein, das wollen wir auch am Tag
der offenen Tür zeigen", sagt der Direktor der Akademie Professor Dr.
Karl-Heinz Tomaschko.

Dementsprechend abwechslungsreich gestaltet sich das Programm am Tag der
offenen Tür: Mikrochirurgisches "Gummibärchenangeln" im Übungs-OP,
Showkochen in der Lehrküche, Demonstration von Blutgruppenbestimmungen,
Hörtests, Prüfung der Lungenfunktion und noch vieles mehr wird den
Besucher*innen geboten. Neben den Einblicken in die Ausbildungsberufe
erhalten Sie auch Informationen zu den Studienmöglichkeiten an der
Akademie. Für ausgebildete Medizinisch-technische bzw.
Operationstechnische Assistent*innen steht der deutschlandweit
einzigartige verkürzte Bachelor-Studiengang "Medizintechnische
Wissenschaften" (B.Sc.) zur Verfügung. Für angehende Pflegefachkräfte ist
das Integrationsstudium "Angewandte Gesundheits- und Pflegewissenschaften"
(B.Sc.) vorgesehen. Abgerundet wird das Studienangebot durch den eigens
für angehende Hebammen konzipierten Studiengang "Angewandte
Hebammenwissenschaft" (B.Sc.).

INFO Der Tag der offenen Tür der Akademie für Gesundheitsberufe findet am
Sonntag, 10.11.2019, von 11:00 - 16:00 Uhr im Kloster Ulm-Wiblingen statt
(Schlossstraße 38, 89079 Ulm).


Das Programm gibt es unter www.akademie.uniklinik-ulm.de. 

Parkplätze stehen in ausreichender Anzahl kostenfrei zur Verfügung. 

Der Eintritt ist frei, für das leibliche Wohl ist gesorgt.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1093

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Ulm - 04.11.2019
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MESSE/156: MEDICA in Düsseldorf - Neuronale Netze ermöglichen autonome Steuerung von Kathetern, 18.-21.11.2019


Fraunhofer-Gesellschaft - 04.11.2019

MEDICA 2019: 

Neuronale Netze ermöglichen autonome Steuerung von Kathetern



Bei einem Schlaganfall zählt jede Minute, durch schnelles Handeln lassen
sich schwere Hirnschäden mindern. Sind große Blutgefäße im Gehirn durch
Gerinnsel verstopft, entfernt der Operateur den Verschluss mithilfe eines
Katheters, den er in die Leiste des Patienten einführt. Doch der
komplizierte Eingriff erfordert viel Erfahrung. Fraunhofer-Forscher setzen
auf KI, um den Katheter autonom, computergesteuert, zuverlässig und
schnell zum Ort des Eingriffs zu navigieren. Erste Tests im
Simulationsmodell und am Prüfstand sind vielversprechend. Vom 18. bis 21.
November präsentiert die Forschergruppe die Funktionsweise ihrer neuen
Methode auf der MEDICA 2019 an einem Gefäßphantom.

Etwa 270 000 Menschen erleiden hierzulande jedes Jahr einen Schlaganfall -
eine plötzliche Durchblutungsstörung im Gehirn. Diese muss schnellstens
ärztlich behandelt werden. Andernfalls sterben so viele Gehirnzellen ab,
dass der Patient bleibende Schäden wie Lähmungen oder Sprachstörungen
davonträgt oder sogar stirbt. Ärzte therapieren den Hirnschlag immer
häufiger durch eine Thrombektomie, einen Eingriff, bei dem über einen
Gefäßzugang in der Leiste ein dünner Katheter über die Hauptschlagader bis
in das verschlossene Hirngefäß vorgeschoben wird. Im Bereich des
Gefäßverschlusses öffnet sich ein sogenannter Stent-Retriever - ein
winziges korbähnliches Geflecht - und verhakt sich mit dem Gerinnsel. Beim
Zurückziehen des Katheters bleibt der Pfropfen an der Geflechtstruktur
hängen und wird so entfernt. Dieses Verfahren dauert 45 Minuten bis zu 3,5
Stunden, je nach Expertise des Operateurs. Die Thrombektomie setzt eine
lange Ausbildung und viel Übung voraus. Allein zehn bis 90 Minuten
benötigt der Mediziner - je nach Patient -, um den Katheter zum
Blutgerinnsel zu navigieren. Diese Problematik adressieren Forscherinnen
und Forscher der Mannheimer Projektgruppe für Automatisierung in der
Medizin und Biotechnologie PAMB, die an das Fraunhofer-Institut für
Automatisierung und Produktionstechnik IPA angegliedert ist. Mithilfe
eines robotischen Assistenzsystems - einem computergesteuerten Katheter -
wollen sie eine zuverlässigere und schnellere Variante der Therapie
etablieren. Die Besonderheit: Der Katheter wird durch Methoden der
Künstlichen Intelligenz autonom zum Ort des Eingriffs navigiert. »Die
Operation selbst, also das Herauslösen des Blutpfropfens mithilfe des
Stent-Retrievers, führt nach wie vor der Arzt durch. Aber die komplizierte
Navigation dorthin, bei der schwierige Anatomien zu überwinden sind, soll
künftig ein autonom gesteuerter Katheter erledigen«, sagt Johannes Horsch,
Wissenschaftler der Projektgruppe. »Die autonome Intervention per Katheter
eignet sich aber nicht nur bei einem Schlaganfall, sie lässt sich
vielseitig anwenden, etwa bei der endovaskulären Operation von
Herzinfarkten oder Lebertumoren«, betont der Ingenieur.

Autonome Navigation durch Deep Reinforcement Learning

Ermöglicht werden soll die autonome Navigation durch Deep Reinforcement
Learning (DRL), eine Methode, mit der sich neuronale Netze trainieren
lassen. Sie ähnelt der Art, wie Menschen lernen. Die Besonderheit von DRL:
Der Algorithmus generiert die Daten zum Trainieren des neuronalen Netzes
eigenständig durch permanentes Üben am Computer-Simulationsmodell - einer
virtuellen Nachbildung eines Gefäßbaums und Katheters, mit der der reale
Algorithmus interagieren kann. Die Forscher haben dazu einen zusätzlichen
Bewertungsalgorithmus entwickelt, der bewertet, ob die jeweilige Aktion
richtig oder falsch ist. Wird der Führungsdraht korrekterweise nach rechts
gedreht und an der Verzweigung in das dortige Gefäß geschoben, so erhält
der Algorithmus einen Pluspunkt beziehungsweise einen Zahlenwert von
beispielsweise »+1«. Bei einer falschen Aktion lautet der Zahlenwert
entsprechend »-1«. Auf Basis dieser Rückmeldungen lernt der Algorithmus
eigenständig, und das neuronale Netz wird laufend entsprechend angepasst
und optimiert. »Mit dem Modell können wir virtuell alle möglichen
Bewegungen des Katheters simulieren und das neuronale Netz bis zu einem
gewissen Stadium trainieren. In bisherigen Tests am Simulationsmodell
waren wir in 95 Prozent der Fälle erfolgreich, sprich der Katheter konnte
in einem vereinfachten Szenario problemlos autonom zum Gefäßverschluss
navigiert werden. Bis zum Start der MEDICA wollen wir jedoch eine
Erfolgsquote von 99 Prozent erzielen«, sagt Horsch.

Damit der Mediziner die autonome Navigation während des Eingriffs nutzen
kann, muss der Katheter im Patienten in Echtzeit lokalisiert werden.
Hieran arbeitet der Projektpartner, das Fraunhofer-Institut für Digitale
Medizin MEVIS. Dort entwickeln die Experten einen »intelligenten
Katheter«, der sich mittels faser-optischer Sensorik und ohne Bildgebung
im Gefäßsystem lokalisieren lässt. Außerdem trainieren sie neuronale Netze
zur Extraktion des Katheters aus fluoroskopischen Bilddaten. Im nächsten
Schritt werden die im Simulationsmodell generierten Ergebnisse auf
Phantome übertragen, einer Nachbildung eines Gefäßbaums aus Kunststoff.

Steuerungsalgorithmus vereint Erfahrungswissen von vielen Ärzten

Der Steuerungsalgorithmus wird das Erfahrungswissen von vielen Ärzten
umfassen und infolgedessen ein schnelleres Navigieren durch den Körper
erlauben. Vor allem aber wird die große Streuung der sehr
unterschiedlichen Dauer der Eingriffe, bedingt durch die variierenden
Anatomien der Patienten, vermieden. Ein weiterer Vorteil: Insbesondere
kleine Kliniken, die nicht über entsprechend ausgebildete Spezialisten
verfügen, sollen künftig von dem Verfahren profitieren. Sie wären dann in
der Lage, endovaskuläre Schlaganfalltherapien durchzuführen, bei denen
Katheter zum Einsatz kommen. Diese Eingriffe können in der Regel nur in
spezialisierten Schlaganfallstationen - sogenannten Stroke Units -
durchgeführt werden.

Komplexes Zusammenspiel zwischen Katheter und Draht

Derzeit navigieren die Forscher in ihren Simulationstests einen
Führungsdraht, im nächsten Schritt starten die Untersuchungen mit einem
Katheter, der den Draht ummantelt. »Bei einer realen Operation ist der
Katheter über den Draht geschoben. Der Katheter wird nachgeschoben, wenn
der Führungsdraht in das richtige Gefäß navigiert wurde«, sagt Horsch.
Ziel des Teams ist der Einsatz von zwei oder drei ineinanderliegenden
Kathetern, die immer kleiner werden, um in die filigranen Blutgefäße im
Kopf zu passen, die wesentlich enger sind als die Gefäße etwa in der
Leistenregion.

Bis zum Projektende im September 2020 werden die Forscherinnen und
Forscher in präklinischen Untersuchungen den Steuerungsalgorithmus am
Silikonphantom perfektionieren, das den gesamten Gefäßbaum von der Leiste
bis zum Kopf nachbildet. In Anschlussprojekten soll das System
insbesondere hinsichtlich der Zuverlässigkeit und Sicherheit
weiterentwickelt werden. Daran anschließend sind für klinische Studien zum
Nachweis der Sicherheit und Wirksamkeit etwa vier bis fünf Jahre
anberaumt. »Es wird sicher noch zehn bis 15 Jahre dauern, bis das System
kommerziell in Kliniken eingesetzt werden kann, zuvor sind umfangreiche
Forschungsarbeiten sowie klinische Studien erforderlich. Von
Gesetzgeberseite ist darüber hinaus die rechtliche regulatorische
Zulassung von neuronalen Netzen in der Medizin zu klären«, resümiert der
Wissenschaftler. Den Stand ihrer Forschung demonstrieren der Ingenieur und
seine Kollegen vom 18. bis 21. November auf der MEDICA in Düsseldorf

(Halle 10, Stand G05).

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/november/neuronale-netze-ermoeglichen-autonome-steuerung-von-kathetern.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/155: MEDICA in Düsseldorf - Sanftere künstliche Beatmung, 18.-21.11.2019


Fraunhofer-Gesellschaft - 04.11.2019

Sanftere künstliche Beatmung



In der Intensivmedizin ist die künstliche Beatmung häufig das letzte
Mittel, um das Leben eines Patienten zu retten. Leider kann sie mit akuten
oder chronischen Lungenschädigungen einhergehen - insbesondere wenn das
Beatmungsgerät gegen den Atemimpuls des Patienten arbeitet. Forscherinnen
und Forscher der Mannheimer Fraunhofer-Projektgruppe für Automatisierung
in der Medizin und Biotechnologie entwickeln einen neuartigen Sensor, mit
dessen Hilfe gerade bei Frühgeborenen und Kindern die Beatmung sanfter
gestaltet werden soll. Ein Prototyp des Sensors ist vom 18. bis 21.
November 2019 auf der MEDICA in Düsseldorf zu sehen (Halle 10, Stand G05).

In der intensivmedizinischen Pflege von Frühchen ist eine künstliche
Beatmung aufgrund der unterentwickelten Lunge häufiger notwendig. Dabei
können verschiedene Komplikationen auftreten: Ein Volutrauma entsteht,
wenn das Beatmungsgerät zu viel Luft in die kleine Lunge presst. Zu einem
sogenannten Barotrauma kommt es, wenn der Apparat Luft mit zu hohem Druck
einleitet, besonders wenn das Frühchen eigentlich gerade ausatmen möchte.
Um beides zu vermeiden, gehen die Ärzte bei den Kleinsten besonders
vorsichtig vor. Beispielsweise wird der Tubus nicht wie beim Erwachsenen
luftdicht mit der Luftröhre abgedichtet. So kann immer ein wenig Luft
entweichen und das Risiko eines Traumas wird verringert. Die optimale
Beatmung der kleinen Patienten wird dadurch jedoch erschwert.

Jan Ringkamp und Dr. Jens Langejürgen von der Fraunhofer-Projektgruppe für
Automatisierung in der Medizin und Biotechnologie PAMB des
Fraunhofer-Instituts für Produktionstechnik und Automatisierung IPA arbeiten deshalb
an einem sanfteren Verfahren. Thorax-Monitoring heißt der kleine Apparat,
den die Forscher entwickelt haben. »Im Prinzip ist das ein Messgerät, das
erkennt, ob ein künstlich beatmeter Patient gerade ein- oder ausatmen
möchte«, erklärt Ringkamp. »Damit wäre ein Beatmungsgerät in der Lage,
sich ohne Verzögerung an die Wünsche des Patienten anzupassen. Keine
Volu- oder Barotraumata mehr und eine optimale Beatmung - so die Vision.«,
ergänzt Langejürgen.

Thorax-Monitoring erkennt den Wunsch des Patienten

Das Thorax-Monitoring verwendet zwei Antennen, die sich auf oder neben dem
Brustkorb des Patienten anbringen lassen. Die eine sendet eine
elektromagnetische Welle aus, die andere empfängt sie. Dabei machen es
sich die Wissenschaftler zunutze, dass Muskeln, Fett und Gewebe andere
elektrische Eigenschaften besitzen als die Atemluft in der Lunge. Klingt
kompliziert, ist aber ganz einfach: Beim Einatmen füllen sich die
Lungenflügel mit Luft und dehnen sich aus. In der Luft kommt die
elektromagnetische Welle schneller voran als im Gewebe. Beim Ausatmen ist
es umgekehrt: Die Lungenflügel fallen in sich zusammen, die
elektromagnetische Welle muss sich vor allem durch Gewebe kämpfen und
kommt langsamer vorwärts.

Es gibt also einen deutlich messbaren Unterschied zwischen Ein- und
Ausatmen, den das Thorax-Monitoring registriert. Das funktioniert auch bei
Frühchen und anderen Patienten, die nicht selbst atmen können, dies aber
versuchen. »Selbst wenn sich die Lunge nur minimal ausdehnt oder
zusammenzieht, wirkt sich das auf den Signalverlauf aus. Wir können im
Labor nachstellen, dass wir Änderungen deutlich unter einem Milliliter
identifizieren können«, erklärt Ringkamp. »Thorax-Monitoring erkennt also
sozusagen den Wunsch des Patienten und kann das Beatmungsgerät anweisen,
ihn dabei zu unterstützen. Ein Vorteil unseres Ansatzes besteht darin,
dass wir den Patienten hierfür nicht berühren müssen. Dies ist gerade bei
der empfindlichen Haut von Frühchen wichtig«, so Langejürgen.

Einen frühen Prototyp haben die Wissenschaftler bereits gebaut und
getestet. Im November stellen sie ihn auf der MEDICA dem Fachpublikum in
Halle 10 am Stand G05 vor. Zu sehen ist auf dem Messestand eine kleine
Puppe, die an einen Beatmungsbeutel angeschlossen ist und von Besuchern
beatmet werden kann. Der Körper der Puppe ist mit Wasser gefüllt, ihre
künstliche Lunge verdrängt das Wasser im Körper, auf ihrem Brustkorb sind
die beiden Antennen angebracht. Ein Bildschirm zeigt das verarbeitete
Signal des Thorax-Monitoring.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/november/sanftere-kuenstliche-beatmung.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2794: Unna - Frauensalon lädt ein zum "Mitsingen - summen - tirilieren", 12.11.19


Kreisstadt Unna

Frauensalon lädt ein zum "Mitsingen - summen - tirilieren"



Kreisstadt Unna. Die Wittener Vortragskünstlerin Jule Vollmer
schmettert am Dienstag, 12. November 2019, ab 19.30 Uhr gemeinsam mit
den Gästen des nächsten Frauensalons Chansons im Kaminraum der
Paul-Gerhardt-Kirche (Fliederstraße 12), Frauenlieder und
Mutmachsongs. Auf einer Leinwand werden die Liedpassagen zum Mitsingen
zu lesen sein. Wer möchte, kann sich entweder aus voller Kehle und mit
Inbrunst freisingen, oder einfach zuhören und genießen. Zwischendurch
gibt es die eine oder andere satirische Geschichte und besinnliche
Texte zu hören.

Ein Programm für Geist und Seele - mit viel Musik, ein wenig Text und
schönen Bildern.

Der Eintritt (incl. Getränk und kleinem Imbiss) kostet 7 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.10.19

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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CROSSOVER/500: Lippstadt - Meistergitarrist Andrew York in der Jakobikirche, 14.11.19


Stadt Lippstadt

Meistergitarrist in der Jakobikirche

Konzert der Conrad-Hansen-Musikschule und der Musikschule Soest



Lippstadt. Gitarrist von internationalem Format: Am Donnerstag, 14.
November 2019, spielt der amerikanische Meistergitarrist Andrew York
in der Jakobikirche. Das Konzert wird von der 
Conrad-Hansen-Musikschule Lippstadt gemeinsam mit der Musikschule Soest
veranstaltet.

Andrew York zählt heute zu den beliebtesten Komponisten für die
klassische Gitarre und gehört zu den Instrumentalisten von
internationalem Format. Bei diesem Konzert ist er mit eigenen
Kompositionen zu hören. In ihnen spiegeln sich unterschiedliche Stile
vergangener Epochen sowie Musik moderner Provenience - immer so
komponiert, dass die Musik auf der einen Seite ihre eigene Art von
Vitalität versprüht und auf der anderen Seite stets spielbar und
zugänglich bleibt. Andrew York erhielt einen "Grammy" als Mitglied des
"Los Angeles Guitar Quartet", mit dem er 16 Jahre tourte und Maßstäbe
auf Weltniveau setzte. Neben diesem Konzert leitet er auch einen
Workshop, der vom 11. bis 15. November im Künstlerhaus Paulistraße und
in der Musikschule Soest stattfindet.

Eintrittskarten zu dem Konzert können telefonisch unter 02941/980 9720
in der Musikschule reserviert werden und sind - je nach Verfügbarkeit -
 auch an der Abendkasse erhältlich. Das Konzert beginnt um 19.30 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.11.19

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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KLASSIK/10258: Mainz - 3. Sinfoniekonzert des Philharmonischen Staatsorchesters Mainz, 15./16.11.2019


Staatstheater Mainz

3. Sinfoniekonzert

Lili Boulanger

D'un soir triste


Maurice Ravel

Ma mère l'oye. Ballet en cinq tableaux et une apothéose


Alexander Zemlinsky

Lyrische Symphonie op. 18 in sieben Gesängen

nach Gedichten von Rabindranath Tagore für Sopran, Bariton und
Orchester

Marlene Mild - Sopran

Brett Carter - Bariton

Peter Hirsch - Dirigent

Freitag, 15.11.2019, 20:00 Uhr

Samstag, 16.11.2019, 20:00 Uhr

Großes Haus Staatstheater Mainz



Eine wichtige Stimme der Musikgeschichte des Fin de Siècle war die
französische Komponistin Lili Boulanger, die 1913 als erste Frau
überhaupt den begehrten Kompositionspreis Grand Prix de Rome gewann -
eine Sensation. Kurz vor ihrem frühen Tod entstand D'un soir triste
(Von einem traurigen Abend), eine großangelegte rhapsodische
Klage, die mit düsteren Klangfarben von Trauer und Schmerz kündet. Die
Bezeichnung "Expressionismus" wäre für diese Musik weit mehr
angebracht als "Impressionismus", als dessen Vertreterin Lili
Boulanger, nicht zuletzt wegen ihrer lebenslangen Verehrung für Claude
Debussy, gemeinhin gilt.

Maurice Ravel wollte die Poesie der Kindheit wachrufen, als er 1908
seinen Zyklus Ma mère l´oye (Meine Mutter, die Gans) schrieb.
Ihn faszinierte die Welt kindlicher Zauberdinge, für die er eine Musik
voll schillernder Klangfarben und Melancholie erfand. Der Titel geht
zurück auf die bis heute populäre Märchensammlung von Charles
Perrault, der in Frankreich so bekannt ist wie im deutschen Sprachraum
die Brüder Grimm. Ursprünglich als Klavierstück komponiert,
bearbeitete Ravel den fünfteiligen Zyklus für Orchester und erweiterte
ihn später zu einer Ballettmusik, deren sieben Teile eine große
Zauberkraft entwickeln: impressionistisches Klanggemälde und
detailverliebte Märchenerzählung zugleich.

Alexander von Zemlinskys Lyrische Symphonie in sieben Gesängen nach
Gedichten des indisch-bengalischen Dichters Rabindranath Tagore
erzählt abwechselnd aus der Perspektive von Mann und Frau von einer
verzehrenden Liebe: zwei Gedichte von der Sehnsucht, zwei Gedichte von
der Erfüllung der Liebe, und drei Gedichte von Loslösung, Befreiung
und Abschied. Die Sinfonie endet nicht in Resignation, sondern in
einem tiefen, indisch-asketisch getönten Seelenfrieden.

Deutschlandfunk Kultur zeichnet das 3. Sinfoniekonzert auf.

Der Konzertmitschnitt wird am 20.12.2019 ab 20:03 Uhr (Sendung
»Konzert«) im Deutschlandfunk Kultur gesendet.


Die nächsten Premieren

Zanaida

von Johann Christian Bach

7. November, 19.30 Uhr

Kleines Haus

Ronja Räubertochter

von Astrid Lindgren

13. November, 11:00

Großes Haus

Nach dem Olymp

von Jana Vetten und Ensemble

28. November, 19:30 Uhr

U17

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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AUSLAND/9215: Aus aller Welt - 06.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Verfeindete Gruppen im Jemen schließen Friedensvertrag

Nach wochenlangen Verhandlungen haben sich die Regierung und die
Separartisten im Süden des Jemen laut AFP-Angaben auf ein Abkommen
zur Machtteilung verständigen können. Die in der saudi-arabischen
Hauptstadt Riad unterzeichnete Vereinbarung sieht vor, daß der im
Exil lebende jemenitische Präsident Abed­rabbo Mansur Hadi in die
Interimshauptstadt Aden zurückkehrt und die Unabhängigkeitskämpfer in
die regulären Streitkräfte eingegliedert werden. Im Gegenzug soll der
Südliche Übergangsrat (STC) im Zuge einer Kabinettsumbildung mehrere
Ministerposten erhalten. Vor drei Monaten hatten Einheiten des STC
mit Unterstützung der Vereinigten Arabischen Emirate die Hafenstadt
Aden überrannt und damit eine neue Front in dem Bürgerkrieg eröffnet.
Eine von Saudi-Arabien dominierte Militärkoalition führt seit 2015 im
Jemen Krieg gegen die Huthi-Rebellen, hinter denen der Iran steht.

6. November 2019
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JUSTIZ/9215: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mann in Gronau auf offener Straße niedergeschossen

Im nordrhein-westfälischen Gronau nahe der niederländischen Grenze
haben Unbekannte am Mittwochmorgen aus einem fahrenden Auto heraus
einen 43jährigen angeschossen und schwer verletzt. Zu den
Hintergründen des offenbar gezielten Angriffs konnten die Ermittler
zunächst nichts Genaues mitteilen. Die Staatsanwaltschaft hält eine
Beziehungstat für wahrscheinlich. Die Fahndung nach dem Wagen mit
niederländischem Kennzeichen, aus dem heraus mehrere Schüsse
abgefeuert worden sein sollen, blieb zunächst erfolglos. Beim
Polizeipräsidium Münster wurde eine Mordkommission eingerichtet.

6. November 2019
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MILITÄR/9212: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Feuerüberfall auf Grenzschützer in Tadschikistan

Bewaffnete Kämpfer haben einem AFP-Bericht zufolge in der Nacht zu
Mittwoch einen Wachposten an der Grenze zwischen Tadschikistan und
Usbekistan angegriffen. Wie das Innenministerium in der Hauptstadt
Duschanbe mitteilte, wurden bei dem Feuergefecht 15 aus Afghanistan
kommende Kämpfer der Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS) sowie
ein Polizist und ein Soldat getötet. Fünf Angreifer wurden demnach
gefangengenommen.

6. November 2019
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POLITIK/9214: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mohring mit 66 Prozent zum CDU-Fraktionsvorsitzenden gewählt

Mike Mohring ist am Mittwoch zum Fraktionsvorsitzenden der CDU in
Thüringen gewählt worden. In der konstituierenden Sitzung der neu
zusammengesetzten Fraktion in Erfurt erhielt Mohring aber nur zwei
Drittel der Stimmen. Vor fünf Jahren war er noch einstimmig als
Fraktionschef bestätigt worden. Wegen der Niederlage der CDU bei der
Landtagswahl steht der 47jährige Politiker innerhalb der Partei in
Thüringen in der Kritik. In der Debatte um Abgrenzung oder Gespräche
mit der Alternative für Deutschland bekräftigte Mohring, daß die
Christdemokraten im Freistaat nicht mit der AfD zusammenarbeiten
werden, wie dies einige Thüringer CDU-Kommunalpolitiker befürworten.

6. November 2019
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SONSTIGES/9212: Tragisches und Kurioses - 06.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Autofahrer verbrennt nach Unfall

In Niedersachsen ist ein Autofahrer in der Nacht zu Mittwoch bei
einem tragischen Unfall ums Leben gekommen. Der Mann war auf der
Bundesstraße 431 in Richtung Obendeich bei Glückstadt aus noch
unbekannten Gründen von der Straße abgekommen und gegen einen Baum
geprallt. Anschließend brannte der Unfallwagen lichterloh. Die
Feuerwehr konnte den Fahrer nicht mehr lebend aus dem Wrack retten.

6. November 2019
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WISSENSCHAFT/8297: Aus Forschung und Technik - 06.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



NASA-Sonde Voyager 2 schickt Daten aus dem interstellaren Raum

Vor einem Jahr verließ die NASA-Raumsonde Voyager 2 die Heliosphäre
und fliegt seither durch den interstellaren Raum. In einer im
Fachmagazin "Nature Astronomy" veröffentlichten Studie präsentieren
Astrophysiker vom California Institute of Technology die ersten
Ergebnisse ihrer Datenauswertungen. Die Analysen zeigen, daß es eine
erstaunlich scharfe Grenze zwischen dem Innenraum unseres
Sonnensystems und dem interstellaren Raum gibt und daß die Temperatur
des lokalen interstellaren Mediums merklich höher liegt als erwartet.
Die im August 1977 gestartete Sonde ist mittlerweile 18,28 Milliarden
Kilometer von der Sonne entfernt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8311: Aus aller Welt - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Unhaltbare Zustände im Lager Vucjak in Bosnien-Herzegowina

Eine EU-Delegation unter Leitung des österreichischen Diplomaten
Johann Sattler hat in Bosnien-Herzegowina das Flüchtlingslager Vucjak
bei Bihac besucht. Sattler sprach dort mit Lokalpolitikern.
Anschließend forderte er über Twitter die umgehende Schließung des
auf einer ehemaligen Mülldeponie an der Grenze zu Kroatien
errichteten Lagers unter anderem aus hygienischen Gründen. In dem
improvisierten Lager bringt die Stadtverwaltung von Bihac seit dem
Sommer Flüchtlinge unter, für die kein Platz in den überfüllten
regulären Lagern ist. Letztere werden von Hilfsorganisationen
betrieben. Weil die Pachtverträge auslaufen, droht diesen Lagern die
Schließung. In dem Camp Vucjak stehen rund 100 unbeheizte Zelte. Es
gibt dort keinen Strom- und Wasseranschluß. Nach Angaben des
Deutschen Roten Kreuzes kann nur eine warme Mahlzeit pro Tag
ausgegeben werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8266: Medizin und Gesundheitswesen - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Alter erhöht Lungenentzündungsrisiko

Die Lungenentzündung, in Fachkreisen Pneumonie genannt, ist eine
schwere bis tödlich verlaufende Erkrankung der Atemwege. Vor allem im
zunehmenden Alter steigt das Erkrankungsrisiko. Betroffen sind nicht
wenige: Fast 20 Prozent der Überfünfzigjährigen ist schon einmal an
einer Lungenentzündung erkrankt. Risikofaktoren sind neben dem Alter
fortgesetztes Rauchen und eine bestehende Herzinsuffizienz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8299: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Polizeiaktionen in neun Bundesländern wegen Haßpostings

Das Bundeskriminalamt (BKA) hat am Mittwoch im Rahmen der Aktionstage
gegen sogenannte Haßpostings in Bayern, Baden-Württemberg, Berlin,
Brandenburg, Bremen, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Saarland und
Sachsen insgesamt 21 polizeiliche Maßnahmen wie
Wohnungsdurchsuchungen und Vernehmungen durchführen lassen. Den
Verantwortlichen für Bedrohungen, Nötigungen und Volksverhetzung im
Netz drohen bis zu fünf Jahre Haft. Laut BKA handelte es sich bei den
Haßpostings zu 80 Prozent um Volksverhetzung. Strafverfahren wurden
auch wegen Verwendens von Kennzeichen verfassungswidriger
Organisationen eingeleitet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8221: Sprache, Kunst und Medium - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Übersee-Museum zeigt ersten Abschnitt der eigenen Geschichte

Die kürzlich eröffnete neue Dauerausstellung "Spurensuche - Geschichte
eines Museums" dokumentiert den Werdegang des Bremer Übersee-Museums.

Auf 500 Quadratmetern werden mehr als 600 Exponate präsentiert, die
den zeitlichen Rahmen von der Gründung 1896 - die in die deutsche
Kolonialzeit fällt -, bis zu den neunziger Jahren des letzten
Jahrhunderts absteckt.

Drei Jahre Vorbereitung stecken in der Ausstellung, die deutlich
machen soll, wie die Exponate aus aller Welt in das Haus gekommen
sind und wie sich das Museum zu der eigenen Sammlungs-Geschichte
stellt. "Gekauft oder gestohlen? Geschenkt oder getauscht?", sei das
Thema, sagte Museumsdirektorin Wiebke Ahrndt.

Mit der Ausstellungseröffnung sei die Herkunftsforschung in der
umfangreichen Sammlung aber keineswegs abgeschlossen. Es lägen noch
viele Jahre Arbeit vor ihnen, so die Direktorin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8288: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Überfall auf Kontrollposten in Thailand

In Thailand haben etwa zehn mutmaßlich islamische, schwerbewaffnete
Separatisten den von Freiwilligen besetzten Kontrollposten eines
Dorfes überfallen und mindestens 15 Menschen getötet. Herbeieilende
Sicherheitskräfte wurden mit Sprengsätzen angegriffen.
Premierminister Chan-o-cha schickte wegen des Vorfalls Soldaten in
die drei südlichen, an der Grenze zu Malaysia liegenden Provinzen
Yala, Narathiwat und Pattani. Diese werden mehrheitlich von Muslimen
bewohnt, während die Mehrheit der Bevölkerung des Landes Buddhisten
sind. Die Bangkok Post meldete am Mittwoch, bei dem nächtlichen
Überfall in der Provinz Yala seien Waffen gestohlen worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8302: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Das Bundeskabinett beschließt Plastiktütenverbot mit Einschränkungen

Das Bundeskabinett hat den Gesetzentwurf von Bundesumweltministerin
Svenja Schulze zum Verbot von Plastiktüten verabschiedet. Die
Ministerin hält die aus Rohöl hergestellten Tüten wegen ihrer
einmaligen Nutzung für den Inbegriff der Ressourcenverschwendung. Von
dem Verbreitungsverbot sollen dünne Tüten zum Abfüllen von Obst und
Gemüse, sowie Müllsäcke und Tragetaschen aus stärkerem
Plastikmaterial ausgenommen sein. Die Länder sollen das Verbot
umsetzen, nachdem Bundestag und Bundesrat die Novelle verabschiedet
haben. Dann folgt eine sechsmonatige Übergangszeit, in der
Tütenvorräte in den Geschäften abgebaut werden können. Das
gesetzliche Plastiktütenverbot wird von der Bundesregierung
eingeführt, weil die freiwillige Vereinbarung des Handels mit dem
Umweltministerium über die kostenpflichtige Abgabe von Einkaufstüten
zwar zu einem Rückgang des jährlichen Pro-Kopf-Verbrauchs von 68
Tüten im Jahr 2015 auf 20 im vergangenen Jahr geführt hat, aber eine
weitere Reduzierung nicht abzusehen ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8271: Tragisches und Kurioses - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Komischer Gang entlarvt Russin als Goldschmugglerin

Durch ihren schwerfälligen und tastenden Gang ist eine Frau Zöllnern
an einem Grenzübergang im ostsibirischen Sabaikalsk aufgefallen. Als
sich die Beamten die Schuhe der jungen Russin näher ansahen, förderten
sie acht kleine Goldbarren mit einem Gesamtgewicht von fast zwei
Kilogramm und einem Wert von rund 71.000 Euro zu Tage.

Wie die Presseagentur AFP berichtete, waren die Barren ins Innenfutter
eingeklebt. Außerdem macht die Frau einen nervösen Eindruck. Angeblich
soll sie versucht haben, das Gold für einen chinesischen Auftraggeber
über die Grenze zu schaffen.

Da in diesem Teil Sibiriens noch viel von dem Edelmetall geschürft
wird, spielt auch der Schmuggel eine große Rolle.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8300: Arbeit, Soziales und Familie - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



UFO kann Streik bei der Lufthansa durchführen

Die Flugbegleitergewerkschaft UFO hat für Donnerstag und Freitag
Arbeitsniederlegungen bei der Lufthansa organisiert. Der Streik
kann stattfinden, weil die Airline am
Mittwoch vor dem Arbeitsgericht in Frankfurt damit gescheitert ist,
ihn verbieten zu lassen. Die Lufthansa sagte für die beiden
Streiktage insgesamt 1300 Flüge, einschließlich derjenigen
nicht bestreikter Fluglinien, ab. Indirekt hat das Arbeitsgericht mit
seinem Urteil den Vertretungsanspruch der UFO anerkannt. Diesen hatte
das Lufthansa-Management stets angezweifelt, da der
Gewerkschaftsvorstand nach internen Streitigkeiten kommissarisch
eingesetzt und nicht gewählt wurde. UFO fordert für die rund 21.000
Lufthansa-Flugbegleiter höhere Spesen und Zulagen. Außerdem sollen
Saisonkräfte leichter in reguläre Anstellungsverhältnisse wechseln
können. Die Gewerkschaft konkurriert bei der Lufthansa mit der
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi. Diese vertritt bislang jedoch
nicht die Mehrheit der Beschäftigten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8277: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Farne in Europa vor dem Aussterben

Die Weltnaturschutzunion ICUN schlägt Alarm. Europas Farne sind vom
Aussterben bedroht. Nicht weniger als jeder Fünfte der 194 in Europa
vorkommenden Farne ist in akuter Gefahr. Die EU fordert daher die
Mitgliedsländer auf, stärkere Schutzmaßnahmen zu ergreifen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8288: Märkte und Finanzen - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Verfünffachung der Avocado-Importe in zehn Jahren

Von Deutschland wurden im vergangenen Jahr 94.000 Tonnen Avocados
importiert. Laut Statistischem Bundesamt hat sich damit die Einfuhr
der nährstoffhaltigen Tropenfrucht binnen zehn Jahren fast
verfünffacht. Der Pro-Kopf-Verbrauch von Avocados betrug zuletzt rund
1,13 Kilogramm. Hauptlieferant mit 28.000 Tonnen war Peru, gefolgt
von Chile mit 16.000 Tonnen. Spanien lieferte 12.000 Tonnen. Die
leicht verderblichen Avocados werden in Kühlcontainern eingeflogen.
Für die Produktion von zweieinhalb Früchten werden rund 1000 Liter
Wasser benötigt. Der Anbau in Südamerika erfolgt oft auf gerodeten
Flächen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8300: Aus Forschung und Technik - 06.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Smartphones verbrauchen doch nicht soviel Energie

Offenbar verbrauchen Smartphones doch nicht soviel Energie, wie
vielfach angenommen wird. Eine Umfrage des Energiekonzerns e.on soll
ergeben haben, daß die Deutschen die Stromkosten ihres Smartphone im
Schnitt um das 17fache überschätzen. Die Mehrheit der Befragten gab
an, daß 100 Ladevorgänge rund zehn Euro kosten würden. Tatsächlich
sind es je nach Handy aber nur bis zu 60 Cent. Grundlage für die
Berechnung von e.on ist ein Smartphone, das täglich aufgeladen wird
und im Jahr 7,5 Kilowattstunden (kWh) Strom verbraucht. Für den
Strompreis nahm e.on den Bundesschnitt von 29 Cent je kWh. 
Dementsprechend kostet das tägliche Laden nur 0,6 Cent.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/441: Auch Vögel bilden komplexe Gesellschaften (idw)


Universität Konstanz - 04.11.2019

Auch Vögel bilden komplexe Gesellschaften

Erstes Vorkommen einer mehrschichtigen Gesellschaftsform bei einem
Nichtsäugetier zeigt, dass ein großes Gehirn keine Voraussetzung für die
Bildung komplexer Gesellschaften ist.



Mehrschichtige Gesellschaften waren bislang nur bei Säugetieren mit
großem Gehirn bekannt, wie zum Beispiel beim Menschen, anderen Primaten,
Elefanten, Giraffen und Delfinen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
des Max-Planck-Instituts für Verhaltensbiologie in Konstanz sowie der
Universität Konstanz berichten nun, auch bei einem Vogel mit kleinem
Gehirn, dem Geierperlhuhn (Acryllium vulturinum), eine mehrschichtige
Gesellschaftsform beobachtet zu haben. Die aktuell in der Zeitschrift
Current Biology veröffentlichte Studie legt nahe, dass die Vögel den
Überblick über soziale Vereinigungen mit Hunderten anderer Individuen
behalten können - was die Vorstellung in Frage stellt, dass ein großes
Gehirn Voraussetzung für die Bildung komplexer Gesellschaften sei. Die
Studie liefert zudem einen Hinweis darauf, wie sich diese Gesellschaften
entwickelt haben könnten.




[image: Bild: © James Klarevas]

Geierperlhühner bewegen sich in Gruppen mit engem Zusammenhalt fort.
Dies ermöglicht ihnen bei ihren Zügen durch die Landschaft, sich
gegenseitig zu koordinieren sowie stabile Gruppenzugehörigkeiten über
längere Zeiträume aufrechtzuerhalten.

Bild: © James Klarevas



Mehrschichtige Gesellschaften

Mehrschichtige Gesellschaften entstehen, wenn soziale Einheiten von
Tieren, wie zum Beispiel Pärchen, Gruppen mit stabiler Zugehörigkeit
bilden, und diese Gruppen dann bevorzugt mit bestimmten anderen Gruppen
Umgang pflegen. Da dies erfordert, dass die Tiere den Überblick über die
Individuen sowohl in ihrer eigenen als auch in anderen Gruppen behalten
müssen, wurde lange Zeit davon ausgegangen, dass mehrschichtige
Gesellschaften nur bei Arten mit der entsprechenden Intelligenz vorkommen,
um diese Komplexität zu bewältigen. Es gibt zwar viele Vogelarten, die in
Gruppen leben, diese sind jedoch entweder offen, langfristig nicht stabil
oder sehr territorial, mit wenig Kontakt zu anderen Gruppen.

Geierperlhühner stellen dagegen eine bemerkenswerte Ausnahme dar: Die
Forschenden beobachteten, dass diese Vögel, die aus einer alten, eher
Dinosauriern als Vögeln gleichenden Linie stammen, einen sehr starken
Zusammenhalt pflegen, ohne dabei die charakteristische Aggression
gegenüber anderen Gruppen zu zeigen, wie sie bei anderen in Gruppen
lebenden Vögeln üblich ist. Und das, obwohl sie ein relativ kleines Gehirn
haben, selbst im Vergleich zu anderen Vögeln. "Sie schienen die richtigen
Elemente zu vereinen, um komplexe soziale Strukturen zu bilden, und
dennoch war nichts über sie bekannt", sagt Danai Papageorgiou, Erstautor
der Veröffentlichung und Doktorand am Max-Planck-Institut für
Verhaltensbiologie.

Feldstudie in Kenia

Diese Studie ist die erste, die jemals an dieser Vogelart durchgeführt
wurde. Sie verfolgte über ein Jahr hinweg die sozialen Beziehungen einer
Population von über 400 erwachsenen Vögeln in einem Forschungsgebiet in
Kenia. Die Forschenden markierten jeden einzelnen Vogel und entdeckten im
Laufe ihrer Beobachtungen, dass die Population 18 verschiedene soziale
Gruppen umfasste (mit jeweils 13 bis 65 Individuen). Auffällig war, dass
diese Gruppen stabil blieben, obwohl sie sich sowohl tagsüber als auch
nachts regelmäßig mit einer oder mehreren anderen Gruppen überschnitten.
Um zu sehen, ob diese Gruppen bevorzugt miteinander Umgang pflegten,
brachten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an einer Stichprobe
von Individuen in jeder Gruppe GPS-Tags an. Somit konnten sie die Position
jeder einzelnen Gruppe jeden Tag kontinuierlich erfassen und gleichzeitig
beobachten, wie alle 18 Gruppen in der Population interagierten. Die
Beobachtungen ergaben, dass sich die Gruppen auf Präferenzen basierend und
nicht zufällig miteinander vermengten. Sie zeigten auch, dass
Interaktionen zwischen den Gruppen verstärkt zu bestimmten Zeiträumen des
Jahres und um charakteristische Punkte der Landschaft herum stattfinden.
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Geierperlhühner können ausgesprochen große Gruppen bilden. Wenn
mehrere Gruppen in Kontakt kommen, kann die Anzahl der Tiere in die
Hunderte gehen. Sobald sich diese "vereinten Gruppen" jedoch wieder
aufteilen, formieren sich die Tiere erneut in ihren ursprünglichen,
stabilen Gruppen. Das bedeutet, dass die einzelnen Tiere wissen, wer
Teil ihrer Gruppe ist und wer nicht.

Bild: © Danai Papageorgiou



"Nach unserer Kenntnis ist dies das erste Mal, dass eine solche soziale
Struktur bei Vögeln beschrieben wurde", so Papageorgiou. "Es ist schon
bemerkenswert, Hunderte von Vögeln zu beobachten, die jeden Tag aus dem
Schlafplatz kommen und sich perfekt in völlig stabile Gruppen aufteilen.
Wie stellen sie das an? Das hat ganz offensichtlich nicht nur mit
Intelligenz zu tun."

Mechanismen komplexer Gesellschaften

Obwohl noch weitgehend unerforscht, so haben die Perlhühner doch unser
Verständnis über die Entstehung von Sozialität ins Wanken gebracht. "Diese
Entdeckung wirft eine Menge Fragen über die grundlegenden Mechanismen
komplexer Gesellschaften auf und eröffnet spannende
Forschungsperspektiven, welche Eigenschaften diese Vögel dazu gebracht
haben, ein Sozialsystem zu entwickeln, das in vielerlei Hinsicht eher dem
von Primaten gleicht als dem von anderen Vögeln", erklärt Dr. Damien
Farine, Hauptautor der Veröffentlichung und maßgeblich beteiligter
Wissenschaftler am Max-Planck-Institut für Verhaltensbiologie und dem
Exzellenzcluster Centre for the Advanced Study of Collective Behaviour an
der Universität Konstanz.

Geierperlhühner geben uns wichtige Hinweise darauf, wie sich komplexe
Gesellschaften entwickelt haben könnten. "Viele Beispiele für
mehrschichtige Gesellschaften - Primaten, Elefanten und Giraffen - könnten
sich unter ähnlichen ökologischen Bedingungen wie das Geierperlhuhn
entwickelt haben", so Damien Farine.


Faktenübersicht:


	Originalpublikation: The multilevel society of a small-brained bird. Danai Papageorgiou, Charlotte Christensen, Gabriella E.C. Gall, James A. Klarevas-Irby, Brendah Nyaguthii, Iain D. Couzin, Damien R. Farine. Current Biology. DOI: 10.1016/j.cub.2019.09.072

	Die Studie wird am 4. November um 17 Uhr MEZ (11 Uhr US-Ostküstenzeit) im Journal Current Biology in gedruckter Form und online veröffentlicht.

	Damien Farine wurde kürzlich vom Europäischen Forschungsrat (ERC) ein fünfjähriger ERC Starting Grant (Förderhöhe: 1,5 Millionen Euro) bewilligt, um zu untersuchen, wie ökologische Faktoren eine solche Gesellschaft prägen und wie diese Vögel ihre gemeinsame Fortbewegung koordinieren, die ihnen die Aufrechterhaltung ihrer stabilen sozialen Gruppen ermöglicht.

	Die Autoren Danai Papageorgiou, James Klaveras, Iain Couzin und Damien Farine sind Mitglieder des Exzellenzclusters Centre for the Advanced Study of Collective Behaviour an der Universität Konstanz.

	Das Forschungsprojekt wurde gefördert durch die Max-Planck-Gesellschaft, die Daimler und Benz-Stiftung, durch die Association for the Study of Animal Behaviour sowie durch einen National Geographic Young Explorers Grant.




Originalpublikation:

The multilevel society of a small-brained bird.

Danai Papageorgiou, Charlotte Christensen, Gabriella E.C. Gall, James A.
Klarevas-Irby, Brendah Nyaguthii, Iain D. Couzin, Damien R. Farine.

Current Biology.

DOI: 10.1016/j.cub.2019.09.072

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1282

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz, 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





FORSCHUNG/498: Veränderungen südpazifischer Höhenwinde beeinflussen Antarktis langfristig (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
04.11.2019

Veränderungen südpazifischer Höhenwinde beeinflussen Antarktis
langfristig

Neue Erkenntnisse aus der Erdgeschichte verbessern das Verständnis von
Klimamechanismen



Die Höhenwinde des südlichen Westwindgürtels, der fast die Hälfte des
Globus umfasst, haben sich in der letzten 1 Million Jahre über dem
Südpazifik nicht so gleichförmig verhalten wie angenommen. Stattdessen
verändern sie sich zyklisch auf langen Zeitskalen von ca. 21.000 Jahren.
Eine neue Studie belegt nun eine enge Kopplung des Klimas der mittleren
und hohen Breiten an das der Tropen im Südpazifik, mit Konsequenzen für
die Kohlenstoffbilanz des pazifischen Südozeans und die Stabilität des
westantarktischen Eisschildes. Die Studie hat Dr. Frank Lamy,
Geowissenschaftler am Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für
Polar- und Meeresforschung mit weiteren Forschenden aus Chile, den
Niederlanden, USA und Deutschland verfasst. Sie wurde jetzt in den
Proceedings of the National Academy of Sciences of the United States of
America (PNAS) veröffentlicht.

Die Änderungen des südlichen Westwindgürtels haben fundamentale
Auswirkungen auf die Stärke und Position des antarktischen
Zirkumpolarstromes, der weltweit größten Meeresströmung, welche die
globale Ozeanzirkulation steuert. Ein Schlüsselfaktor ist dabei der
windgesteuerte Auftrieb von CO2-reichem Tiefenwasser, das relativ warm ist
und dadurch die Stabilität des westantarktischen Eisschildes und das
Kohlenstoffbudget des Südpolarmeeres beeinflusst.

Anhand von Sedimentkernen untersuchte das Forscherteam Veränderungen des
Sedimenteintrags in den Pazifik vor Chile, die durch Niederschläge bedingt
waren. Sie betrachteten die letzten 1 Millionen Jahre und stellten dabei
starke sogenannte Präzessionszyklen fest. Diese werden verursacht durch
natürliche Schwankungen in den Erdumlaufbahnparametern, in diesem Falle
zyklische Veränderungen in der Rotationsbewegung der Erdachse alle ca.
21.000 Jahre. Veränderungen dieser und weiterer orbitaler Zyklen gelten
als ein wesentlicher Antriebsmotor des Wechsels von langfristigen Kalt-
und Warmzeiten während der letzten Millionen Jahre auf der Erde.

"Zunächst war es schwierig zu erklären, warum die Veränderungen in der
Zusammensetzung der vom Kontinent stammenden Sedimente vor der südlichen
Atacama Wüste in Nord-Chile ausgeprägte Niederschlagsschwankungen über die
21000 Jahre anzeigten und weniger ausgeprägte über die längerfristigen
Zyklen der Warm- und Eiszeiten" erläutert der Sedimentologe, Helge Arz
(Institut für Ostseeforschung Warnemünde).

Die Erklärung dieser Beobachtung gelang in Zusammenarbeit mit dem
amerikanischen Klima-Modellierer John Chiang (University of California,
Berkeley): "Unsere Klimamodelle zeigen, dass die in den Sedimentkernen
aufgezeichneten Niederschlagsänderungen letztendlich mit der Konfiguration
der Höhenwinde über dem subtropischen Pazifik zusammenhängen. Dabei
verändert sich die Aufspaltung des Höhenwindes in einen nördlichen,
subtropischen Ast, einen mittleren und einen subpolaren Ast über den
21.000 Jahre währenden Zyklus."

"Die Studie liefert erstmals Hinweise auf langfristige Änderungen der
Höhenwinde des südlichen Westwindgürtels über dem Südpazifik", erklärt Dr.
Frank Lamy. "Unsere Ergebnisse lassen auf engere atmosphärische
Verbindungen zwischen den Tropen und mittleren bis hohen Breiten als in
anderen Sektoren der Südhemisphäre schließen mit Auswirkungen auf die
globale Umwälzzirkulation und die ozeanische Speicherung von
atmosphärischem CO2", so Lamy weiter.

Die Erkenntnisse sind auch zum Verständnis heutiger und besonders
zukünftiger großräumiger Klimamechanismen auf der weit weniger
untersuchten Südhemisphäre wichtig. Entscheidend ist dabei die enge
Kopplung der pazifischen Tropen mit dem Ursprung des global wirksamen
Klimaphänomens El Niño-Southern Oscillation (ENSO) an die Westantarktis.
Die Daten zeigen, dass die starke ENSO-Empfindlichkeit des Eisschildes im
pazifischen Sektor, die aus Satellitenbeobachtungen während der letzten
wenigen Jahrzehnte bekannt sind, wahrscheinlich auch auf weit längeren
Zeiträumen von Bedeutung ist. "Eine Veränderung der Höhenwinde im
Südpazifik durch die von vielen Klimamodellen vorausgesagte Zunahme und
Verstärkung der El Niño Ereignisse, würde die Stabilität des
westantarktischen Eisschildes verringern und auch die CO2-Speicherung im
Südpazifik negativ beeinflussen", ordnet Dr. Frank Lamy die
Forschungsergebnisse ein.


Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 19 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188
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FORSCHUNG/1641: Weltweit erster Nachweis von strominduzierten Kräften zwischen zwei Molekülen (idw)


Technische Universität Ilmenau - 05.11.2019

Weltweit erster Nachweis von strominduzierten Kräften zwischen zwei
Molekülen



Einem Forscherteam um Professor Jörg Kröger, Leiter des Fachgebietes
Experimentalphysik der TU Ilmenau, ist es in enger Zusammenarbeit mit
theoretischen Physikern der Technischen Universität Dänemark gelungen,
strominduzierte Kräfte in einem Kontakt aus genau zwei C60-Molekülen
nachzuweisen. Die erzielten weltweit einzigartigen Ergebnisse sind
bedeutsam für das grundlegende Verständnis kleinster elektrischer Kontakte
und damit ihre Anwendung in miniaturisierten elektronischen Bauelementen.
Sie wurden in der jüngsten Ausgabe der renommierten Fachzeitschrift "Nano
Letters" veröffentlicht.

In ihrem Artikel "Nonequilibrium Bond Forces in Single-Molecule Junctions"
zeigen die Wissenschaftler auf, dass die strominduzierten Kräfte deutlich
hervortreten, wenn die Moleküle im Begriff sind, eine chemische Bindung
einzugehen. Diese Studie repräsentiert den weltweit ersten eindeutigen
Nachweis von strominduzierten Kräften in einem molekularen Kontakt. Neben
der exzellenten theoretischen Unterstützung liegt der Erfolg der Arbeit
darin begründet, dass die Experimentatoren den in den Simulationen
verwendeten Kontakt aus zwei C60-Molekülen und Kupfer-Elektroden (siehe
Abbildung) durch die Manipulation von Materie auf atomarer Skala
nachgebildet haben. Dieser im Experiment erreichte Modellcharakter des
Kontakts erlaubt einen direkten Vergleich zwischen den Ergebnissen der
komplexen Transportrechnungen in Dänemark und den erzielten
experimentellen Ergebnissen in Ilmenau.

Bei der chemischen Bindung zweier Moleküle bilden sich bindende und
antibindende Orbitale aus. Die Stärke der Bindung wird von der Besetzung
dieser Orbitale mit Elektronen bestimmt. An dieser Stelle setzt die
Motivation für die deutsch-dänische Zusammenarbeit an. Ein elektrischer
Strom durch einen molekularen Kontakt wird über Orbitale geleitet. Dabei
werden bindende und antibindende Orbitale abweichend vom Gleichgewicht der
chemischen Bindung ohne Strom besetzt. Die Bindung könnte also gelockert
oder gestärkt, die Kraft zwischen den Molekülen abstoßend oder anziehend
ausfallen.

Im Einklang mit den theoretischen Vorhersagen finden die Experimentatoren
eine anziehende Kraft zwischen den C60-Molekülen bei Stromfluss,
unabhängig von der Polung der Spannungsquelle. Kurz: Bringt man die
Besetzung der an der Bindung beteiligten Orbitale durch Stromleitung aus
dem Gleichgewicht, dann ersteht eine attraktive Wechselwirkung zwischen
den Bindungspartnern.

Für makroskopische elektrische Kontakte ist schon lange das Phänomen der
Elektromigration bekannt, bei dem ein elektrischer Strom über die
Grenzfläche aus zwei unterschiedlichen Materialien eine unerwünschte
Durchmischung der Materialien hervorruft. Man deutet die Elektromigration
mit Hilfe des Impulsübertrags der stromtragenden Elektronen auf die Atome
der Materialien und spricht häufig von der Wirkung des Elektronenwindes
auf die Atompositionen. Das Analogon zum Elektronenwind in der molekularen
Elektronik, wo Kontakte nur noch aus einzelnen Molekülen oder Atomen
bestehen, sind, wie die Arbeit von Prof. Jörg Kröger zeigt, Kräfte, die
aus der gleichgewichtsfernen Besetzung von Molekülorbitalen herrühren.

Die Gruppe von Prof. Jörg Kröger beschäftigt sich seit einigen Jahren mit
den Kräften auf atomarer Skala, die häufig im Piko-Newton-Bereich liegen.
Dazu wird ein im Jahr 2015 in Betrieb genommenes Rasterkraftmikroskop
verwendet, das Kräfte aus Frequenzänderungen einer schnell schwingenden
Sonde ermittelt. Ein prominentes Beispiel ist die Bestimmung von Kräften
zum Verschieben einzelner Atome auf Oberflächen (Phys. Rev. B 98, 235420
(2018)), womit wichtige Erkenntnisse zum atomaren Ursprung der Reibung
erzielt wurden. Weiter hat sich kürzlich gezeigt, dass der Übergang
zwischen van-der-Waals-Anziehung und Pauli-Abstoßung zweier Moleküle von
der angelegten Spannung abhängt (New J. Phys. 21, 103041 (2019)).

Das Ziel der Arbeiten von Prof. Jörg Kröger ist im Allgemeinen das
Aufspüren von physikalischen Mechanismen, um der "Natur in die Karten zu
schauen". Losgelöst von Anwendungen werden Modellsysteme experimentell
aufgebaut und untersucht. Dies erfordert extreme Bedingungen im
Experiment, wie ein Ultrahochvakuum (10-9 Pa) und tiefe Temperaturen
(≤ -268 °C).




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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KURSUS/621: Bielefeld - Kochkurs für Gehörlose, 16.11.19


Stadt Bielefeld

Kochkurs für Gehörlose



Bielefeld (bi). In einem Kochkurs für Gehörlose der VHS-Nebenstelle
Brackwede am Samstag, 16. November, werden die Grundlagen des Kochens
vermittelt. Gemüse, Fleisch und Saucen werden zubereitet, Kräuter
eingesetzt und daraus ein Essen zusammengestellt. Das Angebot ist
besonders für Gehörlose geeignet, da eine Kursleiterin alles
Wissenswerte in die Gebärdensprache übersetzt. 

Angeboten wird die Veranstaltung von 11 bis 16 Uhr in der Lehrküche der Gesamtschule
Quelle, Marienfelder Straße 81. Anmeldung und Information unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-3008.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.10.19
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KURSUS/620: Hanau - Fortbildung Ehrenamt "Demenzielle Erkrankungen", 09.11.19


Stadt Hanau

Fortbildung: Demenzielle Erkrankungen



Im Rahmen der Fortbildungsreihe Ehrenamt findet am Samstag, 9.
November, 10 - 16.30 Uhr, in den Räumen der Steinheimer
Nachbarschaftshilfe, Steinheimer Vorstadt 36 eine Fortbildung zum
Thema "Demenzielle Erkrankungen" statt.

Mit Demenz bezeichnet man eine anhaltende oder fortschreitende
Beeinträchtigung des Gedächtnisses, des Denkens oder anderer
Hirnleistungen. Die Ursache hierfür kann unterschiedlich sein. So gibt
es verschiedene Demenzformen. Demenzerkrankte Menschen kaschieren oft
ihre Symptome, die Stimmung schwankt und stellt sich oft impulsiv,
oder depressiv dar. Beides kann für alle Beteiligen zu einer
Herausforderung werden.

Im Seminar geht es um die Formen der Demenz, die Krankheitsentstehung,
die Diagnostik, die Symptome und Schweregrade. Anhand von praktischen
Beispielen wird plastisch dargestellt, welche herausfordernden
Verhaltensweisen sichtbar werden und wie möglicherweise damit
umgegangen werden kann. Dank der Förderung durch das Hessische
Sozialministerium, ist diese Fortbildung kostenfrei.

Anmeldung und nähere Informationen unter Tel. 06181-66 82 0
53. Die Mitarbeiterinnen der Freiwilligenagentur Hanau sind erreichbar
Dienstag, Mittwoch und Donnerstag von 9 - 12 Uhr sowie Mittwoch von 14
- 16.30 Uhr, oder im Internet unter www.freiwilligenagentur-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.10.2019

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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EUROPA/1829: Einlagensicherung - SPD muss ernsthaft kämpfen, damit Vorschlag Regierungsposition wird


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2019

Europäische Einlagensicherung: SPD muss ernsthaft kämpfen, damit
Vorschlag Regierungsposition wird



Zum Umlenken von Olaf Scholz bei der Europäischen Einlagensicherung
erklären Lisa Paus, Sprecherin für Finanzpolitik, und Franziska Brantner,
Sprecherin für Europapolitik:

Es ist zu begrüßen, dass Olaf Scholz endlich einen konkreten Vorschlag zur
Europäischen Einlagensicherung auf den Tisch legt. Ein Umdenken in der
Koalition war absolut überfällig. Selbst Kritikern müsste klar sein, dass
Europäische Einlagensicherung im ureigenen Interesse Deutschlands ist: Sie
stärkt den Euro und gibt Kleinsparern mehr Sicherheit.

Wichtig ist, dass den Worten nun auch Taten folgen und Minister Scholz
nicht nur Meister großer Ankündigungen bleibt. Andere gute Vorschläge, wie
zur Europäischen Arbeitslosenversicherung, Steuertransparenz für
Großunternehmen oder zu einem echten Eurozonenbudget, sind in den internen
Streitereien der Koalition versandet. Die Europäische Einlagensicherung
darf nicht den gleichen Weg gehen. Die SPD muss ernsthaft kämpfen, dass die
Union ihre Voll-Blockade aufgeben und der aktuelle Vorschlag auch
Regierungsposition wird.

Mit Blick auf die gesamte europäische Finanzmarktpolitik ist zudem klar,
dass der Vorschlag nur ein erster Schritt sein kann. Die Einlagensicherung
nach Vorstellungen von Scholz tut wenig bis nichts für die Krisenfestigkeit
des Europäischen Bankenmarktes und damit der Eurozone.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. November 2019
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INNEN/3176: Katrin Göring-Eckardt zu Großer Koalition, Autogipfel, Hartz 4-Sanktionen und Thüringen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. November 2019

Statements von Katrin Göring-Eckardt zu den Themen Große
Koalition, Autogipfel, Hartz 4-Sanktionen und Thüringen



Große Koalition

Wir haben Halbzeit und vor allen Dingen ist eines über die Große
Koalition zu sagen: Die Große Koalition bietet ein Bild des Jammers,
der Zerstrittenheit und der Handlungsunfähigkeit, und zwar inzwischen
auf nahezu allen Gebieten. Union und SPD sind zerstritten, schieben
sich gegenseitig die Schuld zu und noch nicht einmal mehr ihrer
eigenen Führung vertrauen sie. Ich bin 1990 in diesem geeinten
Deutschland angekommen, immer in der festen Annahme, dass
Volksparteien Stabilitätsanker sind. Gerade die Union. Das gilt nicht
mehr. Wir erleben eine Große Koalition, die nicht mehr will und die
offensichtlich auch nicht mehr kann. Ich finde, das ist jetzt eine
Zeit, wo man diesem Trauerspiel auch wirklich ein Ende setzen muss,
wenn man sich selbst nicht mehr zutra ut, dass es weitergehen kann.

Der Streit um die Grundrente ist nur ein weiteres Beispiel dafür,
dass die Koalition nicht in der Lage ist, einen Kompromiss zu
schaffen. Die Leidtragenden sind auch in diesem Fall wieder die
Betroffenen, nämlich hier diejenigen, die von Altersarmut betroffen
sind.

Autogipfel

Das Einzige, was noch geht, ist, dass die Regierung der Autoindustrie
weiterhin ein weiches Kissen bereitet und sie mit Geld unterstützt.
Natürlich ist es richtig, dass wir Elektromobilität fördern. Aber was
nicht richtig ist, ist, von der Autoindustrie nichts zu fordern,
beispielsweise die klare Forderung, dass ab 2030 keine neuen
schmutzigen Verbrenner mehr auf den Markt kommen. Das wäre eine klare
Ansage. Genauso wie eine Reform der Kfz-Steuer: Wer ein E-Auto fährt,
bekommt einen Bonus, wer eine Dreckschleuder fährt, muss mehr zahlen.
So kann man Klimaschutz finanzieren. Es darf auch keine weißen
Flecken mehr bei der Ladeinfrastruktur geben und natürlich müssen wir
den öffentlichen Nahverkehr ausbauen. Alles das hat Andreas Scheuer
 252;brigens nicht geliefert. Und alles das wäre jetzt notwendig,
wenn man eine handlungsfähige Regierung hätte.

Hartz 4-Sanktionen

Heute hat das Bundesverfassungsgericht über Sanktionen bei Hartz IV
entschieden. Wieder ein Thema, wo das Verfassungsgericht dort
entscheiden musste, wo die Bundesregierung nicht handlungsfähig war.
Ich bin froh, dass wir jetzt jedenfalls eine deutliche Minderung bei
den Sanktionen haben.

Die Regierung muss jetzt dafür sorgen, dass wir tatsächlich
individuelle Förderung bekommen, dass wir ein Recht auf Weiterbildung
haben, dass sich der Betreuungsschlüssel in den Jobcentern deutlich
verbessert, und die Zuverdienstregelungen so gestaltet sind, dass es
sich für Menschen tatsächlich lohnt. Eines ist jedenfalls mit diesem
Urteil noch einmal klar geworden: Durch Demütigungen kommt niemand
wieder in den Arbeitsmarkt.

Thüringen

Zu KommunalpolitikerInnen, die eine Zusammenarbeit mit der AfD
empfehlen:

Herr Ziemiak hat heute gesagt, das sei irre. Das ist deutlich zu kurz
gesprungen. Die Union hat insgesamt ein Problem mit dem Umgang mit
der AfD. Man kann nicht eine sinnlose und realitätsferne Äquidistanz
zwischen Herrn Ramelow und Herrn Höcke herstellen. Herr Höcke möchte
dieses System zerstören. Er ist demokratiefeindlich. Er möchte
abschaffen, was uns ausmacht in unserer freien und demokratischen
Gesellschaft. Herr Ramelow gestaltet sie. Und da hat die Union die
Zeichen der Zeit nicht erkannt. Ich verlange von CDU und CSU, dass
sie die demokratischen Kräfte in diesem Land unterstützt und eine
klare Brandmauer zu denen zieht, die die Demokratie abschaffen
wollen.

 * 
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SICHERHEIT/979: Open Skies Vertrag als einen der letzten Stützpfeiler europäischer Sicherheit bewahren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2019

Open Skies Vertrag als einen der letzten Stützpfeiler europäischer
Sicherheit bewahren

Zu den Berichten über einen möglichen Ausstieg der USA aus dem Open
Skies Abkommen erklärt Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:



Nach dem Austritt der Trump-Administration aus dem INF-Vertrag und
aus dem Nuklearabkommen mit dem Iran ist jetzt der Vertrag über den
Offenen Himmel bedroht. Der Vertrag über den Offenen Himmel ist der
letzte praktisch funktionierende und gelebte Abrüstungsvertrag. Durch
die gemeinsamen Aufklärungsflüge über die jeweiligen Territorien im
Gebiet der OSZE und die Teilung der gewonnenen Daten wird ein
Vertrauensverhältnis geschaffen, das in der Rüstungskontrolle
besonders ist. Es ist auch nicht ersichtlich, welches strategische
Interesse die USA an dem Ausstieg aus Open Skies haben könnte. Hier
geht es offenbar nur noch darum jedes multilaterale Vertragswerk aus
Prinzip zu boykottieren.

Deutschland hat sich immer besonders für diesen Vertrag eingesetzt,
zuletzt durch die Beschaffung eines Inspektionsflugzeuges. Der Erfolg
des Vertrages darf nicht verspielt werden. Bundesminister Maas hat
zwar darauf reagiert und versucht mit diplomatischen Mitteln die
US-Regierung von diesem Vorhaben abzubringen. Allerdings sind seine
Appelle zu mehr Abrüstungsbemühen bislang sang- und klanglos
verpufft.

Insbesondere die Hilfslosigkeit der EU nach der Kündigung des Iran
Abkommens hat nicht gerade geholfen, diesen Apellen Nachdruck zu
verleihen.

Die Bundesregierung muss der Zerstörung des internationalen
Rüstungskontroll- und Abrüstungsregimes energischer entgegentreten.

 * 

Quelle:
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SOZIALES/1969: Der Vorschlag zum Angehörigenentlastungsgesetz greift zu kurz!


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2019

Der Vorschlag zum Angehörigenentlastungsgesetz greift zu kurz!



Zum heutigen Kabinettsbeschluss eines Vorschlages für ein
Angehörigenentlastungsgesetz erklärt Kordula Schulz-Asche, Sprecherin
für Alten- und Pflegepolitik:

Jede Entlastung von Angehörigen pflegebedürftiger Menschen ist zu
begrüßen, doch was die Bundesregierung mit dem
Angehörigenentlastungsgesetz vorlegt, greift zu kurz. Es zeigt sich,
dass die Zahl der Menschen, die hiermit tatsächlich entlastet werden,
vergleichsweise klein ist.

Notwendig sind hingegen Reformen für pflegebedürftige Menschen und
deren Angehörige. Mit unserem Antrag zur doppelten Pflegegarantie
bringen wir einen konkreten Vorschlag in den Bundestag ein, wie wir
die Pflege-Eigenanteile sofort wirksam senken und dauerhaft deckeln
können, um zugleich die Finanzierung aller notwendigen
Pflegeleistungen zu sichern. Wir fordern die Bundesregierung damit
auf, einen breiten Beteiligungsprozess anzustoßen, um solche Reformen
zu ermöglichen, die auch bei allen ankommen.
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UMWELT/1886: Plastiktüten-Verbot greift zu kurz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2019

Plastiktüten-Verbot greift zu kurz 



Zum heutigen Kabinettsbeschluss zum Teilverbot von Plastiktüten
erklärt Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik:

Das Gesetz zum Teilverbot von Plastiktüten greift zu kurz. Es fehlt
ein Gesamtkonzept, das Einwegplastik vermeidet und Mehrweglösungen
fördert. Unverständlich bleibt auch, warum die Umweltministerin die
dünnwandigen Hemdchenbeutel für Obst und Gemüse von ihrer
Verbotsregelung ausnimmt.

Der Umwelt ist nicht geholfen, wenn eine Plastiktragetasche einfach
nur durch ein anderes Einwegprodukt wie die Papiertüte oder eine
dünne Plastiktüte ersetzt wird. Auch eine Einwegpapiertüte hat eine
schlechte Ökobilanz und ist kein nachhaltiges Produkt. Ein Verbot von
Plastiktragetaschen muss deshalb von einer verbindlichen Abgabe auf
alle restlichen Einwegtüten flankiert werden. Die Einnahmen daraus
sollten zur Förderung von Mehrweglösungen genutzt werden.

Deutschland ist das EU-Schlusslicht beim Vermeiden von
Verpackungsmüll. Um das Plastikproblem wirklich in den Griff zu
bekommen, braucht es weitere Schritte zur Müllvermeidung, wie eine
deutlich stärkere Förderung von Mehrwegsystemen und weitere Schritte
zur Vermeidung von Einwegverpackungen, Coffee-to-go-Bechern oder
Take-away-Essensverpackungen. Hier warten wir noch immer auf einen
konkreten Vorschlag der Bundesregierung.
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VERKEHR/813: Bundesregierung beschneidet Rechte der Zivilgesellschaft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2019

Bundesregierung beschneidet Rechte der Zivilgesellschaft



Zum heutigen Kabinettsbeschluss der Gesetzesvorhaben der
Bundesregierung zu Planungs- und Genehmigungsverfahren erklärt
Stephan Kühn, Sprecher für Verkehrspolitik :

Die neuen Gesetzesvorhaben der Bundesregierung zu Planungsverfahren
richten sich entschieden gegen die Rechte von Bürgerinnen und Bürgern
sowie Umweltverbänden. Die Bundesregierung ernennt den Umwelt- und
Naturschutz damit zum primären Sündenbock lang andauernder
Planungsverfahren.

Die Präklusionsklausel beschneidet in drastischem Maß die Klagerechte
von Bürgern und Umweltverbänden. Das
Genehmigungsbeschleunigungsgesetz geht noch weiter und schließt
Klagerechte in Gänze aus. Ein derart an der Zivilgesellschaft
vorbeigehendes Verfahren wird die Planung nicht beschleunigen,
sondern vielmehr für Unmut und Verdrossenheit sorgen. Die
Gesetzesvorhaben der Bundesregierung sind absolut untragbar und
verfassungsrechtlich höchst fraglich. Hier werden wir rechtliche
Prüfungen einleiten.

Nicht die Klagen von Bürgern und Umweltverbänden verzögern
Infrastrukturprojekte, sondern die mangelnde Bereitschaft der
Bundesregierung an den entscheidenden Stellschrauben zu drehen. Eine
schnelle Planung kann mit einem Personalmangel in den Planungs- und
Genehmigungsbehörden nicht gelingen. Deshalb muss das Personal
deutlich aufgestockt werden. Nicht der Ausschluss von Klagerechten
sorgt für eine Beschleunigung, sondern vielmehr die frühzeitige
Beteiligung der Zivilgesellschaft bei allen Planungsvorhaben. Nur die
gemeinsame Identifizierung und Lösung von Naturschutzkonflikten kann
die Akzeptanz von Planungsvorhaben sicherstellen.
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WIRTSCHAFT/2891: Gutachten der Wirtschaftsweisen - Mehr Ordnungspolitik und Zukunftsinvestitionen nötig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. November 2019

Gutachten der Wirtschaftsweisen: Mehr Ordnungspolitik und
Zukunftsinvestitionen nötig



Zum Jahresgutachten der Sachverständigen erklären Anja Hajduk,
stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Katharina Dröge, Sprecherin
für Wirtschaftspolitik:

Die heutige Reaktion der Bundesregierung offenbart, dass ihre eine
wirklich konsistente und vorausschauende Strategie fehlt, um dem
Abschwung entgegentreten. Bundesminister Altmaier präsentiert Rezepte
aus der Mottenkiste aber keine Vorschläge, wie die deutsche
Wirtschaft zukunftsfähig aufgestellt werden kann. Diese
Rückwärtsgewandtheit und Ideenlosigkeit ist erschütternd.

In ihrem Jahresgutachten betonen die Wirtschaftsweisen, dass die
Unsicherheiten in der Wirtschaft hoch sind. Doch die Bundesregierung
schafft nicht die notwendigen Rahmenbedingungen, damit die Wirtschaft
fit für die Zukunft wird. Die unkoordinierte und völlig ungenügende
Klima- und Energiepolitik der Bundesregierung verfehlt nicht nur die
Klimaziele von Paris sondern schafft auch wirtschaftspolitisch mehr
Verwirrung anstatt die Berechenbarkeit, die für Investitionen nötig
ist. Sie klammert sich lieber an die Schwarze Null, auch wenn die
Brücken bröckeln und es kein flächendeckend schnelles Internet gibt.
Das grenzt schon an Sturheit, denn sogar die Wirtschaftsweisen weisen
ausdrücklich darauf hin, dass die Investitionszurückhaltung der
Regierung den Abschwung noch verschärfen kann. Mit dieser
ideologischen Politik gefährdet sie die Zukunft des
Wirtschaftsstandorts Deutschland.

Wir brauchen jetzt eine Investitionsoffensive in Infrastruktur und
Klimaschutz. Und eine Ordnungspolitik, die gezielt Innovationen, neue
Märkte und zukünftige Beschäftigung fördert. Peter Altmaier fallen
als einzige Reaktion auf den Bericht der Wirtschaftsweisen
Steuersenkungen ein. Das geht nicht nur am Problem vorbei, sondern
reduziert auch den notwendigen Spielraum für zukunftsfähige Politik.
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BILDUNG/1041: Zweites Standbein für die deutsche Forschungslandschaft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Zweites Standbein für die deutsche Forschungslandschaft

Die steuerliche Forschungsförderung als wichtiges Signal für unseren
Innovationsstandort



Der Finanzausschuss hat am heutigen Mittwoch den Entwurf eines
Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung
(Forschungszulagengesetz - FZulG) abschließend beraten. Dazu erklären
die finanzpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje
Tillmann und der zuständige Berichterstatter Thomas de Maizière:

"Mit der neuen steuerlichen Forschungsförderung schaffen wir ein
effizientes und zielgerichtetes Förderinstrument für Forschung und
Entwicklung. Sie wird als zweites Standbein neben der
Projektförderung eingeführt. Diese hat sich zwar bewährt, ist aber
gerade für kleine und mittelständische Unternehmen zu kompliziert und
zu bürokratisch. Die neue steuerliche Forschungsförderung ist
hingegen einfach zu beantragen und wird mit der jährlich fälligen
Steuerlast direkt vom Finanzamt verrechnet.

Mit dem neuen Gesetz wird der Forschungsstandort Deutschland
gestärkt. Das ist ein guter Tag für die Zukunft unseres Landes.

Es können maximal 25 Prozent der Personalkosten geltend gemacht
werden. Die Förderung ist auf 500.000 Euro pro Wirtschaftsjahr und
Unternehmen gedeckelt. Voraussetzung hierfür ist, dass eine
unabhängige Stelle den Forschungscharakter des Projektes im Vorfeld
verbindlich bescheinigt. Sollte das Unternehmen in dem Jahr Verluste
machen, erhält es die Fördersumme dennoch ausgezahlt.

Uns als Union war es besonders wichtig, dass auch Auftragsforschung
auf Seiten des Auftraggebers steuerlich angerechnet werden kann.

Das Gesetz soll bereits am 1. Januar 2020 in Kraft treten."
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BILDUNG/1040: Mehr Planungssicherheit für Fachhochschulen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. November 2019

Mehr Planungssicherheit für Fachhochschulen

Förderprogramm "Forschung an Fachhochschulen" soll dauerhaft jährlich
um 3 Prozent steigen



In der heutigen Sitzung der Arbeitsgruppe Bildung und Forschung wurde
beschlossen, längerfristige Planungssicherheit für die Forschung an
Fachhochschulen zu ermöglichen. Dazu erklären der bildungs- und
forschungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Albert Rupprecht, und der zuständige Berichterstatter
Stephan Albani:

Albert Rupprecht: "Fachhochschulen tragen heute zu weit mehr
als klassischer anwendungs- und praxisorientierter Ausbildung bei.
Mit ihrer anwendungsorientierten Forschung sind sie innovativer
Impulsgeber in den Regionen und stimulieren den Wissenstransfer in
kleine und mittlere Unternehmen mit großem Erfolg. Deswegen wollen
wir das Förderprogramm "Forschung an Fachhochschulen" für das Jahr
2020 auf insgesamt 60 Mio. Euro erhöhen, wie es im Regierungsentwurf
bereits angelegt ist. Perspektivisch wollen wir zudem, dass das
Programm dauerhaft jährlich einen Aufwuchs von 3 Prozent erfährt,
ähnlich wie es bei dem Pakt für Forschung und Innovation auch
vorgesehen ist. Damit tragen wir zu mehr Planbarkeit, Verlässlichkeit
und Kontinuität für die Forschung an Fachhochschulen bei."

Stephan Albani: "Die Stärkung der Forschung an Fachhochschulen
ist uns in der Union ein wichtiges Anliegen. Darum ist im Bundeshalt
dafür eine Steigerung auf 60 Mio. Euro vorgesehen. Den Aufwuchs
wollen wir mit jährlich 3 Prozent verstetigen und konnten dazu eine
Einigung mit unserem Koalitionspartner erzielen. Wir stärken damit
den regionalen Austausch zwischen Fachhochschulen und Wirtschaft und
sorgen dafür, dass wir die Chancen der Wissensgesellschaft in
Deutschland besser nutzen können. Wir zeigen damit, dass Bildung,
Wissenschaft und Forschung für die Zukunft unseres Landes und unsere
Politik eine Schlüsselrolle spielen und hier den Fachhochschulen
dauerhaft eine wichtige Rolle zukommt."
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FINANZEN/1271: Eine Vielzahl von steuerlichen Entlastungen auf gutem Weg


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Eine Vielzahl von steuerlichen Entlastungen auf gutem Weg

Gesamtpaket beinhaltet die steuerliche Förderung der
Elektromobilität, viele Verbesserungen für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, deutliche Erhöhungen bei der Wohnungsbauprämie und die
Reduzierung der Umsatzsteuer auf Monatshygieneprodukte



Der Finanzausschuss des Deutschen Bundestags hat heute den Entwurf
eines Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der
Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften
abschließend beraten. Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Antje Tillmann und der zuständige
Berichterstatter Olav Gutting:

"Mit dem Gesetzentwurf soll die umweltfreundliche Mobilität weiter
vorangebracht werden. Dazu werden folgende Maßnahmen umgesetzt:

1. Mobilität und E-Mobilität:


	Bei der Besteuerung bestimmter privat genutzter betrieblicher Elektro- oder extern aufladbarer Hybridelektrofahrzeugs wird bis Ende 2030 die Bemessungsgrundlage so geändert, dass Nutzer nur noch ein Viertel des Betrages versteuern müssen. Dadurch werden Anreize an die Hersteller und Firmen geschaffen, schnell bessere und effektivere E-Fahrzeuge auf den Markt zu bringen bzw. zu nutzen. Über den Flottenaustausch fließen Elektro- und Hybridfahrzeuge dann schnell in den Gebrauchtwagenmarkt ein.

	Mit der Möglichkeit zur Sonderabschreibung für Elektronutzfahrzeuge der Klassen N1, N2 und N3 unterstützen wir den elektrischen Lieferverkehr und die Handwerker, die ihre Flotte elektrifizieren wollen. Das gilt auch für Lastenfahrräder. Damit machen wir deutlich: Der innerstädtische Gewerbeverkehr soll elektrisch werden.

	Weiterhin wird die Steuerbefreiung für vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für das elektrische Aufladen eines Elektro- oder Hybridfahrzeugs im Betrieb des Arbeitgebers verlängert. Auch die für die zeitweise zur privaten Nutzung überlassene betriebliche Ladevorrichtung bleibt bis zum Jahresende 2030 steuerfrei.

	Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer ein Dienstfahrrad unentgeltlich oder verbilligt, wird der geldwerte Vorteil aus der privaten Nutzung ab 2019 steuerfrei gestellt; auch diese Maßnahme wird bis Ende 2030 verlängert.

	Bei der Förderung des Jobtickets wird eine neue Pauschalbesteuerung ohne Anrechnung auf die Entfernungspauschale eingeführt.



2. Die wichtigsten Begünstigungen:


	Durch die Einführung eines gesetzlichen Pauschbetrags in Höhe von 8 Euro pro Arbeitstag wird die Geltendmachung der Aufwendungen, die Berufskraftfahrern typischerweise entstehen, vereinfacht.

	Die Verpflegungspauschalen für Dienstreisen werden von 24 Euro auf 28 Euro, bzw. von 12 Euro auf 14 Euro erhöht.

	Zuschüsse des Arbeitgebers zur Weiterbildung stellen zukünftig generell keinen Lohn oder geldwerten Vorteil dar, wenn sie der allgemeinen Beschäftigungsfähigkeit dienen.

	Die Rahmenbedingungen für Mitarbeiterwohnungen werden deutlich verbessert; durch einen Bewertungsabschlag vom ortsüblichen Mietwert entfällt der steuerpflichtige geldwerte Vorteil für den Arbeitnehmer, wenn die gezahlte Miete zwei Drittel des ortsüblichen Mietwerts nicht unterschreitet.

	Auch bei der Besteuerung von E-Books gibt es positive Änderungen für Leserinnen und Leser. Während "klassische" E-Books bereits ermäßigt besteuert werden, sollen künftig auch E-Books, die in Datenbankform zum Beispiel in Form von Abo-Modellen angeboten werden, begünstigt sein. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass in E-Books eingebettete Videos nur eine untergeordnete Rolle spielen.



3. Nach intensiven Diskussionen mit dem Koalitionspartner konnten
auf Bestreben der CD/CSU-Bundestagsfraktion noch folgende Regelungen
aufgenommen werden:


	Bei der Wohnungsbauprämie wird die Förderhöchstgrenze auf 700 Euro beziehungsweise auf 1.400 Euro erhöht, gleichzeitig wird der Prämiensatz auf 10 Prozent angehoben. Dies ergibt bei voller Ausschöpfung eine Prämie von 70 Euro für Singles und 140 Euro für Zusammenveranlagte pro Jahr. In den Genuss der Prämie kommen diejenigen, die die höheren Einkommensgrenzen von 35.000 Euro bzw. 70.000 Euro nicht überschreiten. So werden insbesondere junge Menschen motiviert, frühzeitig Eigenkapital für die "eignen vier Wände" anzusparen.

	Bei Monatshygieneprodukten wird der Steuersatz auf sieben Prozent festgeschrieben und damit um 12 Prozentpunkte reduziert. Damit setzen wir eine breit getragene Forderung um. Der reduzierte Steuersatz soll ab dem 1. Januar 2020 gelten. Wir gehen davon aus, dass die Verbraucherinnen die Weitergabe der Ermäßigung beim Kaufverhalten berücksichtigen.

	Bei sogenannten Sachbezügen in Form von Gutscheinen und Geldkarten wird Rechtsicherheit geschaffen: Arbeitgeber können auch weiterhin Sachbezüge in Form von Gutscheinen und Geldkarten an ihre Arbeitnehmer bis zur Höhe von 44 Euro pro Monat steuerfrei gewähren. Dies gilt jedoch nur dann, wenn die Sachbezüge zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn ausgereicht werden und die Karten keine Barzahlungs- oder Wandlungsfunktion in Geld haben.
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RECHT/980: Bundeskabinett beschließt Ausweitung der Adoption von Stiefkindern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Bundeskabinett beschließt Ausweitung der Adoption von
Stiefkindern

Kindeswohl muss weiter im Zentrum stehen



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett einen Gesetzesentwurf zur
Ausweitung der Stiefkindadoptionen verabschiedet. Dazu erklären die
rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, und der
zuständige Berichterstatter für das Familienrecht, Axel Müller:

Winkelmeier-Becker: "Das Bundesverfassungsgericht hatte im Frühjahr
den klaren Auftrag an den Gesetzgeber formuliert, die
Stiefkindadoption nicht länger Ehepaaren vorzubehalten. Das
Bundeskabinett hat mit seinem heutigen Beschluss den Weg für die
parlamentarischen Beratungen dazu frei gemacht.

Wie im Adoptionsrecht insgesamt muss auch bei der Ausweitung der
Stiefkindadoption auf nichteheliche Familien das Kindeswohl der
entscheidende Aspekt sein. Deshalb soll zukünftig nicht mehr
entscheidend sein, ob die Eltern einen Trauschein haben oder nicht.

Zur Wahrung des Kindeswohls ist es dennoch erforderlich, die
richtigen Kriterien für die Verfestigung und die Dauerhaftigkeit der
nichtehelichen Partnerschaften zu finden. Eine Adoption ist für das
Kind ein einschneidendes Lebensereignis und macht nur dann Sinn, wenn
man davon ausgehen kann, dass die Partnerschaft dauerhaft tragfähig
ist. Deshalb müssen - auch ohne Ehe - hohe Anforderungen an die
Beziehung zwischen dem biologischen Elternteil und dem neuen
Partner/der neuen Partnerin gestellt werden. Dazu gehört
unverzichtbar ein mehrjähriges Zusammenleben und die Erwartung, dass
die Beziehung auch dauerhaft hält.

Eine Selbstverständlichkeit sollte sein, dass die Ehe eines Partners
mit einem Dritten das Vorliegen einer verfestigten Lebensgemeinschaft
ausschließt. Dieses Mindestmaß an Sicherheit für den Bestand seiner
Familie muss der Gesetzgeber dem Kind gewähren."

Müller: "Die Lebenswirklichkeit zeigt, dass das Institut der Ehe
keine höhere Sicherheit bietet als eine verfestigte
Lebensgemeinschaft, die den neuen rechtlichen Kriterien für eine
Stiefkindadoption entspricht. Insofern ist es konsequent zu regeln,
dass die Annahme von Kindern des nichtehelichen Partners künftig
möglich ist, wenn zwei Personen in einer verfestigten
Lebensgemeinschaft und in einem gemeinsamen Haushalt leben.

Der Wunsch der Stiefkindadoption kann gerade Ausdruck dafür sein,
dass die Beziehung der Partner auch Bestand hat oder zumindest auf
Dauer darauf ausgerichtet ist. Die Wahl der Kriterien für die
Verfestigung der Lebensgemeinschaft ist mit Bedacht gewählt und
angemessen. Das Zusammenleben der nunmehr nicht zwingend
verheirateten Partner ist auf die Zukunft gerichtet. Darin wird
deutlich, dass die Eheähnlichkeit der Elternbeziehung als positiver
Stabilitätsindikator auch für Stiefkindadoptionen Hauptorientierung
ist."

Hintergrund:

Nachdem das Bundesverfassungsgericht am 26. März 2019 den generellen
Ausschluss der Stiefkindadoption in nichtehelichen Familien für
verfassungswidrig erklärt und den Gesetzgeber verpflichtet hat, bis
zum 31. März 2020 eine Neuregelung zu treffen (1 BvR 673/17), hat das
Bundeskabinett heute einen entsprechenden Gesetzesentwurf aus dem
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV)
verabschiedet.
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RECHT/979: Vorsitzender des Rechtsausschusses Brandner (AfD) untragbar


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Vorsitzender des Rechtsausschusses Brandner (AfD) untragbar

Geschäftsordnungs-Ausschuss berät über Abwahl



Nach einer Reihe von Grenzüberschreitungen haben sich am heutigen
Mittwoch alle Fraktionen im Rechtsausschuss außer der AfD scharf von
Stephan Brandner (AfD) distanziert und ihn zum Rücktritt vom Vorsitz
des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages aufgefordert. Dazu
erklären die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, und
Jan-Marco Luczak, stellvertretender rechtspolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion:

"Dem Rechtsausschuss kommt innerhalb unserer freiheitlich
demokratischen Grundordnung eine besondere Funktion zu. Er wacht über
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Werte unseres Grundgesetzes.
Das Amt des Vorsitzenden verlangt, diese Werte zu verkörpern, im
Denken wie im Handeln. Vom Handeln als Privatperson oder als
"einfacher Abgeordneter" kann es nicht getrennt werden. Wie auch das
sogenannte Mäßigungsgebot für Beamte und Richter verlangt auch das
Amt des Rechtsausschuss-Vorsitzenden umfassend ein Handeln, das der
Würde und dem Ansehen des Amtes gerecht wird.

Stephan Brandner fehlen in seinem Handeln immer wieder Anstand und
Respekt. Es vergeht keine Woche ohne Grenzüberschreitungen und
Entgleisungen, ohne dass er ausgrenzt oder Ressentiments schürt. Sein
ganzes Handeln steht in fundamentalem Widerspruch zu unseren
Überzeugungen in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und zu dem, wofür wir
und viele andere jeden Tag mit Leidenschaft und all unserer Kraft
ringen: Für eine von einem freien und offenen Geist geprägte
Gesellschaft, in der sich Menschen mit Respekt und Toleranz begegnen.

Brandner schadet dem Ansehen des Amtes und des gesamten Parlamentes.
Er ist für uns in diesem Amt daher untragbar. Er repräsentiert uns
Mitglieder des Rechtsausschusses der Unionsfraktion nicht und wir
wollen auch nicht von ihm repräsentiert werden.

Der Geschäftsordnungs-Ausschuss wird sich daher morgen mit der Frage
befassen, wie der Vorsitzende abgewählt werden kann. Nach unserer
Lesart gibt die Geschäftsordnung das her. Diesen Weg wollen und
werden wir dann auch gehen, um weiteren Schaden vom Amt abzuwenden.

Wir stehen zu den Vereinbarungen im Ältestenrat, wonach der AfD-
Fraktion der Vorsitz im Rechtsausschuss zusteht. Wir wenden uns daher
nicht gegen die AfD als solche, sondern allein gegen das inakzeptable
Verhalten von Brandner. Der AfD steht es frei, ihn zurückzuziehen und
jemand anderen zu benennen. Wir müssen aber feststellen, dass sie
sich im Ausschuss leider mit ihm solidarisiert hat - die gesamte
AfD-Fraktion stellt sich damit hinter seine unsäglichen
Entgleisungen."
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RECHT/978: Modernisierung der Strafverfahren muss schnell abgeschlossen werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Modernisierung der Strafverfahren muss schnell abgeschlossen
werden

Weitere Verbesserungen beim Opferschutz im parlamentarischen
Verfahren geplant



Der Deutsche Bundestag berät am morgigen Donnerstag in erster Lesung
einen Gesetzentwurf zur Modernisierung des Strafverfahrens. Dazu
erklärt die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Es wird Zeit, dass der Gesetzentwurf zur Modernisierung des
Strafverfahrens, auf den auch die Justiz lange gewartet hat, nun im
Bundestag beraten wird. Er enthält wichtige Maßnahmen zur
Beschleunigung des Verfahrens und zur besseren Aufklärung von
Straftaten, die die Union in den Koalitionsvertrag verhandelt hatte.
Uns ist wichtig: Der Rechtsstaat darf sich nicht vorführen lassen,
sondern muss effektiv gegen Straftäter vorgehen.

Der Gesetzentwurf gibt der Justiz Mittel an die Hand, um Prozesse vor
zuweilen taktischen Verzögerungen zu schützen, ohne die Rechte der
Angeklagten substanziell einzuschränken. Prozessverschleppungen
werden durch Änderungen im Befangenheits- und Beweisantragsrecht
sowie bei den Besetzungsrügen künftig erschwert werden.
Gerichtsverfahren können dadurch beschleunigt werden. Vor allem
umfangreiche Prozesse mit mehreren Angeklagten oder Opfern werden so
straffer und schneller.

Zudem bekommen die Ermittler bessere Möglichkeiten zur Aufklärung von
Straftaten: Über die DNA-Analysen sollen auch äußerlich erkennbare
Merkmale wie Alter, Haar-, Haut- und Augenfarbe ermittelt werden
können. Damit wird es auch für Altfälle neue Ermittlungsansätze
geben. Zur Verfolgung des Wohnungseinbruchsdiebstahls soll die
Telekommunikationsüberwachung erweitert werden.

Wir werden im parlamentarischen Verfahren außerdem vorschlagen, dass
Adressen von Opfern nicht mehr in der öffentlichen Hauptverhandlung
mitgeteilt werden müssen und auch nicht in der Akte vermerkt werden.
Diese sensiblen Daten müssen besonders geschützt aufbewahrt werden.
Das ist praktischer Opferschutz. Das Strafverfahren darf keine
zusätzlichen Risiken für Zeugen oder Nebenkläger mit sich bringen.

Wir schlagen erneut vor, dass das Bundesjustizministerium im neuen
Jahr eine Regelung zur Wiederaufnahmemöglichkeit bei Tötungsdelikten
nach einem Freispruch des Angeklagten, wenn nachträglich
beispielsweise durch DNA die Täterschaft nachgewiesen werden kann,
vorlegt. Diese Reform sind wir den Angehörigen von Opfern schuldig.

Außerdem werden wir die Streichung des Zeugnisverweigerungsrechts für
Verlobte vorschlagen, weil dies eine missbrauchsanfällige Regelung
darstellt."
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VERKEHR/773: Ein starkes Signal - Milliardeninvestitionen in den klimafreundlichen Nahverkehr


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Ein starkes Signal - Milliardeninvestitionen in den klimafreundlichen
Nahverkehr



Zu den heutigen Kabinettbeschlüssen zur Finanzierung der Schienen-
und ÖPNV-Infrastruktur können Sie den für Verkehr zuständigen
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Die abermalige Erhöhung der Mittel für den
Schienenpersonennahverkehr und die kommunale Verkehrsinfrastruktur
ist ein starkes Signal für die klimafreundliche Schiene und den ÖPNV.
Nur wenn die Infrastruktur in den Ballungsräumen und in den
ländlichen Regionen ausgebaut, saniert und modernisiert wird, gelingt
der Umstieg auf diese Verkehrsmittel. Die Ausweitung der
Fördertatbestände setzt die richtigen Akzente und gibt den Kommunen
die nötige Flexibilität bei der Projektrealisierung. Jetzt heißt es:
planen, bauen, einsteigen. Die Länder sind nun gefragt, die
entsprechenden Planungen voranzutreiben und vor allem die Kapazitäten
an Personal dafür bereit zu stellen. Über Geldmangel im ÖPNV sollte
sich in den kommenden Jahren keiner beklagen."
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VERKEHR/772: Langwierige Planungsverfahren für Verkehrsprojekte beschleunigen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Langwierige Planungsverfahren für Verkehrsprojekte beschleunigen



Zu den heutigen Kabinettbeschlüssen zur Beschleunigung von
Verkehrsprojekten können Sie den für Verkehr zuständigen
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Die Bürgerinnen und Bürger wollen nicht länger im Stau stehen oder
Umwege fahren. Deswegen sollen wichtige Verkehrsprojekte jetzt
schneller realisiert werden. Mit einer innovativen Kombination aus
Vorverfahren und Gesetzgebung werden künftig ausgewählte
Verkehrsprojekte per Bundestagsbeschluss auf den Weg gebracht.
Dadurch werden langwierige Verwaltungsverfahren vermieden, eine
Bürgerbeteiligung findet dennoch statt. Im Gesetzgebungsverfahren
werden wir weiteres Beschleunigungspotential prüfen, insbesondere wie
mit verspätet vorgebrachten Einwänden umgegangen wird."
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WIRTSCHAFT/2867: Steuern senken, Bürokratie abbauen und klug in die Zukunft investieren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Steuern senken, Bürokratie abbauen und klug in die Zukunft
investieren

Sachverständige mahnen zurecht Strukturreformen an



Am heutigen Mittwoch hat der Sachverständigenrat sein Jahresgutachten
"Den Strukturwandel meistern" vorgestellt. Hierzu erklären der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Carsten
Linnemann, und der wirtschafts- und energiepolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Joachim Pfeiffer:

Linnemann: "Die Sachverständigen kritisieren in ihrem
Jahresgutachten vollkommen zurecht, dass die Große Koalition während
des langen Aufschwungs zu wenig auf strukturelle Faktoren geachtet
hat. Da müssen wir jetzt nachlegen und Einkommen-, Körperschaft- und
Stromsteuer senken, Arbeitsmarkt- und Produktmarktregulierung abbauen
und verstärkt in unsere Infrastruktur investieren. Diese staatlichen
Investitionen werden laut Sachverständigenrat nicht durch die
Schuldenbremse eingeschränkt. Wie die Wirtschaftsweisen sehe ich
daher keine überzeugenden Gründe, die Staatsverschuldung auszuweiten.
Günstige Finanzierungsbedingungen reichen tatsächlich als Grund für
neue Schulden nicht aus."

Pfeiffer: "Die fetten Jahre sind vorerst einmal vorbei, so das
Ergebnis des Sachverständigenrats der Bundesregierung. Doch auch wenn
die Wirtschaft nicht mehr so boomt und mit dem Brexit und den
brodelnden Handelskonflikten härtere Zeiten auf die Exportnation
Deutschland zukommen, ist Schwarzmalerei fehl am Platz. Statt
Resignation und Pessimismus braucht Deutschland jetzt Mut und
Zuversicht. Denn: Je geringer der Einfluss auf die globalen Risiken
ist, desto mehr sollten die Standortbedingungen vor Ort verbessert
werden.

In der zweiten Halbzeit der Großen Koalition sind daher
wachstumsstimulierende Entlastungen gefragt. Dazu gehört es u.a. die
Unternehmenssteuer zu reformieren, Infrastrukturprojekte durch
Planungsbeschleunigung schneller und kostengünstiger umzusetzen und
dadurch, aber auch durch weitere Maßnahmen, wie E-Verwaltung,
Vereinfachung der Dokumentation, Reduzierung der Meldepflichten,
Bürokratiefesseln zu lösen.

Auch die Digitalisierung gilt es voranzutreiben. Ein zentraler
Schritt war das OZG-Gesetz, mit dem alle Verwaltungsleistungen
digitalisiert werden sollen. Des Weiteren gilt es, Innovationen
anzureizen, den Solidaritätszuschlag vollständig abzuschaffen und die
steigenden Energiepreise endlich in den Griff zu bekommen.

Teure, ineffiziente und ungerechte Maßnahmen, wie die Grundrente ohne
Bedürftigkeitsprüfung, kann sich Deutschland nicht mehr leisten.
Außerdem muss Schluss damit sein, Klimaschutz und
Wettbewerbsfähigkeit gegeneinander auszuspielen; es sind zwei Seiten
derselben Medaille. Ohnehin wäre es ratsam, der Empfehlung der
Wirtschaftsweisen zu folgen und mehr Reformeifer zu zeigen. Will
Deutschland nicht in die zweite Liga der Wirtschaftsnationen
abrutschen, gilt es nun, die Wirtschaft in den Turbogang zu schalten
und die richtigen Weichen für die Zukunft zu stellen."
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WIRTSCHAFT/2866: Bedeutung der Reisefreiheit für den Mauerfall würdigen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. November 2019

Bedeutung der Reisefreiheit für den Mauerfall würdigen

Tourismus ist Erfolgsgeschichte in den neuen Bundesländern



In dieser Woche debattiert der Deutsche Bundestag über den Mauerfall
am 9. November 1989. Die Koalition hat zu diesem Thema auch den
Antrag "30 Jahre Mauerfall und Reisefreiheit - Erfolgsgeschichte
Tourismus" eingebracht. Dazu erklärt der tourismuspolitische Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Paul Lehrieder:

"Reisefreiheit gehörte zu den zentralen Forderungen bei den damaligen
Demonstrationen gegen das SED-Regime und hat eine große Bedeutung für
den Mauerfall. Die Verkündung der Reisefreiheit gab auch den
Startschuss für den Aufbau einer erfolgreichen Tourismuswirtschaft in
den neuen Ländern. Deutschland hat damit insgesamt als Reiseziel
erheblich an Attraktivität gewonnen.

Nach der Wiedervereinigung war der Tourismus einer der wenigen
Wirtschaftssektoren der neuen Bundesländer mit kurzfristigen
Wachstums- und Beschäftigungschancen. Dies galt vor allem in Regionen
mit weniger günstigen Rahmenbedingungen für industrielle Aktivitäten.
Seit 1993 stiegen die Übernachtungen ausländischer Gäste in den neuen
Ländern um 500 Prozent auf 20,5 Millionen im Jahr 2018, während sie
sich in den alten Bundesländern um 115 Prozent auf 67,1 Millionen
erhöhten."
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SICHERHEIT/2020: Verpflichtungen aus Atomabkommen erfüllen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. November 2019

Verpflichtungen aus Atomabkommen erfüllen



"Der geplante weitere Teilausstieg des Iran aus dem internationalen
Atomabkommen ist ein lauter Weckruf. Die Bundesregierung und die EU müssen
dringend ihre eigenen Verpflichtungen gegenüber dem Iran erfüllen und den
von US-Präsident Donald Trump verhängten Sanktionen trotzen, um die
Vereinbarung noch zu retten", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"Es ist außen- und sicherheitspolitisch fahrlässig, dass die
Bundesregierung seit der Aufkündigung des Atomabkommens durch Trump im Mai
2018 noch immer keine praktikablen Alternativen zur US-Blockade aufzeigen
will und kann. Nur wenn der Iran wieder Zugang zum internationalen
Bankengeschäft erhält und sein Öl verkaufen kann, wird das für die
Sicherheit des Nahen und Mittleren Ostens und Europas wichtige Atomabkommen
zu retten sein. Hierfür muss sich die Bundesregierung endlich aus dem
Schlepptau Washingtons lösen."

 * 
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SOZIALES/2682: Jugendarmut endlich wirksam bekämpfen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. November 2019

Jugendarmut endlich wirksam bekämpfen



"Keine Altersgruppe ist so sehr durch Armut bedroht wie die der jungen
Erwachsenen. Allein das ist ein Skandal. Dass ausgerechnet dieser Gruppe
von Seiten des Jobcenters die meisten und härtesten Sanktionen erteilt
werden, schlägt dem Fass den Boden aus. Die Studie bestätigt leider die
Erkenntnisse, die wir bereits aus den bloßen Statistiken zur
Einkommenssituation der Haushalte ablesen können. Junge Erwachsene sind in
besonderem Maße von Armut betroffen", sagt Norbert Müller, kinder- und
jugendpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die
aktuelle AWO-ISS-Langzeitstudie zur Kinderarmut. Müller weiter:

"Wie sich die Lage junger Menschen im Zuge der drohenden wirtschaftlichen
Rezession weiter verschlechtert, wenn jetzt nicht gehandelt wird, möchte
ich mir gar nicht ausmalen. Die Forderungen der AWO nach einer
einkommensabhängigen Kindergrundsicherung unterstütze ich nachdrücklich.
Aber auch Auszubildendenvergütungen und BAföG sind alles andere als
armutsfest. Die Studie zeigt auch, wie wichtig die soziale Infrastruktur
für den jeweiligen Lebensweg ist. Anstatt Jugendprojekte wie in den
vergangenen Jahrzehnten zu kürzen, brauchen wir eine Offensive für die
Kinder- und Jugendhilfe, bei Jugendclubs, in der Beratung und Begleitung
junger Menschen. Die Sanktionierung im Hartz IV-System muss endlich
abgeschafft werden, so wie es auch schon die Kinderkommission des
Bundestags gefordert hat."

 * 
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SOZIALES/2681: Sozialstaat stärken durch Arbeitslosengeld Plus


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. November 2019

Sozialstaat stärken durch Arbeitslosengeld Plus



"Hartz IV war ein Angriff auf unsere Sozialversicherungssysteme und hat
viele Beschäftigte schutzlos dem Niedriglohnsektor ausgeliefert. Um mit
dieser Logik zu brechen, müssen wir die Arbeitslosenversicherung stärken:
Wer einzahlt, muss auch vom Schutz profitieren", erklärt Susanne Ferschl,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zum heute
vorgestellten Konzept der Fraktion zur Stärkung der
Arbeitslosenversicherung. Ferschl weiter:

"Das Arbeitslosengeld I (ALG I) muss höher sein, früher greifen und länger
gezahlt werden. Das Prinzip dabei ist so einfach wie gerecht: Wer über
viele Jahre Arbeit Beiträge geleistet hat, soll länger abgesichert sein. Im
Anschluss an den Bezug des ALG I soll das neue - ebenfalls über Beiträge
finanzierte - Arbeitslosengeld Plus (ALG Plus) Beschäftigte davor schützen,
bei Jobverlust auf staatliche Fürsorgeleistungen angewiesen zu sein. Wer
zum Beispiel 15 Jahre beschäftigt war, erwirbt einen Anspruch auf 25 Monate
ALG I und 25 Monate ALG Plus. Das verschafft Beschäftigten die notwendige
Zeit und materielle Sicherheit, um sich einen Job zu suchen, der ihren
Qualifikationen entspricht.

Menschen wollen arbeiten, sich dabei aber nicht unter Wert verkaufen. Wir
erkennen die Lebensleistung der Beschäftigten an. Soziale Sicherheit im
Fall von Arbeitslosigkeit ist kein staatliches Almosen, sondern ein
erworbener Anspruch in der Sozialversicherung. Durch die
Beitragsfinanzierung beider Leistungen nehmen wir die Arbeitgeber in die
Pflicht, damit das Risiko von Arbeitslosigkeit nicht allein bei den
Beschäftigten liegt. Gleichzeitig schützen wir so ihre erarbeiteten
Ersparnisse. DIE LINKE wird ihr Konzept zur Stärkung der
Arbeitslosenversicherung zeitnah in den Bundestag einbringen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2201: Aktive Strukturpolitik statt Steuergeschenke für Unternehmen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. November 2019

Aktive Strukturpolitik statt Steuergeschenke für Unternehmen



"Wie immer fordert der marktradikale Teil der Wirtschaftsweisen
Unternehmenssteuersenkungen, ein Festhalten an der Schuldenbremse und die
weitere Deregulierung des Arbeitsmarktes. Mit diesen genauso überflüssigen
wie falschen Rezepten kann der Strukturwandel nicht gelingen. Statt
einseitig Unternehmen zu entlasten, braucht es ein Konzept, das
insbesondere die Interessen der Beschäftigten bei sich abschwächender
Konjunktur, der Digitalisierung und dem sozial-ökologischen Umbau
berücksichtigt", kommentiert Klaus Ernst, Vorsitzender des
Bundestagsausschusses für Wirtschaft und Energie und wirtschaftspolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, das Jahresgutachten der Wirtschaftsweisen.
Ernst weiter:

"Die notwendige Transformation unserer Wirtschaft erfordert hohe
finanzielle Mittel. In dieser Situation sind Steuergeschenke an
Unternehmen, wie sie Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier erneut
einfordert, absurd. Die Unternehmen haben kein Finanzierungsproblem,
sondern sie reinvestieren seit mehreren Jahren nur einen viel zu geringen
Teil ihrer Gewinne. Statt Steuerdumping voranzutreiben, muss öffentliche
und private Nachfrage gestärkt werden. Das gibt Anreiz für Investitionen."

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1238

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 15.45 Uhr

1. Experten: Neue Regeln für Rohstoffabbau

2. Erfolgsgeschichte in neuen Ländern

3. Aktivität der Agro-Mafia in Deutschland

4. Sicherheit an Bahnhöfen

5. Digitalisierung in der Arbeitswelt

6. Erstattung von Umzugskosten



1. Experten: Neue Regeln für Rohstoffabbau

Europa/Anhörung

Berlin: (hib/JOH) Angesichts der steigenden Nachfrage nach
metallischen Rohstoffen im Zuge des Ausbaus der Elektromobilität
fordern Experten Politik und Industrie auf, sich für
verantwortungsvolle und transparente globale Lieferketten und höhere
Recyclingquoten einzusetzen. Dies müsse sich auch in der neuen
Rohstoffstrategie der Bundesregierung niederschlagen, die diese
derzeit überarbeitet, betonten sie am Mittwoch in einer öffentlichen
Anhörung des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung zum Thema "Rohstoffe unter besonderer Berücksichtigung von
E-Mobilität".

Die Unternehmen müssten Menschenrechte besser schützen und die
Einhaltung von ökologischen und sozialen Standards gewährleisten,
stellte Gesine Ames vom Ökumenischen Netz Zentralafrika klar. Die
deutsche Entwicklungszusammenarbeit könne dies unterstützen, dürfe
jedoch keinesfalls zu einem "Instrument der Rohstoffversorgung"
werden, warnte sie.

Johanna Sydow von German Watch sprach sich für ein Lieferkettengesetz
aus, das Beschwerdemechanismen etablieren und deutsche Unternehmen
verpflichten solle, ihre Lieferketten auf menschenrechtliche und
ökologische Risiken zu überprüfen. Sie verwies zudem auf zunehmende
Spannungen zwischen Regierungen und lokaler Bevölkerung in den
Abbauregionen, bei denen es auch schon zu Toten und Verletzten
gekommen sei. "Eine fehlende Regelsetzung für Unternehmen kann
fundamentale Risiken für die Sicherheit und Stabilität des Landes
bedeuten", schlussfolgerte Sydow in ihrer schriftlichen Stellungnahme.

Volker Steinbach von der Bundesanstalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe verwies darauf, dass die Zahl der jährlich zugelassenen
Elektrofahrzeuge laut den Schätzungen der Deutschen Rohstoffagentur
jährlich um 40 bis 70 Prozent steigen werde. Entsprechend dynamisch
werde sich die Nachfrage nach mineralischen Rohstoffen wie Lithium,
Nickel, Kobalt, Nickel und Graphit sowie nach Seltenen Erden und
Kupfer entwickeln. Staat und Unternehmen müssten die Abbau- und
Produktionsbedingungen daher noch stärker hinterfragen und
entsprechende Standards, auch gemeinsam mit der Zivilgesellschaft
("Multi-Stakeholder-Ansatz"), etablieren.

Dies unterstützte auch Matthias Wachter vom Bundesverband der
Deutschen Industrie. Er betonte, die Unternehmen seien sich ihrer
Verantwortung durchaus bewusst, jedoch seien ihre Möglichkeiten, die
Situation der Menschen vor Ort zu verbessern begrenzt. Es gebe keine
relevanten deutschen Bergbaukonzerne, die Rohstoffe in
Entwicklungs- und Schwellenländern förderten. Darüber hinaus dürfe die
Durchsetzung von Menschenrechten aber auch nicht ausschließlich an
Unternehmen delegiert und somit privatisiert werden.

Professor Alexander Michaelis vom Fraunhofer-Institut für Keramische
Technologien und Systeme nannte höhere Recyclingquoten aus
ökologischen und ökonomischen Gründen "absolut essentiell". Durch den
wachsenden Rohstoffabbau drohten "riesige Umweltschäden", außerdem
steige die Abhängigkeit Deutschlands und Europas von Importen.
Insbesondere Lithium, betonte er, könne zu 90 Prozent recycelt werden.
Weil allerdings die Kosten des recycelten Lithiums die des neugewonnen
südamerikanischen Lithiums überträfen, müsse die Politik hier ihren
Einfluss geltend machen.

Überdies sprach sich Michaelis für eine größere Technologieoffenheit
in Deutschland aus. Es sei nicht ratsam, bei den Antriebsarten allein
auf E-Mobilität zu setzen. Diese liefere zudem per se auch keinen
Beitrag zur Erreichung der Klimaziele, weil der hierfür benötigte
Strom nach wie vor hauptsächlich aus fossilen Energieträgern gewonnen
werde.

Michael Reckordt vom Berliner Verein PowerShift forderte neben einem
Lieferkettengesetz und höheren Recyclingquoten auch den Ausbau des
öffentlichen Nah- und Fernverkehrs, um die individuelle Automobilität
zu senken. In seiner schriftlichen Stellungnahme schlug er außerdem
gesetzliche Anreize vor, damit Produkte länger genutzt, modular und
reparierbar gestaltet werden und eine Kreislaufführung von Rohstoffen
schon im Produktdesign mit bedacht werde.

 * 

2. Erfolgsgeschichte in neuen Ländern

Tourismus/Antrag

Berlin: (hib/wid) Zum 30. Jahrestag des Mauerfalls würdigen die
Koalitionsfraktionen von Union und SPD den Tourismus als
"Erfolgsgeschichte in den neuen Bundesländern". In einem gemeinsamen
Antrag (19/14750) fordern sie zugleich die Bundesregierung auf,
"tourismusrelevante" Vorhaben im Zusammenhang mit dem Jubiläum noch
stärker zu fördern und auch in der weltweiten Werbung für Deutschland
als Reiseziel ebenso wie im Aktionsplan zur nationalen
Tourismusstrategie die "deutsch-deutsche Erinnerungskultur" weiterhin
hervorzuheben. Besondere Aufmerksamkeit müsse historischen
Gedenkstätten und anderen "Kulturellen Leuchttürmen" Ostdeutschlands
gelten.

Nach der Wiedervereinigung sei der Tourismus einer der wenigen
Wirtschaftssektoren der neuen Länder mit kurzfristig realisierbaren
Wachstums- und Beschäftigungschancen gewesen, heißt es in dem Antrag.
Reizvolle Landschaften und viele damals zwar verwahrloste, aber
kulturhistorisch interessante Städte hätten diese Entwicklung
begünstigt. Das Anliegen, den Aufbau der Reiseverkehrswirtschaft den
neuen Ländern parlamentarisch zu begleiten, sei 1991 auch ein
wichtiger Grund gewesen, im Bundestag einen eigenen Tourismusausschuss
ins Leben zu rufen. Heute verzeichne Mecklenburg-Vorpommern unter
allen Bundesländern die meisten Übernachtungen pro Einwohner und
Berlin halte nach London und Paris den dritten Platz unter den
meistbesuchten Städten Europas.

 * 

3. Aktivität der Agro-Mafia in Deutschland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Tätigkeiten der sogenannten Agro-Mafia in
Deutschland sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/14468)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13423).
Danach wurden sowohl in Ermittlungsverfahren als auch aus Auswertungen
von Informationen aus Italien vereinzelt Erkenntnisse gewonnen, dass
allgemein als "Agro-Mafia" bezeichnete kriminelle Strukturen
gefälschte oder minderwertige Agrarerzeugnisse oder Lebensmittel in
den Vertrieb bringen beziehungsweise Gastronomiebetriebe zur Abnahme
genötigt werden. Diese kriminellen Strukturen seien "nach hiesiger
Kenntnis der Italienischen Organisierten Kriminalität (IOK)
zurechenbar".

Für die Organisationen der IOK stelle der Handel mit minderwertigen
Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln ein Betätigungsfeld dar, in dem
hohe Gewinne erzielt werden können, schreibt die Bundesregierung
weiter. Das Entdeckungsrisiko sowie die Strafandrohung für die
Agierenden seien vergleichsweise gering. Aufgrund der im ersten Absatz
genannten Indizien sei zu vermuten, dass dieser Phänomenbereich auch
in Deutschland eine Einnahmequelle der IOK darstellt. Von einem großen
Dunkelfeld sei auszugehen.

 * 

4. Sicherheit an Bahnhöfen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit an
Bahnhöfen berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13867)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/13392).
Danach ist die Sicherheitslage auf den Bahnhöfen "grundsätzlich als
gut zu bezeichnen". Seit 2015 weise die polizeiliche Eingangsstatistik
der Bundespolizei insgesamt eine rückläufige Entwicklung der
Gesamtzahl der Straftaten auf Bahnanlagen aus, führt die
Bundesregierung aus. Zugleich verweist sie darauf, dass die
Verbesserung der Sicherheit an Bahnhöfen "ein ständiges Ziel der
zuständigen Behörden" sei.

Dazu wird laut Vorlage die bahnpolizeiliche Aufgabenwahrnehmung "mit
1.300 zusätzlichen Dienstposten aus dem bereits erfolgten und bis 2021
vorgesehenen Stellenaufwuchs für die Bundespolizei deutlich gestärkt".
Da das Personal erst ausgebildet werden müsse, würden die zusätzlichen
Dienstposten sukzessive bis 2024 eingerichtet und besetzt. Darüber
hinaus solle eine bessere Erreichbarkeit und Wahrnehmbarkeit der
Bundespolizei durch eine zentrale Unterbringung auf den Bahnhöfen
erreicht werden.

Zur Erhöhung der Sicherheit an Bahnhöfen werden auch der Ausbau und
die Modernisierung der Videotechnik weiter vorangetrieben, wie aus der
Antwort weiter hervorgeht. Intelligente Videoüberwachung und
biometrische Gesichtserkennung könnten dabei "zukünftig ein wichtiges
Unterstützungsinstrument insbesondere für die Bundespolizei sein". Bei
der Bundespolizei stünden für den Ausbau der Videoüberwachung bis zum
Jahr 2023 bereits jetzt Mittel in Höhe von mehr als 70 Millionen Euro
zur Verfügung.

"Mit den darüber hinaus vom Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur für die Deutsche Bahn AG von 2020 bis 2024 insgesamt
vorgesehenen, vom Deutschen Bundestag noch zu bewilligenden Mitteln
von 50 Millionen Euro sowie durch den Einsatz von Eigenmitteln der
Deutschen Bahn AG in Höhe von 12,5 Millionen Euro könnten bis Ende
2024 nahezu alle größeren Bahnhöfe mit moderner Videotechnik
ausgestattet werden", schreibt die Bundesregierung weiter.

In den Jahren 2020 bis 2024 stellt das Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur den Angaben zufolge darüber hinaus weitere
zirka 250 Millionen Euro für den Ausbau des digitalen Behördenfunks
unter anderem an Bahnhöfen bereit. Eine Arbeitsgruppe "Technische
Sicherheit", an der sich dieses Ministerium und das
Bundesinnenministerium sowie die Deutsche Bahn AG und die
Bundespolizei beteiligen, habe den Auftrag, "in einem ersten Schritt,
für ausgewählte Bahnhöfe weitere technische Möglichkeiten zur
Gefahrenreduzierung zu prüfen".

 * 

5. Digitalisierung in der Arbeitswelt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/14572)
zur Umsetzungsstrategie der Bundesregierung "Digitalisierung
gestalten" gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem
nach einer Tariföffnungsklausel im Arbeitszeitgesetz.

 * 

6. Erstattung von Umzugskosten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/14591)
zur Übernahme von Wohnungsbeschaffungs- und Umzugskosten durch die
Bundesagentur für Arbeit (BA) gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, in wie vielen Fällen die BA einem
Ersuchen um Erstattung dieser Kosten im Jahr 2018 nachgekommen ist.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9090: Heute im Bundestag Nr. 1237 - 06.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1237

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 14.20 Uhr

1. Steuerförderung für Forschung beschlossen

2. Experten kritisieren Klimaschutzmaßnahmen

3. Anhörung zur Städtebauförderung

4. AfD-Kandidaten für DHM-Kuratorium

5. Neuordnung der ERP-Wirtschaftsförderung



1. Steuerförderung für Forschung beschlossen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) In Deutschland wird erstmals eine steuerliche
Förderung von Forschung und Entwicklung (FUE) eingeführt. Der
Finanzausschuss stimmte in seiner Sitzung am Mittwoch unter Leitung
der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen
Förderung von Forschung und Entwicklung (19/10940, 19/11728) zu,
nachdem die Koalitionsfraktionen zuvor noch einige Änderungen
vorgenommen hatten, um den Beihilfevorschriften der EU zu entsprechen.
Für den Entwurf in geänderter Fassung stimmten die
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie die AfD-Fraktion. Gegen den
Entwurf stimmte die Fraktion die Linke, während sich die Fraktionen
von FDP und Bündnis 90/Die Grünen enthielten. Ein Antrag der
AfD-Fraktion auf Einführung einer steuerlichen Forschungsförderung
(19/4844) wurde abgelehnt.

Mit der steuerlichen Forschungszulage soll erreicht werden, dass
insbesondere kleine und mittelgroße Unternehmen vermehrt in
Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten investieren, heißt es in dem
Entwurf. Bei den Vorhaben, für die eine Förderung beantragt werden
kann, muss es sich um Grundlagenforschung, angewandte Forschung oder
experimentelle Entwicklung handeln. Laut Finanztableau wird von Kosten
für die Forschungszulage in Höhe von rund 1,15 Milliarden Euro ab 2021
ausgegangen. Der Betrag soll bis 2024 auf rund 1,3 Milliarden Euro
steigen.

Die CDU/CSU-Fraktion zeigte sich erfreut, dass dieses Gesetzesvorhaben
nun zum Abschluss gebracht werden könne. Wichtig in dem Gesetz sei die
Mittelstandskomponente, die dazu beitrage, dass junge Unternehmen eine
Förderung bekommen könnten, auch wenn sie keine Gewinne machen würden.
Auch die SPD-Fraktion betonte die Bedeutung der
Mittelstandskomponente. Da die Förderung für Großunternehmen nur eine
marginale Bedeutung haben dürfte, würden besonders kleine und mittlere
Unternehmen profitieren. Die SPD-Fraktion hofft auf einen
"Innovationsschub".

Für die AfD-Fraktion ist die Bundesregierung bei der steuerlichen
Forschungsförderung ihren Vorschlägen weitgehend gefolgt. Man hätte
sich noch etwas mehr gewünscht, stimme aber dennoch dem Entwurf zu.

Die FDP-Fraktion begrüßte, dass mit den Änderungen nun auch die
Auftragsforschung in die Förderung einbezogen worden sei. Die
Linksfraktion lehnte den Entwurf mit der Begründung ab, sie halte eine
direkte Förderung für zielgenauer. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
rechnet damit, dass es zu Mitnahmeeffekten durch große Unternehmen
kommen wird. Eine stärkere Förderung kleinerer und mittlerer
Unternehmen wäre wünschenswert gewesen.

 * 

2. Experten kritisieren Klimaschutzmaßnahmen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Das von der Bundesregierung geplante
"Bundes-Klimaschutzgesetz und Änderung weiterer Vorschriften"
(19/14337) ist von mehreren Sachverständigen als Schritt in die
richtige Richtung begrüßt worden. Über die konkreten Maßnahmen gingen
die Meinungen in der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit am Mittwoch, 6. November 2019 aber
weit auseinander. Die Vorsitzende Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 90/Die
Grünen) sprach von "sehr breit gefächerten, unterschiedlichen
Bewertungen" des geplanten Klimaschutzgesetzes und des
Klimaschutzprogramms 2030 (19/13900), zu denen insgesamt neun
Sachverständige Stellung nahmen.

Alexander Barthel (Zentralverband des Deutschen Handwerks) bezeichnete
das geplante Klimaschutzgesetz als "unverzichtbares Element des
Gesamtpakets". Mit den bestehenden Instrumenten sei keine genaue
Zielerreichung möglich, sodass nachjustiert werden müsse. Der Preis
dafür werde sein, dass "wir alle Jahre wieder einen gewissen
klimapolitischen Aktionismus zu bewältigen" haben, sagte Barthel. Die
CO2-Bepreisung begrüße der Zentralverband, die Eingewöhnungszeit von
fünf Jahren erachte er aber als zu lang. Mit einem Handelssystem könne
bereits nach drei Jahren begonnen werden, sagte Barthel. Als positiv
nehme der Verband die steuerliche Sanierungsförderung wahr und hoffe
auf eine höhere Sanierungsdynamik.

Görge Deerberg (Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und
Energietechnik) betonte, die Beschlüsse im Rahmen des
Klimaschutzprogramms gingen in die richtige Richtung. Er berichtete
dem Ausschuss von einer Methode, die das Institut gemeinsam mit der
Stahlindustrie erarbeite, um CO2 für die chemische Industrie zu
gewinnen. Die Idee sei, unvermeidbare CO2-Emissionen als Rohstoff zu
nutzen. Er plädierte dafür, zusätzliche Kapazitäten für Strom aus
erneuerbaren Energien für die Produktion von Wasserstoff zu schaffen,
Importe zu erhöhen und negative Anreize durch eine Anpassung des
Steuer- und Abgabensystems für Strom abzubauen.

Kay Ruge (Deutscher Landkreistag) beklagte, dass durch die Eile im
Gesetzgebungsverfahren eine solide kommunale Rückkopplung nur schwer
gewährleistet werden könne. "Wir begrüßen das Klimaschutzgesetz und
verstehen es als Rahmengesetzgebung", sagte Ruge. Gleichzeitig sei der
ländliche Raum "überproportional betroffen" als Standort von Industrie
und produzierendem Gewerbe etwa hinsichtlich der Fragen einer
CO2-Bepreisung. Als besonders wichtig stufte er auch die Frage der
Akzeptanz in der Bevölkerung ein. Das Wohngeld und die
Pendlerpauschale seien von "hoher Bedeutung". Generell wünsche sich
der Landkreistag aber eine "dauerhafte Entlastung" über 2026 hinaus.

Kai Niebert (Deutscher Naturschutzring) verwies auf das soeben von
11.000 Wissenschaftlern vorgelegte Papier, in dem diese vor einem
"Weiter so" beim Klimaschutz warnen. Derzeit steuere man auf eine
Erderwärmung auf 3,5 Grad Celsius zu, sodass "deutliche
Nachschärfungen" beim Gesamtpaket nötig seien, sagte Niebert. Wichtig
sei es, einen absehbaren Pfad bis 2030 zu schaffen. Er verwies auch
auf die Probleme beim Ausbau der erneuerbaren Energien. In Bezug auf
klare Verpflichtungen für einzelne Sektoren warb er dafür, eine
Kaskadierung in den Sektoren zu verhindern.

Frederik Moch (Deutscher Gewerkschaftsbund) unterstrich, dass den
Erfolg des Paketes die gesellschaftliche Akzeptanz, mitentscheidend
sei . In der öffentlichen Diskussion komme das Klimaschutzgesetz
jedoch schlecht weg. Diese Auffassung teile der DGB nicht. Dass klare
Verantwortlichkeiten in den Sektoren zugewiesen wurden habe es bislang
nur im Bereich der Energiewirtschaft gegeben. Der Strukturwandel
funktioniere aber nicht linear, sondern stufenweise, sodass der DGB
die "jahresscharfen Sektorbudgets" kritisch sehe, sagte Moch. Das
Klimaschutzprogramm beurteilte er als "guten Mix verschiedener
Instrumente". Die Mittel, die insgesamt zur Verfügung gestellt werden,
seien für die Bedarfe jedoch zu gering, kritisierte Moch: "Eine
Finanzierung, die sehr stark über Konsumabgaben steuert, hat eine
soziale Ungleichgewicht zur Folge", kritisierte er.

Piers Corbyn betonte, dass ein menschenverursachter Klimawandel nicht
existiere und sprach von "falschen Übertreibungen von Temperaturen"
und einer Verschwörungstheorie, was die Wirkung von CO2 angehe. Nur
vier Prozent der Gesamtsumme des ausgestoßenen CO2 in der Atmosphäre
sei vom Menschen verursacht. Die CO2-Spiegel folgten den Temperaturen
und seien demnach ein Effekt und keine Ursache, lautete seine
Einschätzung. Demnach sei bereits die Diskussionsgrundlage falsch.

Jan Schnellenbach (Brandenburgische Technische Universität Cottbus)
forderte "effizient mit dem Klimawandel umzugehen". Er befürworte,
dass es einen Einstieg in die Bepreisung von CO2 gebe, dieser sei
allerdings ein "relativ niedriger Preispfad". Es gebe Zahlen, die von
Preisen von 180 Euro pro Tonne ausgingen. Auf diesem Weg sehe er die
Preise aber auch nach 2026 nicht. "Wir sollten hier von einer Steuer
oder Abgabe sprechen, denn das ist kein echter Emissionshandel,
sondern Politikmarketing", sagte Schnellenbach. In einem echten
Emissionshandel sei hingegen die Menge steuerbar. Zudem sei dieser
durch einen fixen Deckel anschlussfähig an das Pariser Klimaabkommen.

Als "nicht ausreichend" bezeichnete Antje von Broock (Klima-Allianz
Deutschland) das Klimaschutzprogramm der Bundesregierung. Mit dem
Paket ließen sich die europäischen Klimaziele nicht erreichen. Sie
lobte, dass das Paket flexible Mechanismen zum Nachsteuern enthalte
und kritisierte zugleich, dass die Sektorziele nicht verbindlich genug
seien hinsichtlich der Zielerreichung, sondern eher ein
"Verschiebebahnhof". Sorge bereite vor allem der schleppende Ausbau
der erneuerbaren Energien, da zwar auch neue Subventionen installiert
worden seien, aber auch klimaschädliche weiter subventioniert würden.

"Das Klimaschutzgesetz greift bei weitem zu kurz", sagte auch Michael
Schäfer (WWF Deutschland) und machte ein erkennbares Bestreben aus,
die Wirtschaftsakteure nicht zu überfordern und soziale Härten zu
vermeiden. Er kritisierte, dass bei den erneuerbaren Energien im
Klimapaket neue Hürden angekündigt seien, statt dass bestehende
abgebaut würden. Im Hinblick auf die Modernisierung der politischen
Steuerung sei das Gesetz jedoch ein Lichtblick, sagte Schäfer. Er
forderte, den im Gesetz geplanten Expertenrat damit zu beauftragen,
Hinweise zu geben, wie sich Gesetzesnovellen auf den Klimaschutz
auswirken. Auch soll der Expertenrat die Möglichkeit haben,
Sondergutachten erstellen zu können.

Mit dem Klimaschutzgesetz (19/14337) wollen CDU/CSU und SPD die
Klimaschutzziele gesetzlich normieren. Dabei werden die Sektorziele
des Klimaschutzplans in jährliche Emissionsbudgets für jeden Sektor
übertragen. Für den Energiesektor sollen davon abweichend die
Stützjahre 2022 und 2030 entscheidend sein. Die Emissionsbudgets
sollen per Verordnung geändert werden können. Die öffentliche Hand
soll verpflichtet werden, dagegen soll das Gesetz grundsätzlich keine
Rechtswirkung für Private entfalten. Wird das Emissionsbudget eines
Sektors überschritten, so soll die Bundesregierung verpflichtet
werden, die Initiative zum Beschluss zusätzlicher Maßnahmen zu
ergreifen. Das für den Sektor verantwortliche Bundesministerium soll
diese Maßnahmen dann vorlegen. Für Klimafragen soll ein unabhängiger
Expertenrat eingerichtet werden, dessen Mitglieder von der
Bundesregierung bestimmt werden. Der Expertenrat für Klimafragen soll
der Bundesregierung und dem Bundestag berichten.

Im Klimaschutzprogramm 2030 zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050
(19/13900) beschreibt die Bundesregierung den politischen Rahmen und
nennt Maßnahmen zum Erreichen der Ziele für das Jahr 2030, wie etwa
die CO2-Bepreisung, die Entlastung von Bürgern und Wirtschaft sowie
sektorbezogene und übergreifende Maßnahmen. Auch finden sich darin
Details zur geplanten Umsetzung, Berichterstattung und Fortschreibung.
Der Leitgedanke des Programms sei, als führendes Industrieland die
Einhaltung der Klimaschutzziele "wirtschaftlich nachhaltig und sozial
ausgewogen" zum Nutzen der Gesellschaft und als fairer Partner in der
Welt zu gestalten, heißt es in der Unterrichtung.

Vordringliches Ziel sei es, die Klimaschutzziele 2030 zu erreichen.
Mit dem Programm soll der Ausstoß von Treibhausgasen bis 2030 um
mindestens 40 Prozent gegenüber 1990 verringert werden. Auf dem UN-
Klimaschutzgipfel in New York habe sich Deutschland dazu bekannt, die
Treibhausgasneutralität bis 2050 "als langfristiges Ziel zu
verfolgen", schreibt die Bundesregierung. In den Sektoren Verkehr,
Gebäude, Industrie, Landwirtschaft und Abfall habe sich Deutschland
dazu verpflichtet, seine Emissionen im Non-ETS-Bereich bis 2030 um 38
Prozent gegenüber 2005 zu mindern. Das Programm sei aus
volkswirtschaftlicher Sicht sinnvoll, "um höhere Schadens- und
Anpassungskosten und den drohenden notwendigen Zukauf von
Emissionszuweisungen aus dem Ausland bei Zielverfehlung" zu vermeiden.
Gleichzeitig könnten die direkte Förderung von Forschung und
Entwicklung und Marktanreize dazu beitragen, dass Deutschland seine
Stellung "als innovativer Leitanbieter und Leitmarkt für
klimafreundliche Technologien" weiter ausbaue.

 * 

3. Anhörung zur Städtebauförderung

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Anhörung

Berlin: (hib/PEZ) Die künftige Ausrichtung der Städtebauförderung ist
Thema einer öffentlichen Anhörung des Bauausschusses am Mittwoch, den
13. November, ab 15 Uhr im Sitzungssaal 4.700 des Paul-Löbe-Hauses.
Grundlage sind Anträge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur
nachhaltigen Städtebauförderung (19/13071) sowie der FDP-Fraktion, die
"Städtebauförderung neu denken" möchte (19/9930).

Als Sachverständige sind geladen: Bernd Düsterdiek (Deutscher
Städte- und Gemeindebund), Michael Groschek (Deutscher Verband für
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e. V.), Klaus Habermann-Nieße
(Ausschuss Städtebauförderung, Vereinigung für Stadt-, Regional- und
Landesplanung SRL e. V.), Gerold Happ (Haus & Grund Deutschland e.
V.), Klaus-Peter Hesse (ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss e. V.),
Christian Lieberknecht (GDW Bundesverband deutscher Wohnungs- und
Immobilienunternehmen e. V.), Anna Stratmann (Die Stadtentwickler
Bundesverband), Susanne Walz (L.I.S.T. - Lösung im Stadtteil -
Stadtentwicklungsgesellschaft mbH).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(bauausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

4. AfD-Kandidaten für DHM-Kuratorium

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion benennt erneut ihren Abgeordneten
Steffen Kotré als Mitglied im Kuratorium der Stiftung "Deutsches
Historisches Museum". In dem entsprechenden Wahlvorschlag (19/14332)
schlägt sie zudem die Abgeordnete Nicole Höchst als stellvertretendes
Mitglied vor. Kotré und Höchst hatten bereits am 24. Oktober bei der
Wahl des Gremiums kandidiert, jedoch nicht die erforderliche
Stimmenmehrheit im Bundestag erreicht.

 * 

5. Neuordnung der ERP-Wirtschaftsförderung

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Das Bundeswirtschaftsministerium hat die Zustimmung
des Bundestags zur Neuordnung der ERP-Wirtschaftsförderung beantragt.
Der Bundestag müsse gemäß dem ERP-Verwaltungsgesetz dem von der
Bundesregierung am 30. Oktober 2019 beschlossenen "Entwurf eines
Vertrages gemäß Artikel 1 Paragraph 6 des Gesetzes zur Neuordnung der
ERP-Wirtschaftsförderung in der im Jahr 2019 novellierten Fassung"
zustimmen, erklärt das Ministerium in einem Antrag (19/14744). Im
Anschluss daran solle der Vertrag zwischen dem ERP-Sondervermögen und
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) geschlossen werden.
Hintergrund der Novelle sind die verstärkten Bemühungen der KfW im
Bereich Wagniskapital, die zur Gründung einer Unternehmenstochter
geführt haben. Bei der ERP-Förderung handelt es sich um Kredite für
Existenzgründer und junge Unternehmen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1236

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 13.50 Uhr

1. Abgeordnete fordern Rücktritt Brandners

2. Förderung von E-Dienstwagen verbessert

3. Wettbewerb im digitalen Zeitalter

4. Gesundheitsausschuss billigt Digitalreform

5. Wartungsarbeiten an Schleusen



1. Abgeordnete fordern Rücktritt Brandners

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz
lehnen den AfD-Abgeordneten Stephan Brandner als Vorsitzenden ab und
haben ihn auf der Sitzung des Gremiums am Mittwoch zum Rücktritt
aufgefordert. Jan-Marco Luczak (CDU) sagte zu Beginn der 68. Sitzung
im Namen der Fraktionen, Brandner fehlten offenbar Eigenschaften, die
für den Vorsitz des Rechtsausschusses, der über die Demokratie und den
Schutz des Rechts wache, unabdingbar seien. Die Ausschussmitglieder
von CDU/CSU, SPD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen wollten
daher nicht länger von Brandner repräsentiert werden.

Luczak warf dem AfD-Politiker Grenzüberschreitungen und Diffamierungen
sowie die bewusste Nutzung antisemitischer Begriffe vor. Brandner
befinde sich damit "in fundamentalem Widerspruch zu all dem, wovon wir
überzeugt sind". Brandners Agieren beschädige die Arbeit des
Ausschusses und das Amt des Vorsitzenden und schade dem Ansehen des
Gremiums und des gesamten Parlaments. Er sei deshalb "in dieser
Funktion nicht tragbar". Seine offensichtlich nicht ernst gemeinte
Entschuldigung vom 17.Oktober für einen Tweet nach dem
rechtsterroristischen Anschlag in Halle könne nicht akzeptiert werden.
Luczak sagte, er gehe davon aus, dass Brandner nicht freiwillig
zurücktreten werde, und forderte die AfD-Fraktion auf, ihn durch
jemand anderen zu ersetzen. Er hoffe, zu einer guten Lösung zu kommen.
Dessen ungeachtet werde der Geschäftsordnungsausschuss prüfen, welche
Möglichkeiten für eine Abwahl Brandners bestehen. Diese wolle und
werde man dann nutzen, um weiteren Schaden vom Amt des Vorsitzenden
abzuwenden.

Brandner verwies in seiner Erwiderung auf das Recht, seine Meinung zu
äußern, und auf fehlende konkrete Vorwürfe. Sollten die Äußerungen auf
seinem Twitter-Kanal zur Bundesverdienstkreuzverleihung durch den
Bundespräsidenten an Udo Lindenberg und die Verwendung des Begriffes
"Judaslohn" gemeint sein, erfolge der Hinweis, dass er diese als
Privatperson gemacht habe und sich auch andere exponierte Vertreter
des Bundestages auf Twitter privat äußerten. Kritik an seiner Arbeit
als Ausschussvorsitzender sei ihm nicht bekannt, sagte Brandner.
Luczak warf er vor, einen Keil in die Fraktion der AfD treiben zu
wollen, diese habe sich jedoch zuletzt am Vortag hinter ihn gestellt.
Als "schäbige Unterstellung" bezeichnete er den Vorwurf, seine
Entschuldigung vom 17. Oktober sei nicht ernst gemeint. Ausführlich
begründete Brandner seinen "Judaslohn"-Tweet, der eine Replik auf
Beschimpfungen der AfD durch Udo Lindenberg gewesen sei, und verwies
darauf, dass dieser Begriff in der politischen Auseinandersetzung
bislang nie in die Nähe des Antisemitismus gerückt worden wäre. Einen
Grund für einen Rücktritt sehe er nicht.

Im Anschluss an den vorgezogenen Tagesordnungspunkt "Verschiedenes",
für den der stellvertretenden Vorsitzende Heribert Hirte (CDU) die
Sitzung leitete, befasste sich der Ausschuss mit mehreren
Gesetzentwürfen und öffentlichen Anhörungen. Erneut von der
Tagesordnung gestrichen wurden Gesetzentwürfe von AfD, Die Linke und
FDP zum Thema Netzwerkdurchsetzungsgesetz (19/81,19/204, 19/218) sowie
ein Antrag der AfD zur Befreiung der Antennengemeinschaften von der
Vergütungspflicht für die Kabelweitersendung von Fernseh- und
Hörfunksignalen gegenüber Verwertungsgesellschaften (19/5911). Der
Ausschuss beschloss Änderungen bezüglich der Anhörung zur
Modernisierung des Strafverfahrens am 11. November und zur Anhörung
zum Thema "ortsübliche Vergleichsmiete" am 13. November. Keine
Terminfestlegungen gab es zu den bereits dem Grunde nach beschlossene
Anhörungen zu einem Gesetzentwurf der AfD zur Änderung des
Aktienrechts (19/8233) und zu einem Gesetzentwurf der Grünen zur
Stärkung der Kinderrechte (19/10552). Der Ausschuss beschloss die
Durchführung einer öffentlichen Anhörung zu einem Gesetzentwurf der
Grünen zur Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes im
Zusammenhang mit Bundeswehreinsätzen im Ausland (19/14025).

Das Gremium nahm zudem Empfehlungen des Unterausschusses Europarecht
an und befasste sich mit einer Reihe von Gesetzentwürfen, Anträgen,
Unterrichtungen und weiteren Vorlagen, bei denen er mitberatend ist.

 * 

2. Förderung von E-Dienstwagen verbessert

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Die Förderung von E-Dienstwagen wird verbessert.
Außerdem wird es weitere steuerliche Förderungen von Elektromobilität
und Verbesserungen für Arbeitnehmer sowie weitere Änderungen im
Steuerrecht geben. Der Finanzausschuss stimmte in seiner Sitzung am
Mittwoch unter Leitung der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP)
dem von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur
weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung
weiterer steuerlicher Vorschriften (19/13436, 19/13712) zu, nachdem
die Koalitionsfraktionen zuvor über 30 Änderungen an dem Entwurf
vorgenommen hatten. Zahlreiche Änderungsanträge, Entschließungsanträge
und Anträge der Oppositionsfraktionen wurden von der
Koalitionsmehrheit abgelehnt. Dem Gesetzentwurf in der vom Ausschuss
geänderten Fassung stimmten die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD
zu. AfD- und FDP-Fraktion lehnten ab, während sich die Fraktionen Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen enthielten.

In dem Gesetz ist vorgesehen, die private Nutzung von Dienstwagen
länger als bisher geplant zu fördern. Wenn ein Dienstwagen auch privat
genutzt wird, wird dieser Vorteil grundsätzlich mit einem Prozent des
inländischen Listenpreises versteuert. Im vergangenen Jahr wurde für
Elektro- und extern aufladbare Hybridfahrzeuge diese Versteuerung auf
ein Prozent des halben Listenpreises pro Monat halbiert. Die bis Ende
2021 befristete Maßnahme soll bis zum Jahr 2030 verlängert werden, um
nachhaltige Impulse für mehr Elektromobilität zu setzen und eine
längerfristige Planungssicherheit zu schaffen. Zugleich wird die
Mindestreichweite der geförderten Hybridfahrzeuge angehoben. Für die
Anschaffung neuer rein elektrisch betriebener Lieferfahrzeuge wird
eine Sonderabschreibung eingeführt. Weitere Verbesserungen betreffen
die Nutzung von Ladevorrichtungen beim Arbeitgeber, Dienstfahrräder
und Lastenfahrräder. Verbesserungen gibt es bei Jobtickets und für
Berufskraftfahrer, für die ein neuer Pauschbetrag eingeführt wird.
Außerdem ist vorgesehen, dass die Verpflegungskostenpauschale für
Beschäftigte bei mehrtägigen Dienstreisen in Zukunft pro Tag 28 Euro
statt bisher 24 Euro betragen soll. Für sogenannte eBooks gilt in
Zukunft der ermäßigten Umsatzsteuersatz von sieben Prozent. Die
ermäßigte Umsatzsteuer wird auch auf Erzeugnisse für Zwecke der
Monatshygiene erhoben (bisher 19 Prozent).

Die CDU/CSU-Fraktion zeigte sich sehr erfreut, dass das umfangreiche
Steuerpakt jetzt abgeschlossen werden könne. Ziel sei es, mehr
E-Fahrzeuge in den Gebrauchtwagenmarkt zu bekommen, und das gehe am
besten über die Fahrzeugflotten. Der innerstädtische Lieferverkehr
solle Schritt für Schritt elektrifiziert werden. Die Fraktion verwies
auch auf die Verbesserungen für Arbeitnehmer bei Dienstreisen und auf
die per Änderungsantrag eingeführten Änderungen des
Wohnungsbauprämiengesetzes. Damit werden ab 2021 Einkommensgrenzen,
Förderhöchstsätze und Prämien deutlich angehoben.

Die SPD-Fraktion sprach von einer "sehr guten Weiterentwicklung des
Steuerrechts" und betonte die Technologieoffenheit der
Mobilitätsförderung, die auch Wasserstofftechnologie einbinde.
Verwiesen wurde darauf, dass es jetzt keine Veränderungen bei der
Umsatzsteuer im Bereich des Bildungswesens gebe, gegen die von
Bildungsträgern in einer öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses
Bedenken erhoben worden waren. "Zeit gekauft" habe man sich auch beim
Thema der steuerlichen Behandlung ausgefallener Kapitalforderungen
(Verfall von Optionen). Die-SPD-Fraktion kündigte Regelungen zu einem
späteren Zeitpunkt an.

Die AfD-Fraktion lehnte den Gesetzentwurf ab und warf der Koalition
vor, mit der Ausweitung der E-Mobilitätsförderung auf den "Populismus
auf der linken Seite des Plenums" einzugehen. Dieselfahrzeuge seien
ökologischer als bestimmte Hybridfahrzeuge, die mit diesem Gesetz
gefördert würden. Auch gebe es keine Förderung synthetischer
Kraftstoffe. Mit Ausnahme einzelner Verbesserungen wie für
Arbeitnehmer und Berufskraftfahrer sei der Gesetzentwurf eine "große
ideologische Mogelpackung".

Nach Ansicht der FDP-Fraktion ist in dem Gesetzentwurf "nicht alles
falsch, aber auch nicht alles gut". Bei der Mobilitätsförderung gebe
es "lenkende Eingriffe". Technologieoffenheit sehe anders aus. Die
einseitige Förderung von Elektroautos sei ökologisch und ökonomisch
fragwürdig.

Die Linksfraktion begrüßte, dass auf die Änderungen der
Umsatzbesteuerung im Bildungsbereich verzichtet worden sei. Kritisiert
wurde der Mobilitätsteil des Gesetzes, durch den auch große E-SUVs
gefördert würden. "E-SUVs braucht kein Mensch, und die muss man nicht
fördern", sagte ein Sprecher der Fraktion. Kritisch äußerte sich auch
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur E-Mobilitätsförderung. Hier
schreibe die Koalition nur ihre schon bislang falsche Ausrichtung
fort. Das Dienstwagenprivileg müsse ökologisiert werden, verlangte die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

 * 

3. Wettbewerb im digitalen Zeitalter

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat sich in seiner Sitzung
am Mittwoch mit führenden Wettbewerbshütern über die Folgen der
Digitalisierung für Markt und Regulierung ausgetauscht. Bei dem gut
eineinhalbstündigen Gespräch mit dem Vorsitzenden der
Monopolkommission, Achim Wambach, und dem
Bundeskartellamts-Präsidenten, Andreas Mundt, standen dabei sowohl
europarechtliche Themen als auch Aspekte nationaler Regelungen in
verschiedenen Wirtschaftszweigen im Fokus.

So stellte Wambach die Herausforderungen dar, mit marktmächtigen
Plattformen und deren Datenschutz umzugehen. Generell ändere die
Digitalisierung die Regeln der Märkte, sagte der
Kommissionsvorsitzende. Wichtig sei zu überlegen, wie man Weichen so
stellen könne, dass der Wettbewerb funktioniert. Auch Mundt sprach von
einem "überragenden Marktmachtfaktor", den Daten hätten. Fragen
kreisten darum, ob und wie Unternehmen Datenschätze zu teilen hätten,
welche Kooperationsmodelle es zwischen Unternehmen geben könnte und
wie solche Modelle reguliert werden könnten.

Die CDU/CSU-Fraktion warf Fragen nach einer Zusammenarbeit mit
Nachbarländern und Zielen Deutschlands für die anstehende
EU-Ratspräsidentschaft auf, während Vertreter der SPD-Fraktion ihr
Votum für eine Buchpreisbindung bekräftigten und
energiewirtschaftliche Themen ansprachen. Ein Vertreter der
AfD-Fraktion verwies auf neue Herausforderungen auch dank der
Digitalisierung von Dienstleistungen im Taxigewerbe, während die
FDP-Fraktion in Frage stellte, ob nationale Kontrollen allein
überhaupt noch möglich sind. Die FDP-Fraktion lenkte den Fokus
außerdem auf den offenen Wettbewerb bei Ladesäulen für die
E-Mobilität. Die Linksfraktion widmete sich dem Energie- und
Strommarkt beziehungsweise Maßnahmen gegen Spekulation in diesem
Bereich. Von den Grünen kamen Eingebungen zum Verbraucherschutz als
Thema generell für Kartellbehörden.

 * 

4. Gesundheitsausschuss billigt Digitalreform

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Gesundheitsausschuss des Bundestages hat die von
der Bundesregierung geplante Digitalreform in veränderter Fassung
mehrheitlich gebilligt. Für den Entwurf des
Digitale-Versorgung-Gesetzes DVG (19/13438) votierten am Mittwoch im
Ausschuss die Fraktionen von Union und SPD. Grüne und Linke lehnten
den Entwurf ab, AfD und FDP enthielten sich der Stimme. Der
Gesetzentwurf soll am Donnerstag im Plenum verabschiedet werden.

Die Abgeordneten billigten zugleich mehrere Änderungsanträge der
Koalitionsfraktionen. So sollen Patientendaten, die von den
Krankenkassen zu Forschungszwecken an den Spitzenverband der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zu übermitteln sind, anders als
ursprünglich geplant pseudonymisiert werden. Die Neuregelung zielt
darauf ab, den Schutz der sensiblen Gesundheitsdaten zu verbessern.

Der Gesetzentwurf sieht im Kern vor, dass sich Patienten künftig
bestimmte Gesundheits-Apps vom Arzt verschreiben lassen können.
Darüber hinaus soll das digitale Netzwerk ausgebaut werden. Apotheken
und Krankenhäuser werden dazu verpflichtet, sich an die
Telematikinfrastruktur (TI) anzuschließen. Videosprechstunden werden
gefördert.

Sprecher der Oppositionsfraktionen kritisierten den aus ihrer Sicht
nicht ausreichenden Datenschutz sowie ein fehlendes Gesamtkonzept für
die Digitalisierung im Gesundheitswesen. Sprecher der
Koalitionsfraktionen werteten den Gesetzentwurf hingegen als
Meilenstein für die Digitalisierung im Gesundheitssystem. Folgen soll
in absehbarer Zeit ein weiteres Gesetz mit Regelungen zu
elektronischen Patientenakte (ePA).

 * 

5. Wartungsarbeiten an Schleusen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion will von der Bundesregierung
wissen, welche Gründe zu der Entscheidung geführt haben, "die
Außerbetriebnahme der Schleuse in Brunsbüttel zeitlich nicht mit der
Außerbetriebnahme der Schleuse in Kiel-Holtenau zu koordinieren". In
einer Kleinen Anfrage (19/14353) erkundigen sich die Abgeordneten
zudem, ob der vorgesehene Zeitrahmen der Wartungsarbeiten eingehalten
wird oder es zu Verzögerungen kommen kann.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1235

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 12.45 Uhr

1. Beratung zu Bildungs- und Forschungsetat

2. Högl als PKGr-Mitglied vorgeschlagen

3. Modernisierung des Strafverfahrens

4. Sicherung der Archive der DDR-Opposition



1. Beratung zu Bildungs- und Forschungsetat

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Lobend haben sich am Mittwoch Vertreter der
Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD zum Entwurf des Etats für
Bildung und Forschung (Einzelplan 30) vor dem Ausschuss für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschätzung geäußert. Der Vertreter der
Union sagte: "Das ist ein guter Haushaltsentwurf und deshalb gibt es
von unserer Seite auch kaum Änderungsanträge." Er unterstrich
insbesondere, dass der Aufwuchs der Mittel für Fachhochschulen
zukünftig dynamisch um drei Prozent anwachsen soll. Zugleich lobte er
die Anträge der FDP-Fraktion, die die Grundstrukturen des Haushalts
anerkennen würden und nahezu bei allen Vorschlägen Gegenfinanzierungen
aufzeigen würden. Anträge der Fraktion Die Linke nannte er
"ideologisch", der Fraktion der Grünen bescheinigte er oftmals
lediglich "copy and paste" vorgenommen zu haben, bei der AfD-Fraktion
strich er heraus, dass sie andere Schwerpunkte setze. Das gelte
insbesondere in den Sozialwissenschaften und der Klimapolitik. Die
Anträge der Opposition wurden mit der Koalitionsmehrheit von Union und
Sozialdemokraten abgelehnt.

Der Vertreter der SPD hob hervor, dass die große Koalition es
geschafft habe, die Bildungs- und Wissenschaftspolitik planbarer zu
machen. Als wichtigen Punkt nannte er die Verlängerung und
Verstetigung der Mittel für die drei Wissenschaftspakte -
Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken, Innovation in der
Hochschule und Pakt für Forschung und Innovation. "Das ist eine
Jahrzehntentscheidung", unterstrich der SPD-Abgeordnete. Als weitere
Erfolge zählte er die BAföG-Reform, die Gründung der Agentur für
Sprunginnovationen und den Digitalpakt Schule auf. Als ein
Zukunftsprojekt hob er die Forschung für Produktion, Dienstleistung
und Arbeit hervor, die sich mit der Veränderung der Arbeit durch
Digitalisierung und Künstliche Intelligenz beschäftigen soll.

Vor dem Hintergrund, dass der Etat für Bildung und Forschung laut
Regierungsentwurf im Jahr 2020 auf 18,26 Milliarden um rund minus
68,23 Millionen Euro sinken solle, kritisierte der AfD-Vertreter diese
Entwicklung insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass im
Sozialbereich immer mehr Geld ausgegeben werde. "Das finde ich
problematisch", sagte er. Insgesamt plädierte er dafür, stärker zum
Leistungsgedanken zurückzukehren. Zudem kritisierte er, dass
mittlerweile rund 50 Prozent der Mittel in Bund Länder Vereinbarungen
gebunden seien.

Der Vertreter der FDP bezeichnet den Etatentwurf als "Steinzeit" und
sagte: "Der alte Tanker bewegt sich kaum." Die FDP hatte zahlreiche
Anträge unter anderem zum Thema Gentechnologie und zur Raumfahrt
eingebracht und gefordert, eine Nationale Agentur für
Wissenschaftliche Talente ins Leben zu rufen, die den
Forschungseinrichtungen helfen sollen, Spitzenwissenschaftler zu
gewinnen.

Der Vertreter der Linken warb für die Aufstockung des BAföG für
Schüler und für die Einführung eines Hochschulsozialpakts Wohnen,
wodurch der Neubau und der Erhalt der Studentenwohnheime
sichergestellt werden soll. Zudem plädierte er dafür, sich mehr für
die soziale Öffnung des Bildungssystems einzusetzen. In viel zu hohem
Maß sei insbesondere ein Studium vom Geldbeutel der Eltern abhängig.

Die Kürzung des Etats für Bildung und Forschung kritisierte auch der
Vertreter der Grünen. "Der Einzelplan 30 bröselt", sagte er und
fragte, warum der Bund nicht mehr in Infrastruktur des Wissens und in
studentisches Wohnen investieren würde. Die Grünen werben unter
anderem für mehr Friedensforschung und die Einsetzung eines neuen
Titels "Innovationsstiftung für Nachhaltigkeit und soziale digitale
Anwendungen". Digitale Anwendungen sollten stärker vom Staat
unterstützt werden. Zudem böten soziale und nachhaltige Innovationen
eine enormes Potential und könnten dabei helfen, Umwelt und Klima zu
retten.

 * 

2. Högl als PKGr-Mitglied vorgeschlagen

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die SPD-Abgeordnete Eva Högl soll nach dem Willen
ihrer Fraktion Mitglied des Parlamentarischen Kontrollgremiums (PKGr)
werden. Dies geht aus einem Wahlvorschlag der SPD-Fraktion (19/14751)
hervor. Die Wahl des neuen PKGr-Mitglieds steht am Donnerstag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums.

 * 

3. Modernisierung des Strafverfahrens

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD haben den Entwurf
eines Gesetzes zur Modernisierung des Strafverfahrens (19/14747)
vorgelegt, mit dem die Arbeit der Gerichte beschleunigt und verbessert
werden soll. Unter anderem sollen missbräuchlich gestellte
Befangenheits- und Beweisanträge unter erleichterten Voraussetzungen
abgelehnt und die Nebenklagevertretung gebündelt werden können. In
Gerichtsverhandlungen soll das Verbot eingeführt werden, das Gesicht
ganz oder teilweise zu verdecken. Zur Verfolgung des
Wohnungseinbruchdiebstahls soll die Telekommunikationsüberwachung
erweitert werden. Auch sollen die Möglichkeiten der DNA-Analyse im
Strafverfahren noch weitreichender genutzt werden können. Der
Opferschutz im Strafverfahren soll weiter gestärkt werden. Der Entwurf
sieht dazu unter anderem vor, die audiovisuelle Aufzeichnung von
richterlichen Vernehmungen im Ermittlungsverfahren von zur Tatzeit
erwachsenen Opfern von Sexualstraftaten verpflichtend vorzuschreiben.

Wie es in dem Entwurf heißt, wurden die Verfahrensvorschriften zuletzt
durch das Gesetz zur effektiveren und praxistauglicheren Gestaltung
des Strafverfahrens vom August 2017 an die sich wandelnden
Rahmenbedingungen angepasst. Der vorliegende Entwurf knüpfe an diese
Regelungsziele an. Über die Vorlage berät der Bundestag in erster
Lesung am morgigen Donnerstag.

 * 

4. Sicherung der Archive der DDR-Opposition

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion fordert die dauerhafte Sicherung und
Digitalisierung der Archive der DDR-Opposition. In einem Antrag
(19/14728) verlangt sie von der Bundesregierung, ein entsprechendes
Konzept im Rahmen der bestehenden Programme zur Digitalisierung und
zur konservatorischen Bestandserhaltung von schriftlichem Kulturgut
vorzulegen. Zudem sollen die Archive der DDR-Opposition mit
ausreichend Mitteln für diese Aufgabe ausgestattet werden. So soll die
Robert-Havemann-Gesellschaft e.V. von der Projektförderung in eine
institutionelle Förderung des Bundes überführt werden und die
Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur zweckgebunden zwei
Millionen Euro für Digitalisierungs- und Bestandserhaltungsmaßnahmen
zur Verfügung gestellt werden, welche an Institutionen wie das Archiv
Bürgerbewegung Leipzig e.V. ausgeschüttet werden können.

Kernaufgabe des Archivs der Robert-Havemann-Gesellschaft und des
Archivs Bürgerbewegung Leipzig sei es, die Quellen zu Opposition und
Widerstand gegen die kommunistische Diktatur zwischen 1945 und 1990 in
Ostdeutschland zu sammeln, zu erschließen, zu bewahren und sie der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen, schreibt die FDP-Fraktion in
ihrem Antrag. Dieser Auftrag müsse "zukunftsfest" gestaltet werden.
Neben der staatlichen Überlieferung wie etwa durch die
Stasi-Unterlagen nehme die Überlieferung der DDR-Opposition eine
zentrale Funktion bei der wissenschaftlichen Erforschung der
DDR-Geschichte ein.

 * 
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1. Angehörige werden finanziell entlastet

2. Probleme bei der ISDN-Abschaltung

3. Wilderei und Elfenbeinhandel im Fokus

4. Tätigkeit des Polen-Beauftragten

5. Tätigkeit des Russland-Beauftragten



1. Angehörige werden finanziell entlastet

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Kinder, deren Jahreseinkommen nicht über 100.000
Euro liegt, müssen künftig nicht mehr für die Heimkosten ihrer
pflegebedürftigen Eltern aufkommen. Das hat der Ausschuss für Arbeit
und Soziales am Mittwochvormittag beschlossen. Mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie der Grünen stimmte der
Ausschuss für den geänderten Gesetzentwurf (19/13399) der
Bundesregierung für ein Angehörigen-Entlastungsgesetz. Die
AfD-Fraktion, Die Linke und die FDP-Fraktion enthielten sich.

Das Gesetz sieht vor, die Unterhaltsheranziehung von Eltern und
Kindern mit einem jeweiligen Jahresbruttoeinkommen von bis zu
einschließlich 100.000 Euro in der Sozialhilfe auszuschließen. Das
bedeutet, dass auf das Einkommen der Kinder von pflegebedürftigen
Eltern, die die sogenannte Hilfe zur Pflege erhalten, erst ab einer
Höhe ab 100.000 Euro zurückgegriffen werden kann. Umgekehrt soll dies
auch für Eltern mit volljährigen, pflegebedürftigen Kindern gelten.
Der Nachranggrundsatz der Sozialhilfe wird damit erheblich
eingeschränkt. Gleichzeitig wird die Beschränkung des
Unterhaltsrückgriffs auch auf die anderen Leistungen des SGB XII
(Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch) ausgedehnt, soweit keine
minderjährigen Kinder betroffen sind.

Die Begrenzung des Unterhaltsrückgriffs soll ferner auch in der
Eingliederungshilfe nach dem SGB IX (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch)
durch einen Verzicht auf Elternbeiträge bei volljährigen
Leistungsbeziehern gelten. So soll vermieden werden, dass die aus dem
SBG XII herausgelöste neue Eingliederungshilfe für Menschen mit
Behinderungen gegenüber Leistungen der Sozialhilfe schlechtergestellt
wird.

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf weitere Vorgaben, um die
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen zu verbessern. Diese sollen,
sofern sie im Eingangsverfahren oder Berufsbildungsbereich einer
Werkstatt für behinderte Menschen tätig sind, künftig auch einen
Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung erhalten. Außerdem soll die Projektförderung für eine
unabhängige Teilhabeberatung dauerhaft sichergestellt werden.
Menschen, die in Werkstätten für behinderte Menschen arbeiten, sollen
künftig mit einem Budget für Ausbildung gefördert werden.

Die AfD-Fraktion begründete ihre Kritik vor allem damit, dass aus
ihrer Sicht die häusliche Pflege durch das Gesetz außen vor bleibe und
die Angehörigen, die zu Hause pflegen, nicht entlastet werden. Dem
widersprach die Unionsfraktion. Das Gesetz gelte sowohl für den
stationären als auch für den ambulanten Bereich, hieß es aus der
Fraktion. Die SPD-Fraktion betonte in diesem Zusammenhang, dass man
die Heimpflege nicht als das schlechteste aller Übel darstellen solle,
auch eine ambulante Pflege erweise sich nicht in jedem Fall als das
richtige Mittel. Linke, FDP und Grüne begrüßten grundsätzlich die
Entfristungen bei der unabhängigen Teilhabeberatung, die Einführung
eines Budgets für Ausbildung und die 100.000-Euro-Grenze zur
Unterhaltsheranziehung. Sie kritisierten jedoch die unklare
Finanzierung auch im Hinblick auf die Belastungen der Kommunen sowie
einen zu eng geschnitten Personenkreis von Anspruchsberechtigten beim
Budget für Ausbildung. Die Koalitionsfraktionen forderten die
Bundesregierung in einer Erklärung auf, bis 2025 eine Evaluat
ion der Kostenentwicklung für die Kommunen vorzulegen.

 * 

2. Probleme bei der ISDN-Abschaltung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung räumt Probleme im Zusammenhang
mit der ISDN-Abschaltung durch die Telekom ein, sieht aber keinen
Verstoß gegen die Regelungen zu Universaldienstleistungen des
Telekommunikationsgesetzes (TKG). Das wurde während der Sitzung des
Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur am Mittwoch
deutlich. Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI), Steffen Bilger (CDU), sagte
während der Sitzung, es gehe um eine sinnvolle Umstellung, hin zu der
modernen, zukunftsorientierten IP-Technologie. Bei der Umsetzung gebe
es jedoch Probleme, räumte Bilger ein. Gleichwohl stehe die
Bundesnetzagentur als zuständige Behörde auf dem Standpunkt, dass die
Universaldienstverpflichtungen aus Paragraf 78 TKG, die unter anderem
einen "funktionalen Internetzugang" garantieren, eingehalten würden,
sagte der Staatssekretär. Mit der Umsetzung des Europäischen Kodex für
elektronische Kommunikation, die bis Ende 2020 erfolgen müsse und die
den Zugang zu einem "angemessenen Breitbandinternetzugangsdienst"
fordere, seien derartige Probleme in der Zukunft ausgeschlossen, so
Bilger.

Aus dem Kreis der Abgeordneten gab es Kritik am Verhalten der Telekom
im Zusammenhang mit der ISDN-Abschaltung ebenso wie an der
Bundesnetzagentur und dem BMVI. Die Telekom nehme bei ihren
Umschaltplänen keinerlei Rücksicht auf die Kunden, hieß es von Seiten
der Unionsfraktion. Zwar gebe es den unternehmerischen
Gestaltungsspielraum. Doch müsse man sich fragen, wie weit dieser
gehen dürfe und ob die Universaldienstverpflichtungen überhaupt noch
Gültigkeit besäßen, sagte der Unionsvertreter.

Der Vertreter der AfD-Fraktion verwies auf eine Antwort der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage seiner Fraktion, wonach die
zuständige Bundesnetzagentur keine Kenntnis darüber habe, wie viele
Haushalte als Folge der ISDN-Abschaltung nun überhaupt kein Internet
haben. Internet gehöre aber zur Grundversorgung. Daher müssten die
Behörden auf diese alarmierende Situation reagieren, forderte er.

Von der SPD-Fraktion hieß es, die Umstellung sei richtig. Es sei nicht
nachvollziehbar, die Telekom zu zwingen, eine 25 Jahre alte Technik
weiterhin aufrechtzuerhalten, anstatt mit Elan und Förderung des
Bundes auf die neue Technik umzustellen. Der Fokus müsse darauf
gerichtet werden, für die Kunden, die umstellen müssen, mit
Glasfaserkabeln den Zugang zum Netz zu schaffen. In den Fällen, in
denen derzeit gar kein Zugang möglich sei, müsse die Bundesnetzagentur
nachfassen, forderte der Fraktionsvertreter.

Auch ihre Fraktion wolle die neue Technik, sagte die Vertreterin der
FDP-Fraktion. Allerdings stehe diese nicht überall zur Verfügung.
Grund dafür sei auch, dass die Telekom viel zu lange in alte
Technologien, wie etwa in das Vectoring, investiert habe, statt in
Deutschland flächendeckend Glasfaser auszubauen. Die Bundesregierung
habe als Mehrheitseigentümerin der Telekom daher eine besondere
Verantwortung dafür, eine Mindestversorgung zu gewährleisten.

Die Telekom veralbere ihre Kunden, indem sie nach der ISDN-Abschaltung
auf Angebote für Internetzugänge hinweise, die aber vor Ort - gerade
im ländlichen Raum - nicht verfügbar seien, sagte die Vertreterin der
Linksfraktion. Es sei offensichtlich, dass die
Universaldienstverpflichtungen nicht eingehalten würden, betonte sie.
Die Telekom, so ihre Forderung, dürfe ISDN erst dann abschalten, wenn
andere Angebote tatsächlich zur Verfügung stehen.

Die Vertreterin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sagte, zwar gebe es
kein Anrecht auf eine bestimmte Technologie, wie etwa ISDN, aber auf
einen funktionalen Internetzugang. Dies sei jedoch im TKG unzureichend
geregelt, weshalb ihre Fraktion schon lange einen flächendeckenden
Rechtsanspruch auf schnelles Internet fordere, sagte sie. Zu klären
sei, wie den Betroffenen jetzt geholfen werden könne.

Staatssekretär Bilger verwies dazu erneut auf die Umsetzung des
Europäischen Kodex für elektronische Kommunikation, die eine Lösung
für die Zukunft bringen werde. Aktuell müsse man aber feststellen,
dass die Telekom die ISDN-Verträge im Rahmen ihrer rechtlichen
Möglichkeiten gekündigt habe und andere Angebote mache, die vielfach
jedoch nicht die adäquaten Lösungen darstellten. Die
Einflussmöglichkeiten der Bundesregierung auf die Telekom seien in
diesem Punkt beschränkt, sagte Bilger. Die Bundesnetzagentur, so fügte
er hinzu, kümmere sich um die Einwendungen der Betroffenen und habe
die Aufgabe, Lösungen zu finden.

 * 

3. Wilderei und Elfenbeinhandel im Fokus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/14634) danach, inwiefern sich die
Bundesregierung zu einem EU-weiten und einem nationalen umfassenden
Verbot des Handels mit Elfenbein positioniert. Auch möchten die
Abgeordneten erfahren, ob eine Bewertung über das Ausmaß und die
Auswirkungen des Handels von verarbeitetem Elfenbein bestehe.

 * 

4. Tätigkeit des Polen-Beauftragten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Amt des Koordinators für die
deutsch-polnische Zusammenarbeit im Auswärtigen Amt erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/14594). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, wie viele Mitarbeiter dem Koordinator
derzeit unterstellt sind und welche Personal- und Sachkosten seit 2009
im Rahmen der Tätigkeit der jeweiligen Koordinatoren angefallen sind.

 * 

5. Tätigkeit des Russland-Beauftragten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Amt des Koordinators für die für die
zwischengesellschaftliche Zusammenarbeit mit Russland, Zentralasien
und den Ländern der Östlichen Partnerschaft im Auswärtigen Amt
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/14595).
Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie viele Mitarbeiter
dem Koordinator derzeit unterstellt sind und welche Personal- und
Sachkosten seit 2014 im Rahmen der Tätigkeit der jeweiligen
Koordinatoren angefallen sind.

 * 
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6. Datenschutz bei EPA-Zusammenarbeit

7. Digitalstrategie thematisiert



1. Änderungen im Umweltrecht beschlossen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Berlin: (hib/LBR) Die Mitglieder des Ausschusses für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit haben am Mittwochmorgen
einen Gesetzentwurf der Bundesregierung zu Änderungen im Bereich des
Umweltrechts (19/13439) mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen
die Stimmen aller Oppositionsfraktionen angenommen.

Der Gesetzentwurf sieht Änderung im Bereich des Umweltauditgesetzes
(UAG) vor. Diese dienen der Anpassung an die novellierte
Energiemanagementnorm ISO 50001. Weitere Änderungen im UAG gehen auf
die EU-Verordnung 1221/2009 zum betrieblichen Umweltmanagement (EMAS)
zurück. Auch im Atomgesetz (AtG) und dem Standortauswahlgesetz
(StandAG) sind von der Bundesregierung Änderungen vorgesehen. Durch
diese soll die Möglichkeit geschaffen werden, die Kosten, Beiträge und
Umlagen für die Entsorgung radioaktiver Abfälle auch mittels eines
öffentlich-rechtlichen Vertrages erheben zu können. Als
Ablieferungsort für radioaktive Abfälle soll neben dem Endlager auch
das von der bundeseigenen BGZ Gesellschaft für Zwischenlagerung mbH
Zentrale Bereitstellungslager festgelegt werden.

Darüber hinaus soll aufgrund des StandAG und der
Endlagervorausleistungsverordnung ein Widerspruchsverfahren für
Kostenbescheide eingeführt werden. Mit dem Gesetz soll auch der Name
des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE)
geändert werden in "Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen
Entsorgung" (BASE). Dies sorge für "Klarheit im Hinblick auf die
notwendige Abgrenzung der an der Entsorgung beteiligten Akteure",
heißt es in dem Gesetzentwurf.

In der Diskussion im Ausschuss betonten Vertreter aller Fraktionen die
Wichtigkeit der Anpassungen an europäische Vorgaben. Ein Vertreter der
Unionsfraktion lobte den Gesetzentwurf im Bezug auf die Verbesserung
im Bereich des Widerspruchverfahrens und der Möglichkeiten im Bereich
von Bußgeldern. Ein Vertreter der AfD-Fraktion kritisierte die
Namensumbenennung des Bundesamtes für kerntechnische
Entsorgungssicherheit als "unnötig und unangebracht" und fragte, was
der Begriff der "nachhaltige Unternehmensführung" im Gesetz genau
bedeute. Eine Vertreterin der FDP-Fraktion merkte an, dass bei der
Zulassung von Umweltgutachtern und freien Umweltgutachtern ein
Rechtsstreit anhängig sei, der im Gesetzentwurf nicht erwähnt worden
sei.

Eine Vertreterin der SPD-Fraktion verteidigte den Gesetzentwurf. Vor
allem die Anpassungen im Bereich der nachhaltigen Entwicklung seien
begrüßenswert. Dass der Gesetzentwurf verschiedene Gesetze ohne
Sachzusammenhang vermenge und im Bereich des Atomgesetzes
Kostenrisiken auf den Steuerzahler übertragen werden, kritisierte ein
Vertreter der Linken-Fraktion. Eine Vertreterin der Grünen befand die
Namensumbenennung als notwendig, um Verwechslungen zu vermeiden. Sie
kritisierte jedoch, dass die Bundesregierung weit davon entfernt sei,
die in der Nachhaltigkeitsstrategie angestrebten 5.000 Standorte für
das betriebliche Umweltmanagement (EMAS) zu erreichen.

 * 

2. Geld- und Personalbedarf für das BMJV

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Auskunft über die Mitteleinplanung für den
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz und für
Verbraucherschutz (BMJV; Einzelplan 07) im Entwurf zum
Bundeshaushaltsplan 2020 gibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14459) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13680). So
heißt es beispielsweise auf die Frage, welche Maßnahmen
Mittelsteigerungen für die Institutionalisierung der Marktwächter
begründen, dass ab dem Haushaltsjahr 2020 die bisher aus dem
Projektförderungstitel Titel 684 03 finanzierten Marktwächter-Projekte
"Digitale Welt", "Finanzen" und "Energie" in die institutionelle
Förderung des Verbraucherzentrale Bundesverbands (vzbv) überführt
würden. Damit werde dem Koalitionsvertrag der laufenden Wahlperiode
Rechnung getragen, wonach die vorhandenen Marktwächter durch eine
finanzielle Förderung verstetigt werden sollen. Dies sei mit einer
Mittelumschichtung verbunden. Weiter geht aus der Antwort unter
anderem hervor, dass im Einzelplan 07 im Zusammenhang mit der
deutschen Ratspräsidentschaft 2020 zusätzliche Mittel in Höhe von drei
Millionen Euro veranschlagt sind.

 * 

3. Umsetzung der EU-Urheberrechtsrichtlinie

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Über die Form der Umsetzung
EU-Urheberrechtsrichtlinie (DSM-Richtlinie, (EU 2019/790)) hat die
Bundesregierung noch nicht abschließend entschieden. Das schreibt sie
in ihrer Antwort (19/14466) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/13408). Darin wollten die Abgeordneten unter anderem wissen,
ob die Umsetzung in einem Gesamtpaket geplant ist oder ob in Erwägung
gezogen wird, die Umsetzung einzelner Bestimmungen zeitlich
vorzuziehen. Wie es weiter in der Antwort heißt, steht die
Bundesregierung in regelmäßigem Austausch mit der EU-Kommission.
Bezüglich der Organisation eines Dialoges mit Interessenträgern und
der Erarbeitung von Leitlinien heißt es, die Organisation dieser
Prozesse obliege der EU-Kommission. Die Bundesregierung werde, wie
bereits in der Vergangenheit, dem Bundestag die im Zusammenhang mit
der Umsetzung relevanten Dokumente übermitteln. Eine Reihe von
weiteren Fragen, die sich aus der Umsetzung ergeben, würden von der
Bundesregierung derzeit geprüft.

 * 

4. Förderung von Wohnungsgenossenschaften

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Mit der Einhaltung der Förderungszwecke von
Wohnungsgenossenschaften befasst sich die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/14254) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/13719). Darin heißt es unter anderem, bereits nach geltender
Rechtslage sei der Vorstand der Genossenschaft verpflichtet, den
genossenschaftlichen Förderzweck einzuhalten. Derzeit würden aufgrund
einiger auch durch die Medien bekannt gewordenen Fälle von
Genossenschaften, die womöglich keinen zulässigen Förderzweck
verfolgen, weitere Gesetzesänderungen geprüft. Der Bundesrat habe
hierzu einen Gesetzentwurf eingebracht (BR-Bundestagsdrucksache
244/19), mit dem unter anderem die Information der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) über mögliche Verstöße von
Genossenschaften gegen das Kapitalanlagegesetzbuch oder gegen das
Vermögensanlagengesetz verbessert werden soll. Die Bundesregierung
verweist auf ihre Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf (19/11467) und
ihre Ansicht, dass die darin enthaltenen Vorschläge allein nicht
ausreichten, um unseriöse Kapitalanlage-Genossenschaften wirksam zu
verhindern. Die Prüfung eigener weitergehende Vorschläge sei derzeit
innerhalb der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen.

 * 

5. AfD fragt nach Digitalisierungsstrategie

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Um Auskunft über den Stand der Umsetzung der
Umsetzungsstrategie der Bundesregierung "Digitalisierung gestalten"
bittet die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/14448). Konkret
wollen die Abgeordneten wissen, ob im Rahmen des Projekts
"Digital-Kompass plus" bereits ein Ausbau bestehender und eine
Erschließung neuer Standorte stattgefunden hat und ob in diesem
Kontext bereits digitale Sprechstunden eingerichtet worden sind.
Dieses Projekt sei als Teil der Maßnahme "Digitale Kompetenzen von
Verbraucherinnen und Verbrauchern fördern" innerhalb der
Umsetzungsstrategie der Bundesregierung angekündigt worden.

 * 

6. Datenschutz bei EPA-Zusammenarbeit

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die Zusammenarbeit zwischen Bundesministerien und
dem Europäischen Patentamt (EPA) ist Thema einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/14490). Die Fragesteller wollen unter anderem wissen,
welche Kooperationsverhältnisse zwischen Bundesministerien oder den
Ministerien nachgeordneten Behörden des Bundes mit dem Europäischen
Patentamt bestehen und in welcher Form Daten im Rahmen der Kooperation
mit dem EPA ausgetauscht werden. Daran schließt sich die Frage an, wie
sichergestellt wird, dass die Datenschutzstandards eingehalten werden.
Außerdem frage die Abgeordneten, welche Kenntnisse die Bundesregierung
über den Umgang mit Daten innerhalb des EPA hat.

 * 

7. Digitalstrategie thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten' - Bedarfsgerechte,
leistungsfähige und sichere Netzinfrastrukturen für die öffentliche
Verwaltung" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14558). Darin schreibt die Fraktion, dass im Rahmen der im
November 2018 verabschiedeten Digitalstrategie der Bundesregierung ein
Maßnahmenpaket entwickelt und in einer Umsetzungsstrategie
zusammengefasst worden sei. Zu der Maßnahme "Bedarfsgerechte,
leistungsfähige und sichere Netzinfrastrukturen für die öffentliche
Verwaltung" sei in der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung
"Digitalisierung gestalten" als ein Umsetzungsschritt die "Erarbeitung
eines Umsetzungsdokuments zur Konkretisierung der Maßnahmen"
angekündigt worden.

Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, ob bereits ein
Umsetzungsdokument zur Konkretisierung der Maßnahmen erarbeitet wurde.

 * 
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BUNDESTAG/9085: Heute im Bundestag Nr. 1232 - 06.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1232

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 10.45 Uhr

1. Anträge zu Frauenrechten zurückgewiesen

2. Pferdetransporte innerhalb der EU

3. Steuergestaltungen sind mitzuteilen

4. Länder sind für Nationalparks zuständig

5. Prüfung von Kfz-Prüfmitteln

6. Korrekturbitten des BMWi



1. Anträge zu Frauenrechten zurückgewiesen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung hat am Mittwochmorgen zwei Anträge (19/6439, 19/11103) der
Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen zur Stärkung der Rechte
von Mädchen und Frauen abgelehnt. Über die entsprechende
Beschlussempfehlung stimmt das Bundestagsplenum am morgigen Donnerstag
ab.

Die Linke fordert die Bundesregierung auf, sich weltweit für einen
universellen Zugang zu einer effektiven, qualitativ hochwertigen und
bedürfnisorientierten Gesundheitsversorgung inklusive der sexuellen
und reproduktiven Gesundheit und Rechte (SRGR) einzusetzen. Die Grünen
wollen "eine feministische, intersektional ausgerichtete und
gendergerechte Außen- und Entwicklungspolitik zu einer Leitlinie der
deutschen auswärtigen Politik" machen.

Vertreter beider Fraktionen betonten im Ausschuss, es sei unter
anderem wichtig, die hohe Zahl ungewollter Schwangerschaften in
Entwicklungsländern zu senken. Schwerwiegend seien in diesem
Zusammenhang die Auswirkungen der von US-Präsident Donald Trump
wiedereingeführten sogenannten Global Gag Rule. Sie besagt, dass
nicht-US-amerikanische Nichtregierungsorganisationen, die
Informationen und Dienstleistungen bezüglich Schwangerschaftsabbrüchen
anbieten beziehungsweise sich für deren Legalisierung einsetzen, keine
finanzielle Unterstützung durch die US-Regierung mehr erhalten.

Für die Unionsfraktion, die beide Anträge ablehnt, erklärte ein
Abgeordneter, es herrsche Einigkeit beim Thema Mädchen- und
Frauenrechte, jedoch habe die Bundesregierung bereits einige der
Forderungen umgesetzt beziehungsweise angestoßen. Auch seitens der SPD
hieß es, die Koalition tue schon sehr viel auf dem Gebiet. Unter
anderem sei es eines der Schwerpunktthemen der deutschen
Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat.

Union und SPD wollen bis zur Debatte am Donnerstag eigene Anträge mit
dem Titel "25 Jahre Weltbevölkerungskonferenz von Kairo - Sexuelle und
reproduktive Gesundheit und reproduktive Rechte weltweit stärken"
vorlegen.

Auch die FDP hat zwei eigene Anträge angekündigt. Für sie erklärte ein
Vertreter, die Finanzierungslücke, die durch die Global Gack Rule
entstanden sei, werde noch lange bestehen bleiben.

Die AfD wies beide Anträge zurück, da die Forderungen ihrer Ansicht
nach besonders in muslimischen Ländern realpolitisch nicht umsetzbar
seien. Hier herrschten archaische Strukturen, Gender-Projekte könnten
die Probleme nicht lösen, urteilte ein Fraktionsvertreter.

 * 

2. Pferdetransporte innerhalb der EU

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt die Bemühungen
zur Verringerung der administrativen Vorgaben für den Transport von
Pferden zu Urlaubs- oder Sportzwecken innerhalb der EU. Während der
Sitzung am Mittwoch verabschiedeten die Abgeordneten einstimmig eine
Beschlussempfehlung an den Bundestag, eine dahingehende Petition dem
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) als Material
zu überweisen und sie dem Europäischen Parlament zuzuleiten.

Der Petent beklagt in seiner Eingabe, dass für den Transport von
Pferden zu Urlaubs- oder Sportzwecken innerhalb der EU einer
entsprechenden EU-Richtlinie zufolge die Einholung von beschränkt
gültigen, kostenpflichtigen amtstierärztlichen Bescheinigungen
erforderlich sei. Dadurch werde die Bewegungsfreiheit eingeschränkt,
heißt es in der Petition. Ein regelmäßiger Trainingsbetrieb sei
erheblich erschwert. Der Petent verweist zugleich auf ein zwischen den
Beneluxländern und Frankreich getroffenes Abkommen, wonach auf die
Anwendung dieser einschlägigen Regelung verzichtet werde. Auch
Deutschland müsse eine praktikable Lösung schaffen, fordert er.

In der Begründung zur Beschlussempfehlung des Petitionsausschusses
wird auf eine Stellungnahme der Bundesregierung hingewiesen, wonach
die EU-Richtlinie den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten in der
Tat allgemeine oder beschränkte Ausnahmen für den Transport von
Pferden, die zu Sport- oder Freizeitzwecken "in der Nähe der
Binnengrenzen der Gemeinschaft geritten oder geführt werden",
zugestehe. "Nach Auffassung des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft sind damit derartige Abkommen auf den grenznahen
Verkehr von Pferden zu beschränken", heißt es in der Vorlage. Eine
generelle Ausnahme von der Ausstellung von Gesundheitsbescheinigungen
beim Verbringen von Pferden im gesamten Staatsgebiet der das Abkommen
schließenden Mitgliedstaaten ist nach Ansicht des Ministeriums "aus
tiergesundheitlicher Sicht nicht zielführend". Beim Auftreten
pferderelevanter Tierseuchen sei im Zweifel die Rückverfolgbarkeit der
Tiere nicht mehr gewährleistet, heißt es. Die epidemiologische
Ursachenforschung im Rahmen der Tierseuchenbekämpfung werde dadurch
behindert beziehungsweise unmöglich.

Wie das Ministerium einräumt, ist die derzeitige Rechtslage "nicht
eindeutig im Hinblick auf die Rahmenbedingungen des Abschlusses
derartiger Abkommen". Die Europäische Kommission beabsichtige,
Änderungen vorzunehmen. "Nach derzeitigem Verhandlungsstand ist die
Dokumentationspflicht für den Tierhalter in einem so genannten
Bestandsregister vorgesehen", heißt es in der Beschlussempfehlung.
Hierdurch solle im Seuchenfall eine Rückverfolgbarkeit von Bewegungen
und Kontakten der Tiere gewährleistet werden. Die Bundesregierung
wolle das endgültige Ergebnis der Verhandlungen abwarten, schreibt der
Petitionsausschuss. Die Abgeordneten halten die Petition für geeignet
"in die Verhandlungen einbezogen zu werden".

 * 

3. Steuergestaltungen sind mitzuteilen

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Grenzüberschreitende Steuervermeidungspraktiken und
Gewinnverlagerungen sollen zeitnah identifiziert und auch verringert
werden. Um die Erosion des deutschen Steuersubstrats zu verhindern,
hat die Bundesregierung den Entwurf eines Gesetzes zur Einführung
einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen
(19/14685) eingebracht. "Die Steuergestaltungen werden immer
ausgefeilter und machen sich häufig die höhere Mobilität von Kapital,
Personen und immateriellen Werten zunutze. Bei grenzüberschreitenden
Strukturen werden regelmäßig die Unterschiede der Steuerrechtsordnung
in mehrerer Staaten ausgenutzt", heißt es in dem Entwurf. Damit
könnten die steuerpflichtigen Gewinne in Staaten mit vorteilhafteren
Steuersystemen verlagert oder es könne die Gesamtsteuerbelastung der
Steuerpflichtigen verringert werden.

Der Gesetzentwurf sieht eine Pflicht zur Mitteilung von
grenzüberschreitenden Steuergestaltungsmaßnahmen für sogenannte
Intermediäre vor. Sollten diese jedoch Auskunft über das verweigern,
was ihnen in ihrer Eigenschaft als Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar,
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Steuerbevollmächtigter oder
vereidigter Buchprüfer (Berufsgeheimnisträger), anvertraut oder
bekannt geworden sei, gehe die Mitteilungspflicht auf den Nutzer der
Steuergestaltung selbst über, wird in dem Gesetzentwurf weiter
erläutert. Die Mitteilung soll gegenüber dem Bundeszentralamt für
Steuern erfolgen. In einem weiteren Schritt sollen die deutschen
Finanzbehörden die erlangten Informationen zu grenzüberschreitenden
Steuergestaltungen mit Finanzbehörden der anderen Mitgliedstaaten der
EU automatisch austauschen. In der Begründung schreibt die Regierung:
"Die Gestaltungen widersprechen den gesetzgeberischen Prinzipien
steuerlicher Gerechtigkeit, indem komplexe zivilrechtliche Strukturen
zur Erzielung steuerlicher Vorteile genutzt werden. Es ist daher von
entscheidender Bedeutung, dass alle zuständigen Finanzbehörden, also
auch die Finanzbehörden der von einer grenzüberschreitenden Steu
ergestaltung konkret betroffenen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union, umfassende und relevante Informationen über gesetzlich nicht
vorgesehene Steuergestaltungen erhalten." Diese Informationen könnten
die Behörden in die Lage versetzen, zeitnah gegen schädliche
Steuerpraktiken vorzugehen, erwartet die Bundesregierung.

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) erhebt in seiner Stellungnahme
Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem Entwurf. Der
entstehende Erfüllungsaufwand sei von der Bundesregierung nur
teilweise beziffert worden. Insbesondere fehle eine umfassende
Schätzung des Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft. "Das ist
besonders problematisch, da aus Sicht des NKR für die Wirtschaft mit
einem überaus hohen Erfüllungsaufwand zu rechnen ist", wird
kritisiert. Der Entwurf entspreche "nicht den Anforderungen einer
Gesetzesvorlage an die Bundesregierung". Kritisiert werden auch die zu
kurzen Fristen für die Beteiligung innerhalb der Bundesregierung sowie
von Ländern und Spitzenverbänden. Diese kurzfristigen
Abstimmungsprozesse seien zuletzt gehäuft aufgetreten.

 * 

4. Länder sind für Nationalparks zuständig

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Für Ausweisung und Betrieb von Nationalparks sind
die Länder verantwortlich. Darauf weist die Bundesregierung in einer
Antwort (19/13728) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13218)
hin. Die Fraktion hatte darin von der Bundesregierung erfahren wollen,
wie diese die aktuellen Waldschäden durch Borkenkäfer, Krankheiten,
Trocken- und Sturmereignisse bewertet. Explizit hatte die Fraktion
nach einer Einschätzung für die Nationalparks Hunsrück-Hochwald,
Eifel, Schwarzwald, Harz, Kellerwald-Edersee, Müritz, Vorpommersche
Boddenlandschaft, Sächsische Schweiz, Berchtesgarden, Bayrischer Wald
und Hainich gefragt.

 * 

5. Prüfung von Kfz-Prüfmitteln

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Prüfverfahren von Kfz-Prüfmitteln stehen im
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/14482) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten verweisen auf die Pflicht sowohl zur Eichung als auch zur
Kalibrierung von Kfz-Prüfmitteln, was ihrer Ansicht nach für
zusätzliche Bürokratie und Kosten sorgt. Sie erbitten eine
Stellungnahme der Bundesregierung.

 * 

6. Korrekturbitten des BMWi

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie (BMWi) und nachgeordneten Behörden gegenüber
Medien in verschiedenen Zeiträumen geht es in der Antwort (19/13353)
auf Kleine Anfragen der AfD-Fraktion (19/12735, 19/12754, 19/12755,
19/12892, 19/12903, 19/12928,19/12931). Darin erklärt die
Bundesregierung, in keinem Fall bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen ersucht zu
haben. Weiter heißt es, "in selten auftretenden Fällen" werde einem
Medium dann ein Hinweis gegeben, wenn die veröffentlichten
Informationen oder Aussagen über das Handeln der Bundesregierung
objektiv unzutreffend seien und das BMWi oder die Behörden seines
Geschäftsbereichs einen Hinweis für geeignet und angemessen erachten.
"Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise besteht nicht."

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1232 - 6. November 2019 - 10.45 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. November 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9084: Heute im Bundestag Nr. 1231 - 06.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1231

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 10.15 Uhr

1. Nachnutzung ehemaliger Atomkraftwerke

2. Elektromagnetische Felder thematisiert

3. IT-Sicherheit für Leistungserbringer

4. Förderung von Smart Cities

5. Digitalisierung in der Ausbildung



1. Nachnutzung ehemaliger Atomkraftwerke

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Atomrechtliche Aspekte einer Nachnutzung
stillgelegter kerntechnischer Anlagen behandelt eine Antwort der
Bundesregierung (19/13746) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/13345). Die Bundesregierung verweist darin darauf, dass die
Prüfung konkreter Nachnutzungspläne in die Verantwortung der
zuständigen Landesbehörden falle.

 * 

2. Elektromagnetische Felder thematisiert

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14559) nach einer Maßnahme zum Schutz vor
elektromagnetischen Feldern aus der Digital-Strategie der
Bundesregierung (19/5810). Die Abgeordneten wollen unter anderem
erfahren, ob bereits Verhandlungen mit Mobilfunknutzbetreibern über
eine Erweiterung der bestehenden Selbstverpflichtung durchgeführt
wurden und ob rechtliche Anpassungen erfolgt seien. Auch möchte die
Fraktion wissen, inwiefern eine wissenschaftliche Bewertung der
biologischen Wirkungen von elektromagnetischen Felder auf den Menschen
erarbeitet wurde.

 * 

3. IT-Sicherheit für Leistungserbringer

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Digitalisierungsstrategie der Bundesregierung ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/14556) der AfD-Fraktion. Die
Abgeordneten erkundigen sich nach Vorkehrungen zur Erhöhung der
IT-Sicherheit für Leistungserbringer.

 * 

4. Förderung von Smart Cities

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie weit die
Bundesregierung bei der Umsetzung ihrer Digitalstrategie in Fragen der
digitalen Stadtentwicklung ist. In einer Kleinen Anfrage (19/14563)
erkundigen sich die Abgeordneten nach angekündigten Modellprojekten.
Sie interessieren sich auch dafür, ob mittlerweile eine
Geschäftsstelle zum Smart-City-Dialog eingerichtet worden ist.

 * 

5. Digitalisierung in der Ausbildung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte wissen, wie weit die
Bundesregierung bei der Umsetzung ihrer Digitalstrategie in Fragen der
dualen Ausbildung ist. In einer Kleinen Anfrage (19/14451) erkundigen
sich die Abgeordneten nach Praxisdialogen in Industrie- und
Handelskammern, wie sie von der Bundesregierung angekündigt worden
seien.

 * 
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BUNDESTAG/9083: Heute im Bundestag Nr. 1230 - 06.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1230

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 09.45 Uhr

1. Hilfen für Zuckerrohr-Plantagenarbeiter

2. Regierung: Kooperation mit Benin positiv

3. Digitale Kompetenzen von Frauen

4. Transatlantische Zusammenarbeit

5. Deutsch-französische Zusammenarbeit

6. Tätigkeit der Menschenrechtsbeauftragten



1. Hilfen für Zuckerrohr-Plantagenarbeiter

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Der Bundesregierung liegen keine wissenschaftlich
belastbaren, aktuelleren Erkenntnisse vor, die zu einer Neubewertung
der Gefahren, die mit dem Einsatz von Glyphosat und Paraquat auf
Zuckerrohrplantagen verbunden sind, führen würden. Der Höchststand an
Nierenerkrankungen habe laut den Analysen der Nicaragua Sugar Estates
Limited (NSEL), auf deren Zuckerrohrplantagen Medienberichten zufolge
tödliche Nierenerkrankungen in ungewöhnlich hohem Maße aufgetreten
sind, in den Jahren 2000/2001 gelegen, schreibt die Bundesregierung in
einer Antwort (19/13730) auf eine Kleine Anfrage (19/13244) der
Fraktion Die Linke. Seitdem sei die Zahl der Fälle bei NSEL um 95
Prozent gesunken.

Die NSEL wird durch die Deutsche Investitions- und
Entwicklungsgesellschaft (DEG) gefördert. Laut Bundesregierung ist die
gesundheitliche Betreuung der Plantagenarbeiter ein Kernanliegen der
Firma. So sei sie unter anderem seit 2013 nach dem weltweit
anerkannten Standard für Arbeits- und Gesundheitsschutz-Management
OHSAS 18001, seit 2016 nach dem Produktionsstandard BONSUCRO, und seit
2017 nach dem Fair Trade-Standard (USA) zertifiziert. Darüber hinaus
betreibe die NSEL während der Erntezeit mobile Kliniken, die zu den
Arbeiterinnen und Arbeitern auf die Felder fahren würden, um deren
Gesundheit regelmäßig zu überprüfen.

Um die Erkrankten sowie ihre Angehörigen weiter zu unterstützen, habe
die NSEL in Zusammenarbeit mit der DEG, dem Nationalkomitee der
Zuckerproduzenten sowie den lokalen Gesundheitsnetzwerken ein
langfristiges Präventionsprogramm für betroffene Gemeinden in
Nicaragua entwickelt. Das gerade anlaufende Programm habe das Ziel,
"ein robustes und anpassungsfähiges Modell von Arbeitsmethoden zu
schaffen, das der Entstehung von Niereninsuffizienzen vorbeugt". Zudem
würden Versorgungsstrukturen implementiert, um an Niereninsuffizienz
Erkrankten, ehemaligen Mitarbeitern und ihren Familien zu helfen und
eine nachhaltige lokale Industrie aufzubauen.

 * 

2. Regierung: Kooperation mit Benin positiv

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung beurteilt die Wirksamkeit der
seit 1962 währenden Entwicklungszusammenarbeit (EZ) mit und in der
Republik Benin positiv. Fortschritts- und Abschlussberichte
entwicklungspolitischer Durchführungsorganisationen belegten
"empirisch erfassbare Ergebnisse und stellen die Zielerreichung dar",
schreibt sie in einer Antwort (19/13753) auf eine Kleine Anfrage
(19/12186) der AfD-Fraktion.

Beispielhaft für die Erfolge sei unter anderem die Unterstützung des
Zugangs zu sauberem Trinkwasser für zwei Millionen Menschen. Im
Schwerpunkt Dezentralisierung und Kommunalentwicklung seien die
Eigeneinnahmen der Partnerkommunen zwischen 2013 und 2017 um mehr als
ein Drittel gesteigert worden. Im Bereich Landwirtschaft hätten mit
Unterstützung der deutschen EZ zudem mehr als 48.000 Hektar
degradierte Böden rehabilitiert und geschützt werden können. Dadurch
seien durchschnittliche Ertragssteigerungen von mehr als zwei Drittel
auf den geschützten Flächen ermöglicht worden.

Die Bundesregierung betont, Benin erhalte als eines der ärmsten Länder
der Erde ausschließlich Zuschüsse. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW) zahle diese "bedarfsgerecht nach Projektfortschritt und auf
Abruf des Empfängers aus". Das Gesamtvolumen aller Mittel der
öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit (sogenannte ODA-Mittel) an und
in der Republik Benin habe bis einschließlich 2017 1.725,8 Millionen
Euro betragen.

 * 

3. Digitale Kompetenzen von Frauen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Ob das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) im Rahmen der
"#eSkills4Girls-Initiative" schon in den Aufbau digitaler Kompetenzen
von Mädchen und Frauen in Südafrika, Mosambik und Kamerun investiert
hat, möchte die AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/14444)
erfahren. Außerdem interessiert die Abgeordneten, ob das Ministerium
die erste Programmierakademie Ruandas für Frauen unterstützt.

 * 

4. Transatlantische Zusammenarbeit

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Amt des Koordinators für die
transatlantische zwischengesellschaftliche kultur- und
informationspolitische Zusammenarbeit im Auswärtigen Amt erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/14547). Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie viel Mitarbeiter dem
Koordinator derzeit unterstellt sind und welche Personal- und
Sachkosten seit 2014 im Rahmen der Tätigkeit der jeweiligen
Koordinatoren angefallen sind.

 * 

5. Deutsch-französische Zusammenarbeit

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Amt des Beauftragten für die
deutsch-französische Zusammenarbeit im Auswärtigen Amt erkundigt sich
die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/14546). Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, wie viel Mitarbeiter dem Beauftragten
derzeit unterstellt sind und welche Personal- und Sachkosten seit 2010
im Rahmen der Tätigkeit der jeweiligen Beauftragten angefallen sind.

 * 

6. Tätigkeit der Menschenrechtsbeauftragten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Amt der Beauftragten der Bundesregierung
für Menschenrechtspolitik und Humanitäre Hilfe erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/14545). Die Abgeordneten
wollen unter anderem erfahren, wie viel Mitarbeiter der
Menschenrechtsbeauftragten derzeit unterstellt sind und welche
Personal- und Sachkosten seit 2014 im Rahmen der Tätigkeit der
jeweiligen Menschenrechtsbeauftragten seit 2014 angefallen sind.

 * 
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BUNDESTAG/9082: Heute im Bundestag Nr. 1229 - 06.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1229

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 09.15 Uhr

1. Prüfung von Pflanzenschutzmitteln

2. Verwendung von Haltbarkeitsdaten

3. Reduktion von Zucker, Fett und Salz

4. Digitalisierung und Ernährungskompetenz

5. Ersatzneubau der Schleusen in Kiel

6. Bündnis für moderne Mobilität thematisiert



1. Prüfung von Pflanzenschutzmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Um Verbraucher vor möglichen gesundheitlichen
Risiken zu schützen, werden Pflanzenschutzmittel nach dem aktuellen
Stand von Wissenschaft und Technik zugelassen und für mögliche
Rückstände in Lebensmitteln rechtlich verbindliche
Rückstandshöchstgehalte auf EU-Ebene festgesetzt, die zuvor auf ihre
toxikologische Akzeptanz geprüft wurden. Das geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/13734) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/13273) hervor. Weiter heißt es, dass
Höchstgehalte für Rückstände von Pflanzenschutzmittelwirkstoffen in
Lebensmitteln so niedrig wie möglich festgesetzt werden und so, dass
Rückstände in dieser Höhe gesundheitlich unbedenklich für Verbraucher
seien. Eine Überprüfung der wissenschaftlichen Aussagen der
angeführten Publikationen einschließlich der darin zitierten
Referenzen erfolge durch das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR).
Deren Ergebnisse würden erforderlichenfalls bei der gesundheitlichen
Risikobewertung auf die Gesundheit, insbesondere von Kindern, Föten
und Embryos sowie auf die Fruchtbarkeit von Frauen und Männern,
berücksichtigt.

 * 

2. Verwendung von Haltbarkeitsdaten

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die EU-Taskforce zur Erstellung von Leitlinien für
die Verwendung von Haltbarkeitsdaten auf Lebensmitteletiketten zum
Zweck der Vermeidung von Lebensmittelabfällen diskutiert aktuell die
Verwendung und Unterscheidung des Verbrauchsdatums und des
Mindesthaltbarkeitsdatums bei der Kennzeichnung von Lebensmitteln.
Darüber informiert die Bundesregierung in einer Antwort (19/14256) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/13759) zur Reduktion der
Lebensmittelverschwendung in Deutschland. Diskutiert werde zudem, ob
für Lebensmittel, die ein Verbrauchsdatum tragen und die tiefgefroren
werden, die Möglichkeit eröffnet werden soll, dass das Verbrauchsdatum
verlängert werden kann, wenn zusätzlich ein Hinweis gegeben wird, dass
diese Produkte nach dem Auftauen sofort verzehrt werden müssen. Des
Weiteren sei die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA)
damit betraut worden, eine wissenschaftliche Meinung zu erarbeiten, um
die Erstellung von Leitlinien für die Verwendung von Haltbarkeitsdaten
zu unterstützen. Außerdem werde darüber diskutiert, den Verbrauchern
durch zusätzliche freiwillige Informationen Hinweise zu geben, dass
Lebensmittel, deren Mindesthaltbarkeitsdatum bereits überschritten
ist, vor dem Wegwerfen auf ihre Verzehrfähigkeit geprüft werden
sollen.

 * 

3. Reduktion von Zucker, Fett und Salz

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Im Rahmen der Nationalen Reduktions- und
Innovationsstrategie für Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten
(NRI) haben mehrere Verbände der Lebensmittelwirtschaft Vereinbarungen
mit ihren Mitgliedsunternehmen abgeschlossen, in denen konkrete
Schritte, Maßnahmen und Ziele zur Reduktion von Zucker, Fetten und
Salz festgelegt worden sind. Das teilt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/14255) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/13757)
mit. Dazu heißt es weiter, dass sich die vereinbarten Ziele immer auf
die gesamte Produktkategorie und nicht auf die Sortimente
verschiedener Lebensmittelhersteller beziehen würden. Im Rahmen eines
wissenschaftsbasierten Produktmonitorings, das vom Max Rubner-Institut
(MRI) durchgeführt wird, sollen mögliche Veränderungen der Zucker-,
Fett- und Salzgehalte in der Praxis verfolgt werden. Das MRI führe
derzeit die erste Folgeerhebung des Produktmonitorings durch, deren
Ergebnisse Ende März 2020 veröffentlicht werden sollen.

 * 

4. Digitalisierung und Ernährungskompetenz

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/14449) mit dem Stand der Umsetzung der Strategie der
Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" zum Thema
Ernährungskompetenz. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, ob eine in diesem Zusammenhang geplante Abfrage an
teilnehmenden Schulen bereits durchgeführt wurde.

 * 

5. Ersatzneubau der Schleusen in Kiel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Ersatz der beiden kleinen Schleusenkammern und
Anpassung der Vorhäfen in Kiel-Holtenau" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/14472). Die Abgeordneten
kritisieren darin die geplanten Dimensionen der Schleusen als "zu
klein". Der Ersatzneubau der Kleinen Schleusen in Kiel sollte nach
Ansicht der AfD als Chance genutzt werden, "das künftige
Schiffsaufkommen mit seinen Abmaßen abfertigen zu können, gerade auch
im Hinblick auf den Neubau der fünften Schleusenkammer in Brunsbüttel,
da man mit fünf Kammern sehr viele ostwärts gehende Schiffe in den
Nord-Ostsee-Kanal schleusen kann, die dann in Kiel-Holtenau wieder
ausgeschleust werden müssen". Die Bundesregierung wird nun gefragt,
"warum die Planungen zum Ausbau den neuen Entwicklungen in der
Seeschifffahrt nicht angepasst wurden".

 * 

6. Bündnis für moderne Mobilität thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die von Verkehrsminister Andreas Scheuer (CSU)
angekündigte Gründung eines Bündnisses für moderne Mobilität
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/14473). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wer an dem Bündnis teilnehmen soll und wer auf
Seiten des Ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
die Leitung übernehmen wird. Gefragt wird auch, auf welche Dauer das
Bündnis angelegt ist und in welchen Abständen es tagen soll.

 * 
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BUNDESTAG/9081: Heute im Bundestag Nr. 1228 - 06.11.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1228

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. November 2019, Redaktionsschluss: 08.45 Uhr

1. Anhörung zu Steuergestaltungen

2. Hardware-Nachrüstungen für Diesel-Pkw

3. Ortsumfahrungen in Sachsen-Anhalt

4. AfD fragt nach BMVI-Forschungsinitiative

5. AfD fragt nach Personenbeförderungsrecht

6. Schleusensperrung in Brunsbüttel



1. Anhörung zu Steuergestaltungen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss befasst sich in einer
öffentlichen Anhörung mit grenzüberschreitenden Steuergestaltungen.
Grundlage der am Montag, dem 11. November, von 11.30 Uhr bis 13 Uhr im
Sitzungssaal E 400 des Paul-Löbe-Hauses stattfindenden Anhörung ist
der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur
Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender
Steuergestaltungen (19/14685). Damit sollen grenzüberschreitende
Steuervermeidungspraktiken und Gewinnverlagerungen zeitnah
identifiziert und auch verringert werden, um die Erosion des deutschen
Steuersubstrats zu verhindern.

"Die Steuergestaltungen werden immer ausgefeilter und machen sich
häufig die höhere Mobilität von Kapital, Personen und immateriellen
Werten zunutze. Bei grenzüberschreitenden Strukturen werden regelmäßig
die Unterschiede der Steuerrechtsordnung in mehrerer Staaten
ausgenutzt", heißt es in dem Entwurf. Der Gesetzentwurf sieht eine
Pflicht zur Mitteilung von grenzüberschreitenden
Steuergestaltungsmaßnahmen für sogenannte Intermediäre vor. Sollten
diese jedoch Auskunft über das verweigern, was ihnen in ihrer
Eigenschaft als Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Steuerberater,
Wirtschaftsprüfer, Steuerbevollmächtigter oder vereidigter Buchprüfer
(Berufsgeheimnisträger), anvertraut oder bekannt geworden sei, gehe
die Mitteilungspflicht auf den Nutzer der Steuergestaltung selbst
über, wird in dem Gesetzentwurf weiter erläutert. In einem weiteren
Schritt sollen die deutschen Finanzbehörden die erlangten
Informationen zu grenzüberschreitenden Steuergestaltungen mit
Finanzbehörden der anderen Mitgliedstaaten der EU automatisch
austauschen. Diese Informationen könnten die Behörden in die Lage
versetzen, zeitnah gegen schädliche Steuerpraktiken vorzugehen,
erwartet die Bundesregierung.

Als Sachverständige sind geladen: Bundesteuerberaterkammer,
Bundesverband der Deutschen Industrie, Deutscher Steuerberaterverband,
Professorin Christine Osterloh-Konrad (Universität Tübingen) und die
Wirtschaftsprüferkammer.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Hardware-Nachrüstungen für Diesel-Pkw

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Derzeit sind knapp eine Million Diesel-Pkw (968.164)
der Emissionsgruppe EURO 5 in Deutschland zugelassen, für die die
bislang vom Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) genehmigten Allgemeinen
Betriebserlaubnissen (ABE) für Stickoxid-Minderungssysteme vorgesehen
sind. Das geht aus der ergänzenden Antwort der Bundesregierung
(19/14149) zur zurückliegenden Antwort (19/13331) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/12575) hervor.

 * 

3. Ortsumfahrungen in Sachsen-Anhalt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Planungs- und Realisierungsstände bei
Bundesautobahnen und Bundesstraßen in Sachsen-Anhalt interessiert sich
die AfD-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/14352) wird die
Bundesregierung konkret nach dem Planungs- und Realisierungsstand der
Ortsumfahrung Roßlau/Tornau, der Ortsumfahrung Coswig-Griebo und der
Ortsumfahrung Wittenberg gefragt.

 * 

4. AfD fragt nach BMVI-Forschungsinitiative

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten' - Impulse und Förderung
digitaler Innovationstechnologien im Mobilitätssektor" lautet der
Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/14292). Darin wird
die Bundesregierung gefragt, wie hoch der Mittelabfluss bei den rund
150 in die Förderung der Forschungsinitiative "mFUND"
(Modernitätsfonds) aufgenommenen Projekten bei Projekthalbzeit ist.

 * 

5. AfD fragt nach Personenbeförderungsrecht

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie der
Bundesregierung ,Digitalisierung gestalten' - Rechtssichere Umsetzung
innovativer digitaler Geschäftsmodelle" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der AfD-Fraktion (19/14301). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung wissen, ob entsprechend der angekündigten
Umsetzungsschritte bereits konsensfähige Vorschläge zur Änderung des
Personenbeförderungsrechts erarbeitet wurden. Gefragt wird außerdem,
ob bereits ein entsprechender Gesetzentwurf zur Änderung des
Personenbeförderungsrechts eingebracht wurde.

 * 

6. Schleusensperrung in Brunsbüttel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Sperrung der großen Schleusenkammern in
Brunsbüttel für große Schiffe thematisiert die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/14354). Die Abgeordneten verweisen auf
Medienberichte, wonach der Nord-Ostsee-Kanal gesperrt sei, weil
Schlick die Schleuse blockiere. Von der Bundesregierung will die
Fraktion nun wissen, welche Maßnahmen ergriffen wurden, "um den
Schleusenbetrieb baldigst wieder zu gewährleisten". Gefragt wird auch,
wie hoch die Bundesregierung die Gefahr weiterer Verschlickungen
einschätzt und welche Maßnahmen diese vorbeugend verhindern sollen.

 * 
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GESUNDHEIT/949: Brauchen eine moderne Drogen- und Suchtpolitik


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. November 2019

SCHINNENBURG: Brauchen eine moderne Drogen- und Suchtpolitik



Zum Drogen- und Suchtbericht 2019 der Bundesregierung erklärt der
drogen- und suchtpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Wieland
Schinnenburg:

"Der Bericht offenbart in erschreckender Weise die Versäumnisse der
Bundesregierung sowie das Scheitern der Cannabis-Prohibitionspolitik
und der Sucht-Präventionsprogramme. Fast die Hälfte der jungen
Erwachsenen hat trotz Verbot und Strafverfolgung bereits Cannabis
konsumiert, Tendenz steigend. Deutschland ist Alkohol-Hochkonsumland,
in den meisten anderen EU-Ländern wird weniger konsumiert. Und trotz
bis zu zwei Millionen Medikamentenabhängigen gibt es kein einziges
einschlägiges Präventionsangebot. Angesichts dieser Befunde fordert
die FDP-Fraktion eine moderne Drogen- und Suchtpolitik. Dazu gehört
eine kontrollierte Abgabe von Cannabis an Erwachsene. Dadurch wird
der illegale Handel am wirksamsten bekämpft und der Jugendschutz
besser durchsetzt. Die Einnahmen sollten für bessere Prävention und
die Therapie von Drogenabhängigen eingesetzt werden. Zudem brauchen
wir eine evidenzbasierte Präventionsstrategie für Alkohol und
Medikamentenmissbrauch. Die bestehenden Programme müssen dafür
grundlegend evaluiert, erweitert und restrukturiert werden."

 * 
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INNEN/4798: Union und SPD haben eigentlich fertig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. November 2019

LINDNER-Statement: Union und SPD haben eigentlich fertig



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab zur Halbzeitbilanz
der Großen Koalition und dem Jahresgutachten des Sachverständigenrats
folgendes Statement ab:

"Es ist jetzt die Halbzeit der Legislaturperiode. Es sind viele
Fleißkärtchen verteilt worden in der Großen Koalition, viele Gesetze
sind gemacht worden, aber diese Fleißkärtchen-Mentalität kann nicht
darüber hinwegtäuschen, dass es keine Impulse der Großen Koalition
für die Weiterentwicklung unseres Landes gibt. Im Grunde wird hier in
Berlin nur noch spekuliert, wie lange die Große Koalition regiert, es
gibt fortwährend Debatten über Neuwahlen, Minderheitsregierungen,
Ausstieg aus der Großen Koalition und das zeigt eins: die Union und
die SPD, die haben eigentlich fertig. Beide Parteien werden nicht
mehr durch gemeinsame Projekte zusammengehalten, sondern aus
Machtinteressen ist man verbunden. Vielleicht ist es sogar die Angst
vor den Wählern. Damit wird Deutschland unter Wert regiert. Die Große
Koalition hat von Beginn an eine Schlagseite nach links gehabt. Die
SPD kann sich wunderbar in allen Punkten durchsetzen, weil Frau
Merkel ganz offensichtlich den Rekord von Helmut Kohl auch für sich
erreichen will, 16 Jahre zu regieren, auch wenn das Land in dieser
Zeit keine klare politische Kontur hat. Aus unserer Sicht braucht
Deutschland einen neuen Aufbruch. Wir wollen eine Regierung haben,
die wieder über Sachfragen diskutiert, die eine Ambition hat, das
Land zu verändern und wo es nicht nur darum geht, wie lange hält denn
jetzt noch die Koalition oder wer hat welchen Posten. [...]

Unsere Befürchtungen haben sich leider bestätigt. Das wirtschaftliche
Wachstum in Deutschland ist bald bei null, das Tempo geht zurück und
damit reduzieren sich auch die Möglichkeiten für Investitionen in
soziale Sicherheit oder beispielsweise in den Umweltschutz. Wir
brauchen wieder Tempo, auch bei der wirtschaftlichen Entwicklung.
Deshalb fordern wir, dass die Regierung auf alle wachstumsfeindlichen
Maßnahmen, Bürokratie und Belastungen verzichtet, bis das
wirtschaftliche Wachstum wieder bei zwei Prozent liegt. Solange wir
nicht zwei Prozent Wachstum haben, verbietet sich, nur die Verteilung
des Wohlstands in den Blick zu nehmen [...] Wir haben ein Zehn Punkte
Papier in den Deutschen Bundestag eingebracht: Tempo für Deutschland.
Und wir möchten gern dafür sorgen, dass wir bei der wirtschaftlichen
Dynamik wieder an bessere Zeiten anknüpfen. Da gibt es eine Vielzahl
von Maßnahmen: Es geht um die Reduzierung der bürokratischen Last,
Freiräume für Investitionen, indem der Staat sich bei der Steuer
zurückzieht, degressive Abschreibung wieder einführen, damit
Mittelstand, Handwerk, auch kleine Solo-Unternehmer beispielsweise
jetzt Investitionen vornehmen können, die wir brauchen, um auch im
Inland wieder Wachstum zu generieren. So wie die Große Koalition
jetzt agiert, Herr Scholz wartet ab, Herr Altmaier tut nichts, gehen
wir sehenden Auges in eine Rezession und das wird irgendwann auch am
Arbeitsmarkt Folgen haben, da wird es Schleifspuren geben. Wir wollen
das verhindern. Es geht darum, dass Millionen Menschen in Deutschland
keine Sorge um ihren Arbeitsplatz haben sollen. Dafür müssen wir in
diesen Zeiten aber auch wieder etwas investieren und die
Rahmenbedingungen dafür optimieren."

 * 
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INNEN/4797: Rückführungen bundesweit und einheitlich regeln


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. November 2019

THOMAE: Rückführungen bundesweit und einheitlich regeln



Zur Forderung von Bundesinnenminister Seehofer nach strengeren
Grenzkontrollen erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende
Stephan Thomae:

"Mit seinem jüngsten Vorstoß will der Bundesinnenminister kaschieren,
dass er all seine Ankündigungen nicht umgesetzt und die
Sicherheitslage nicht verbessert hat. Der Fall Miri zeigt, dass die
Grenzkontrollen an der deutsch-österreichischen Grenze nichts weiter
als Grenzfolklore sind. Wenn Schwerkriminelle wie Herr Miri
unkontrolliert und ungehindert in die EU und bis nach Deutschland
reisen können, schaffen es auch andere. Abgeschobene Verbrecher
dürfen nicht durch die Drehtür nach kurzer Zeit wieder bei uns
auftauchen. Die FDP-Fraktion fordert seit Langem, Rückführungen
bundesweit und einheitlich zu regeln. Die Bundesregierung muss den
Ländern und der Bundespolizei dabei stärker unter die Arme greifen.
Eine bessere personelle Ausstattung der Bundespolizei und des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge ist daher unabdingbar,
genauso wie eine verbesserte Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden
innerhalb der EU."
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INNEN/4796: Antisemitische Vorfälle müssen konsequent gemeldet und geahndet werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. November 2019

RUPPERT: Antisemitische Vorfälle müssen konsequent gemeldet und
geahndet werden



Zur Forderung des Antisemitismusbeauftragten Klein nach einer
Meldepflicht für antisemitische Vorfälle erklärt der Parlamentarische
Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Das Grölen judenfeindlicher Lieder und Hakenkreuz-Schmierereien
dürfen nicht als Dumme-Jungen-Streiche abgetan werden, erst recht
nicht in Zeiten des wachsenden Antisemitismus. Entsprechend war das
klare Durchgreifen der Lehrkräfte in Grünberg richtig. Jungen
Menschen kann nicht früh genug vermittelt werden, dass wir ein solch
menschenfeindliches Gedankengut in unserer Gesellschaft unter keinen
Umständen dulden. Deshalb halten wir als FDP-Fraktion Bildung für den
zentralen Schlüssel im Kampf gegen Judenhass. Zudem müssen
antisemitische Vorfälle konsequent gemeldet und geahndet werden.
Daher unterstützen wir die Forderung des Antisemitismusbeauftragten
nach einer generellen Meldepflicht für solche Vorfälle an Schulen. So
erhalten Schulen mehr Sicherheit im Umgang mit dieser Problematik."
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MEDIEN/239: Bundesregierung muss sich für Meinungsfreiheit im digitalen Raum einsetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. November 2019

SCHULZ: Bundesregierung muss sich für Meinungsfreiheit im
digitalen Raum einsetzen



Zum Jahresbericht von Freedom House erklärt das
FDP-Fraktionsvorstandsmitglied und Vorsitzende des Ausschusses
Digitale Agenda Jimmy Schulz:

"Die Zukunft des freien Internets steht auf dem Spiel: Laut Freedom
House nutzen vor allem autoritäre, aber auch demokratische Staaten
zunehmend das Internet, um Propaganda und Desinformation zu
verbreiten. Doch auch Deutschland und Europa riskieren ihrerseits die
Meinungsfreiheit im Netz. Denn Uploadfilter oder das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz können zu sogenanntem Overblocking
führen: Inhalte werden im Zweifel gelöscht. Das schränkt die
Meinungsfreiheit unverhältnismäßig ein. Gerade Deutschland und die EU
müssen vielmehr Vorbild sein, anstatt Steilvorlagen für Zensur zu
liefern. Die Bundesregierung hat als Gastgeber des diesjährigen
Internet Governance Forums der Vereinten Nationen die Chance, mit
mehr als Schulterzucken auf den verheerenden Bericht zu reagieren.
Sie soll sich für eine gemeinsame Erklärung zur Wahrung der
Meinungsfreiheit im digitalen Raum und Maßnahmen zur digitalen
Aufklärung einsetzen."
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SOZIALES/1535: Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung wäre Anschlag auf Generationengerechtigkeit


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. November 2019

LINDNER-Statement: Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung wäre
Anschlag auf Generationengerechtigkeit



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"Wir erleben jetzt seit Monaten ein unwürdiges Gezerre um die
Grundrente innerhalb der Großen Koalition. Es geht ganz
offensichtlich nicht mehr um die Sache, sondern es hat sich zu einer
Machtfrage entwickelt. Eigentlich sollte es das Ziel sein,
zielgerichtet Altersarmut zu vermeiden und bedürftigen Menschen zu
helfen einerseits und andererseits Fairness und Gerechtigkeit
gegenüber der Generation der Enkel sowie der Beitragszahler und den
Steuerzahlern walten zu lassen. [...] Die Große Koalition ist jetzt
aus unserer Sicht an einem Punkt der Selbstfesselung angelangt. Eine
Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung halten wir für eine
Veruntreuung von Steuergeldern und einen Anschlag auf die
Generationengerechtigkeit. In früheren Zeiten [...] sind Rentenfrage
immer im Einvernehmen entschieden worden. [...] Wir fordern deshalb
die Große Koalition auf, sich einzugestehen, dass der Streit um die
Grundrente bei ihr jetzt nicht mehr lösbar ist. Beide haben sich
ineinander verkeilt. [...] Deshalb schlagen wir vor, dass es
Gespräche über einen fraktionsübergreifenden Rentenpakt gibt. Wenn
die Große Koalition selbst nicht in der Lage ist, das Problem zu
lösen, dann sollten sich all diejenigen zusammentun, denen ein
leistungsgerechtes und nachhaltiges Rentensystem am Herzen liegt. Wir
haben mit der liberalen Basisrente einen aus unserer Sicht geeigneten
Vorschlag unterbreitet. [...]

Was für die Rente gilt, muss auch für Hartz IV gelten. Wer bedürftig
ist und gleichzeitig leistungsbereit, dem muss der Staat die helfende
Hand reichen. [...] Wenn allerdings die Zusammenarbeit verweigert
wird, dann muss auch eine spürbare Konsequenz folgen und deshalb
begrüßen wir es, dass das Bundesverfassungsgericht die Möglichkeit
von Sanktionen nicht ganz aufgehoben hat. Der Grundsatz 'Fördern und
Fordern' muss auch weiter gelten. [...] Denn Solidarität darf keine
Einbahnstraße sein. Es gibt auch eine Solidarität von Menschen, die
Leistungen in Anspruch nehmen gegenüber denjenigen, die von ihrer
Leistung viel abgeben, um unseren Sozialstaat finanzierbar zu machen.
Sanktionen sind deshalb auch ein Zeichen von Fairness gegenüber
Bürgern, die über ihre Steuern Sozialleistungen finanzieren. [...]
Wir wollen einen Neustart bei der Grundsicherung, das jetzige Urteil
könnte dafür einen Anstoß bieten. Für uns gehört eine Vereinfachung
und Entbürokratisierung einerseits dazu, andererseits maßvolle
Sanktionen [...] Und vor allen Dingen möchten wir auch das System des
Arbeitslosengeldes II am Gedanken der Leistungsgerechtigkeit
ausrichten. Wer neben den Sozialleistungsbezug noch arbeitet, etwa in
einem Minijob, der darf nicht so viel Geld entzogen bekommen wie
jetzt. [...]

Man hat sich darauf geeinigt, die Kaufprämie für Elektroautos zu
erhöhen, denn die Regierung versucht, auf Biegen und Brechen davon
abzulenken, dass die einseitige Fixierung auf batterieelektrische
Antriebe ein gefährlicher Irrweg ist. Die alten Ziele, eine Million
Fahrzeuge bis 2020, werden nicht erreicht werden und jetzt wird
versucht, das mit zusätzlichem Geld zu kaschieren [...] Dabei ist es
eine ganz andere Frage, die problematisch ist: Nicht die Kosten der
Autos sind zu hoch, dass man subventionieren müsste, sondern es ist
die mangelnde Infrastruktur mit vielen ungelösten technischen und
physikalischen Fragen. Und es ist die Frage, ob überhaupt der
Elektroantrieb für jede Alltagsnutzung geeignet ist und deshalb
halten wir es für nötig, auch hier einen anderen Weg einzuschlagen.
Wir wollen den Weg in die automobile Planwirtschaft nicht mitgehen.
Wir möchten, dass es Technologieoffenheit bei den
Antriebstechnologien gibt. Batterieelektrischer Antrieb,
unterschiedliche Formen synthetischer Kraftstoffe, vor allen Dingen
Wasserstoff kann ein Thema sein. [...] Wir möchten nicht politisch
entscheiden, welcher Antrieb im Alltag praktisch CO2 spart. Wir
möchten, dass das durch die marktwirtschaftlichen Prozesse des
Ideenwettbewerbs entschieden wird, also wir setzen auf
Ingenieurskunst und Erfindergeist. [...] Wir brauchen den Einstieg in
eine Wasserstoffwirtschaft und dafür ist auch die Bundesregierung
gefordert, das kann man nicht alleine nur an die Industrie
delegieren. [...]

Wir haben viele Fragen im Fall Miri. Wir wollen, dass dieses Thema
Gegenstand einer Aktuellen Stunde im Deutschen Bundestag am Freitag
wird. Uns geht es darum, dass der Rechtsstaat handlungsfähig ist. Wir
stellen das Grundrecht auf Asyl nicht infrage. Wir haben humanitäre
Verantwortung und wir haben auch ein Interesse an qualifizierter
Einwanderung. Aber dieser neue Asylantrag zeigt, dass es in unserem
Staat eben noch nicht die Ordnung, nicht die Kontrolle gibt, die die
Menschen zu Recht erwarten. Hier gibt es einen Migranten, der unseren
Rechtsstaat, unser Rechtswesen ganz offensichtlich mit großer
Ignoranz aus eigenem Interesse auszunutzen versucht. Hier werden
rechtsstaatliche Grundsätze massiv missachtet. [...] Der Schutz der
europäischen Außengrenzen funktioniert immer noch nicht. Und deshalb
sagen wir: Wir brauchen mindestens zeitweise ein Zurück zu den alten
Regeln von Dublin als Übergangsprovisorium, also Zurückweisungen an
der deutschen Grenze, zielgerichtete Kontrollen [...] Es muss
unterbunden werden, dass solche Kriminelle nach Deutschland kommen
und gehen können, wie es ihnen beliebt. Wir fordern, dass über den
Asylantrag jetzt mit Priorität, rechtsstaatlich sauber, aber mit
Priorität entschieden wird. Das erwarten auch die Bürger und danach
muss garantiert werden, dass er nicht wieder nach Deutschland
einreist. Wir schauen jetzt insbesondere auch auf die Landesregierung
in Bremen. Nachsicht durch SPD, Grüne und Linkspartei darf es nicht
geben. [...]"

 * 
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WIRTSCHAFT/3086: Große Koalition muss Wirtschaftswachstum stärken


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. November 2019

THEURER: Große Koalition muss Wirtschaftswachstum stärken



Zum Jahresgutachten des Sachverständigenrats erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Das Gutachten bestätigt einmal mehr: Wir brauchen Tempo für
Deutschland. Die Große Koalition muss die von den Experten umrissenen
Risiken ernst nehmen und das Wirtschaftswachstum endlich stärken.
Ansonsten droht aus der Konjunktur- eine handfeste Strukturkrise zu
werden. Die FDP-Fraktion fordert eine umfassende Agenda: Wie der
Sachverständigenrat fordert, müssen die Unternehmen durch die
vollständige Abschaffung des Soli bis zum 01.01.2020, eine
Unternehmenssteuerreform und die Senkung der Stromsteuer entlastet
werden. Auch eine zeitliche befristete Wiedereinführung der
degressiven Abschreibung sollten Union und SPD angehen. So haben die
Unternehmen den notwendigen finanziellen Spielraum, um
Zukunftsinvestitionen zu tätigen und Arbeitsplätze zu sichern.
Außerdem brauchen wir einen nationalen Zukunftsfonds zur
Mobilisierung privaten Kapitals und sollten mit bürokratiearmen
Freiheitszonen Experimentierräume für innovative Start-ups schaffen."
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HAMBURG/4926: "Hamburg ist eine jüdische, muslimische, christliche, atheistische Stadt" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. November 2019

"Hamburg ist eine jüdische, muslimische, christliche, atheistische
Stadt" 



Vor dem Hintergrund bundesweit wachsender Gewalt debattiert die
Hamburgische Bürgerschaft heute das Landesprogramm "Hamburg - Stadt mit
Courage". "Es freut mich, dass als Ansatz das Konzept der gruppenbezogenen
Menschenfeindlichkeit gewählt wurde", sagte in ihrer Rede Christiane
Schneider, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. "Denn
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, ob Rassismus, Antisemitismus,
Islamophobie, Homophobie, Sexismus oder Abwertung von Menschen mit
Behinderungen oder Obdachlosen, zieht Grenzlinien durch die Gesellschaft.
Sie definiert ein 'Wir', eine Identität, indem sie definiert, wer nicht zu
diesem 'Wir' gehört. Sie delegitimiert Lebensweisen und bestreitet die
Gleichheit der Menschen in ihrer Verschiedenheit. Damit bereitet sie
verbaler und physischer Gewalt bis hin zum Mord den Boden."

Daher unterstützt DIE LINKE den Antrag von SPD und Grünen auf Einrichtung
eines Runden Tisches und steht auch dem Vorschlag aufgeschlossen gegenüber,
die Synagoge am Bornplatz wiederaufzubauen sowie die liberale jüdische
Gemeinde dabei zu unterstützen, endlich einen eigenen Raum zur
Zusammenkunft zu schaffen. "Auch die Einsetzung eines bzw. einer
Beauftragten für jüdisches Leben und die Bekämpfung und Prävention von
Antisemitismus unterstützen wir, natürlich unter der Maßgabe, dass dieses
Amt von den jüdischen Gemeinden gewünscht wird", sagte Schneider. "Damit
würde bekräftigt, dass Hamburg nicht nur Partner der Jüdinnen und Juden
ist, sondern eine unter anderem eben auch jüdische Stadt, genauso wie
Hamburg eben auch eine muslimische Stadt ist oder eine christliche oder
eine atheistische, eine Stadt der hier Geborenen und der Zugewanderten."

 * 
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HAMBURG/4925: "Eine 'Stadt der Guten Arbeit' ist Hamburg noch lange nicht" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. November 2019

"Eine 'Stadt der Guten Arbeit' ist Hamburg noch lange nicht"



Senat, SPD und Grüne feiern Hamburg als angebliche Stadt der 'Guten
Arbeit', weil es erstmals mehr als eine Million
sozialversicherungspflichtige Jobs gibt. "Dabei unterschlagen sie, dass 40
Prozent aller Beschäftigungsverhältnisse atypisch sind und rund die Hälfte
der Neueinstellungen im vergangenen Jahr befristet waren. Das führt zu
Unsicherheit in der Lebensplanung, vor allem bei jungen Menschen, und ist
ganz sicher keine 'Gute Arbeit'", sagte in der Aktuellen Stunde der
Hamburgischen Bürgerschaft der gewerkschaftspolitische Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, Deniz Celik. "Auch der Boom bei Minijobs hält an, vor
allem bei solchen, die neben einem Hauptjob ausgeübt werden, weil der Lohn
nicht zum Leben reicht."

Von einer 'Stadt der Guten Arbeit' sei Hamburg noch weit entfernt, sagte
Celik: "Wir fordern vom Senat die Aufnahme 'Guter Arbeit' in die Kriterien
von Wirtschaftsförderung und Flächenvergabe und eine Bundesratsinitiative
zur Abschaffung von Minijobs. Außerdem ist es längst überfällig, dass der
städtische Mindestlohn von zwölf Euro im Vergabegesetz verankert wird,
damit ihn auch die Beschäftigten der städtischen Auftragnehmer_innen
bekommen."
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HAMBURG/4924: Kampf gegen den Mietendeckel auf unterstem Niveau (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. November 2019

Kampf gegen den Mietendeckel auf unterstem Niveau



Der angeblich "funktionierende" Wohnungsmarkt und eine fragwürdige Studie
der Wohnungswirtschaft sind heute Thema in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Der Versuch, die Mietendiskussion mit diesem seltsamen Papier einzudämmen,
geht gründlich daneben: Kaum jemand auf Wohnungssuche in Hamburg macht die
behauptete Erfahrung, dass der Mietenmarkt für ihn oder sie funktioniert",
sagte in der Aktuellen Stunde Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE. "Um zu diesem zuckersüßen Ergebnis zu kommen, muss
die Wohnungswirtschaft 19 Jahre lang zurückrechnen und öffentlich
geförderte Mieten einbeziehen - wogegen sie sich bei der Berechnung des
Mietenspiegels mit Händen und Füßen wehrt." Tatsächlich sind nach Angaben
des Senats die Mieten bei Wiedervermietungen von 2000 bis 2017 um 47,4
Prozent und bei Erstvermietungen um 54 Prozent gestiegen.

"Die Wohnungswirtschaft rechnet mit Tricks einen unsozialen Mietenmarkt
schön, um einen sozialen Mietendeckel zu verhindern. Und eine unsoziale
Partei greift das Thema hetzerisch auf um den falschen Eindruck zu
erwecken, sie habe ein soziales Profil", so Sudmann. "Beides hilft den
Menschen in Hamburg kein bisschen."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4923: Kohle-Heizkraftwerke im Sommer? Abschalten! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. November 2019

Kohle-Heizkraftwerke im Sommer? Abschalten!



Hamburgs Klimaziele sind wenig ambitioniert, das bisher Erreichte ist noch
schwächer. So läuft das Heizkraftwerk Wedel selbst im Sommer - um mit Kohle
Strom zu erzeugen. Darum fordert DIE LINKE heute mit einem Antrag (Drs.
21/18777) in der Bürgerschaft, die stadteigenen Kohlemeiler Wedel und
Tiefstack außerhalb der Heizperiode abzuschalten. "SPD und Grüne machen
keine Fortschritte beim Klimaschutz", sagte in der Debatte der
umweltpolitische Sprecher der Fraktion, Stephan Jersch. "Im Gegenteil, der
Senat ist nach der Übernahme des Fernwärmenetzes zum zweitgrößten
Kohlestrom-Produzenten in Hamburg aufgestiegen, übrigens unter Federführung
eines grünen Umweltsenators. Das ist ein Verstoß gegen den Volksentscheid
zum Rückkauf der Energienetze und ein Affront gegenüber dem Klimaschutz.
Zumindest für uns steht außer Frage, dass die Stadt endlich handeln muss,
wo es in ihrer Hand liegt."

Mit Wedel hat sich Hamburg einen Sanierungsfall gekauft: Zur Einhaltung der
Emissions-Grenzwerte muss ein hoher zweistelliger Millionenbetrag
investiert werden, die Kosten für die Beseitigung des sauren
Partikelniederschlags noch nicht mitgerechnet. Und das alles, um das
technisch veraltete Kohlekraftwerk bis 2025 am Netz zu halten. Das Geld
dafür besorgt der Senat durch den ganzjährigen Verkauf von Kohlestrom aus
ebendiesem Kraftwerk.

"Rot-Grün in Hamburg hält es nicht anders als Schwarz-Rot in Berlin: Die
Rettung des Klimas muss sich rechnen, sonst ist sie nicht drin", kritisiert
Jersch. "Wir sind mit der Umweltbewegung einig, dass die Folgekosten dieses
Aussitzens und Relativierens für die Stadt enorm sein werden. Sie muss
jetzt konsequent und schnell handeln. Die Einnahmen aus der
Kohleverstromung dürfen dem Senat nicht wichtiger sein als die CO2-Bilanz
und die Klimarettung."
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RHEINLAND-PFALZ/5275: Garantiesicherung statt Sanktionen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 05.11.2019

Garantiesicherung statt Sanktionen



Zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts über die teilweise
Verfassungswidrigkeit von Sanktionen gegenüber Hartz IV-Empfängerinnen
und -Empfängern erklärt der sozialpolitische Sprecher der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Daniel Köbler:

"Endlich wird der Praxis der massiven Kürzung von Hartz IV-Leistungen
zu Sanktionszwecken ein Riegel vorgeschoben. Das haben wir GRÜNEN
schon lange gefordert. Mit einer durchschnittlichen Leistungskürzung
von 21 Prozent sind die Sanktionen in Rheinland-Pfalz im Vergleich zum
Bundesdurchschnitt von 19 Prozent sogar besonders hoch. Nur in Bayern
und Thüringen werden noch höhere Sanktionen verhängt.

Wir fordern deshalb weiter die völlige Abschaffung derartiger
Sanktionen. Sie verletzen die Menschenwürde, schaffen ein Klima der
Angst in den Jobcentern und fressen Zeit- und Personalressourcen.
Stattdessen setzen wir auf eine sanktionsfreie Garantiesicherung, die
die persönliche Beratung und Vermittlung in den Mittelpunkt stellt.
Gerade junge Menschen brauchen eine enge Begleitung und verlässliche
Ansprechpersonen von Seiten der Jobcenter, damit sie ermutigt und
bestärkt werden, ihr Leben eigenständig zu führen."

 * 
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THÜRINGEN/102: Thüringer Landtagskurier Ausgabe 8/2019


THÜRINGER LANDTAGSKURIER - Ausgabe 8/2019

Aus dem Plenum und den Ausschüssen



Letzte planmäßige Sitzungen im Thüringer Landtag

Vor den Landtagswahlen am 27. Oktober traten die Abgeordneten des 6.
Thüringer Landtags in den vergangenen Wochen zu den vorerst letzten
Plenarsitzungen in dieser Wahlperiode zusammen. Auf den Tagesordnungen
der regulären Sitzungen im September standen nicht wenige
abschließende Beratungen zu Gesetzentwürfen der Landesregierung, unter
anderem zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen, zur Verbesserung der
Qualität in Kindergärten oder zu Neugliederungen in Gemeinden und
Landkreisen. Insgesamt zwölf Gesetze wurden damit nach den
Schlussabstimmungen im Plenum verabschiedet. In zwei Sondersitzungen
am 1. Oktober 2019 diskutierten die Abgeordneten zudem die
Abschlussberichte der Enquetekommission 6/1 "Rassismus und
Diskriminierung" sowie des Untersuchungsausschusses 6/1
"Rechtsterrorismus und Behördenhandeln", die zuvor in zwei
Pressekonferenzen der Öffentlichkeit vorgestellt wurden. Damit
absolvierten die 91 Abgeordneten in dieser Wahlperiode bislang 160
Sitzungen und beschlossenen 165 Gesetze. Fast 20.000 Bürgerinnen und
Bürger besuchten während der 6. Wahlperiode den Landtag. Vor Beginn
der einstweilig letzten Plenarsitzung bedankte sich
Landtagspräsidentin Birgit Diezel für die engagierte Arbeit der
Abgeordneten in den vergangenen fünf Jahren "In dieser Wahlperiode
wurden viele wichtige, meist heftig diskutierte Entscheidungen
getroffen. Sie haben in den vergangenen Jahren ein großes
parlamentarisches Pensum geleistet und waren nebenbei jederzeit
ansprechbar für die Bürgerinnen und Bürger unseres Freistaats. Politik
ist von Menschen für Menschen gemacht. Und das ist hier im Thüringer
Landtag trotz aller demokratischen Auseinandersetzungen zumeist auch
spürbar. Für Ihre geleistete Arbeit aber auch ganz persönlich, danke
ich Ihnen sehr herzlich."


Langjährige Parlamentarier verabschieden sich

Mit den vorerst letzten Sitzungsterminen endete auch die - teils
langjährige - Abgeordnetentätigkeit einiger Parlamentsmitglieder. Gut
ein Fünftel von ihnen wird dem 7. Thüringer Landtag nicht mehr
angehören. Zu ihnen gehören unter anderem Wolfgang Fiedler (Mitglied
des Landtags seit 1990), Dr. Werner Pidde (seit 1994) Manfred Grob
(seit 1999), Vizepräsidentin Margit Jung (seit 2004) oder auch Wiebke
Muhsal (seit 2014).

Während der Debatte zum Thüringer Jagdgesetz verabschiedeten sich
gleich drei Abgeordnete, die voraussichtlich nicht mehr dem Landtag
angehören werden. So auch der seit der 1. Wahlperiode im Landtag
vertretene Egon Primas, der sich über viele Jahre im
Landwirtschaftsausschuss oder in verschiedenen Freundeskreisen
engagierte. Resümierend, aber auch mit einem Augenzwinkern, sagte er
in seinem letzten Redebeitrag im Parlament: "Dieser Landtag,
parteiübergreifend, kümmert sich um alle Probleme unserer Bevölkerung.
Hier wird jedes Problem diskutiert und zu einer Lösung gebracht. [...]
29 Jahre sind eine lange Zeit. Sechs Mal direkt gewählt zu werden war
fantastisch. Ich habe es genossen. Ich hoffe ich war nicht zu böse. Es
tut mir Leid, wenn ich jemanden beleidigt habe - oder auch nicht.
Alles Gute. Glück auf!"

Auch die Abgeordnete Dagmar Becker bestätigte die
fraktionsübergreifende Zusammenarbeit in Plenum und Ausschüssen und
wünschte sich für die Zukuft: "Ich möchte mich bei allen bedanken, die
in den letzten Jahren zusammengearbeitet haben. Über Parteigrenzen
hinweg hat uns die Landwirtschaft, der Forst und die Jagd immer alle
zusammengeführt. (...)

Wir brauchen auch eine gemeinschaftliche Zusammenarbeit bei der
Situation des Waldes. So wie er jetzt ist, müssen Sie alle in dem
neuen Landtag eng zusammen arbeiten, damit das Thüringer Herz auch
weiter grün ist, und dafür wünsche ich Ihnen alles Gute!"

 * 

AUS DEM LANDTAG

Achava-Schülerforum im Landtag

300 Schüler zu Workshops, Kunst und Musik im Parlament

Am 24. September eröffnete Vizepräsidentin Margit Jung das nunmehr 2.
Achava-Schülerforum im Thüringer Landtag mit einer Ansprache im
Plenarsaal. Die knapp 300 Schülerinnen und Schüler im Plenarsaal rief
Vizepräsidentin Jung dazu auf, Mitmenschlichkeit und Toleranz zu
leben. Zudem sprachen Bodo Ramelow, Ministerpräsident des Freistaats
Thüringen, Naftali Fürst, Holocaustüberlebender des KZ-Buchenwald,
Juri Goldstein, stellvertretender Vorsitzender der Jüdischen
Landesgemeinde, sowie Achava-Intendant Martin Kranz zu den Kindern und
Jugendlichen im Plenarsaal.

Im Mittelpunkt des interkulturellen Dialogs im Landtag standen wieder
Workshops, die sich mit Themen wie Diskriminierung, Antisemitismus
oder dem Nahost-Konflikt auseinandersetzten. Das Schülerforum im
Landtag ist Teil der 5. Achava-Festspiele. Für die musikalische
Umrahmung sorgten unter anderem die Musiker des Projekts "Thüringer
Bach Collegium meets Helmut Eisel", die Stücke und Medleys zwischen
Johann Sebastian Bach und jiddischem Klezmer vorstellten.

Landtagspräsidentin Birgit Diezel ist Schirmherrin der Veranstaltung.
Vizepräsidentin Jung zeigte sich erfreut über die Gäste des
Schülerforums, u.a. über die "Referenten, Künstler und Musiker, die
heute den Tag bunt und abwechslungsreich gestalten. Im Mittelpunkt von
Achava steht die Begegnung, das Kennenlernen, der Austausch zwischen
den Menschen, zwischen den Religionen und zwischen den Generationen",
sagte Jung, die die große Teilnahme und das Interesse der Kinder und
Jugendlichen an diesem interkulturellen Schülerforum begrüßte. Die
Workshops fanden neben dem Landtag auch in Schulen in Erfurt, Eisenach
und Weimar statt. Die Organisatoren der 5. Achava Festspiele, Angelika
Kranz und Intendant Martin Kranz, hatten für die Workshops auch in
diesem Jahr namhafte Gäste und Referenten aus ganz Deutschland
engagiert, u.a. den Holocaustüberlebenden Naftali Fürst, den
Konzertmeister der Weimarer Staatskapelle Gernot Süßmuth und die
jüdische Malerin Ruth Horam.

Anfang Texteinschub

Straßen überwinden Grenzen


Vor 30 Jahren endete die Teilung Deutschlands und Europas. Von
insgesamt 1378 Kilometern innerdeutscher Grenze wurden 763 Kilometer
am 3. Oktober 1990 thüringische Landesgrenze zu Niedersachsen, Hessen
und Bayern. Daran erinnert das Thüringer Landesamt für Bodenmanagement
und Geoinformation mit einer Ausstellung, die vom 7. bis 29.
November 2019 im Foyer des Landtags zu sehen sein wird.


Als roter Faden dient die Straße. Es werden Grenzübergänge an
Landstraßen und Autobahnen auf Luftbildern und topografischen Karten
gezeigt. So wie eine Grenze trennt, hat die Straße per se eine
verbindende Funktion als wichtiges Verkehrsbauwerk.

Ende Texteinschub


"Perspektiven" von Wolf Bertram Becker

Projektionen von erlebtem Raum als künstlerischer Abschluss der 6.
Wahlperiode

Zum Ende der 6. Wahlperiode sind im Thüringer Landtag die Werke des
Malers Wolf Bertram Becker in einer ganz besonderen Ausstellung zu
sehen. Das Schaffen des Weimarer Künstlers ist nicht nur ein
prägnantes Beispiel der zeitgenössischen Malerei, sondern auch eine
beachtliche Werkschau eines national und international anerkannten
Thüringer Künstlers.

Wolf Bertram Becker, Jahrgang 1964, lebt und arbeitet in Weimar. Sein
gesamtes künstlerisches Schaffen bewegt sich um die Projektion von
erlebtem Raum auf die Fläche der Leinwand. In großformatiger
Handschrift legt er Bildräume an, die den Betrachter ins Bild zu
ziehen vermögen. Er konstruiert Landschaften und Architekturbilder als
kraftvoll-farbige Gefüge. Immer konzentriert auf das Wesentliche und
frei von jeglicher geschmeidiger Eingängigkeit. Gefällige Ansichten
bietet er dem Betrachter nicht, dafür aber Perspektiven. Die
Ausstellung wird bis zum 24. November 2019 im Thüringer Landtag zu
sehen sein.

Sie ist Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr und an den Wochenenden
nach Vereinbarung (Tel.: 0361 37 72005) zu betrachten. Der Eintritt
ist frei!

Anfang Texteinschub

30 Jahre Mauerfall - Wie hat sich Journalismus mit dem Mauerfall
verändert?


Mit der Veranstaltung am 8. November 2019 möchte der
Landesverband Thüringen des Deutschen Journalistenverbandes eine
Brücke zwischen Journalisten und vor allem jungen Konsumenten
schlagen. In einem "World Café" geht es um einen Austausch zum
Journalistenstudium in der ehemaligen DDR in Leipzig und den
Redaktionsalltag in einem DDR-Medium. Aber auch den Fragen "Wie wurde
fotografiert und wie kam das Bild ins Blatt?" oder "Vorurteile
gegenüber neuen Kollegen auf beiden Seiten"? soll nachgegangen werden.


Informationen und Anmeldung unter info@djv-thueringen.de.

Ende Texteinschub
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"Wir wollen Gerechtigkeit bei den Straßenausbaubeiträgen von
Anfang an"

Auf dem Flur der CDU-Landtagsfraktion im zweiten Stock des Thüringer
Landtags herrscht Hochbetrieb. Ein Team des Mitteldeutschen Rundfunks
interviewt CDU-Fraktionschef Mike Mohring. "Wir wollen
Beitragsgerechtigkeit bei den Kommunalabgaben. Die bislang gezahlten
Beiträge der Bürger sollen in der nächsten Legislatur zurückerstattet
werden. Dafür werden wir uns einsetzen." Ein paar Meter weiter stehen
Thüringens Innenminister Georg Maier und sein Staatssekretär Uwe Höhn
(beide SPD) und beugen sich über die vorbereitete Pressemitteilung.
Maier hatte wohl gehofft, das mit dem nur wenige Minuten zuvor im
Thüringer Landtag mit rot-rot-grüner Mehrheit durchgepeitschten
Kommunalabgaben-Gesetz das Thema aus dem beginnenden Wahlkampf
herauszuhalten gewesen wäre. Doch das rot-rot-grüne Regelwerk,
jahrelang beraten und mehrfach geändert, war handwerklich und
juristisch äußerst schlecht gemacht. Denn nach den rotrot-grünen
Vorstellungen werden die Straßenausbaubeiträge nur für diejenigen
Grundstücksbesitzer abgeschafft, deren Baumaßnahmen bis Ende 2018
abgeschlossen worden sind. Alle anderen sollen weiterhin zahlen.

Die CDU-Landtagsfraktion, obschon seit Jahren für die Entlastung der
Bürger bei den Straßenausbaubeiträgen, hat sich im Plenum bei der
Abstimmung über das Gesetz der Landesregierung enthalten. "Das Gesetz
ist verfassungsrechtlich angreifbar und - wichtiger noch - es schafft
neue Ungerechtigkeiten", sagt Mohring im Gespräch mit Journalisten.
"Denn wieso soll derjenige, dessen Straße vor dem Haus noch Ende 2017
fertiggestellt worden ist, zahlen - die Nachbarn nur einen
Bauabschnitt weiter dann aber nicht mehr?"

Gerade in diesen Tagen flattern in Heilbad Heiligenstadt im Eichsfeld
Grundstückseigentümern genau solche Bescheide ins Haus. "Wer hat denn
dafür Verständnis? Es ist diese Schere zwischen Worten und Taten,
durch die sich viele Bürger enttäuscht von der Politik abwenden", sagt
Mohring.

Die Koalition in ihrer Not hat dieses Problem sehr wohl erkannt und
will einen Härtefallfond einrichten - für Fälle zwischen 2015 und
2017. Jörg Geibert, parlamentarischer Geschäftsführer der
CDU-Landtagsfraktion, Rechtsanwalt und bis 2013 selbst Innenminister,
greift sich an den Kopf: "Das muss man sich einmal vorstellen.
Rot-Rot-Grün erlässt ein Gesetz, verspricht die Entlastung der Bürger.
Und muss im gleichen Atemzug einen Härtefallfond für die Folgen dieses
Gesetzes auflegen." Solide Gesetzesarbeit sehe anders aus, so Geibert.

"Na, das ist ein richtig teures Wahlkampfgeschenk", merkt der
Fraktionsmitarbeiter einer der Regierungsfraktionen an. Genau das ist
auch die Argumentation, mit der Rot-Rot-Grün den Vorschlag der
CDU-Fraktion zurückzuweisen versucht. Bis zu 600 Millionen Euro könnte
die Initiative der Christdemokraten im Landtag das Land kosten, wobei
dabei die Kosten der verunglückten Teilfreistellung durch das nun
beschlossene Gesetz der Regierung Ramelow noch abzuziehen wären.

Am innenpolitischen Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Wolfgang
Fiedler, prallen Anwürfe wie der vom Wahlkampfgeschenk ab. "Ich mache
seit 30 Jahren Innenpolitik. Die verunglückte Novelle, die
Rot-Rot-Grün vorgelegt hat, war bereits die neunte Gesetzesänderung
dieser Art. Wir machen den Thüringern ein Angebot, diese offene Flanke
der Landespolitik nun abschließend und gerecht zu regeln." Bevor er
den Flur verlässt und wieder in den Plenarsaal geht, merkt Fiedler
noch an: "Rot-Rot-Grün hat in den vergangenen fünf Jahren über fünf
Milliarden Euro zusätzlich ausgegeben. Hier eine Initiative, dort ein
Modellprojekt. Prämien für Gemeindefusionen und kostenlose
Kindergartenplätze. Sind das denn keine Wahlkampfgeschenke?"

 * 
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Licht ins Dunkel

Von Susanne Hennig-Wellsow, Fraktionsvorsitzende

Wir werden uns mit dem Agieren der Treuhand und den für viele Menschen
dramatischen Folgen nicht abfinden. Die traumatischen Vorgänge
verlangen umfassende Aufklärung über die vielerorts verheerende Rolle
der Treuhand nach der Wende. Eine Enquetekommission in der nächsten
Legislaturperiode des Landtags ist das richtige Mittel, um Licht in
das Dunkel der Machenschaften der Treuhandgesellschaft in Thüringen zu
bringen.

Dabei muss auch geklärt werden, welchen Anteil die Treuhand am
damaligen wirtschaftlichen Niedergang und jetzigen Nachholbedarf,
exemplarisch am Thüringer Beispiel, hat. Die Treuhand hat die
praktische Umwandlung der DDR-Planwirtschaft in die Marktwirtschaft zu
verantworten. In Folge der Treuhandpolitik wurden viele gut
aufgestellte und sanierungsfähige Betriebe abgewickelt und
geschlossen. Millionen Menschen in Ostdeutschland verloren ihre
Arbeit. Viele von ihnen waren jahrelang arbeitslos, wurden von einer
Maßnahme des Arbeitsamts in die nächste gesteckt, andere machten sich
gleich auf den Weg in die westdeutschen Bundesländer.

Dieses Trauma hat sich in die Seele der Menschen gebrannt und wirkt
bis heute nach. Mit Blick auf die Anerkennung von Lebensleistungen
gehört es sich, das durch die Treuhand verursachte Desaster
aufzuklären. Es geht in diesem Zusammenhang nicht zuletzt darum, den
Ostdeutschen ein Stück Würde zurückzugeben.



Kindergarten-Gesetz: Qualitätsverbesserungen und Beitragsfreiheit


Der Landtag hat am 12. September das Kindergarten-Gesetz beschlossen.
Damit hat Rot-Rot-Grün den nächsten wichtigen Schritt hin zu komplett
gebührenfreier und hochwertiger frühkindlicher Bildung und Betreuung
in Thüringen getan. Gleichzeitig wurde der Titel des Gesetzes von
Kita-Gesetz in Kindergarten-Gesetz geändert. Die Novelle bringt
spürbare Verbesserungen für Vier- bis Fünfjährige durch einen
veränderten Betreuungsschlüssel, wovon ca. 17.800 Kinder profitieren.
Für günstigere Regelungen zum personellen Ausgleich von Krankheits-,
Urlaubs- und Weiterbildungszeiten erhalten die Einrichtungen
zusätzliche ca. 530 Personalstellen. Außerdem stellt das Land 100
Stellen für ein Modellprojekt "Aufbau multiprofessioneller Teams" zur
Verfügung. Mit dem nun beschlossenen Gesetz werden 58 Prozent der
zusätzlichen Mittel in Qualitätsverbesserungen und 42 Prozent in
Beitragsfreiheit investiert. "In dieser Legislaturperiode haben wir
für zusätzliche 1.100 ErzieherInnen gesorgt, ohne Eltern oder Kommunen
damit zu belasten. Mit den erreichten Verbesserungen steht nun mehr
Zeit für die Arbeit mit Kindern zur Verfügung. Gleichzeitig haben wir
massiv in den Ausstieg aus den Elterngebühren investiert, indem am
1.1.2018 das erste und nun ab 1.8.2020 das zweite beitragsfreie Jahr
beschlossen wurde. Damit können Familien insgesamt um ca. 3000 Euro
entlastet werden", unterstreicht Torsten Wolf, bildungspolitischer
Sprecher der Linksfraktion.


Freiwillige Neugliederungen für bessere Verwaltungsstrukturen


Der Landtag hat das rot-rot-grüne Gesetz für weitere 18
Gemeindeneugliederungen sowie die Rückkreisung von Eisenach in den
Wartburgkreis beschlossen. "Damit hat jede zweite Gemeinde die Chancen
der freiwilligen Neugliederung genutzt. Das ist eindeutig Beleg dafür,
dass sich die Thüringer Gemeinden den Herausforderungen der Zukunft
stellen", sagt Frank Kuschel, Kommunalpolitiker der Linksfraktion.
Dazu gehören insbesondere die Sicherung des Berufsnachwuchses und die
Bündelung der finanziellen Ressourcen im Bereich der notwendigen
Investitionen. Zudem werden mit dem Gesetz die Finanzhilfen
entfristet. "Das kann zu Recht als Signal verstanden werden, dass nach
der Landtagswahl der Prozess der freiwilligen Gemeindegebietsreform
fortgesetzt und finanziell unterstützt wird", hebt der
Landtagsabgeordnete hervor. "Mit der Neugliederung des Landkreises
Wartburgkreis und der Stadt Eisenach entsteht durch eine Bündelung der
Kräfte sowie eine effektivere und effizientere Nutzung der Ressourcen
eine starke Region. Mit der Einkreisung von Eisenach wird die
Leistungs- und Verwaltungskraft der Stadt gestärkt sowie ein
großräumiger Interessen- und Lastenausgleich zwischen den Städten und
den sie umgebenden Landkreisen ermöglicht", so der LINKE
Kommunalexperte.


Gläserne Verwaltung: Rot-rot-grünes Transparenzgesetz
beschlossen

"Mehr Bürgerbeteiligung, demokratische Kontrolle und
Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen, das bringt das neue Thüringer
Transparenzgesetz", sagt Steffen Dittes, Innenpolitiker der
LINKE-Fraktion. Dabei gehe es um Beschlüsse, Verträge oder Gutachten,
die in Entscheidungen eingeflossen sind. "Viele Bürger haben dazu
berechtigte Fragen. Mit dem Transparenzportal werden Informationen
veröffentlicht, unabhängig davon, ob sie beantragt oder erfragt
werden." Nach einer umfangreichen Anhörung von Expertinnen und
Experten war der Gesetzentwurf der Landesregierung weiterentwickelt
worden. Es flossen rund 25 Neuerungen im Fachausschuss und in der
Plenarsitzung ein. Dazu gehört eine Ausdehnung der
Veröffentlichungspflichten auf Studien und Gutachten, die von Behörden
beauftragt wurden und Eingang in Entscheidungen fanden, aber auch auf
Dienstanweisungen und Richtlinien von Behörden oder Übersichten zu
Finanzhilfen des Landes. Parallel zu dem für alle Bürger kostenlosen
Transparenzportal können auch darüber hinausgehende Informationen auf
Antrag erlangt werden, die bei geringfügigem Aufwand
verwaltungskostenfrei sind. "Um ausufernde Kosten zu vermeiden, haben
wir jedoch eine Höchstgrenze von 500 Euro ins Gesetz aufgenommen. Die
kommunale Ebene wird über ein Modellprojekt eingebunden", so der
LINKE-Abgeordnete.
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Kostenfreie Bildung für alle

Für eine gute Bildung von Anfang an hat die rot-rot-grüne
Landesregierung das neue Kindergartengesetz verabschiedet. Mit der
Novellierung ist es uns nun möglich, das Gute-Kita-Gesetz des Bundes
optimal für Thüringen umzusetzen. Kinder sollen bestmöglich betreut
und ihre Eltern entlastet werden. Mit dem Ziel, vollkommene
Beitragsfreiheit für sämtliche Bildungseinrichtungen zu ermöglichen,
führt Rot-Rot-Grün deshalb zum 01.08.2020 ein zweites beitragsfreies
Kindergartenjahr ein. Die SPD-Familienpolitikerin Birgit Pelke: "Ein
guter Start ins Leben ist für uns von höchster Bedeutung. Dabei soll
die soziale Herkunft keine Rolle spielen, deshalb arbeiten wir stetig
an optimalen Bildungschancen und zwar für alle und von Anfang an." Die
Gesetzesänderung sei ein wichtiger Schritt für den leichteren Zugang
zu frühkindlichen Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsangeboten.
Hinzu kommt eine jährliche finanzielle Entlastung der Familien in Höhe
von rund 30 Millionen Euro. "Auch für die pädagogischen Fachkräfte
werden sich durch das neue Kindergartengesetz die Rahmenbedingungen
erheblich verbessern. Das steigert die Betreuungsqualität für die
Kinder und erleichtert die Arbeitssituation der Erzieher und
Erzieherinnen spürbar", so Pelke.

Indem der Betreuungsschlüssel für 4- bis 5-Jährige abgesenkt wird,
kann sich beispielsweise jeweils ein Erzieher bzw. eine Erzieherin
dieser Altersgruppe künftig auf 14 anstatt wie bisher auf 16 Kinder
konzentrieren.

"Außerdem wird die ohnehin seit langem geübte Praxis,
Kindertagesstätten als Kindergarten zu benennen, nun ausdrücklich
gesetzlich legitimiert", so die SPD-Familienpolitikerin abschließend.


Ehrenamt als Verfassungsauftrag

"Die Bedeutung des Ehrenamtes soll sich nicht nur in Sonntagsreden
wiederspiegeln", begründet der SPD-Fraktionsvorsitzende Matthias Hey
die Forderung, das Ehrenamt in die Verfassung aufzunehmen. Bei der
gemeinsamen Aktuellen Stunde von R2G plädierten die Fraktionen dafür,
den Schutz und die Förderung des Ehrenamtes als Verfassungsauftrag
festzuschreiben.

Dabei war die gesetzliche Festsetzung des Ehrenamtes in die Verfassung
der SPD von Anfang an eine Herzensangelegenheit: Beim Ehrenamtsempfang
der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wurde zuletzt erstmals
der Hermann-Brill-Preis für herausragendes ehrenamtliches Engagement
verliehen. Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren, verdienen von
der Gesellschaft mehr Anerkennung und vom Freistaat stärkere
Unterstützung. Leider ist der Respekt gegenüber ehrenamtlichen
Rettungskräften zurückgegangen, sei es beim Nichtbilden von
Rettungsgassen, bei Pöbeleien während eines Einsatzes oder gar das
Behindern von Rettungsmaßnahmen.

Um etwas gegen diese Zustände zu unternehmen, hat die SPD-Fraktion
bereits im August ein 6-Punkte-Papier für die Ehrenamtlichen im Brand-
und Katastrophenschutz vorgelegt. Dort fordert sie unter anderem eine
Helferprämie in Höhe von 750 Euro und eine Kampagne, die zum Respekt
gegenüber Rettungskräften aufruft. Zum anderen sollen Feuerwehren
optimal ausgerüstet und die Ausbildungsbedingungen verbessert werden.

Denn eines ist klar: Die Gesellschaft braucht das Ehrenamt und das
Ehrenamt braucht Nachwuchs, der vom Land gefördert werden muss.

Auf unserer webseite spd-thl.de finden Sie das Positionspapier zum
Download.


Aktionsplan Wald

Die rot-rot-grünen Regierungsfraktionen haben mit der Änderung des
Thüringer Waldgesetzes ein forstwirtschaftliches Vorkaufsrecht
eingeführt, das verhindern soll, dass land- und forstwirtschaftsfremde
Investoren Flächen in Thüringen als Geldanlage erwerben. Ein weiterer
Schwerpunkt ist der Waldumbau zur Anpassung an den Klimawandel, der
nun zur gesetzlichen Aufgabe für den Freistaat geworden ist.


Beiträge abgeschafft

Die Straßenausbaubeiträge in Thüringen sind abgeschafft. Ein
entsprechendes Gesetz haben die Regierungsfraktionen verabschiedet.
Dazu Claudia Scheerschmidt, kommunalpolitische Sprecherin: "Mit der
Abschaffung, wollen wir vorherrschende Existenzängste von
Hausbesitzern ausräumen." Als Stichtag für die rückwirkende
Abschaffung wurde der 01.01.2019 festgelegt. Den Kommunen werden die
Kosten vom Land erstattet.


Freiwillige Fusionen

Zusammen mit dem dritten Gemeindeneugliederungsgesetz haben sich in
dieser Wahlperiode insgesamt über 390 Gemeinden mit Unterstützung der
Regierungsfraktionen freiwillig zu neuen Einheitsund Landgemeinden
zusammengeschlossen. Dabei werden die Gemeinden finanziell durch das
Land unterstützt. Insgesamt erhalten sie im dritten
Gemeindeneugliederungsgesetz 24,7 Millionen Euro
Unterstützungsleistungen, die sie z.B. für Investitionen in
Kindergärten, Spielplätze und Vereinsräume verwenden können.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Bei ihrem traditionellen Jahresempfang hat die SPD-Fraktion den 11.
Thüringer Frauenpreis verliehen. Ausgezeichnet wurden Sabine Stelzl
für ihren Einsatz für Frauenrechte im Ehren- und Hauptamt, zum
Beispiel als Vorstandsfrau im Frauenzentrum Brennnessel sowie Petra
Meyenberg für ihre Arbeit im Frauenkommunikationszentrum Gera des
Landesverbandes des Demokratischen Frauenbundes. Übergeben wurde die
Auszeichnung von der SPD-Bundestagsabgeordneten Elisabeth Kaiser.


Newsletter der SPD-Fraktion:

Noch mehr Informationen gibt es mit dem E-Mail-Newsletter der
SPD-Fraktion. Einfach anmelden auf spd-thl.de!

 * 

AfD-Fraktion im Thüringer Landtag

Geschäftsstelle

Tel.: 0361 3772452

Fax: 0361 3772453

www.afd-thl.de

Die Zwangsbewirtschaftungsmaßnahme "Mietpreisbremse" auf Erfurter
Wohnungsmarkt ist Eingeständnis des konzeptlosen Scheiterns von
Rot-Rot-Grün Die Mieten in Thüringens Landeshauptstadt dürfen künftig
nicht höher als um 15 Prozent binnen drei Jahren steigen. Die
sogenannte Kappungsgrenze für Erfurt mit Hilfe einer Rechtsverordnung
durch das Infrastrukturministerium eingeführt.

Stefan Möller, Parlamentarischer Geschäftsführer der AfD-Fraktion im
Thüringer Landtag und Fraktionsvorsitzender der AfD-Fraktion im
Erfurter Stadtrat bewertet die Maßnahme äußerst negativ: "Am Ende von
fünf Jahren Rot-Rot-Grün steht die Zwangsbewirtschaftung auf dem
Erfurt Wohnungsmarkt. Besser als mit einer Mietpreisbremse kann man
sein konzeptloses Scheitern auf allen Ebenen - landes- und
kommunalpolitisch - nicht eingestehen. Die politischen
Entscheidungsträger der Stadt verkauften Wohnbaulandreserven die heute
fehlen, der soziale Wohnungsbau ist seit Jahren nicht ausreichend,
Asylbewerber werden in eigenen Wohnungen untergebracht statt sie in
Sammelunterkünfte einzuquartieren. Die Landesregierung wiederum
vernachlässigte in sträflichster Weise den ländlichen Raum, weshalb
viele Bewohner aus dem ländlichen Raum in die Städte drängen. Unsere
Maßnahmenvorschläge sind klar formuliert: Investitionen in den
ländlichen Raum, Sammelunterbringung für Asylbewerber, starker
sozialer Wohnungsbau und Entlastung von Familien, die ein Eigenheim
finanzieren wollen.

Dieser Notbehelf sollte ein Weckruf für die Bürger Thüringens sein:
Rot-Rot-Grün kann es nicht! Zeit für die Wende!"


Ramelow bereitet Wähler auf Zusammenarbeit der Linken mit
der CDU vor

Thüringens Ministerpräsident Bodo Ramelow (Linke) hat sich für
Minderheitsregierungen in Bund und Ländern ausgesprochen.
Volksparteien verlören an Anziehung, der Abstand zwischen den Parteien
werde geringer, sagte er. Björn Höcke, Vorsitzender der AfD-Fraktion
im Thüringer Landtag, stellt dazu fest: "Bodo Ramelow bereitet die
Wähler auf eine Zusammenarbeit der Linken mit der CDU vor. Das heißt,
Ramelow stimmt die Wähler auf die ganz große Koalition der Altparteien
ein. Damit gesteht er erstens den massiven Vertrauensverlust der
Linken und der anderen Altparteien bei den Wählern ein. Zweitens
bekennt er öffentlich, dass sich selbst CDU und Linke inzwischen
soweit angenähert haben, dass die inhaltlichen Unterschiede kaum noch
zu erkennen sind. Drittens verschweigt Ramelow die einzige
wirkliche Alternative zu diesem politischen Einheitsbrei: die AfD.
Ramelows Aussage dokumentiert die Auflösung des für eine Demokratie
essentiellen Diskurses um konkurrierende Inhalte zwischen den
Parteien. Einzig die AfD lässt dem Bürger mit klaren Aussagen etwa zu
Migration, zur Inneren Sicherheit und auch der Sozialpolitik die Wahl
für einen Politikwechsel. Und ich versichere den Wählern: Die AfD wird
den politischen Einheitsbrei von Links bis CDU im Thüringer Landtag
niemals akzeptieren!"


Thüringer Landesregierung lässt Kinder in Armut zurück

In Thüringen leben 14,2 Prozent aller Kinder in Armut, das heißt, sie
sind auf Leistungen zur Sicherung des Existenzminimums angewiesen. In
bestimmten städtischen Gebieten von Erfurt, Jena und Gera liegt der
Anteil der Kinderarmut sogar bei 50 Prozent und mehr. Das geht aus
einem Entwurf des zweiten Sozialstrukturatlas für Thüringen hervor.
Die Abgeordnete Muhsal hält diese Zustände für unhaltbar:
"Unter Rot-Rot-Grün verfestigt sich die Kinderarmut in Thüringen.
Daran lässt der zweite Sozialstrukturatlas keinen Zweifel. Wenn 14,2
Prozent aller unter 15-jährigen Kinder auf Leistungen zur Sicherung
des Existenzminimums angewiesen sind, läuft etwas gründlich schief.
Linke Politik lässt in Thüringen die schwächsten Glieder der
Gesellschaft in Armut zurück. Statt sich um die gesellschaftliche
Teilhabe von Kindern in den Plattenbausiedlungen zu kümmern, engagiert
sich die rot-rot-grüne Landesregierung lieber für Genderprojekte oder
Frühsexualisierung von Grundschülern."

 * 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Thüringer Landtag
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Tel.: 0361 37 72666
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Kindergartengesetz beschlossen: Vorfahrt für Qualität

Im Septemberplenum hat der Thüringer Landtag ein neues
Kindergartengesetz beschlossen. Damit schafft Rot-Rot-Grün die
Voraussetzungen für ein umfassendes Maßnahmenpaket in Höhe von 142,6
Millionen Euro bis zum Jahr 2022 zugunsten von mehr Qualität in
unseren Kindergärten. Die neuen gesetzlichen Regelungen geben vor,
dass ab 2020 zusätzlich 530 Erzieher*innen eingestellt werden können.
Außerdem beinhaltet das Gesetz die Schaffung eines zweiten
beitragsfreien Kindergartenjahres, wodurch die Eltern um
durchschnittlich 1540 Euro entlastet werden. "Die Menschen in
Thüringen wollen gute Bildung, Erziehung und Betreuung für alle von
Anfang an. Daher legen wir als Grüne besonders großen Wert darauf, die
Qualität unserer Kinderkrippen, in der Tagespflege und in unseren
Kindergärten zu verbessern", erklärt Astrid Rothe-Beinlich,
bildungspolitische Sprecherin der bündnisgrünen Landtagsfraktion. Sie
weist zudem darauf hin, dass mit dem beschlossenen Kindergartengesetz
ein wichtiger Zwischenschritt für eine adäquate Personalausstattung
erreicht wurde. "Unser Ziel ist, dass bis 2025 maximal vier Kinder
unter drei Jahren und maximal zehn Kinder über drei Jahren von einer
pädagogischen Fachkraft betreut werden sollen." Abschließend macht die
Bildungspolitikerin deutlich: "Die Entlastung der Eltern durch
Beitragsfreiheit muss mindestens Hand in Hand mit weiteren
Qualitätsverbesserungen gehen", so Astrid Rothe-Beinlich.


Ländlicher Raum gestärkt

"Heute ist ein guter Tag für den Zusammenhalt in Thüringen", erklärte
Dirk Adams, Fraktionsvorsitzender und kommunalpolitischer Sprecher der
bündnisgrünen Fraktion, nachdem der Gesetzentwurf zur Abschaffung der
Straßenausbaubeiträge vom Plenum beschlossen worden war. "Rot-Rot-Grün
beendet nun endlich die jahrelangen Ungerechtigkeiten, die durch die
Straßenausbaubeiträge entstanden sind." Das Parlament hat beschlossen,
die Straßenausbaubeiträge rückwirkend zum 1. Januar 2019 abzuschaffen.
"Irritierend ist das Verhalten der CDU-Fraktion, die sich in den
letzten Monaten und Wochen abwechselnd pro oder contra zur Abschaffung
der Straßenausbaubeiträge geäußert und heute enthalten hat, ohne
eigene Vorschläge einzubringen." Außerdem hat der Landtag in seiner
Sitzung weitere Beschlüsse gefasst, die den ländlichen Raum in
Thüringen stark und zukunftsfest machen. "Die weiteren
Gemeindeneugliederungen schaffen zukunftsfeste und tragfähige
Strukturen im ländlichen Raum", so Dirk Adams. "Und mit der
bevorstehenden Fusion des Wartburgkreises mit der Stadt Eisenach
entsteht in Westthüringen ein strukturell und wirtschaftlich starker
Kreis im Freistaat." Aus Sicht des Kommunalpolitikers werden davon
besonders die Bewohner*innen und die ansässigen Unternehmen
profitieren. "Weiterhin haben wir das kommunale Investitionsgesetz
verlängert, um die dringend nötigen Investitionen in Schulen,
Sporthallen, Brandschutz und Radwegen in der Fläche zu ermöglichen. So
machen wir den ländlichen Raum gemeinsam mit den Akteur*innen vor Ort
fit für die Zukunft", freut sich Dirk Adams.


Mehr Transparenz für Thüringen

"Wir freuen uns, dass wir den Weg vom Informationsfreiheitsgesetz zu
einem Transparenzgesetz gegangen sind", so Madeleine Henfling,
netzpolitische Sprecherin der Landtagfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Zuvor hatte der Thüringer Landtag das Transparenzgesetz mit den
Stimmen von Rot-Rot-Grün beschlossen.

Das Gesetz macht den Staat zum Dienstleister, der von sich aus den
Bürger*innen Informationen bereitstellt und diese so von der Stellung
als Bittsteller*in bei Informationsbedarf befreit. "Trotzdem bedauern
wir, dass wir uns über viele der guten Anregungen aus der Anhörung
nicht mit allen Koalitionspartner*innen einigen konnten", so die
Netzpolitikerin weiter. Dem Beschluss ging ein fast dreijähriger
Arbeitsprozess voraus. "Wir haben als bündnisgrüne Fraktion
umfängliche Änderungsbedarfe angemeldet. Uns geht es beim
Transparenzgesetz um nicht weniger als um eine grundlegende
Weichenstellung in Verwaltung und dem Alltagsleben der Thüringer
Bürger*innen: Die große Umkehr der Verhältnisse zwischen Bürger*innen
und Staat, die Schaffung von Augenhöhe, Nachvollziehbarkeit und der
Frage, wem mit Steuergeldern erhobene Daten gehören." Hierzu, so
Madeleine Henfling, brauche es aber auch einen "echten" Habitus für
eine Informationskultur von Seiten des Staates. Hier hakt es aus Sicht
der Bündnisgrünen noch zu oft. Auch deshalb strebt die Fraktion in der
nächsten Legislatur noch eine Ausweitung der
Veröffentlichungspflichten an.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Im Kampf gegen Rechts und im Einsatz gegen Rassismus sind die
Thüringer Beratungsstellen wichtige Partner*innen für die Menschen vor
Ort. Zusammen mit der Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages,
Claudia Roth, lud der Fraktionsvorsitzende Dirk Adams, Vertreter*innen
von Mobit, ezra, dem IDZ Jena, der Initiative Schwarze Menschen
Deutschland und dem Eichsfelder Bündnis gegen Rechts zum Austausch in
den Landtag ein.

- Zum traditionellen Regenbogenempfang diskutierten wir in diesem Jahr
mit circa 50 Besucher*innen zum Thema "Queere Geschichte von 1945 bis
1990". Dabei freuten wir uns, mit Dr. Benno Gammerl (Goldsmiths
University of London) und Maria Bühner (Institut für
Kulturwissenschaften, Uni Leipzig) namhafte Referent*innen gewinnen zu
können. Am Rande des Empfangs blieb außerdem Zeit, um eine lange
währende Forderung der queeren Szene zu unterstützen: Mehr queere
Zentren.

 * 

DER BÜRGERBEAUFTRAGTE DES FREISTAATS THÜRINGEN

Arbeitsamt fordert Geld zurück, was Jobcenter bereits
anspruchsmindernd verrechnet hatte

"Was soll ich nur machen? Ich habe mich bemüht, alles richtig zu
machen, und nun verlangt das Arbeitsamt fast 500 EUR von mir zurück,
die das Jobcenter mir zuvor abgezogen hat. Ich bin am Ende."

Was war der so enttäuschten Bürgerin, die den Bürgerbeauftragten um
Hilfe bat, passiert? Sie hatte von der Agentur für Arbeit (AfA)
Arbeitslosengeld I sowie ergänzend vom Jobcenter (JC) Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II (ALG II) erhalten.
Ganz normal wurde dabei das so genannte ALG I als Einkommen bei der
Berechnung des ALG II angerechnet. Später hatte die Bürgerin einen
Minijob aufgenommen und dies umgehend der AfA sowie dem JC gemeldet.

Da die AfA die Arbeitsaufnahme, trotz mehrfacher telefonischer
Nachfragen der Frau, erst später berücksichtigte, erhielt die Bürgerin
weiterhin das ALG I in der "alten" Höhe. Dieser Betrag wurde durch das
JC als Einnahme gewertet und von deren Leistungen abgezogen. Als nun
die AfA fünf Monate später durch einen Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid das zu viel gezahlte ALG I zurückforderte, fragte
die Frau beim Jobcenter nach, ob sie nun den - zuvor verrechneten
Betrag von JC zurückbekomme, um ihn an die AfA erstatten zu können.
Vom JC erhielt sie aber die (rechtlich korrekte) Auskunft, dass dies
nicht ginge, denn: Rückzahlungsverpflichtungen, die sich nicht auf den
laufenden Monat beziehen, bleiben als Schulden im SGB II unbeachtet.
Anders gewendet: Trotz der sofortigen Erfüllung ihrer
Mitwirkungspflichten entstanden der Frau Schulden, die nur auf die
Bearbeitungsdauer der Agentur für Arbeit zurückzuführen sind. Nach
einem intensiven Austausch mit der Agentur für Arbeit, in dem der
Bürgerbeauftragte auf die besondere Härte der Rückforderung aufmerksam
machte, erließ die Agentur für Arbeit die Schuld. Am Ende rief die
Bürgerin im Büro des Bürgerbeauftragten an: "Ich bedanke mich sehr für
Ihr Engagement. Ohne Sie hätte ich mich vor lauter Verzweiflung auf
die Ratenzahlung eingelassen."



LANDESBEAUFTRAGTER FÜR DEN DATENSCHUTZ UND DIE INFORMATIONSFREIHEIT


"KI vs. Mensch?" - Über 190 Gäste besuchten die Veranstaltung des
TLfDI!

Der Saal im Augustinerkloster zu Erfurt war gefüllt bis auf den
letzten Platz. Über 190 Gäste waren der Einladung des TLfDI zur
Künstlichen Intelligenz (KI) am 1. Juli gefolgt. Drei Schulklassen aus
Jena, Ruhla und Weimar hatten sich ebenfalls auf den Weg nach Erfurt
gemacht. Neben dem Grußwort des Ministers für Digitales, Herrn
Wolfgang Tiefensee, bereicherten u. a. der Bundesbeauftragte für den
Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI), Herr Ulrich Kelber
und die Abgeordnete des Landtags, Frau Dorothea Marx die Veranstaltung
durch ihre Vorträge.

Der BfDI betonte, dass die EU Datenschutz-Grundverordnung vor
Auswüchsen der KI schützt. Frau Marx verwies auf die Gefahren der KI
bei Wahlen durch Wählermanipulationen. Dass selbst scheinbar
geschützte Internetseiten für Schüler getrackt werden, stellte Frau
Prof. Jana Dittmann von der Uni Magdeburg dar. Reinhard Karer,
Pressesprecher des Deutschen Forschungsinstitutes für KI, hob
natürlich die Weiterentwicklung der künstlichen Intelligenz im
positiven Sinne hervor. Jay Tuck, US-Sicherheitsexperte und Buchautor,
der die Veranstaltung des TLfDI bereits das zweite Mal durch seine
effektvollen Vorführungen mitgestaltete, malte in etwas düsteren
Farben, dass die KI schon heute den Menschen übertrifft und
qualifizierte Jobs übernehmen wird. Für seinen Beitrag erhielt er
Standing Ovations von den Schülerinnen und Schülern! Zwei berufene
Schüler beteiligten sich aktiv an der abschließenden Podiumsdiskussion
und standen dem Publikum Rede und Antwort. Eine spannende und
kontroverse Veranstaltung, die auch das Publikum bis zum Ende
gefesselt hat. Fortsetzung folgt!


LANDESBEAUFTRAGTER DES FREISTAATS THÜRINGEN ZUR AUFARBEITUNG
DER SED-DIKTATUR

"Für ein offnes Land, mit freien Menschen"

In der Erfurter Lorenzkirche beten seit 1978 jeden Donnerstag einige
Wenige für den Frieden. Diese wöchentlichen Andachten werden im Herbst
1989 zum Anlaufpunkt der Erfurterinnen und Erfurter, um für
Veränderungen in der DDR zu demonstrieren. Weiter östlich, in Leipzig,
treffen sich die Menschen am Montag. Aus den Friedensgebeten dort
werden die Montagsdemonstrationen. In den Kirchen und auf den Straßen
artikulieren die Bürgerinnen und Bürger der DDR ihren Wunsch nach
Veränderung und Demokratie. Das Transparent "Für ein offnes Land, mit
freien Menschen" wird zum Symbol dieser Revolution. Im Jubiläumsjahr
der Friedlichen Revolution ist derzeit viel Aufmerksamkeit auf den 9.
November 1989 gelegt, dem Tag, als die Mauer fiel. Doch die Mauer fiel
nicht, sie wurde von den Ostdeutschen mit ihrem Willen nach
Demokratie, Mitbestimmung und Freiheit zum Einsturz gebracht.

"Ein Höhepunkt der Montagsdemonstrationen war der 9. Oktober 1989.
Obgleich es an diesem Tag mit ca. 70.000 Menschen zum ersten Mal zu
einer unerwartet hohen Beteiligung kam, blieb eine gewaltsame
Niederschlagung seitens der Staatsmacht aus. Die Demonstrierenden in
Leipzig haben an diesem Tag sehr großen Mut bewiesen, war es doch
völlig ungewiss, ob der Protest nicht doch ein blutiges Ende finden
würde, wie es wenige Monate zuvor die Demokratiebewegung in China
erlebt hatte," erläutert Dr. Peter Wurschi in diesem Zusammenhang.
"Ohne den 9. Oktober und die folgenden Demonstrationen in Erfurt,
Arnstadt oder Berlin, an denen sich zuletzt Hunderttausende Menschen
beteiligten - ohne diese Zivilcourage - wären Mauerfall, Öffnung der
Grenzen und der Weg in die Demokratie nicht möglich gewesen", so der
Landesbeauftragte weiter.

Die Landesbeauftragten

Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen

http://www.buergerbeauftragter-thueringen.de

Mail: post@buergerbeauftragter-thueringen.de

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit

http://www.tlfdi.de

Mail: poststelle@datenschutz.thueringen.de

Landesbeauftragter des Freistaats Thüringen

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur (ThLA)

www.thla-thueringen.de

Mail: info@thla.thueringen.de
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BILDUNG/1532: SPD-Bundestagsfraktion setzt den Pakt für Fachhochschulen durch


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. November 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

SPD-Bundestagsfraktion setzt den Pakt für Fachhochschulen (PFH)
durch



René Röspel, zuständiger Berichterstatter:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich seit Jahren für eine Erhöhung der
Mittel für Forschung an HAW/FH eingesetzt. Im November 2018 haben wir in
einem eigenen Positionspapier gefordert, das Programm 'Forschung an
Fachhochschulen' zu einem 'Pakt für HAW/FH' auszubauen und mit einem
festgelegten Mittelaufwuchs für mehr Kontinuität und Verlässlichkeit zu
sorgen. Der Pakt für Fachhochschulen ist bislang am Widerstand der
CDU/CSU-Fraktion gescheitert.

"Die SPD-Bundestagsfraktion konnte sich endlich durchsetzen: Der Pakt für
Fachhochschulen kommt und bietet den HAW einen kontinuierlichen
finanziellen Zuwachs bei der Möglichkeit, Forschungsmittel zu erhalten,
sowie ein Mehr an Vertrauen und Verlässlichkeit. Mit dem Mittelzuwachs kann
nicht zuletzt die Förderung der Gründerkultur verbessert werden.

Der 'Pakt für Forschung und Innovation', ebenfalls von der SPD initiiert,
hat Deutschland wieder zu einem international angesehen
Wissenschaftsstandort gemacht. Was uns für die großen
Forschungseinrichtungen also gelungen ist, sollte auch für die HAW/FH
möglich sein.

Bislang ist dies verlässlich am Veto des Koalitionspartners gescheitert. Es
ist gut, dass die Union endlich ein Einsehen hat. Der Pakt für HAW/FH
kommt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1863: Steuerliche Forschungsförderung auf den Weg gebracht


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. November 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Steuerliche Forschungsförderung auf den Weg gebracht



Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Der Finanzausschuss hat heute die steuerliche Forschungsförderung auf den
Weg gebracht. Damit wird eine unbürokratische Fördermöglichkeiten eröffnet,
die vor allem für forschende mittelständische Unternehmen attraktiv ist.

"Die steuerliche Forschungsförderung kann von allen Unternehmen unabhängig
von ihrer Größe in Anspruch genommen werden. Sie ist vor allem für
mittelständische forschende Unternehmen attraktiv. Gegenstand der Förderung
sind die Personalkosten der in der Forschung tätigen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und damit der Hauptkostenfaktor mittelständischer Unternehmen.
Den Bedürfnissen mittelständischer Unternehmen entspricht die Förderung der
Auftragsforschung. Besonders wichtig ist außerdem das unbürokratische
Antragsverfahren der steuerlichen Förderung.

Das steuerliche Forschungszulagengesetz stärkt somit zielgerichtet die
Innovationsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2786: Für einen Sozialstaat auf Augenhöhe


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. November 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Für einen Sozialstaat auf Augenhöhe



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin;

Dagmar Schmidt, zuständige Berichterstatterin:

Sinnlose, unwürdige und besonders harte Sanktionen in der Grundsicherung
sind nicht mit dem Grundgesetz vereinbar. Das urteilte gestern das
Bundesverfassungsgericht und unterstützt damit die Haltung der SPD.

"Jeder und jede hat das Recht, auf Augenhöhe und mit Respekt behandelt zu
werden. Das gilt auch und ganz besonders für die Menschen, die auf
staatliche Hilfen angewiesen sind. Die Haltung der SPD ist deshalb schon
lange klar: Vorrangiges Ziel ist, Menschen in Arbeit zu bringen. Dabei
müssen wir aber auf Unterstützung und Ermutigung setzen, nicht auf
Bevormundung und unsinnige Strafen. Niemand soll befürchten müssen, in die
Obdachlosigkeit sanktioniert zu werden.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts begrüßen wir, denn es schafft
Rechtssicherheit: Mitwirkungspflichten dürfen verlangt werden - aber sie
müssen verhältnismäßig sein. Wenn Pflichten zur Mitwirkung verletzt werden,
dürfen die Leistungen höchstens um 30 Prozent gekürzt werden. In
Härtefällen muss es den Jobcentern auch möglich sein, von einer Sanktion
abzusehen. Außerdem muss jeder und jede die Möglichkeit haben, seine
Mitwirkungspflicht nachträglich zu erfüllen, sodass Sanktionen dann wieder
zurückgenommen werden können.

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat gestern angekündigt, schon im
Januar einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem das Urteil umgesetzt wird.
Das Gesetz wird dazu beitragen, unser Sozialsystem weiter zu verbessern -
hin zu einem partnerschaftlichen Sozialstaat auf Augenhöhe. Denn wir
wollen, dass die Menschen sich in jeder Lebensphase darauf verlassen
können, dass sie Unterstützung bekommen, wenn sie sie brauchen - und dabei
auch mit Respekt behandelt werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:
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UMWELT/1187: Das Plastiktütenverbot ist der erste Schritt - ein Rezyklatmindestanteil der nächste


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. November 2019

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Das Plastiktütenverbot ist der erste Schritt - ein Rezyklatmindestanteil
der nächste



Michael Thews, zuständiger Berichterstatter:

Heute wurde im Kabinett ein Verbot von leichten Kunststofftragetaschen
beschlossen. Dies ist ein weiterer Schritt hin zum Schutz unserer
Ressourcen und der Umwelt.

"Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt das Verbot, weil es dazu beiträgt, dass
weniger Plastikmüll entsteht und die Tüten durch längst bestehende
nachhaltige Alternativen ersetzt werden. Abfallvermeidung steht immer am
Anfang unserer Bemühungen. Da es aber nicht überall sinnvoll ist, auf
Plastik ganz zu verzichten, muss auch die Wiederverwertung von Plastik
verbessert werden. Mit dem Verpackungsgesetz, das dieses Jahr in Kraft
getreten ist, wurden die Recyclingquoten deutlich erhöht und es kann
Recyclingmaterial von hoher Qualität hergestellt werden. Nun müssen Anreize
für die nötige Nachfrage geschaffen werden, indem ein Mindestanteil aus
Recyclingkunststoff für bestimmte Kunststoffprodukte festgesetzt wird.
Besonders nachhaltige Produkte sollten außerdem gekennzeichnet werden. Das
ist gelebter Klimaschutz und schützt unsere Ressourcen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1927: Chile steuert den Generalstreik für die Verfassungsgebende Versammlung an (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Chile vom 5. November 2019

Chile steuert den Generalstreik für die Verfassungsgebende 
Versammlung an



Santiago de Chile - 05.11.2019. Die unterzeichnenden Organisationen
haben sich zu einem historischen Treffen versammelt, dessen Ziel es
war, ein Zeichen der Einheit angesichts der Trägheit und mangelnden
Bereitschaft von Regierung, Geschäftsleuten und Parlament zu setzen,
die Forderungen, die das chilenische Volk in den letzten Tagen auf den
Straßen zum Ausdruck gebracht hat, anzuhören, zur Kenntnis zu nehmen
und umzusetzen.

In diesem Zusammenhang setzen wir uns als strategisches Ziel die
Ausarbeitung einer neuen Verfassung, die es uns ermöglicht, die
politischen und wirtschaftlichen Grundlagen für die sozialen Rechte zu
schaffen, welche uns während der Diktatur weggenommen wurden und
welche seit 30 Jahren keine Regierung mehr versucht hat,
wiederherzustellen.

Für diese neue Verfassung sind die Arbeitnehmer der Ansicht, dass der
einzig legitime Weg die Verfassungsgebende Versammlung ist, die dem
chilenischen Volk die Macht zurückgibt und es an den Entscheidungen
beteiligt, die die gesamte Gesellschaft betreffen.

Um in dieser Hinsicht und in den Forderungen, welche soziale,
gesellschaftliche und gewerkschaftliche Organisationen erhoben haben,
voranzukommen, als getreues Spiegelbild dessen, was die Straße
verlangt, haben wir uns bereit erklärt, einen Streikausschuss zu
bilden, der den Weg für eine wirksame Lähmung aller Sektoren ebnet und
der auf einen Generalstreik zusteuert, der unsere Stärke und
Überzeugung zeigt, Chile für immer zu verändern.


	Coordinadora Nacional de Trabajadores y Trabajadoras No+AFP (Nationale Koordination von Arbeitnehmer*innen gegen AFP)

	Central Unitaria de Trabajadores (Arbeitnehmereinheitszentrum)

	Unión Portuaria de Chile (Hafenunion von Chile)

	Unión de Sindicatos de la Minería (Vereinigung der Bergbaugewerkschaften)

	Sindicato Interempresa Nacional de Trabajadores de la Construcción y Montaje Industrial

	SINTEC (Nationale firmenübergreifende Bau- und Industriegewerkschaft)

	Colegio de Profesores de Chile (Lehrerkollegium von Chile)

	Asociación Nacional de Empleados Fiscales - ANEF (Nationaler Verband der Steuerfachangestellten)




Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde von Valerie Schwane
Torres aus dem ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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FORSCHUNG/1235: Sinkende Erträge und steigende Arsenbelastung gefährden die Versorgung mit Reis (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 05.11.2019

Sinkende Erträge und steigende Arsenbelastung gefährden die Versorgung
mit Reis

Forscher der Universitäten Stanford, Tübingen und Bayreuth gehen von
Rückgang der Ernte um bis zu 40 Prozent bis zum Jahr 2100 aus



Durch die Klimaerwärmung könnte die Reisernte weltweit deutlich geringer
ausfallen als bisher angenommen. Der Reis könnte zudem deutlich über die
heutigen EU-Grenzwerte hinaus mit dem giftigen Halbmetall Arsen belastet
sein. Zu diesem Schluss kommt ein internationales Forschungsteam an den
Universitäten Stanford, Tübingen und Bayreuth unter der Leitung von Dr.
Eva Marie Muehe, Forscherin an den Universitäten Stanford und Tübingen.
Den Szenarien des Forschungsteams zufolge könnte die Reisproduktion bis
zum Ende dieses Jahrhunderts um bis zu 40 Prozent zurückgehen. Die Studie
wurde im Fachmagazin Nature Communications veröffentlicht.

Für mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung stellt Reis das wichtigste
Grundnahrungsmittel dar. Global gesehen liefert er die meisten Kalorien
pro Kopf und Tag. Schon lange wird befürchtet, dass der Klimawandel mit
steigenden Temperaturen und erhöhtem Kohlendioxidgehalt der Luft sowie
Wasserknappheit die Ernteerträge um bis zu 15 Prozent mindern könnte. In
der neuen Studie berücksichtigten die Forscherinnen und Forscher neben den
Klimadaten die steigende Schadstoffbelastung der Böden und errechneten
weit dramatischere Ernteeinbußen - und das bei einer rasant wachsenden
Weltbevölkerung, deren Ernährung sichergestellt werden sollte.

Wechselwirkungen verstärken die Probleme

In Asien, wo 97 Prozent der weltweiten Reisernte produziert werden, kommt
das giftige Halbmetall Arsen vielfach natürlicherweise im Grundwasser vor.
Durch die Bewässerung der Reisfelder reichert sich Arsen immer stärker im
Boden an. "Wir haben festgestellt, dass das Arsen aus dem Boden bei
höheren Temperaturen und höherem Kohlendioxidgehalt der Luft verstärkt von
den Reispflanzen aufgenommen wird", sagt Eva Marie Muehe. Das Arsen
schädige die Bildung der Reiskörner und verringere somit den durch die
Bedingungen der Klimaerwärmung bereits verminderten Ertrag weiter.

Mit Hilfe von Gewächshausstudien konnten die Wissenschaftler basierend auf
bisherigen Simulationsmodellen zeigen, dass die Klimaerwärmung allein bei
der kalifornischen Reisvariante M206 einen Ertragsverlust von 16 Prozent
verursacht. "Wenn wir die erhöhte Verfügbarkeit von Arsen im Boden mit
einbeziehen, kommen wir auf einen Ertragsverlust von insgesamt 42
Prozent", sagt Muehe. Dies bedeute, dass Prognosen zum künftigen
Reisertrag deutlich zu hoch seien. Der künftig produzierte Reis werde
zudem mehr des für den Menschen giftigen Arsens enthalten. Die ständige
Aufnahme größerer Mengen Arsen kann zu Hautverletzungen, Krebs, einer
Verschlimmerung von Lungenerkrankungen und sogar zum Tod führen.

Die Wissenschaftlerin will in Zusammenarbeit mit anderen Forschungsteams
die Modelle zur künftigen Reisproduktion unter Berücksichtigung der
Effekte von Schadstoffen wie Arsen weiter verbessern. "Die neuen
Studienergebnisse haben eine immense Bedeutung für die Einschätzung der
Ernährungssicherheit großer Teile der Weltbevölkerung", sagt Eva Marie
Muehe.


Originalpublikation:

E. M. Muehe, T. Wang, C. F. Kerl, B. Planer-Friedrich, S. Fendorf:

Rice production threatened by coupled stresses of climate and soil arsenic.

Nature Communications,

https://doi.org/10.1038/s41467-019-12946-4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 05.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1422: Abschiebungen in das unsicherste Land der Welt gehen weiter (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. November 2019

Abschiebungen in das unsicherste Land der Welt gehen weiter

Afghanistan hat tödlichstes Quartal seit Beginn der Aufzeichnungen hinter
sich



Für den heutigen 6. November ist der mittlerweile 29. Sammelabschiebeflug
nach Kabul geplant, diesmal vom Flughafen Leipzig/Halle. Die
Bundesregierung zeigt sich von immer neuen Meldungen über Anschläge und
Gräueltaten in Afghanistan unbeeindruckt und hält an Abschiebungen in das
Kriegsland fest. PRO ASYL fordert erneut den Stopp der Abschiebungen nach
Afghanistan: »Was muss denn noch alles geschehen, bis Bund und Länder
reagieren und die Abschiebungen einstellen?« fragt Günter Burkhardt,
Geschäftsführer von PRO ASYL. »Das knallharte Durchziehen der monatlichen
Abschiebeflüge macht fassungslos«.

Über den Verbleib der Abgeschobenen verliert sich die Bundesregierung in
Allgemeinfloskeln, die mit dem Alltag der Betroffenen und der unmittelbar
erlebten Bedrohung ihrer Existenz wenig zu tun haben (siehe Antwort auf
Frage 39 vom 16. Oktober 2019). Die Rückkehr-Studie von
Afghanistan-Expertin Friederike Stahlmann über den Verbleib und die
Erfahrungen der zwischen Dezember 2016 und April 2019 aus Deutschland 547
Abgeschobenen hingegen zeigt: »Um der Verfolgung durch die Taliban zu
unterliegen, genügt die Tatsache, in Europa gewesen zu sein«.

Das Blutvergießen in Afghanistan setzt sich derweil unvermindert fort. Das
dritte Quartal 2019 war das opferreichste seit Beginn der Aufzeichnungen
durch UNAMA mit 1.174 Toten und 3.139 Verletzten in der Zivilbevölkerung.
Über die Zahl der Opfer unter den afghanischen Polizei- und Streitkräften
herrscht weiter Unklarheit, der vierteljährlich erscheinende SIGAR-Report
der US-Regierung (S. 84) gibt lediglich an, dass es im Juni und August 2019
einen Anstieg von 5% im Vergleich zum Vorjahreszeitraum gegeben habe.

Erschütternd ist der jüngst veröffentlichte Bericht von Human Rights Watch,
wonach Sondereinheiten des afghanischen Geheimdienstes zwischen 2017 und
2019 schwere Menschenrechtsverletzungen sowie Kriegsverbrechen begangen
haben sollen, darunter Angriffe auf Krankenhäuser sowie Hinrichtungen und
Verschwinden-Lassen von Zivilist*innen.

Der Bericht zeigt zum einen auf, dass zivile Opfer in Afghanistan nicht nur
Attacken der Taliban zugeordnet werden können (vgl. UNAMA-Bericht vom 17.
Oktober 2019, »Deliberate Attacks Against Civilians and Civilian Objects«).
Die hier dokumentierten Fälle sind afghanischen Paramilitärs zum Opfer
gefallen, die unbehelligt an Rechtsstaat und Justiz vorbei agieren. Zum
anderen wird deutlich, dass sich in Afghanistan abseits der öffentlichen
Wahrnehmung schwerste Menschenrechtsverletzungen abspielen, die straffrei
bleiben und deren Dokumentation in diesem seltenen Fall gelungen ist.

Seit 6 Jahren in Folge verzeichnen die Vereinten Nationen mehr als 8.000
zivile Opfer in Afghanistan in den ersten drei Quartalen. Kinder und
Jugendliche bis 18 Jahre kennen ein Afghanistan ohne Krieg und Konflikt
nicht. Laut Global Peace Index ist Afghanistan der unsicherste Staat der
Welt und hat die meisten Kriegstoten zu verzeichnen. De facto regieren
Taliban-Schattenregierungen weite Teile des Landes.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. November 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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ASYL/1421: Jede Entscheidung muss das Wohl der Kinder achten (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Köln, 6.
November 2019

Jede Entscheidung muss das Wohl der Kinder achten

Kinder im Asyl- und Rückkehrprozess: neuer UNICEF-Bericht zur
Berücksichtigung ihrer Interessen und ihres Wohls



Geflüchtete und migrierte Kinder haben ein Recht auf besonderen Schutz und
Hilfe. Doch nicht alle der Mädchen und Jungen, die in Europa Zuflucht
suchen, haben ein Bleiberecht, sondern müssen in ihre Heimat oder ein
Drittland zurückkehren. UNICEF hat in einer qualitativen Studie den Umgang
mit Kindern in Asyl-, Rückkehr- und Reintegrationsprozessen untersucht. Der
Bericht "Child-sensitive return" zeigt, dass auch in Deutschland das Wohl
von Kindern bei Entscheidungen in den einzelnen Prozessen noch nicht
umfassend und nicht vorrangig berücksichtigt wird.

"Politik, Behörden und Gerichte in Deutschland müssen Kinder und deren Wohl
bei allen Entscheidungen vorrangig berücksichtigen, das heißt also auch im
Rahmen von Asyl-, Rückkehr- und Reintegrationsprozessen," sagt Christian
Schneider, Geschäftsführer von UNICEF Deutschland. "Jede Entscheidung über
den Aufenthaltsstatus bestimmt fundamental das weitere Leben der Kinder.
Mädchen und Jungen haben deshalb ein Recht darauf, dass ihre gesamte
Situation und die Folgen einer möglichen Rückkehr für ihr Wohlbefinden
sorgfältig betrachtet werden. Nur so kann eine verantwortungsvolle
Entscheidung getroffen werden."

Das Kindeswohl sollte im Zentrum jeder Entscheidung stehen
Die UN-Kinderrechtskonvention legt fest, dass bei allen Entscheidungen und
Maßnahmen, die ein Kind betreffen, das Wohl und die Interessen des Kindes
vorrangig zu berücksichtigen sind. Doch bis heute gibt es in den
Asylverfahren sowie Rückkehrprozessen keine bundesweit verbindlichen und
einheitlichen Standards dafür.

Aus der UNICEF-Studie geht hervor, dass insbesondere das Recht der Kinder
auf Mitsprache und Beteiligung häufig nicht berücksichtigt wird.
Kindspezifische Fluchtgründe - wie beispielsweise eine drohende
Rekrutierung als Kindersoldaten, Zwangsheirat oder Beschneidungen - werden
in der persönlichen Anhörung im Asylverfahren zum Beispiel nicht
obligatorisch abgefragt. Auch die Lebensumstände für Kinder in den
Rückkehrländern werden im Allgemeinen nicht ausreichend berücksichtigt,
insbesondere dann nicht, wenn ein Kind bzw. die Familie aus einem
sogenannten sicheren Herkunftsland kommen.

Die Untersuchung macht deutlich, dass trotz einiger Verbesserungen in
diesem Bereich die Datenlage zu Kindern in Asyl- und vor allem in
Rückkehrprozessen in Deutschland nach wie vor lückenhaft ist. Zur Situation
von Kindern während und nach ihrer Rückkehr liegen nur sehr wenige oder
keine Informationen vor.

Fazit und Handlungsempfehlungen

Vor diesem Hintergrund unterstreicht UNICEF Deutschland, dass das Prinzip
des Kindeswohls in allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, vorrangig
behandelt werden muss. Daraus ergeben sich folgende Empfehlungen zum Umgang
mit Kindern in Asyl- und Rückkehrprozessen:

• Bevor es zu einer Entscheidung im Asylverfahren kommt, ist ein
verbindliches und multidisziplinäres Verfahren zur Bestimmung des
Kindeswohls unerlässlich, bei dem die Familiensituation und die
Lebensumstände des Kindes, die Situation im Herkunftsland, die Meinung des
Kindes sowie kindspezifische Gründe für die Flucht oder Migration
berücksichtigt werden müssen. Dazu sollten gezielt Informationen über die
Kinderrechtssituation in den betreffenden Ländern und Regionen eingeholt
und zur Entscheidungsgrundlage herangezogen werden.

• Die bundesweite Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention und anderer
internationaler und nationaler Grundsätze und Richtlinien muss überprüfbar
sein. Dafür sollten rechtsverbindliche Standards im Asylprozess sowie bei
der Rückkehr und Reintegration entwickelt und umgesetzt werden.

• Die Datenerhebung zu geflüchteten und migrierten Kindern im Rahmen
der freiwilligen und erzwungenen Rückkehr sollte verbessert werden. Dazu
ist die zentrale Entwicklung und Umsetzung eines einheitlichen Monitoring-
und Evaluationskonzepts notwendig. Damit lässt sich die Umsetzung der
Kinderrechte nachverfolgen und "good-practice"-Beispiele auswerten.

• Für jedes Kind, das in sein Herkunftsland (oder ein Transitland)
zurückkehrt, sollte ein individueller Plan für die Reintegration erstellt
werden. Bei der Planung sollten unter anderem die Rechte auf Schutz,
Bildung, Gesundheit, Teilhabe, Nichtdiskriminierung und Entwicklung sowie
die finanzielle Situation, das Alter und Geschlecht des Kindes
berücksichtigt werden.

• Kinder dürfen aufgrund ihres Aufenthaltsstatus nicht inhaftiert
werden. Praktische Alternativen zur Inhaftierung von Minderjährigen müssen
konsequent auf- und ausgebaut werden.

• Familien sollen niemals durch Inhaftierung oder Abschiebung getrennt
werden.

Über die Studie

Die Untersuchung ist Teil eines länderübergreifenden Forschungsprojektes
von UNICEF zum Kindeswohl in Asyl-, Rückkehr- und Reintegrationsprozessen
in Schweden, den Niederlanden, Großbritannien und Deutschland. Die
Ergebnisse für Deutschland basieren auf einer Analyse der rechtlichen
Situation, der Auswertung verfügbarer Daten und Studien zu dem Thema sowie
18 Experteninterviews. Die Interviews wurden im März und April 2019 von
UNICEF Deutschland und SINUS durchgeführt.


Weitere Informationen:


Deutschsprachige Zusammenfassung des Berichts zur Berücksichtigung
des Kindeswohls im Asylprozess sowie bei der Rückkehr und Reintegration in
Deutschland zum Download.

https://www.unicef.de/blob/203164/5158b822b74d4b2c837a0103cd917aa7/deutschsprachige-zusammenfassung-data.pdf

Englischsprachige Länderberichts zur Berücksichtigung des Kindeswohls im
Asylprozess sowie bei der Rückkehr und Reintegration in Deutschland zum
Download

https://www.unicef.de/blob/203170/7f55309b5fc7057dbc28aa0eea95b847/laenderbericht-situation-in-deutschland-englisch-data.pdf

Englischsprachige Zusammenfassung des Vergleichsberichts zur Situation in
Deutschland, Schweden, Großbritannien und den Niederlanden zum
Download

https://www.unicef.de/blob/203214/a7339062cd602156efd5f50dc8c8fe9d/executive-summarycomparative-report-data.pdf

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 6. November 2019

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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FAMILIE/318: Kabinett beschließt Gesetzentwürfe zur Adoptionshilfe und Stiefkindadoption (BMFSFJ)


Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Pressemitteilung vom 6. November 2019

Kabinett beschließt Gesetzentwürfe zur Adoptionshilfe und
Stiefkindadoption 

Neue Möglichkeiten, bessere Beratung, mehr Offenheit



Mit zwei Gesetzentwürfen will die Bundesregierung die Möglichkeiten von
Adoptionen und die Begleitung der daran beteiligten Familien verbessern.
Das Bundeskabinett hat heute sowohl den Entwurf des Adoptionshilfe-Gesetzes
aus dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
als auch den Gesetzentwurf zur Stiefkindadoption aus dem Bundesministerium
für Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) beschlossen.

Adoptionshilfe-Gesetz (BMFSFJ)

Bundesfamilienministerin Dr. Franziska Giffey: "Jeden Tag werden in
Deutschland zehn Kinder adoptiert - seit 1990 mehr als 150.000. Eine
Adoption endet nicht mit dem gerichtlichen Adoptionsbeschluss, sondern
begleitet die abgebenden Eltern, die Kinder und die Adoptivfamilien ein
Leben lang. Mit unserem Adoptionshilfe-Gesetz können wir die
Herkunftsfamilien und die Adoptionsfamilien so unterstützen, wie sie es
brauchen. Wir sichern die gute, fachlich fundierte Beratung und
Unterstützung durch die rund 400 Adoptionsvermittlungsstellen in
Deutschland - und zwar vor, während und auch nach einer Adoption. Es geht
sowohl um einen selbstverständlichen Umgang mit der Adoption in der
Adoptionsfamilie als auch um den Austausch und Kontakt mit der
Herkunftsfamilie. Wenn beides sensibel begleitet wird, kann mehr Offenheit
bei einer Adoption gelingen. Das schafft Vertrauen, fördert die kindliche
Entwicklung und stärkt die Familie. Am wichtigsten ist bei allem das Wohl
der adoptierten Kinder. Sie sollen gut aufwachsen und ihren Weg sicher
gehen."

Das Gesetz enthält vier Bausteine, um die Adoptionshilfe in Deutschland zu
verbessern:

1. Bessere Beratung aller an einer Adoption Beteiligten (vor, während und
nach einer Adoption)

Ein Rechtsanspruch auf eine Begleitung auch nach der Adoption soll die gute
Beratung und Unterstützung aller Menschen sichern, die an einer Adoption
durch die Adoptionsvermittlungsstellen beteiligt sind. Die
unterschiedlichen Phasen der Adoption werden so als Ganzes betrachtet und
begleitet. Zudem wird eine verpflichtende Beratung vor einer
Stiefkindadoption eingeführt. Sie soll sicherstellen, dass eine Adoption
tatsächlich das Beste für das Kind ist. Außerdem werden die
Adoptionsvermittlungsstellen in ihrer Lotsenfunktion gestärkt, damit die
Familien die Hilfen bekommen, die sie brauchen.

2. Aufklärung und Förderung eines offenen Umgangs mit Adoption

Der Gesetzentwurf soll zu einem offenen Umgang mit dem Thema Adoption
beitragen: Zum einen sollen Adoptiveltern durch die
Adoptionsvermittlungsstellen ermutigt und dabei unterstützt werden, ihr
Kind altersgerecht über die Tatsache ihrer Adoption aufzuklären. Zum
anderen soll die Vermittlungsstelle vor Beginn der Adoptionspflege mit den
Herkunftseltern und den Adoptionsbewerbern erörtern, ob und wie ein
Informationsaustausch oder Kontakt zum Wohl des Kindes gestaltet werden
kann. Die Herkunftseltern sollen in ihrer Rolle gestärkt werden, indem sie
gegenüber der Adoptionsvermittlungsstelle einen Anspruch auf allgemeine
Informationen über das Kind bekommen, welche von der Adoptivfamilie
freiwillig zur Verfügung gestellt wurden. Der Schutz von Informationen,
deren Weitergabe nicht gewünscht ist, bleibt weiterhin gesichert.

3. Stärkung der Adoptionsvermittlungsstellen mit einem Aufgabenkatalog und
einem Kooperationsgebot

Die Adoptionsvermittlungsstellen erhalten einen konkreten Aufgabenkatalog,
der Klarheit über ihre Aufgaben schafft. Ein an die
Adoptionsvermittlungsstellen gerichtetes Kooperationsgebot soll den
fachlichen Austausch und die Vernetzung mit den verschiedenen
Beratungsstellen fördern - etwa mit der Schwangerschaftsberatung, der
Erziehungsberatung und dem Allgemeinen Sozialen Dienst - damit auf die
Bedürfnisse der Familien sensibel reagiert werden kann.

4. Verbot von unbegleiteten Auslandsadoptionen und Einführung eines
Anerkennungsverfahrens, um Kinder zu schützen

Auslandsadoptionen sollen künftig in jedem Fall durch eine
Adoptionsvermittlungsstelle begleitet werden, damit die zukünftigen Eltern
auf die Herausforderungen einer Auslandsadoption vorbereitet und die
Interessen der Kinder ausreichend berücksichtigt werden können.
International vereinbarte Schutzstandards sollen zukünftig bei allen
Auslandsadoptionen eingehalten werden. Auslandsadoptionen ohne Begleitung
einer Vermittlungsstelle werden untersagt. Für mehr Rechtssicherheit und
Rechtsklarheit wird ein verpflichtendes Anerkennungsverfahren für
ausländische Adoptionsbeschlüsse eingeführt.

Gesetzentwurf zur Stiefkindadoption (BMJV)

Der Gesetzentwurf zur Stiefkindadoption in nichtehelichen Familien dient
der Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 26. März
2019. Das Bundesverfassungsgericht hat im Ausschluss der Stiefkindadoption
in nichtehelichen Familien einen Verstoß gegen das allgemeine
Gleichbehandlungsgebot gesehen und diesen deshalb für verfassungswidrig
erklärt. Zugleich hat es den Gesetzgeber verpflichtet, bis zum 31. März
2020 eine verfassungsmäßige Neuregelung zu treffen.

Die Neuregelungen eröffnen Personen in verfestigter Lebensgemeinschaft, die
in einem gemeinsamen Haushalt leben, die Möglichkeit der Adoption eines
Kindes ihres Partners. Eine verfestigte Lebensgemeinschaft liegt nach dem
Gesetzesentwurf in der Regel vor, wenn die Betroffenen eheähnlich vier
Jahre zusammengelebt haben oder eheähnlich mit einem gemeinsamen Kind
zusammenleben.

Bundesjustizministerin Christine Lambrecht: "Mit dem Gesetzentwurf wird der
Kritik des Bundesverfassungsgerichts begegnet und gleichzeitig die
Situation der Kinder in diesen Familien verbessert. Auch wenn der
Stiefelternteil und der Elternteil nicht heiraten, soll der Stiefelternteil
das Kind seines Partners oder seiner Partnerin adoptieren können, damit die
betroffenen Kinder zwei rechtliche Elternteile in der Familie haben, in der
sie tatsächlich leben. Die Bundesregierung hat mit ihrem Entwurf das
Gesetzgebungsverfahren eingeleitet; Bundestag und Bundesrat haben jetzt
eine Grundlage für ihre Beratungen."

Adoptionswesen in Zahlen

Zahl der Adoptionen im Jahr: 3.733 (2018), 3.888 (2017), 3.976 (2016),
3.812 (2015); 3.805 (2014)

Zahl der Adoptionen im Inland : 3.562 (2018), 3.662 (2017), 3.719 (2016),
3.548 (2015); 3.506 (2014)

Zahl der Adoptionen aus dem Ausland: 176 (2018), 238 (2017), 294 (2016),
314 (2015); 344 (2014)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 06.11.2019

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Glinkastraße 24, 10117 Berlin

Telefon: 03018/ 555 - 0, Telefax: 03018/ 555 - 1145

E-Mail: poststelle@bmfsfj.bund

Internet: http://www.bmfsfj.de
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FRAUEN/807: Mexiko - Schwangerschaftsabbrüche in Oaxaca endlich straffrei (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Schwangerschaftsabbrüche in Oaxaca endlich straffrei



(Mexiko, 05. November 2019) - Einen Monat, nachdem die
Strafrechtsreform über Schwangerschaftsabbrüche im Kongress des
südmexikanischen Bundesstaats Oaxaca beschlossen wurde, ist diese in
Kraft getreten. Damit ist Oaxaca nach Mexiko-Stadt der zweite
Bundesstaat Mexikos, in dem Schwangerschaftsabbrüche bis zur zwölften
Woche straffrei sind.

Trotz des Protestes von Lebensschützer*innen und religiösen Gruppen
veröffentlichte der konservative Gouverneur Oaxacas Ende Oktober das
neue Gesetz im "Periódico Oficial". Das war Voraussetzung für sein
Inkrafttreten. Erst jetzt ist es Gesundheitseinrichtungen möglich, den
legalen und straffreien Schwangerschaftsabbruch durchzuführen.


Schwangerschaftsabbrüche noch vollends legalisieren

Das feministische Kollektiv Marea Verde begrüßte das Inkrafttreten des
Gesetzes. Gleichzeitig verkündete es auf seiner Facebook-Seite, dass
der Kampf damit nicht beendet sei. Noch müsse Paragraph 12 der
Verfassung Oaxacas geändert werden, um Abtreibungen vollends zu
legalisieren. In diesem Paragraphen wird nämlich das Leben ab dem
Moment der Empfängnis für schützenswert erklärt.
Die Abstimmung über die Verfassungsänderung wurde Ende September
vertagt. Grund war ein Tumult, den Abtreibungsgegner*innen nach
Beschluss der Straffreiheit auf der Besucher*innentribüne des
Kongresses angezettelt hatten.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/schwangerschaftsabbrueche-in-oaxaca-endlich-straffrei/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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AGRAR/1865: Viel Hoffnung und wenig Substanz beim US-Agro-Deal mit China (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 43 vom 25. Oktober 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

China kauft US-Soja - oder nicht?

Viel Hoffnung und wenig Substanz beim US-Agro-Deal mit China

von Klaus Wagener



Die Tonlage hatte wie immer einen leichten Touch von
Fischmarkt-Geschrei: "Wir haben einen phantastischen Deal!", prahlte
der US-Präsident. Es sei der größte Abschluss, den er je getätigt
hätte. China habe zugesagt, nun wieder US-Agrarprodukte für 40 bis 50
Milliarden US-Dollar zu importieren. Die Trump-Regierung hatte
zugesagt, eine geplante Verschärfung für Zölle auf Waren im Volumen
von 250 Milliarden Dollar nicht in Kraft zu setzen. Die Volksrepublik
hatte zuvor ihren Markt für landwirtschaftliche Produkte aus den USA
geschlossen. Etwas nüchterner betrachtet, sieht alles allerdings nicht
ganz so phantastisch aus.

US-Farmer kämpfen mit enormen Problemen. Ihre Einkommen haben sich von
125 Milliarden 2013 auf 60 Milliarden Dollar in 2018 halbiert. Die
US-Farmer sind von sich deutlich verringernden Agro-Importen nach
China betroffen. 2014 konnten sie noch Waren für 24,2 Mrd. Dollar in
China absetzen, 2018 erzielten sie dort nur noch 13,4 Milliarden
Dollar. Und 2019 hatte die chinesische Führung ihren Markt aufgrund
des Handelskriegs völlig für US-Agro-Produkte geschlossen. Seither
quellen in den USA die Lager für Soja, Mais und andere
landwirtschaftliche Produkte über. Der US-Präsident hatte den Farmern
Hilfen in Höhe von 28 Milliarden Dollar zugesagt. Am Tropf der
Regierung zu hängen, löste bei den hochgradig vom Export abhängigen
Farmern nicht gerade Begeisterung aus. Davon kommen ihre Märkte nicht
zurück.

Was die Trump-Regierung bewogen hat, trotz ihres Wirtschaftskrieges
nun zu diesem "phantastischen Deal" zu kommen, ist daher klar. Weniger
klar ist, was nun tatsächlich passiert. Bislang handelt es sich nur um
pauschale Absichtserklärungen. Die Details müssen erst noch
ausgehandelt werden. Das hat sich in der Vergangenheit als alles
andere als einfach dargestellt. Ob Donald Trump und Xi Jinping
tatsächlich, wie geplant, auf dem G20-Gipfel am 22. bis 23. November
2019 in Nagoya, Japan, einen Deal unterschreiben können, muss sich
erst noch herausstellen.

China jedenfalls scheint es mit der Wiederaufnahme der Soja-Importe,
sie machen wertmäßig über die Hälfte der chinesischen Agrarimporte
aus, nicht sonderlich eilig zu haben. Die chinesischen Importeure
waren nach dem "phantastischen" Trump-Deal erst einmal bemüht, die
Soja-Einfuhren aus Brasilien, Argentinien und Indien zu steigern. Das
Soja-Importvolumen aus Indien ist um 200 Prozent, das aus Argentinien
sogar um 2 310 Prozent gestiegen. Diversifizieren scheint für die
Volksrepublik spätestens seit dem offenen US-Wirtschaftskrieg das
Gebot der Stunde. Trumps MAGA-Imperium (Make America Great Again) ist
kein zuverlässiger und schon gar kein generöser Handelspartner mehr.
Auch seine engen Vasallen in der EU durften sich jüngst über saftige
US-Zölle auf ihre Agrarprodukte wie französischen Wein, italienischen
Käse oder schottischen Whisky "freuen". Allerdings hatte die
Welthandelsorganisation zuvor auf eine nichtzulässige EU-Unterstützung
für Airbus in Höhe von 7,5 Mrd. Dollar erkannt. Die EU ist noch
deutlich protektionistischer gegenüber den USA als umgekehrt.

Obwohl die Getreideproduktion in China in den letzten vier Jahren von
607 Millionen Tonnen auf 658 Millionen Tonnen gesteigert werden konnte
und die Eigenproduktion den chinesischen Bedarf zu 95 Prozent abdeckt,
sind aufgrund der gestiegenen Nachfrage nach wie vor Getreide-Importe
notwendig. Die Industriearbeitslöhne in China haben sich in den
letzten 30 Jahren etwa vervierfacht und damit ist auch die Nachfrage
nach Lebensmitteln gestiegen. Allerdings hat auch China, neben anderen
asiatischen Staaten, mit den Auswirkungen einer verheerenden
afrikanischen Schweinepest zu kämpfen. Mehr als 1,2 Millionen Tiere
sind bereits verendet oder mussten gekeult werden. Die Preise für
Schweinefleisch sind massiv nach oben geschossen. Auch das hat die
Nachfrage nach Getreideprodukten steigen lassen.

Diese Umstände dürften die chinesische Führung bewogen haben, gewisse
pauschale Import-Zusagen für Agrarprodukte zu machen. Die Hoffnung,
dass die Trump-Administration diese chinesische Goodwill-Geste als
Ausstiegshilfe aus ihrem eher kontraproduktiven Wirtschaftskrieg
nutzt, dürfte allerdings verfrüht sein. Die US-Realwirtschaft ist
bereits in der Rezession. Die Handelsstrategie des Weißen Hauses
dürfte blendend helfen, den Absturz nach Kräften zu beschleunigen.

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 51. Jahrgang,
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GEWERKSCHAFT/1892: GroKo-Bilanz - ver.di-Vorsitzender fordert "großen Wurf" von der Regierung (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. November 2019

GroKo-Bilanz: 

ver.di-Vorsitzender fordert "großen Wurf" von der Regierung



Berlin - Der Vorsitzende der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di), Frank Werneke, hat die große Koalition aufgefordert, ohne
Verzögerung weitere wesentliche Projekte des Koalitionsvertrages zu
verwirklichen. "Die Halbzeitbilanz der Regierung kann aus
Arbeitnehmer- und Arbeitnehmerinnensicht sowie gesamtgesellschaftlich
in mehreren Punkten Positives vorweisen. Dazu gehören die
Stabilisierung des Rentenniveaus, Investitionen in Kitas und aktuell
die Nachunternehmerhaftung bei Paketdiensten sowie der
Ausbildungsmindestlohn und die Schaffung der Voraussetzung für
tarifliche Bezahlung in der Altenpflege."

"Jetzt geht es darum, Deutschland sozial und ökologisch zukunftsfähig
zu machen. Um die soziale Spaltung zu überwinden, brauchen wir
weitere konkrete Verbesserungen, die auch zur politischen Stabilität
beitragen. Dazu gehören die Einführung der Grundrente ohne
Bedürftigkeitsprüfung, die Abschaffung der sachgrundlosen Befristung
von Arbeitsverträgen, die schnelle Umsetzung des
Strukturstärkungsgesetzes in den Kohleregionen und die Durchsetzung
der Pflegevollversicherung", erklärte Werneke.

Angesichts des Klimawandels und der Digitalisierung der Arbeitswelt
sei ein Zukunftskonzept für Deutschland notwendig. So brauche das
Land dringend einen massiven Ausbau öffentlicher Daseinsvorsorge und
weitreichende Arbeitsmarktinstrumente für den digitalen Umbruch.
"Dieser große Wurf ist mit dem unvernünftigen Festhalten an der
schwarzen Null nicht zu machen", sagte Werneke.

Große Herausforderungen der Zeit überwinde man nicht mit
Personalquerelen, sondern mit einer klaren Politik, die die Mehrheit
der Bevölkerung im Fokus habe. Die gesellschaftliche Schieflage müsse
durch mehr Gerechtigkeit behoben werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.11.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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UNTERNEHMEN/2797: Folgen des Protektionismus auf kleine und mittlere Unternehmen (idw)


Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn - 05.11.2019

IfM Bonn untersuchte die Folgen des Protektionismus auf die kleinen und
mittleren Unternehmen



Zunehmender Protektionismus und handelspolitische Konflikte belasten
zunehmend die globalen Wertschöpfungsketten. Darunter leiden neben den
Großunternehmen auch die kleinen und mittleren Unternehmen (KMU), die
Produkte zuliefern - oder sogar selbst an der Spitze einer
Wertschöpfungskette stehen.

Fast 70 % des weltweiten Handelsvolumens werden in globalen
Wertschöpfungsketten erwirtschaftet. Diese agieren in einem Spannungsfeld
zwischen (kostenbezogener) Effizienz und Planungssicherheit sowie
Verlässlichkeit der Zulieferbeziehungen.

Der zunehmende Protektionismus und die handelspolitischen Konflikte
belasten allerdings zunehmend diese weltweiten Partnerschaften. Darunter
leiden neben den Großunternehmen auch die kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU), die Produkte zuliefern - oder sogar selbst an der
Spitze einer Wertschöpfungskette stehen. In 2017 erzielten die KMU noch
ein Exportumsatzvolumen von gut 214 Milliarden Euro.

"Prinzipiell ist jede Internationalisierung eine Investitionsentscheidung,
bei der die erwarteten Kosten und Erträge auch unter dem Aspekt der
Unsicherheit über die zukünftigen handels- und wirtschaftspolitischen
Entwicklungen abgewogen werden müssen", erklärt Michael Holz. "Da die KMU
über eine geringere Ressourcenausstattung, niedrigere Risikotragfähigkeit
und weniger internationale Erfahrung verfügen, fällt es ihnen im
Allgemeinen schwerer als Großunternehmen, negative Einflüsse wie
beispielsweise Zölle zu kompensieren."

Nach Beobachtungen der IfM-Wissenschaftler nehmen aber auch digitale
Handelshemmnisse wie die Zensur von Online-Inhalten, das Blockieren von
Webseiten oder Einschränkungen bei der grenzüberschreitenden Verarbeitung
und Speicherung von produktbezogenen Daten zu.

Wie stark ein Unternehmen von Protektionismus und wirtschaftspolitischen
Konflikten betroffen wird, hängt von verschiedenen Aspekten ab: So wird es
beispielsweise umso weniger unter protektionistischen Maßnahmen leiden, je
kundenspezifischer die Produkteigenschaften, je diversifizierter die
Produktpalette und je flexibler die Produktionsprozesse sind. Der
IfM-Wissenschaftler empfiehlt daher neben einer ausführlichen Risikobewertung
mit verschiedenen Szenarien, die Außenwirtschaftsaktivitäten auf mehrere
Ländergruppen und Produktkategorien zu verteilen. "Auch sollte weiterhin
ein besonderes Augenmerk auf die Kundennähe und die nicht-preisliche
Wettbewerbsfähigkeit gelegt werden", so Michael Holz. Im Vergleich zu
ausländischen Wettbewerbern verfügen deutsche KMU auf diesen Gebieten
häufig über Wettbewerbsvorteile, so dass es ihnen leichter fällt, einen
Teil der protektionismusbedingten Kosten über höhere Verkaufspreise an die
Abnehmer weiterzugeben. "Insgesamt betrachtet, ist es für die KMU zudem
von immensem Vorteil, dass die deutsche Volkswirtschaft Teil des
EU-Wirtschaftsraums ist und die EU gezielt Freihandelsverträge mit anderen
Staatengruppen schließt. Dadurch können negative Folgen der weltweiten
Handelskonflikte gemildert werden." Man könne daher davon ausgehen, dass
die EU und Deutschland aufgrund ihrer verlässlichen Rahmenbedingungen als
Wirtschaftsstandorte weiter an Attraktivität gewinnen und auch Unternehmen
aus Drittländern verstärkt anziehen werden.


Weitere Informationen unter:

https://www.ifm-bonn.org/fileadmin/data/redaktion/publikationen/denkpapiere/dokumente/Denkpapier_Protektionismus_und_KMU-2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1325

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn, 05.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/07081: Vom Krankenlager aus (SB)


Die Biographien namhafter Großmeister beginnen zumeist mit dem
Hervorheben früher kindlicher Beschäftigung in der Schachkunst. Ob nun
Anatoli Karpow, Garry Kasparow oder Bobby Fischer, stets wird dem
Leser das Bild eines von Fleiß und Hingabe durchdrungenen Knaben
eingeschärft. Erfährt man dann, daß andere Größen in dieser
Geistesbranche erst viel später als Jugendliche oder gar Erwachsene
überhaupt die Regeln erlernten, ist die Verwunderung nicht gering.
Stets haben wir doch die Vorstellung in uns gehütet, daß groß werden
nur könne, wer klein anfängt. Mitunter jedoch können selbst
Krankheiten als Luke zur Schachwelt dienen wie bei Wolfgang Uhlmann,
der zwischen seinem 12. und 13. Lebensjahr ans Bett gefesselt war und
sich die Langeweile nicht anders zu vertreiben wußte als eben mit dem
Studium von Schachbüchern. Vor allem die Werke des Ex-Weltmeisters
Alexander Aljechin hatten es dem Bettlägerigen angetan. Dieses im
Krankheitsstadium angeeignete Wissen bildete dann später das Fundament
für den internationalen Aufstieg Wolfgang Uhlmanns, des nach dem
Zweiten Weltkrieg vielleicht ersten deutschen Schachspieler mit
Weltklassequalitäten. Im heutigen Rätsel der Sphinx überwand Uhlmann
gar den sowjetischen Heroen und Champion Michael Botwinnik. Mit den
weißen Steinen am Zuge nutzte er seine Vorteile konsequent und streng
logisch für den Sieg aus, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07081: Vom Krankenlager aus (SB)]



Uhlmann - Botwinnik

Warna 1962


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Olga Rubzowas Talent und Auge für kombinatorische Schlußsequenzen
waren geschärfte Instrumente für ihren beispiellosen Erfolgskurs:
1...Sd5-f4+! 2.g3xf4 - auch nach 2.Kg2-h1 Sf4-d3 3.Tc1-f1 Lb4xd2
4.Tc2xd2 Sd3-c5 5.De4-e2 Sc5-b3! steht Weiß klar auf Verlust -
2...Tf5xf4 3.De4-e3 Db5-d5+ 4.Sg1-f3 Sf8-g6 5.Tc2-c5 - hofft auf
Entlastung, aber ... - 5...Sg6-h4+ 6.Kg2-f1 Lb4xd2 7.Sf3xd2 Dd5-g2+
8.Kf1-e2 Sh4-f5 und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 17. Oktober 2006
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KURSUS/1207: Herten - Freie Plätze im Anfänger-Schwimmkurs, 25.11.-06.12.19


Stadt Herten

Freie Plätze im Anfänger-Schwimmkurs

Copa Ca Backum Herten

Ab 25. November im Copa Ca Backum schwimmen lernen



Herten. Im Anfänger-Schwimmkurs vom 25. November bis 6. Dezember im
Copa Ca Backum sind noch Plätze frei. Interessierte Eltern können ihre
Kinder ab sofort online anmelden.

Im Anfängerkurs werden die kleinen Nachwuchsschwimmer behutsam an das
nasse Element gewöhnt. Zunächst stehen der Abbau von Ängsten sowie die
richtige Atemtechnik im Vordergrund. Spielerisch lernen die Kids
anschließend erste Schwimmbewegungen und können im tiefen Wasser üben.
Das Ziel ist die Seepferdchen-Prüfung. Diese umfasst folgende
Aufgaben:

- Sprung vom Beckenrand
- 25 Meter schwimmen
- Heraufholen eines Gegenstandes mit den Händen aus schultertiefem
Wasser

Der Kurs findet um 15 Uhr statt und umfasst zehn Unterrichtsstunden
(jeweils montags und freitags). Kinder, die teilnehmen möchten, müssen
mindestens 1,20 Meter groß sein. Bei der Anmeldung wird die Kursgebühr
von 75 Euro fällig.

Anmeldungen sind direkt online möglich unter:

https://service.copacabackum.de

Mehr Informationen unter www.copacabackum.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.11.19

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357, Fax: (02366)303-588

Web:http://www.herten.de

E-Mail: pressestelle@herten.de
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TANZSPORT/542: Mönchengladbach - HipHop, Intensivworkshop für Neustarter, 23.-24.11.19


Stadt Mönchengladbach

HipHop - Intensivworkshop für Neustarter




Zu alt für HipHop? Nein! Dieser Intensivworkshop ist speziell für
Neustarter, die Spaß an Musik und Bewegung haben. Ob HipHop Musik,
Funk- und Soul oder Videoclip dancing, ihr lernt eine Vielzahl
typischer Schrittvariationen und verbindet diese zu kleinen möglichen
Choreographien.

Bitte mitbringen: Saubere Sportschuhe, kleines Handtuch und etwas zu
trinken. Der VHS-Workshop ist am Wochenende vom 23. bis 24. November,
12 bis 15 Uhr, im MENGE-Raum, 1. Etage, Fliethstr. 67.

Entgelt: 32 Euro

Information und Anmeldung: vhs-mg.de , Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.11.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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FORSCHUNG/1562: Ostsee am Scheideweg? Zukunftsszenarien zum kombinierten Effekt von Klimawandel und Nährstoffbelastung (idw)

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 04.11.2019

Ostsee am Scheideweg? Zukunftsszenarien zum kombinierten Effekt von
Klimawandel und Nährstoffbelastung



Kann effektives Meeresmanagement Klimawandelfolgen so mildern, dass
die Ostsee wieder einen guten ökologischen Zustand erreicht? Lassen
sich zukünftige Beeinträchtigungen des Tourismus durch
Rekord-Blaualgenblüten und andere Extremereignisse abwehren? Ein Team
um Meeresphysiker Markus Meier vom Leibniz-Institut für
Ostseeforschung Warnemünde (IOW) präsentiert jetzt eine Studie, in der
verschiedene Treibhausgas- und Nährstoffbelastungsszenarien bis 2100
modelliert wurden. Nur in dem optimistischsten Szenario -
Nährstoffreduktion durch eine perfekte Umsetzung des
Ostsee-Aktionsplans - wird ein guter Umweltzustand erreicht und
Extrem-Algenblüten trotz gehäufter Hitzewetterlagen vermieden.

Zu hohe Nährstoffeinträge sind ein großes ökologisches Problem für die
Ostsee. Die Folge: Übermäßiges Phytoplanktonwachstum - insbesondere
sommerliche Blaualgenblüten. Absterbende Algenblüten wiederum fördern
Sauerstoffmangel im Tiefenwasser, wo nur spezielle Bakterien
existieren können, nicht aber höheres Leben wie Muscheln oder Fische.
Obwohl sich alle Anrainerstaaten bereits vor über 10 Jahren im Rahmen
des Ostsee-Aktionsplanes (BSAP, kurz für "Baltic Sea Action Plan") auf
klar definierte Nährstoff-reduktionsziele einigten, ist die Umsetzung
schleppend, und der im BSAP definierte "gute ökologische Zustand" der
Ostsee wird nicht, wie angestrebt, 2021 erreicht. Auch mehren sich
Studien, die davon ausgehen, dass der Klimawandel die
Überdüngungsproblematik verschärft.

Ein wichtiger Grund, den guten ökologischen Zustand zu erreichen, ist
der hohe Freizeitwert der Ostsee - nicht zuletzt, weil Tourismus für
die Wirtschaft in der gesamten Ostsee-Region von großer Bedeutung ist.
Ob Erholungssuchende ihren Besuch am Meer attraktiv finden, wird meist
nicht durch mittlere Temperaturen oder davon bestimmt, wie es um das
Ökosystem Ostsee im Allgemeinen bestellt ist (was mit Hilfe von
BSAP-Indikatoren gemessen wird, die einen mittleren Umweltzustand
abbilden). Vielmehr sind es Extremereignisse, z.B. lang anhaltende
extreme Hitzewetterlagen oder ausgedehnte Teppiche giftiger oder
stinkender Algen in Strandnähe. "Bei Zukunftsanalysen von
Klimawandelfolgen für die Ostsee wurden derartige Extremereignisse
bislang nicht berücksichtigt", sagt Markus Meier, Klimaexperte am IOW
und Leiter der Studie, die jetzt im renommierten Fachjournal "Ambio"
publiziert wurde. "Im Fokus unserer Modellierungen bis zum Ende des
21. Jahrhunderts standen also folgende Fragen: Kann die Ostsee einen
guten ökologische Zustand überhaupt noch erreichen? Wenn ja, wann und
unter welchen Bedingungen? Und erstmals auch: Wie verändert sich die
Wahrscheinlichkeit für Extremereignisse, wie sie u.a. für die
Entwicklung der Freizeit- und Tourismuswirtschaft relevant sind?", so
Meier weiter.

Das Forscherteam simulierte verschiedene Zukunftsszenarien, in denen
sie drei Nährstoff-Belastungsszenarien (1. perfekte Umsetzung der
BSAP-Ziele, 2. Weiterführung des Ist-Zustandes, 3. Worst-Case-Szenario
mit steigender Belastung durch wachsende Bevölkerungszahlen) jeweils
mit einem von zwei Treibhausgas-Belastungsszenarien (mittlere und hohe
Belastung) koppelten. Analysiert wurde dabei die Entwicklung
klassischer BSAP-Indikatoren, wie Sichttiefe, Nährstoffkonzentrationen
und Sauerstoffmangel im Tiefenwasser. Indikatoren für Extremereignisse
waren unter anderem das Auftreten sommerlicher Hitzewellen
(ausgedrückt als Anzahl aufeinanderfolgender "tropischer Nächte"
wärmer als 20 °C) sowie dadurch bedingte dauerhaft hohe
Oberflächenwasser-Temperaturen (über 18 °C) und Rekord-Blaualgenblüten
(Anzahl der Algenblütentage pro Jahr, die jeweils höher sein muss als
alle davor beobachteten). Um anhand bereits gemessener Werte die
Aussagekraft der Modellierungsergebnisse einschätzen zu können, deckte
der Simulationszeitraum die Jahre 1975 bis 2100 ab.

"Die Ostseeregion wird sich nach unseren Szenario-Berechnungen durch
den Klimawandel deutlich verändern", erläutert Markus Meier die
Ergebnisse. "Je nachdem, welches Klimaszenario wir zugrunde legen,
wird es im Hochsommer 2-4 °C wärmer. Für den Zeitraum 2070-2100 wird
man bei hohen Treibhausgaskonzentrationen fast im gesamten
Ostseebereich mit sommerlichen, durch tropische Nächte gekennzeichnete
Hitzewellen rechnen müssen, die im Schnitt 2-3 Wochen dauern und im
Extremfall sogar bis zu zwei Monate ununterbrochen anhalten." Diese
Veränderungen spiegelten sich auch in den Wassertemperaturen wieder,
so Meier weiter. So werde die Ostsee zum Ende des Jahrhunderts an der
Oberfläche im Mittel um 2-3 °C wärmer sein und sommerliche
Oberflächenwassertemperaturen über 18 °C könnten bis zu einem Monat
länger auftreten als heute. "Am Beispiel von Warnemünde zeigen die
Modelle schon für die nahe Zukunft bis 2050, dass im Vergleich zum
heutigen Klima im Sommer deutlich häufiger neue
Rekord-Wassertemperaturen an der Oberfläche auftreten werden: Je nach
Szenario ist dies 200-400% häufiger, als erwartet", hebt der
Meeresphysiker hervor.

Was auf den ersten Blick wie ein Plus für Ostseebesucher aussieht -
zahlreiche 'tropische Nächte', hohe Badetemperaturen über viele Wochen
-gehört jedoch zu den Extremereignissen, die eine Beeinträchtigung des
Tourismus zunehmend wahrscheinlich machen. Zum einen fördern derartige
Bedingungen generell die Entwicklung von Blaualgenblüten. Markus
Meier: "Rekord-Blaualgenblüten werden unseren Berechnungen zufolge
zwar in allen Szenarien nach 2025 zunächst seltener, aber nur wenn
eine Nährstoffreduktion strickt nach BSAP umgesetzt wird, bleiben sie
dauerhaft aus." Und auch nur dann würden die im Rahmen des BSAP
gesteckten Umweltziele - z. B. in Bezug auf Sichttiefe und
Sauerstoffmangel im Tiefenwasser - noch vor 2100 für alle Teile der
Ostsee erreicht.

"Machen wir dagegen weiter wie bisher oder erhöht sich die
Nährstoffbelastung sogar bei hohen Treibhausgaskonzentrationen, ist
die Wahrscheinlichkeit für Extremblaualgenblüten zum Ende des
Jahrhunderts um 1000 % erhöht im Vergleich zum heutigen Klima. Und
erreichen wir die BSAP-Umweltziele nicht, muss man mit zahlreichen
weiteren negativen Folgen im Ökosystem Ostsee rechnen", betont Meier.
Außerdem sei aus Studien in anderen, vom Klima her eigentlich
gemäßigten Regionen bekannt, dass extreme Hitzeereignisse und gehäufte
Hitzewellen das Krankheits- und Sterblichkeitsrisiko signifikant
erhöhen. "Bei uns an der Ostsee könnte dies z. B. bedeuten, dass
Infektionen mit den lebensgefährlichen, Sepsis verursachenden Vibrio-
Bakterien gehäuft auftreten", erläutert Markus Meier.

"Die Ostsee steht am Scheideweg. Das ist kritisch, bedeutet aber auch,
dass wir es immer noch in der Hand haben, wohin sie steuert. Über ein
stringentes Meeresmanagement, für das es klare Vorgaben im BSAP gibt,
und auch - selbst wenn dies schwieriger ist - über verstärke
Klimaschutz-Anstrengungen können wir die Ostsee dauerhaft als
Lebensraum und Reiseziel attraktiv halten", kommentiert Markus Meier
die Studienergebnisse abschließend.



Das IOW ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der zurzeit 95
Forschungsinstitute und wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen
für die Forschung gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den
Geisteswissenschaften. Bund und Länder fördern die Institute
gemeinsam. Insgesamt beschäftigen die Leibniz-Institute etwa 19.100
MitarbeiterInnen, davon sind ca. 9.900 WissenschaftlerInnen. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Mrd. Euro. 

www.leibniz-gemeinschaft.de

Originalpublikation:

H.E. Markus Meier, Christian Dieterich, Kari Eilola, Matthias Gröger,
Anders Höglund, Hagen Radtke, Sofia Saraiva, Iréne Wahlström (2019).
Future projections of record-breaking sea surface temperature and
cyanobacteria bloom events in the Baltic Sea. Ambio,

https://doi.org/10.1007/s13280-019-01235-5

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news726376

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution480

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 04.11.2019
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VERKEHR/1195: Thüringer Innovationszentrum Mobilität erforscht Umweltbelastung im Straßenverkehr der Zukunft (idw)


Technische Universität Ilmenau - 05.11.2019

Thüringer Innovationszentrum Mobilität erforscht Umweltbelastung im
Straßenverkehr der Zukunft



Eine neue Forschergruppe der Technischen Universität Ilmenau
entwickelt am Thüringer Innovationszentrum Mobilität innovative
Methoden, mit denen die Emission umweltschädlicher Partikel im
Straßenverkehr vorhergesagt werden kann. Dabei berücksichtigen die
Wissenschaftler die überaus komplexen Bedingungen im Straßenverkehr
der Zukunft. Für die fünfköpfige Forschergruppe bewilligte das
Bundesland Thüringen soeben knapp 670.000 Euro für zwei Jahre.

Ab Januar 2020 entwickelt die Forschergruppe MOSYS
("Entwicklungsmethodik zur Prädiktion der Umweltbelastung durch
moderne Mobilitätssysteme") im Thüringer Innovationszentrum Mobilität
(ThIMo), das an der TU Ilmenau angesiedelt ist, neuartige Methoden zur
Vorausbestimmung der Umweltbelastung durch Emissionen von Rußpartikeln
im Abgas von Fahrzeugen und Feinstaub an Reifen und Bremsen. Das
ambitionierte Forschungsziel der fünf Wissenschaftler: Konkrete
Vorhersagen und Bewertungen von Partikelemissionen in verschiedensten
Verkehrssituationen zu treffen. Auch müssen sie berücksichtigen, dass
in Zukunft zunehmend Fahrzeuge mit unterschiedlichen Antriebsarten
und mit unterschiedlichem Automatisierungsgrad auf den Straßen
unterwegs sein werden. Und auch die Fahrdynamik, also
Geschwindigkeit, Beschleunigung und Verzögerung, wirkt sich direkt auf
die Partikelemission der Fahrzeuge aus.

Die hochmodernen Prüfstände am Thüringer Innovationszentrum Mobilität
ermöglichen es, virtuelle Modellsituationen zu entwerfen, etwa um
unterschiedliche Verkehrssituationen zu simulieren: innerstädtisch,
auf Landstraßen oder auf der Autobahn. Ebenso werden hier für die
unterschiedlichen Fahrweisen verschiedener Verkehrsteilnehmer
fahrdynamikbasierte Berechnungen der Partikelemissionen möglich
sein. Dazu werden verschiedene Prüfstände und Testfahrzeuge in
Echtzeit miteinander vernetzt - Experten nennen diese Art der
Forschung und Entwicklung "X-in-the-Loop".

Die Forschergruppe MOSYS wird eingebettet sein in die Infrastruktur
des Thüringer Innovationszentrum Mobilität, das schon seit zehn Jahren
die Bereiche erforscht, die für die Mobilität der Zukunft wesentlich
sind: Fahrzeug- und Fahrdynamik, Emissionen an Reifen und Bremsen,
Funktechnologien und X-in-the-Loop.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news726445

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution97

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Ilmenau - 05.11.2019
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VERPACKUNG/291: Bundeskabinett beschließt Verbot von Plastiktüten (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 6. November 2019

Bundeskabinett beschließt Verbot von Plastiktüten

Schulze: Plastiktüten sind Inbegriff der Ressourcenverschwendung



Das Bundeskabinett hat heute auf Vorschlag von Bundesumweltministerin
Svenja Schulze ein Verbot von Plastiktüten auf den Weg gebracht. Der
Gesetzentwurf sieht vor, dass Plastiktüten mit einer Wandstärke unter
50 Mikrometer künftig verboten werden. Ausnahmen gibt es für
sogenannte Hemdchenbeutel, da deren Verbot derzeit eher zu mehr als zu
weniger Verpackungsabfällen führen würde.

Schulze: "Plastiktüten sind der Inbegriff der Ressourcenverschwendung:
Sie werden aus Rohöl hergestellt und oft nur wenige Minuten genutzt.
Häufig landen sie in der Umwelt, wo sie über viele Jahrzehnte
verbleiben und jede Menge Schäden anrichten können. Die Erfahrungen
der letzten Jahre mit der freiwilligen Vereinbarung zeigen: Es geht
auch ohne die Plastiktüte beim Einkauf. Immer mehr Menschen gewöhnen
sich daran, Mehrwegbeutel dabei zu haben. Momentan liegt der Verbrauch
in Deutschland etwa bei 20 Einweg-Plastiktüten pro Kopf und Jahr. Mit
einem Verbot kommen wir jetzt auf Null. Denn das gilt dann auch für
die Händler, die sich bislang nicht an der Vereinbarung beteiligt
haben."

Das gesetzliche Verbot soll den positiven Trend beim Verbrauch von
leichten Kunststofftragetaschen in Deutschland und damit den Erfolg
der im Jahr 2016 geschlossenen Vereinbarung zwischen dem
Bundesumweltministerium und dem Handel konsequent fortsetzen. Derzeit
werden in Deutschland jährlich pro Kopf immer noch ca. 20
Kunststofftragetaschen mit einer Wandstärke zwischen 15 und 50
Mikrometern verbraucht.

Der Entwurf verbietet Letztvertreibern das Inverkehrbringen von
Kunststofftragetaschen mit einer Wandstärke von weniger als 50
Mikrometern. Denn leichte Kunststofftragetaschen werden seltener
wiederverwendet als solche aus stärkerem Material. Die gesetzliche
Regelung soll insbesondere auch diejenigen Letztvertreiber erreichen,
die sich bisher nicht an der freiwilligen Vereinbarung beteiligt
haben.

Ein Verstoß gegen das Verbot kann nach dem Entwurf als
Ordnungswidrigkeit mit einem Bußgeld von bis zu 100.000 Euro geahndet
werden.

Ausgenommen von dem Verbot sind bestimmte sehr leichte
Kunststofftragetaschen (Wandstärke von weniger als 15 Mikrometern),
die im Handel von Verbraucherinnen und Verbrauchern insbesondere für
den Transport von losem Obst und Gemüse verwendet werden. Ein Verbot
dieser sogenannten "Hemdchenbeutel" bzw. "Knotenbeutel" würde zu einer
vermehrten Nutzung aufwendigerer Verpackungen führen.

An Stelle von leichten Kunststofftragetaschen sollen sinnvollerweise
Mehrweg-Taschen aus Kunststoff und Polyester verwendet werden. Je
häufiger sie benutzt werden, desto umweltfreundlicher werden sie.

Schulze: "Die Zukunft ist nicht die Einweg-Papiertüte. Die Zukunft ist
Mehrweg - und das ist gerade bei Tüten wirklich kein Problem. Eine
Mehrweg-Tragetasche aus Plastik ist bereits nach drei Nutzungen
umweltfreundlicher als eine Einweg-Plastiktüte. Mehrweg-Tragetaschen
werden meistens aus recyceltem Material hergestellt,
Einweg-Plastiktüten dagegen aus Rohöl."

Das Verbot von Einweg-Kunststofftragetaschen ist nur ein Baustein von
vielen in der Strategie des Bundesumweltministeriums für weniger
Plastik und mehr Recycling. Bereits im Jahr 2021 werden weitere
Einweg-Kunststoffartikel wie etwa Plastikgeschirr in Umsetzung der
EU-Einwegkunststoffrichtlinie verboten.

Nach der heutigen Kabinettsentscheidung wird nun das parlamentarische
Verfahren eingeleitet. Parallel dazu erfolgt die sogenannte
Notifizierung des Entwurfs bei der Europäischen Kommission. Diese
wurde bereits eingeleitet. Das Verbot soll sechs Monate nach
Verkündung des Gesetzes in Kraft treten.

Den Gesetzentwurf finden Sie unter : www.bmu.de/GE844

Fragen und Antworten finden Sie unter www.bmu.de/FQ121

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 197/19, 06.11.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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FORSCHUNG/798: Pariser Klimaabkommen - Emissionen aus nur 15 Jahren erzeugen 20cm Meeresspiegelanstieg (idw)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 04.11.2019

Pariser Klimaabkommen: Emissionen aus nur 15 Jahren erzeugen 20cm
Meeresspiegelanstieg



Gemeinsame Pressemitteilung von Climate Analytics und dem
Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung: Allein die bislang
vorliegenden Klimaschutzpläne der Länder für den Zeitraum 2016 bis
2030 würden den Meeresspiegel bis 2300 um 20 Zentimeter ansteigen
lassen, wenn die Regierungen Ihre Selbstverpflichtungen nicht noch
einmal deutlich nachbessern. Das zeigt eine neue Studie. Die Arbeit
von Forschern der Climate Analytics in Berlin und des
Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung zeigt erstmals die
konkreten Auswirkungen der bislang vereinbarten Vorhaben der einzelnen
Länder zur Emissionsreduktion im Rahmen des Pariser Klimaabkommens mit
Blick auf den längerfristigen Meeresspiegelanstieg.

Erstmals beziffert die in den Proceedings of the National Academy of
Sciences erscheinende Studie den Beitrag der unter der Pariser
Klimavereinbarung zu erwartenden Treibhausgasemissionen für den
Meeresspiegelanstieg - vorausgesetzt, die als "Nationally Determined
Contributions" (NDCs) vorgelegten Pläne der Länder werden eingehalten.
Diese Zusagen zum Klimaschutz gehen zurück auf das Pariser
Klimaabkommen, auf das sich 2015 mehr als 190 Länder geeinigt haben.
Sie umfassen zunächst den Zeitraum von 2016 bis 2030.

Allein die in diesen 15 Jahren freigesetzten Emissionen würden bereits
einen Meeresspiegelanstieg von 20 cm bis 2300 bedeuten, zeigt die
Studie der Forschenden. Das entspricht einem Fünftel des
Meeresspiegelanstiegs, der durch alle seit Beginn der
Industrialisierung bis 2030 anfallenden Treibhausgasemissionen zu
erwarten ist. Die möglichen Auswirkungen eines bereits irreversiblen
Schmelzens von Teilen des antarktischen Eisschildes wurden hier noch
nicht berücksichtigt.

"Unsere Ergebnisse zeigen: Was wir heute tun wird einen großen
Einfluss bis zum Jahr 2300 haben. 20 Zentimeter sind keine kleine
Zahl, das entspricht grob dem bislang im gesamten 20.Jahrhundert
beobachteten Meeresspiegelanstieg. Diese Zahl durch nur 15 Jahre
zusätzliche Emissionen zu erreichen ist schon erstaunlich", sagt
Leitautor Alexander Nauels von Climate Analytics. "Durch das langsame
Tempo, mit dem der Ozean, die Eisschilde und Gletscher auf die globale
Erwärmung reagieren, entfalten sich die wahren Folgen unserer
Emissionen für den Meeresspiegelanstieg erst über Jahrhunderte. Je
mehr Kohlendioxid-Emissionen jetzt freigesetzt werden, desto stärker
bestimmen wir auch bereits den Meeressspiegelanstieg der Zukunft".

Mehr als die Hälfte geht zurück auf die Emissionen aus China, USA,
 EU, Indien und Russland 

Die Arbeit der Forschenden zeigt auch, dass mehr als die Hälfte der zu
erwartenden 20 Zentimeter Meeresspiegelanstieg auf die fünf größten
Verursacher von Treibhausgasemissionen zurückzuführen ist: China, USA,
EU, Indien und Russland. Allein die Emissionen dieser
Volkswirtschaften im Rahmen ihrer NDCs unter dem Pariser Klimaabkommen
würden dazu führen, dass die Meere bis 2300 um 12 cm ansteigen, so die
Studie.

"Nur fünf Volkswirtschaften sind für mehr als die Hälfte des
Meeresspiegelanstiegs verantwortlich, der durch die Emissionen aus den
ersten 15 Jahren nach der Pariser Klimavereinbarung zu erwarten ist",
sagt Ko-Autor Johannes Gütschow vom Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung. "Um den langfristigen Anstieg des Meeresspiegels
zu begrenzen, ist es entscheidend, dass bei den Klimaplänen der Länder
nachgebessert wird und die Anstrengungen zur Vermeidung von Emissionen
verstärkt werden".

Berücksichtigt man alle Emissionen, die zwischen 1991 und 2030
freigesetzt werden, also seit dem Jahr des ersten Berichts des
Weltklimarats IPCC, erhöht sich der Beitrag der fünf größten
Kohlendioxid-Emittenden China, USA, EU, Indien und Russland für den
langfristigen Meeresspiegelanstieg auf 26 Zentimeter.

Meeresspiegelanstieg als Vermächtnis für die Menschheit 

"Unsere Ergebnisse zeigen klar, dass unsere heutigen Emissionen
unweigerlich dazu führen, dass die Meere bis weit in die Zukunft
hinein ansteigen. Dieser Prozess lässt sich nicht zurückdrehen, er ist
unser Vermächtnis für die Menschheit", sagte Ko-Autor Carl-Friedrich
Schleussner von Climate Analytics. "Die Regierungen müssen bis 2020
dringend ambitioniertere Klimapläne (NDCs) vorlegen und das Tempo
ihrer Dekarbonisierung erhöhen, um das Pariser Abkommen und sein Ziel,
die globale Erwärmung deutlich unter 2°C und möglichst 1,5°C zu
begrenzen, einhalten zu können."

Mit dem steigenden Meeresspiegel steigt auch das Risiko für häufigere
und stärkere Überflutungen. Erst kürzlich hat der jüngste
IPCC-Sonderbericht zu Ozeanen und Kryosphäre gezeigt, dass extreme
Meeresspiegelereignisse, die derzeit nur einmal in hundert Jahren zu
beobachten sind, durch den zu erwartenden Meeresspiegelanstieg um
24-32 Zentimeter bis 2050 in vielen Teilen der Welt jährlich auftreten
könnten. Das kann für viele Küsten- und Inselgemeinschaften
verheerende Auswirkungen haben.

Originalpublikation:

Alexander Nauels, Johannes Gütschow, Matthias Mengel, Malte
Meinshausen, Peter U. Clark, Carl-Friedrich Schleussner (2019):
Attributing long-term sea-level rise to Paris Agreement pledges.

PNAS [DOI: 10.1073/pnas.1907461116]

Weblink zum Artikel, sobald er veröffentlicht ist:

https://www.doi.org/10.1073/pnas.1907461116

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news726320

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution406
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 04.11.2019
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MASSNAHMEN/076: Vier Argumente für einen Mindestpreis im Emissionshandel (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 04.11.2019

Vier Argumente für einen Mindestpreis im Emissionshandel


Wenn im Dezember die neue EU-Kommission unter Ursula von der Leyen
startet, steht das Thema Klimaschutz erklärtermaßen weit oben auf der
Agenda. Etwa die Hälfte der Treibhausgas-Emissionen werden seit 2005
durch den Europäischen Emissionshandel (EU-ETS) begrenzt - und der
lange Zeit extrem niedrige Preis für die Emissionsrechte bewegt sich
seit 2018 auf deutlich höheren Niveau. Dennoch braucht das EU-ETS,
wenn es wirksame Anreize für Investitionen in CO2-freie Technologien
setzen soll, möglichst schnell einen Mindestpreis. Das zeigt eine neue
Studie unter Mitwirkung des Berliner Klimaforschungsinstituts MCC
(Mercator Institute on Global Commons and Climate Change).

Die Studie wurde jetzt in der renommierten Fachzeitschrift Climate
Policy veröffentlicht. Das Autorenteam aus fünf Ländern hat die
wissenschaftliche Literatur zur Wirkungsweise von
Emissionshandelssystemen ausgewertet und das Thema zudem in
verschiedenen Workshops mit Fachleuten aus Wissenschaft, Politik,
Industrie und Umweltverbänden diskutiert. Laut der Studie gibt es
Anzeichen dafür, dass der aktuelle Preis von 25 bis 30 Euro je Tonne
CO2 womöglich bloß eine Spekulationsblase ist. Der Preis könne
dementsprechend rasch wieder einbrechen - etwa wenn einzelne
Regierungen zusätzliche Maßnahmen beschließen, die den CO2-Ausstoß und
damit die Nachfrage nach Emissionsrechten reduzieren.

"Wir zeigen, dass die bisherigen Reformen und insbesondere das
Instrument der Marktstabilitätsreserve nicht ausreichen, um den
europäischen Emissionshandel wirklich effektiv zu machen", erklärt
MCC-Direktor Ottmar Edenhofer, einer der Autoren der Studie. "So wie
das Instrument bisher konstruiert ist, kann zum Beispiel der deutsche
Kohleausstieg die absurde Folge haben, dass er die CO2-Emissionen im
europäischen Maßstab nicht sinken, sondern steigern lässt."

Die Studie setzt sich systematisch mit den möglichen Einwänden gegen
einen Mindestpreis auseinander - und liefert der neuen EU-Kommission
vier Argumente zum Handeln. Erstens können die Zertifikatspreise auch
nach Einführung der Marktstabilitätsreserve wieder deutlich fallen,
der Mechanismus kann Preiserwartungen nicht zuverlässig stabilisieren.
Zweitens ist auch laut nach dem neuesten Stand der wissenschaftlichen
Forschung ein hybrides Instrument aus Mengensteuerung und
Preisuntergrenze der reinen Mengensteuerung überlegen. Drittens gilt
für einen Mindestpreis im Emissionshandel nicht, wie mitunter
behauptet, das für Steuerfragen gültige Prinzip der Einstimmigkeit im
EU-Rat. Und viertens wäre selbst der Einstieg mit einer Untergrenze
unterhalb des aktuellen Marktniveaus ein wichtiges Signal für
Investitionsentscheidungen.

"Die nächste Gelegenheit zum Handeln ist die 2021 anstehende
Überprüfung der Marktstabilitätsreserve", so Edenhofer. "Nach
Frankreich, den Niederlanden, Schweden, Portugal und Spanien hat sich
zuletzt auch Deutschland für eine entsprechende Reform ausgesprochen.
Es ist wichtig, dass Brüssel dieses Thema jetzt aufgreift."

Originalpublikation:

Flachsland, C., Pahle, M., Burtraw, D., Edenhofer, O., Elkerbout, M.,
Fischer, C., Tietjen, O., Zetterberg, L., 2019, How to avoid history
repeating itself: the case for an EU Emissions Trading System (EU ETS)
price floor revisited, Climate Policy

https://doi.org/10.1080/14693062.2019.1682494

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mcc-berlin.net

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news726374

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC) gGmbH - 04.11.2019
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UNO/115: Handlungsbedarf (Securvital)


Securvital 4/2019 - Oktober-Dezember

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Umweltpolitik

Handlungsbedarf

von Norbert Schnorbach



Die Welt steht vor einer Klimakrise. Wissenschaftler warnen vor den
globalen Gefahren. Politische Maßnahmen sind gefordert. Doch ein
internationaler Klimaschutz-Index offenbart, wie zögerlich viele
Staaten - auch Deutschland - immer noch sind.

Nach der Klimakrise wird eine Hungerkatastrophe kommen. Mit dieser
Botschaft warnt der Weltklimarat IPCC vor den Folgen des globalen
Klimawandels. Der Mensch bedroht seine wichtigsten Lebensgrundlagen,
stellen die Wissenschaftler aus mehr als 50 Ländern fest, die für den
Weltklimarat einen aktuellen Sonderbericht zusammengetragen haben.
Hitze, Trockenheit und Überflutungen bedrohen die Landwirtschaft und
haben bereits Ernteausfälle in manchen Regionen der Erde verursacht,
berichtet der IPCC.

Der Bericht enthält neben vielen Warnungen auch eine optimistische
Einschätzung: Es liegt noch im Bereich des Möglichen, die Erderhitzung
auf 1,5 Grad im Vergleich zur vorindustriellen Zeit zu begrenzen.
Allerdings - und das ist die Forderung an die politischen Entscheider
- müssten dafür energische und schnelle Maßnahmen für eine wirksame
Umwelt- und Klimapolitik getroffen werden. Ansonsten ist damit zu
rechnen, dass Wetterkatastrophen in absehbarer Zeit zunehmen werden.

Ernährung bedroht

Der IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change) gilt als eine der
zuverlässigsten und renommiertesten Institutionen auf diesem Gebiet.
Im Auftrag der Vereinten Nationen tragen Wissenschaftler aus
zahlreichen Ländern den aktuellen Kenntnisstand der Klimaforschung
zusammen und bewerten die jeweils neuen Entwicklungen des Klimawandels
anhand anerkannter Veröffentlichungen. Für seine wissenschaftlich
fundierten Dokumentationen erhielt der IPCC auch schon den
Friedensnobelpreis.

Der jüngste Sonderbericht, der auf 7.000 wissenschaftlichen
Publikationen basiert und im August veröffentlicht wurde, stellt eine
unmissverständliche Diagnose: Steigende Temperaturen, veränderte
Niederschläge und häufigere Wetterextreme sind dabei, die
Ernährungssicherheit zu bedrohen. Die Zahl der unterernährten und
hungernden Menschen auf dem Globus (gegenwärtig etwa 820 Millionen)
wird um mehrere hundert Millionen anwachsen, wenn die Erderhitzung
nicht gebremst wird. Auch die Trinkwasserprobleme verschärfen sich in
vielen Regionen der Erde.

"Es sind vor allem die einkommensschwachen Länder in Afrika, Asien und
Lateinamerika, die unter den drastischen Folgen leiden", sagt der
indische IPCC-Experte Priyadarshi Shukla. Der Klimawandel wirke sich
nicht nur so aus, dass Ernteerträge geringer werden. Auch die Qualität
der Nahrungsmittel verschlechtere sich und, die Preise stiegen ins
Unerschwingliche für die ärmere Bevölkerung.

Im Bereich Landwirtschaft und Ernährung sehen die Wissenschaftler
große Möglichkeiten, Klimaschutz und Ressourcenschonung zu verbessern.
Land- und Forstwirtschaft sind für ein Viertel des menschengemachten
Treibhausgas-Ausstoßes verantwortlich, heißt es im IPCC-Bericht. Mit
klimaschonenderen Verfahren in der Landwirtschaft und in der
Tierhaltung könnten weltweit 2,3 bis 9,6 Milliarden Tonnen
Treibhausgase pro Jahr gespart werden. Das wäre ein Vielfaches der
gesamten deutschen Emissionen von jährlich etwa 860 Millionen Tonnen.
Positive Auswirkungen hätte auch eine Änderung der Ernährung,
insbesondere beim Fleischkonsum. Die Menschheit isst mehr Fleisch, als
für das Klima gut ist, denn für den Anbau von Futtergetreide wie Soja
verschwinden tropische Regenwälder.

Für die Herstellung von einem Kilo Gemüse entstehen nur ein bis zwei
Prozent der Treibhausgase, die für ein Kilo Rindfleisch anfallen.
Demnach könnte eine vegetarische Ernährung oder zumindest weniger
Fleisch und Fisch die Treibhausgas-Emissionen deutlich verringern.
"Außerdem bringt die Umstellung auf eine nachhaltigere Ernährung
wichtige Vorteile für die menschliche Gesundheit", sagt die Londoner
IPCC-Autorin Joana Portugal Pereira.

Ambitionierte Aufgaben

Der IPCC betont mit großem Nachdruck, dass weit gehende
wirtschaftliche und politische Maßnahmen notwendig sind, um den
Klimawandel zu begrenzen und in erträglichem Rahmen zu halten. Die
Empfehlungen lesen sich wie ein dringender Handlungsaufruf an die
Regierungen. Weniger Ressourcenverbrauch in der Wirtschaft, eine
schonendere Landwirtschaft und mehr erneuerbare Energien an Stelle von
Kohle und Erdöl sind erforderlich, um den Ausstoß von CO2 und anderen
Treibhausgasen zu verringern.
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Wie viel auf diesem Gebiet noch zu tun ist, veranschaulicht der
Klimaschutz-Index, der jedes Jahr von den Organisationen Climate
Action Network (CAN), NewClimate Institute und Germanwatch
veröffentlicht wird. Der Index bewertet die Länder nach ihrer
Klimapolitik. Beim jüngsten Klimaschutz-Index 2019 wurde Schweden am
besten beurteilt. Deutschland landete gemeinsam mit Ländern wie
Griechenland und den Niederlanden im Mittelfeld. Die schlechteste
Bilanz zeigen der Iran, USA und Saudi-Arabien. Als sehr gut könne
leider kein einziger Staat im Hinblick auf die Klimapolitik beurteilt
werden, meinte Germanwatch. "Kein Land erbringt seinen erforderlichen
Beitrag, um die Erderwärmung auf deutlich unter zwei, geschweige denn
1,5 Grad zu begrenzen."

 * 
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AKTION/052: 14. November, Umweltkonferenz - Landwirte und Schäfer fordern "Kooperation statt Verbote" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 1. November 2019

Aktion und Kundgebung 
"Kooperation statt Verbote" zur Umweltministerkonferenz am 14.11.19



Anlässlich der Umweltministerkonferenz (UMK) in Hamburg werden
Landwirte, andere Landnutzer und Schäfer aus ganz Deutschland am 14.
November 2019 am Ort der Veranstaltung ihre Kritik an der aktuellen
Politik deutlich machen und zum Dialog einladen. Gemeinsam werden
Vertreter sowohl des Bauernverbandes Hamburg, der Landesbauernverbände
aus Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen-Anhalt und Bayern, und der im Aktionsbündnis Forum Natur
zusammengeschlossenen Nutzerverbände sowie von mehreren
Landesschafzuchtverbänden unter der Überschrift "Kooperation statt
Verbote" an der Aktion und Kundgebung teilnehmen.

Zentrale Forderung an die Umweltminister von Bund und Ländern ist, in
der Umweltpolitik in Deutschland stärker auf kooperative Ansätze zu
setzen und nicht auf immer mehr Auflagen und Verbote. Hintergrund ist
die Kritik von Bauern, Weidetierhaltern, Waldbesitzern, Jägern,
Fischern und Grundbesitzern an der aktuellen Umweltpolitik in
Deutschland im Zusammenhang mit dem Insekten- und Naturschutz, dem
Wolf und dem strengen Artenschutz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. November 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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SCHUTZGEBIET/885: Flasbarth - Grünes Band verdient Schutz als Nationales Naturmonument (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 6. November 2019

Flasbarth: Grünes Band verdient den Schutz als Nationales
Naturmonument



Umwelt-Staatssekretär Jochen Flasbarth hat anlässlich der
Feierlichkeiten zum 30-jährigen Jubiläum des Mauerfalls dazu
aufgerufen, das gesamte Grüne Band, den ehemaligen Todestreifen
zwischen Ost und West, zum Nationalen Naturmonument zu erklären.

Umwelt-Staatssekretär Jochen Flasbarth: "30 Jahre nach dem Mauerfall
hat sich der ehemalige Mauerstreifen zu einer einzigartigen
Erfolgsgeschichte für den Naturschutz entwickelt. Wo einst
Stacheldraht und Grenzkontrollen das Land teilten, zieht sich heute
mit dem Grünen Band eine wertvolle Lebenslinie durch die Landschaft.
Dieser historisch und ökologisch so besondere Streifen Erde verdient
es, auf seiner ganzen Länge zum Nationalen Naturmonument erklärt zu
werden. Damit wird dort nicht nur ein einmaliger Biotopverbund,
sondern auch das kulturelle Erbe, die Erinnerung an den ehemaligen
Todesstreifen, unter Schutz gestellt."

Eine Unterschutzstellung als Nationales Naturmonument ermöglicht, die
Großschutzgebiete nach einem einheitlichen Konzept zu erhalten,
weiterzuentwickeln und strengen Schutz zu gewährleisten. Im Gegensatz
zu Naturschutzgebieten spielt bei Flächen des Nationalen
Naturmonuments auch der Kulturwert eine wichtige Rolle. Das Grüne Band
ist mit einer Länge von fast 1 400 Kilometern der längste Verbund von
Lebensräumen der Natur in Deutschland. Hier konnte sich die Natur über
Jahrzehnte hinweg beinahe ungestört entwickeln, sodass ein einmaliger
Rückzugsort für mehr als 1 200 bedrohte Tier- und Pflanzenarten
entstanden ist.

Thüringen ist vergangenen Herbst mit der Ausweisung des Nationalen
Naturmonuments "Grünes Band Thüringen" mit einer Länge von rund 763
Kilometern vorangegangen. Andere sind gefolgt: So wie Sachsen-Anhalt,
das kürzlich beschlossen hat, seinen 343 Kilometer langen Anteil am
Grünen Band zum Nationalen Naturmonument zu erklären. In Brandenburg
ist die Ausweisung des dortigen Abschnitts, rund 30 Kilometer,
Gegenstand des neuen Koalitionsvertrags.

Als Nationales Naturmonument können die verschiedenen Schutzziele des
Grünen Bandes - länderübergreifender Biotopverbund,
Erinnerungslandschaft und Landschaftserleben - miteinander in Einklang
gebracht und ein durchgängiger strenger Schutz gewährleistet werden.
Die Auszeichnung als Nationales Naturmonument stellt auch die
bundesweite Bedeutung dieser Landschaften deutlich heraus.

Das Bundesumweltministerium begleitet und unterstützt den
Ausweisungsprozess zum Nationalen Naturmonument seit 2015. Insgesamt
hat das Bundesumweltministerium das Grüne Band mit rund 19 Millionen
Euro aus unterschiedlichen Förderinstrumenten unterstützt. Im Rahmen
des Bundesprogramms "Biologische Vielfalt" wird derzeit beispielsweise
das Projekt "Lückenschluss Grünes Band" gefördert, welches
Flächenbesitzer innerhalb des Bandes, wie etwa Naturschutzstiftungen
der Länder, Kommunen und Privatpersonen, dabei unterstützt, zerstörte
Lebensräume wiederherzustellen.

Die Bundesregierung hat zudem die Bundesflächen im Grünen Band von der
Privatisierung ausgenommen und sie den Bundesländern beziehungsweise
Naturschutzstiftungen als "Nationales Naturerbe" übertragen. In der
Vergangenheit waren dies insgesamt rund 6.800 Hektar. In dieser
Legislaturperiode sollen weitere Flächen hinzukommen.

Mehr Informationen zum Grünen Band finden Sie unter:

https://www.bmu.de/30jahrenaturschutz

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 197/19, 06.11.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)
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STANDPUNKT/1144: BUND zur Halbzeitbilanz - Ohne Vision und Anspruch (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND-Kommentar vom 06.
November 2019

BUND zur Halbzeitbilanz 

Ohne Vision und Anspruch: Umweltpolitisches Versagen der
Bundesregierung



Zur Halbzeitbilanz der Großen Koalition aus CDU, CSU und SPD erklärt
Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND):

"Die Halbzeitbilanz der Großen Koalition ist bei den Menschheitsthemen
Klimaschutz und Rettung der Arten mehr als ernüchternd. Während die
Klimakrise und der weltweite Verlust der biologischen Vielfalt unsere
Lebensgrundlagen bedrohen, entspricht das zögerliche und halbherzige
Handeln der Regierung nicht den Notwendigkeiten, stattdessen versucht
sie aktuell die Schutzrechte von Zivilgesellschaft und Bürgern zu
beschneiden.

In der Klimapolitik kann sich die Große Koalition ein
Klimaschutzgesetz ohne die dringend notwendigen Zähne, einen
komplizierten und wirkungslosen CO2-Preis und eine verpasste
Verkehrswende auf die Fahne schreiben. Damit wird Deutschland nicht
nur die selbstgesetzten und zu niedrigen Klimaschutzziele 2030,
sondern auch das 1,5-Grad-Ziel aus dem Pariser Abkommen verfehlen.
Zudem ist der Ausbau der erneuerbaren Energie, vor allem in der
Windenergie, durch eine Blockadepolitik des BMWI weitgehend zum
Erliegen gekommen. Das Ziel der Bundesregierung, bis 2030 den Anteil
der Erneuerbaren Energien auf 65 Prozent zu erhöhen, rückt damit in
immer weitere Ferne.

Auch die bisherige Antwort der Bundesregierung auf das dramatische
Artensterben ist ungenügend. Trotz der Zusagen im Koalitionsvertrag,
gegen das Insektensterben vorzugehen, und der Vorlage des
Insektenaktionsprogramms, ist bislang in der Praxis auf Grund des
Widerstands des BMEL nichts passiert: Das Aktionsprogramm
Insektensterben wurde nicht umgesetzt und die Reform der
EU-Agrarpolitik hat die Bundesregierung bisher nicht genutzt, um die
Landwirtschaft klima- und naturverträglich, aber auch sozial gerecht
für die Landwirte umzubauen. Und beim Waldsterben 2.0 braucht es
einerseits ambitionierten Klimaschutz, andererseits muss der Waldumbau
hin zu naturnahen Mischwäldern vorangetrieben werden. Die
beschlossenen Aufforstungsprogramme und Hilfen für die Waldbauern sind
auch hier nur ein Anfang und werden das Waldsterben nicht stoppen.

Zudem verantworten Bundeskanzlerin Angela Merkel und Vizekanzler Olaf
Scholz mit dem Klimaschutzgesetz ein Paket, das, wie zuletzt vom
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung dargelegt, nicht nur
keinen Umweltschutz bringt, sondern auch noch die soziale Spaltung im
Land vorantreibt, indem das oberste Zehntel der Bevölkerung am
geringsten belastet wird. Für die Akzeptanz von Natur- und
Umweltschutz ist jedoch die soziale Gerechtigkeit politischer
Maßnahmen von zentraler Bedeutung. Durch die Untätigkeit der
Bundesregierung nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs gegen attac im
Februar 2019 und die dadurch weiterhin ungeklärte Situation bezüglich
der Gemeinnützigkeit, hat die Bundesregierung eine Schwächung der
Zivilgesellschaft, wie auch im Fall von campact, billigend in Kauf
genommen. Es ist zudem für diese Regierung symptomatisch, dass zu
ihrer Halbzeitbilanz das Kabinett Maßnahmen zur Planungsbeschleunigung
im Verkehrsbereich beschließt, deren Ziel es ist, durch EU-Recht und
Verfassung zentral zugesicherte Klagerechte von Verbänden und Bürgern
zu beschneiden.

Was folgt aus dieser ernüchternden Bestandsaufnahme? Nachsitzen und
endlich Mut beweisen. Der BUND fordert von Kanzlerin Angela Merkel und
Vizekanzler Olaf Scholz Führungsstärke. Wer im Jahr 2019 Verantwortung
für dieses Land hat, muss für die Menschheitsthemen Klimakrise und
Artensterben mutig Lösungen erarbeiten, die den Herausforderungen
gerecht werden. Die Zeit drängt. Die Regierung hat sich zu lange
geweigert zu handeln. Wir fordern daher wirksame Maßnahmen gegen das
Artensterben sowie ein wirksames Klimapaket bis zum 29.11.2019 - und
damit rechtzeitig vor der Weltklimakonferenz Anfang Dezember in
Madrid."

 * 

Quelle:
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KLIMA/725: Erdkugelweit - langsames Austrocknen ... (SB)




Weltweit nimmt die relative Luftfeuchtigkeit ab. Damit geht ein
geringeres Pflanzenwachstum einher. Studien zufolge wird dieser
Effekt mit der globalen Erwärmung und dem Klimawandel noch verstärkt,
was unter anderem Folgen für die CO₂-Aufnahmefähigkeit der
tropischen Regenwälder hat. Menschliche Aktivitäten verstärken den
Effekt weiter. Im Amazonas-Becken beispielsweise wurde schon eine so
große Waldfläche gerodet, daß in den letzten zwanzig Jahren eine
meßbare Austrocknung der Luft stattfand und der Wald die Fähigkeit
eingebüßt hat, wie bisher seinen eigenen Regen zu produzieren.

Wenn vom Klimawandel die Rede ist, dann ist damit nicht einfach nur
der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur gemeint, wie es
häufig kolportiert wird. Auch andere physikalische Größen ändern
sich, beispielsweise die relative Luftfeuchtigkeit [1]. Welche Folgen
ihr Wandel unter dem Einfluß der Erwärmung hat, wird seit längerem in
zahlreichen Studien hinsichtlich der land- und forstwirtschaftlichen
Produktivität erforscht.

Die relative Luftfeuchtigkeit findet auch Eingang in Berechnungen zum
sogenannten Sättigungsdefizit (engl.: vapor pressure deficit, VPD),
um die Photosyntheseleistung von Pflanzen zu bestimmen. So berichtete
im August dieses Jahres eine internationale Forschungsgruppe im
Journal "Science Advances", daß seit Ende der 1990er Jahre das
Sättigungsdefizit global zugenommen hat. Das heißt, die Spanne
zwischen der relativen Luftfeuchtigkeit und der Luftfeuchtigkeit, die
unter einer bestimmten Temperatur (und einem bestimmten Luftdruck)
maximal aufgenommen werden kann, bevor eine Sättigung eintritt, hat
sich im weltweiten Durchschnitt vergrößert. [2]

Auf dieses Defizit stellen sich die Pflanzen offensichtlich ein. So
wurde in derselben Studie festgestellt, daß noch bis Ende der
neunziger Jahre ein Trend zu mehr Pflanzenwachstum vorgeherrscht hat,
aber dann zum Stehen kam oder sogar umgedreht wurde. Die sogenannte
Terrestrische Bruttoprimärproduktion nahm ab, was auch nicht durch
die Zunahme an Kohlenstoffdioxid, durch die das Pflanzenwachstum
angeregt wird, kompensiert wurde. Bislang hat die Forschung keine
ausreichende Erklärung dafür, warum es vor rund zwanzig Jahren zum
plötzlichen Anstieg des Sättigungsdefizits kam.

Wenn die Luft zu wenig Feuchtigkeit enthält, schließen die Pflanzen
ihre Spalten (Stomata) an den Blättern, damit die Feuchtigkeit nicht
entweicht. Das bedeutet, daß das Wachstum der Pflanze gestoppt wird.
Das wiederum hat zur Folge, daß beispielsweise die tropischen
Regenwälder weniger CO₂ aufnehmen und von ihnen auch weniger
Sauerstoff freigesetzt wird. Auf den landwirtschaftlichen Anbau
bezogen bedeutet es, daß die Erntemenge geringer ausfällt. Um
weiterhin auf die gleiche Erntemenge zu kommen, müßte also noch mehr
Wald gerodet und die landwirtschaftliche Fläche vergrößert werden.
Ein Teufelskreis.

Das langsame Austrocknen der Atmosphäre ist besonders deshalb
problematisch, weil schon jetzt, unter den gegebenen
Produktionsverhältnissen, nicht genügend Nahrung für alle Menschen
erzeugt wird (rund 850 Mio. Menschen hungern regelmäßig, etwa 2 Mrd.
Menschen leiden unter chronischem Nährstoffmangel). Außerdem könnte
es aufgrund des Klimawandels immer schwieriger werden, die
Getreideernte zu steigern. Dabei haben Meeresspiegelanstieg,
Hitzewellen, Überschwemmungen, Dürren, Verkarstung der Böden nicht
nur natürliche Ursachen sondern werden durch die industrielle
Landwirtschaft begünstigt. Außerdem schwächt die generelle Abnahme
der Luftfeuchtigkeit auch die Wälder, macht sie anfälliger für
Schadinsekten und Pilzbefall und erhöht die Waldbrandgefahr. Das
Sättigungsdefizit ist also ein wichtiges Kennzeichen dafür, wie die
Vegetation weltweit auf den Klimawandel reagiert.

In einer weiteren, noch aktuelleren Studie wird anhand von
Satellitendaten der NASA festgestellt, daß - ebenfalls in den letzten
zwanzig Jahren - die Atmosphäre über dem Amazonas-Regenwald zunehmend
trockener geworden ist. Das Sättigungsdefizit wurde zwar in den
extremen Dürrejahren 2005, 2010 und 2015 vergrößert, aber dennoch
gelten menschliche Aktivitäten als eine der Ursachen (neben der
allgemeinen Erwärmung), die diesen Trend ausgelöst haben.

So werden bei der Brandrodung Rußpartikel freigesetzt, die
wärmeabsorbierend wirken, und der Verlust von Bäumen verringert die
Verdunstungsrate. Diese Effekte zusammengenommen bewirken, daß der
Amazonas-Regenwald weniger als früher seinen eigenen Regen
produziert. Das wirkt sich bis in die südbrasilianische Region um Rio
de Janeiro aus, in der normalerweise gewaltige Wolkenmassen aus dem
Amazonas-Becken heranrollen.

Der Amazonas-Regenwald produziert rund 80 Prozent seines eigenen
Regens selbst, was insbesondere in der trockeneren Jahreszeit
relevant ist. Wird das System durch das zunehmende Sättigungsdefizit
gestört, kann das langfristig zum Absterben der trockengestreßten
Bäume führen. Das gilt vor allem für den Südosten des
Amazonas-Regenwalds, in dem die trockene Saison vier bis fünf Monate
anhält. Der Nordwesten des tropischen Regenwalds kennt normalerweise
keine solche Trockenperiode. Deshalb wird er auch als "immerfeuchter
Regenwald" bezeichnet. In den letzten zwanzig Jahren kam es hier
allerdings zu sehr schweren Dürren, was ein Hinweis auf eine Störung
des gesamten Systems gedeutet wird.

Sollten sich eines Tages der Amazonas-Regenwald insgesamt oder größere
Teile von ihm nicht mehr gegen das Austrocknen schützen, könnte das
sogar einen Kippunkt im globalen Klimasystem auslösen. Dann würde
sich die abnehmende Verdunstungsrate, bzw. das zunehmende
Sättigungsdefizit weiter verstärken. Eine für das globale Klima
wichtige Kohlenstoffsenke würde sich in eine -quelle wandeln, was
wiederum durch Prozesse in anderen Weltregionen - wie das Abschmelzen
des grönländischen Eispanzers oder das Auftauen des arktischen
Permafrosts - die allgemeine Erderwärmung weiter verstärken wird.


Fußnoten:

[1] Relative Luftfeuchtigkeit bemißt sich an der maximalen
Luftfeuchtigkeit, die bei einer bestimmten Temperatur aufgenommen
werden kann, bis daß die Luft gesättigt ist. Bei einer weiteren
Zufuhr von Feuchtigkeit würden sich Wassertropfen bilden. Warme Luft
kann also mehr Wasser aufnehmen als kalte. In einem geschlossenen
Gefäß, in dem Luft- und Wassermenge konstant sind, aber die
Temperatur steigt, nimmt die relative Luftfeuchtigkeit ab, weil die
Luft bei höherer Temperatur mehr Wasser aufnehmen könnte, als sie es
tut.

[2] https://advances.sciencemag.org/content/5/8/eaax1396

[3] https://www.nature.com/articles/s41598-019-51857-8.pdf

6. November 2019
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AUSSTELLUNG/499: Neue Sonderausstellung im Deutschen Schifffahrtsmuseum - "SEA CHANGES. Welt & Meer im Wandel" (idw)


Deutsches Schifffahrtsmuseum - Leibniz-Institut für Maritime
Geschichte - 04.11.2019

Neue Sonderausstellung im Deutschen Schifffahrtsmuseum: SEA CHANGES
- Welt & Meer im Wandel



Ob Kohleausstieg oder Fridays for Future-Bewegung: Das Thema
Klimawandel ist in den Medien und in der Forschung präsent wie nie. So
befindet sich das Forschungsschiff POLARSTERN vom Alfred-Wegener-Institut 
(AWI) gerade auf der MOSAiC-Expedition, der bisher größten
Expedition zur Erforschung der nördlichen Polarregion, um wertvolle
Daten über den Klimawandel zu erheben. Das Deutsche Schifffahrtsmuseum
(DSM) / Leibniz-Institut für Maritime Geschichte nimmt dies zum
Anlass, vom 16. November 2019 bis 31. März 2020 die Sonderausstellung
"SEA CHANGES - Welt & Meer im Wandel" zu präsentieren.

Klima- und Meereswandel sind unmittelbar miteinander verbunden. Diese
Sonderausstellung erzählt von den Wechselwirkungen zwischen Mensch und
Meer im Spannungsfeld von Forschung, Wissenschaft und Schifffahrt.

Die Auswirkungen des Klimawandels auf Natur, Tier und Mensch stellen
eine große Herausforderung dar. Insbesondere unseren Weltmeeren, die
etwa 71 Prozent der Erdoberfläche ausmachen, steht durch die
Erderwärmung ein drastischer und vielleicht unumkehrbarer Wandel
bevor. "Das Klima wandelt sich - meteorologisch, aber auch
gesellschaftlich. Der Klimawandel wirft Fragen auf und heizt Debatten
an. Die Forschungsschifffahrt spielt eine wichtige Rolle, um Folgen
der Erderwärmung auf die Meere genauer verstehen und berechnen zu
können", sagt Prof. Dr. Sunhild Kleingärtner, Geschäftsführende
Direktorin des DSM.

Die Sonderausstellung SEA CHANGES nimmt den Einfluss des Klimawandels
auf den Planeten in den Fokus und wirft Schlaglichter auf die enormen
Auswirkungen für die Polarregionen, Schifffahrt und Ökosysteme. "Uns
war es wichtig, speziell die Rolle des Meeres für Klimadebatten in den
Mittelpunkt zu stellen und zu zeigen, wie der Mensch Einfluss auf das
Meer nimmt und es für unterschiedliche Zwecke genutzt hat", so Dr.
Marleen von Bargen, Historikerin und Kuratorin am DSM. Darüber hinaus
wird die Erforschung der Polarregionen und des Klima(wandel)s
historisch eingeordnet, indem Beispiele aus den verschiedenen Etappen
der Forschungsschifffahrt der letzten 150 Jahre bis heute vorgestellt
werden. Dr. Martin Weiss, Historiker aus dem Kuratoren-Team des DSM,
über die Ausstellung: "Wir wollen Schlaglichter auf die lokalen
Auswirkungen eines globalen Problems werfen und vor allem das
Bewusstsein dafür stärken, wie das Wissen um den Klimawandel
historisch entstanden ist."

Während der SEA CHANGES-Ausstellung bietet das DSM ein vielfältiges
Programm für Groß und Klein. Führungen, Familienaktionen und die
Begleitaktion "POLARWOCHEN - Das Museum leuchtet" locken Gäste in und
vor das Museum, denn die POLARWOCHEN lassen das Museum vom 16.
November 2019 bis 6. Januar 2020 in einem neuen Licht erscheinen. An
der Fassade tauchen Polarlichter, Schiffe, Forschende und Eisberge in
einer aufwendigen Medieninstallation auf und entführen in einen
Lebensraum, der ebenso faszinierend wie bedroht ist. SEA CHANGES zeige
weniger die Unendlichkeit als vielmehr die Verletzlichkeit des Meeres,
sagt Dr. Sven Bergmann, einer der Ausstellungsmacher.

Filmvorführungen und gemeinsame Nachtspaziergänge durch den Alten
Hafen vervollständigen das Programm. Auch die Virtual-Reality-Ausstellung 
"360° POLARSTERN - Eine virtuelle Forschungsexpedition"
bietet weiterhin Einblicke in das Fahren, Forschen und Leben an Bord
eines Forschungsschiffes wie der POLARSTERN.

Gefördert werden SEA CHANGES und POLARWOCHEN

vom Aktionsplan Leibniz-Forschungsmuseen.

Weitere Informationen erhalten Sie unter

www.dsm.museum/seachanges und

www.dsm.museum/polarwochen

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news726419

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution256

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Schifffahrtsmuseum - Leibniz-Institut für Maritime Geschichte - 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3414: Berlin, 8.11. - Klimavorlesung "Ozean und Eisgebiete im Klimawandel" (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 04.11.2019

Ozean und Eisgebiete im Klimawandel 

Klimavorlesung an der HU mit Hans-Otto Pörtner



Im Rahmen der Vorlesungsreihe "Humboldt for Future" stellt Prof. 
Hans-Otto Pörtner am 8. November 2019 den Sonderbericht des Weltklimarates
über Ozeane und Eisgebiete vor. Der Bericht enthält neueste
Forschungsergebnisse zu den Auswirkungen des Klimawandels auf Ozeane
sowie Schnee- und Eisgebiete und zeigt Handlungsoptionen zum Umgang
mit den entsprechenden Veränderungen auf.

Der Meeresbiologe Hans-Otto Pörtner vom Alfred-Wegener-Institut (AWI)
leitet beim Weltklimarat als Ko-Vorsitzender eine Arbeitsgruppe, die
sich mit den Risiken und Folgen des Klimawandels sowie mit den
Möglichkeiten zur Anpassung an den Klimawandel beschäftigt.

Die Vorlesungsreihe "Humboldt for Future" richtet sich an die
Schülerinnen und Schüler von #FridaysForFuture sowie an alle
Bürgerinnen und Bürger, die sich für mehr Nachhaltigkeit
interessieren.

Termin

Freitag, 8. November 2019, 14 bis 16 Uhr

Humboldt-Universität zu Berlin, Unter den Linden 6,

10117 Berlin, Hörsaal 1072

Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen

u.a. Wissenschaftspodcast der HU mit Dr. Carl-Friedrich Schleussner
Video der Klimavorlesung mit Dr. Brigitte Knopf über die
CO2-Bepreisung in Deutschland

https://www.hu-berlin.de/de/podcampus
https://www.youtube.com/watch?v=ZX1MHftU2EM

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news726439

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin - 04.11.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1305: Mönchengladbach - Let's cook! Chilenische Küche, 20.11.2019


Stadt Mönchengladbach

Let's cook! Chilenische Küche



In diesem VHS-Workshop geht es ums Verwöhnen mit einem chilenischen
Abend mit Originalrezepten. Die südamerikanische Küche wird die
Teilnehmer begeistern. 

Gekocht und anschließend genossen wird am
Mittwoch, 20. November, 18 bis 21.10 Uhr, im Volksverein MG,
Geistenbecker Straße 107. Anmeldeschluss ist der 15. November.
Entgelt: 24 Euro

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.11.19

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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MARKT/4211: Wertheim - 3. Wertheimer Fashion-Flohmarkt, Schnäppchen für Modebewusste, 10.11.19


Wertheim

3. Wertheimer Fashion-Flohmarkt

Schnäppchen für Modebewusste



Wertheim. Dein Kleiderschrank läuft über? Wieder nichts zum Anziehen?
Die Übergänge sind fließend - und der 3. Fashion Flohmarkt in Wertheim
löst beide Probleme. Am Sonntag, 10. November, wird die Main-Tauber-
Halle wieder zum Schlaraffenland für Schnäppchenjäger. Von 14 bis 18
Uhr können modebewusste Frauen und Männer nach Herzenslust an 89
Tischen mit Mode für Jugendliche und Erwachsene stöbern und
anprobieren.

"Das Interesse an den Tischen war wieder enorm", berichtet
Organisatorin Nadine Sahlender. Für den 3. Fashion-Flohmarkt sind rund
150 Bewerbungen eingegangen. "Wir freuen uns sehr, dass das Ganze so
gut angenommen wird, und fiebern dem Veranstaltungstag und dem ganzen
Trubel in der Main-Tauber-Halle voller Freude entgegen", so Nadine
Sahlender. Besucher können an der Garderobe ihre Jacken und Mäntel
abgeben und sich unbeschwert ins Shopping-Erlebnis stürzen.

Der Wertheimer Verein "Ein langer Weg" sorgt wieder für die Bewirtung
der Besucher und Aussteller. Für den guten Zweck und eine fruchtige
Erfrischung hat sich Organisatorin Nadine Sahlender mit dem Team von
"Sam Smoothies" zusammengetan. Es bietet Smoothies an und möchte einen
Teil der Einnahmen an den Verein "Ein langer Weg" spenden.

Mittlerweile stehen auch die Termine der Fashion-Flohmärkte für 2020
fest: 8. März, 24. Mai und 22. November. Auf Facebook und Instagram
werden ab Dezember die Bewerbungsfristen veröffentlicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.11.19

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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